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I.
Die Probleme der Verantwortlichkeit für die mit erhöhter Gefahr verbundene 
Tätigkeit nehmen in der Theorie über die zivilrechtliche Verantwortlichkeit in 
gewisser Hinsicht eine Schlüsselstellung ein. Die langdauernde Alleinherrschaft 
des Versehuldensprinzipes ist nämlich im Recht der Bourgeoisie eben auf diesem 
Gebiet gebrochen — undzwar letzten Endes infolge einer über den Kapitalismus 
hinausweisenden Erscheinung, der die „gefährlichen Betriebe“ schaffenden indust­
riellen Revolution. So sind dann — offen oder verhüllt — quasi zwei Systeme der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit nebeneinander entstanden. Die eine beruhte 
auf der schuldhaften Verursachung, die andere auf der vom Verschulden unabhän­
gigen Verursachung — hauptsächlich auf dem Funktionieren des gefährlichen 
Betriebes. Nachdem jene Produktivkräfte, welche mit der Vermittlung der Produk­
tionsverhältnisse auch diese neuere Verantwortlichkeitsform ins Leben riefen, sich 
weiter entwickelten, erforderten sic die Erkämpfung und den Aufbau der sozialisti­
schen gesellschaftlich-wirtschaftlichen Ordnung ; mit verändertem Inhalt, umge­
wandelt ist auch diese neue, letzten Endes sich den Produktivkräften anpassende 
Verantwortlichkeitsform weiterbestanden. Die moderne Technik bietet zu neuarti­
gen Schädigungen und neuartigen Weisen der Verteidigung die Möglichkeit; darauf 
beruhen die ähnlichen Züge der Regelung der Verantwortlichkeit des gefährlichen 
Betriebes in diesen zwei einander gegensätzlichen Gesellschaftssystemen. Die 
abweichende Lage der Schädiger und der Beschädigten, die Indienststellung des 
Wirtschaftssystems in der einen Gesellschaft unmittelbar dem Profit, in der anderen 
unmittelbar der Bedarfsbefriedigung und infolge dessen die in der Qualität und 
im Grad der Ausnützung der durch prinzipiell-technisch gebotenen Verteidigungs­
möglichkeiten hervortretende wesentliche Abweichung führt aber zu wesentlichen 
inhaltlichen Unterschieden in der getroffenen Regelung der zwei einander gegen­
sätzlichen Gessellschaftssysteme.1
Dazu kommt noch ein wesentlicher Umstand. Die sozialistische Revolution 
brachte in der Beziehung der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit nicht nur das 
mit sich, dass die Entwicklung der Technik und die Zielsetzung für den Menschen 
zu sorgen, die Bedeutung der Verantwortlichkeit für den durch den gefährlichen 
Betrieb mit oder ohne Verschulden verursachten Schaden erhöhte. Dazu gehörte 
auch die in der sozialistischen Rechtswissenschaft im letzten Jahrzehnt schon 
fast einheitliche Auffassung, dass die zivilrechtliche Verantwortlichkeit auf dein
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Prinzip des Verschuldens beruhen muss, denn mit der sozialistischen moralisch­
rechtlichen Auffassung kann nur das vereinbart werden, dass die Menschen für 
ihr fehlerhaftes Verhalten und nicht bloss wegen der unpersönlichen Teilnahme 
in einer Kette der Kausalitätszusammenhänge sich verantworten müssen.2 Ist 
aher das Verschulden das Grundprinzip, dann taucht die Frage auf : wo liegt 
eigentlich der Platz der Verantwortlichkeit für die mit erhöhter Gefahr verbun­
denen Tätigkeit? Diese Frage taucht um so eher auf, weil die Schädigungen von 
gefährlichen Betrieben die am häufigsten vorkommende Tatbestandsgruppe auf 
dem Gebiete der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit bilden.3 Das Gewicht des 
Verschuldensprinzips hat sich also erhöht und das Gewicht der Verhütung gegen 
die Tätigkeit mit erhöhter Gefahr ebenfalls ; die letztere hat im Rahmen des 
ersteren keinen Platz mehr ; denn in diesem letzteren Fall ist ebben nicht die 
schuldhafte Verursachung, sondern die mit erhöhter Gefahr zusammenhängende, 
ansonsten erlaubte Tätigkeit jener typische Schadensgrund,4 gegen den sich die 
Verhütung richten muss.
Mit der erhöhten Verantwortlichkeit, der gefährlichen Betriebe wirft jene 
Tatsache weitere theoretische Probleme auf, dass eine grosse Anzahl der gefährlichen 
Betriebe immer weniger gefährlicher wird. Man kann kaum jemanden finden, 
der die Reise auf der mit den modernen, automatischen Unfallverhütungsinstru­
menten, welche die Hinfälligkeit des menschlichen Achtungsvermögens neutrali­
sieren, ausgerüsteten Eisenbahn für gefährlicher erachten würde, als die Reise 
mit den einstigen Postkutschen ; oder der eine grössere Gefahr in den modernen 
Ozeandampfern, als in den alten Segelbarken sieht. Auf den breiten Gebieten der 
Verantwortlichkeit für die mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätigkeit ist also 
eben die Gefährlichkeit problematisch geworden. Trotzdem ist aber die Institution 
wohlauf und gewinnt im allgemeinen überall Raum. Die Verantwortlichkeit des 
gefährlichen Betriebs bedeutet also vom Verschulden unabhängige Verantwortlichkeit 
einer immer weniger gefährlichen Tätigkeit in einem solchen zivilrechtlichen Verant­
wortlichkeitssystem, welches auf dem 'prinzipiellen Grundsatz des Verschuldens beruht 
und in welchem die immer besser verschwindende Gefährlichkeit die rechtspolitische 
Quelle einer immer wachsenden exzeptionellen Verantwortlichkeitsform bildet.
II.
Die auf die Erklärung der Verantwortlichkeit der mit der erhöhten Gefahr 
verbundenen Tätigkeit gerichteten bürgerlichen Ansichten können zur gewissen 
Belehrung dienen, wenn gleich ihre Lösungen die Ansprüche der prinzipiellen Be­
gründungen der sozialistischen Regelung, die dem Aufbau des Sozialismus ange­
messen sind, auch nicht befriedigen.
1. Die Lösungsformen des französischen Rechtsgebiets werden im allgemeinen 
durch die Strebung charakterisiert, zu einer den damaligen Zielsetzungen entspre­
chenden praktischen Lösung zu gelangen, ohne die Institution der auf dem Gesetze 
beruhenden objektiven Verantwortlichkeit anzuerkennen. Es wird mit der Identi­
fizierung von Rechtswidrigkeit und Verschulden operiert, die Fiktion des Ver­
schuldens beziehungsweise der vertraglichen Garantieleistung angewandt; durch 
diese Mittel wird die Einheit der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit zu bewahren 
versucht.5 Die wichtigsten Lösungen sind die folgenden :
a) Laut § 1384 des Code civil’s ist für „die Handlung der Sache“ (fait des 
choses) ihr Bewahrer verantwortlich. Diese Regel sagt nur soviel, dass man bei 
dem Vorhandensein der im § 1382 bestimmten Bedingungen nicht nur für die
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unmittelbar selbst verursachten Schäden verantwortlich ist, sondern auch für solche, 
welche von Personen verursacht wurden, für die man verantwortlich ist, und auch 
für Schäden, welche durch die bewahrten Sachen entstanden sind. Der § 1384 ist 
also keine selbständige Verantwortlichkeitsform, er kann dem § 1382 nicht entge- 
gengenstellt werden. Jedoch verfahren viele auf diese Weise um die Verantwortlich­
keit für den gefährlichen Betrieb erklären zu können. Die „Verantwortlichkeit der 
Sachen“ (responsabilité des choses) hatten einige von der „Verantwortlichkeit der 
Taten“ (responsabilité des faits) so unterschieden, dass der auf beide zutreffende 
Ausdruck „faute“, welcher im § 1382 zu finden ist, im ersten Falle die objektive, 
im letzteren die subjektive Tönung erhalte.6
b) In gewissen Fällen wird die erhöhte Verantwortlichkeit auf die vertraglich 
stillschweigend übernommene Garantieverpflichtung zurückgeführt, nichteinmal 
das erfordernd, dass dies von den die Übernahme begleitenden Umständen unter- 
stüzt wird.7
c) Die Rechtspraxis operiert auch damit, dass sie die Schädigung als unura- 
stösslichen Beweis des Verschuldens betrachtet und so mit Hilfe der unumstöss- 
lichen Vermutung des Verschuldens die eigentlich objektive Verantwortung ver­
wirklicht.8
d) In der belgischen Rechtspraxis wird der im § 1382 des Code civil’s gebrauchte 
Ausdruck „faute“ — wo es begründet erscheint — in objektivem Sinne aufgefasst.9
All diese Auffassungen umgehen das Wesen der Frage und sichern uns nur 
wenige theoretische Belehrungen.
2. Die deutsch—österreichische bürgerliche Rechtswissenschaft hat ihrem vielmehr 
spekulativen Charakter entsprechend, sehr viel Theorien produziert. Der dogma­
tische Verdienst dieser Theorien ist, dass sie die Aasdehnung der objektiven Verant­
wortlichkeit anerkennen. Mit ihren inhaltlichen Mangelhaftigkeiten werden wir 
uns in den folgeJiden beschäftigen.
Diese Theorien besitzen drei, miteinander meistens kombiniert auftretende 
Brennpunkte : das Interessenprinzip, das Präventionsprinzip, und das Billig­
leitsprinzip.
Das Interessenprinzip ist ein Sprössling des Liberalkapitalismus, welcher den 
Übergang zum Monopolkapitalismus vorbereitete und der auf dem Gebiete der 
Rechtswissenschaft alle jene Lasten bekämpfte, mit denen die, zur Zeit des gegen 
die feudalen Kräfte geführten Kampfes und darauf folgend im Zeichen der Aner­
kennung des menschlichen Individuums verkündete, ausgearbeitete und verbreitete; 
Willenstheorie den sich stets entwickelnden Verkehr hemmte. Das Präventionsprin­
zip und das Billigleitsprinzip sind dagegen schon das Produkt des Monopolkapi­
talismus. Da wurde die abstrakte Einzelperson (der Bourgeois) im Bewusstsein 
der bürgerlichen Ideologen von der abstrakten Gesellschaft (Gesellschaft der Bour- 
goisie) und die Appellation auf das Individuum von der Appellation auf die 
„Gesellschaft“ abgelöst. Es wurde schon nicht im Namen des Privatinteresses 
einzelner Eigentümer, sondern im Namen irgendwelcher, als homogen vorgestellten 
oder dargestellten in dieser Weise aber tatsächlich nicht existierenden Gesellschaft 
gegen die „gesellschaftsfeindlichen” Kräfte aufgetreten. Den Interessen dieser 
„homogenen” Gesellschaft wurde — ausser dem Auftreten ihrer Feinde gegenüber 
— auch durch die Grundlage des Ausbeutungssystems nicht berührende Konzessio­
nen gedient. Dadurch wurde es versucht den Wind aus den Segeln der revo­
lutionären Bewegungen zu nehmen, den Anschein der harmonischen Zusammenar­
beit der Gesellschaft zu erwecken und die Unzufriedenen zu spalten, zur Abfindung
5
zu bewegen. Diese Bestrebung belebte wieder das Interessenprinzip, undzwar ihm 
im bürgerlichen Rahmen eine neue, nicht mehr individualistische, sondern „kollek­
tivistische“ Färbung verleiend. Im Grunde genommen dienten also diese drei 
Prinzipien zur Erklärung der Haftung für den gefährlichen Betrieb und aller ande­
ren objektiven Verantwortlichkeitsformen.
a) Auf das Interesse gründende Auffassungen, wie wir darauf hinwiesen 
haben den Weg von der individualistischen bis zur im erwähnten Sinne „gesell­
schaftlichen“ Betrachtung hintergelegt.
aa) Als Ausganspunkt diente eigentlich die Umdrehung des individualistisch 
gefärbten Prinzips Casus nocet domino. Diese Umdrehung beruhte auf einer 
prinzipiellen Grundlage, die mit der ursprünglichen Bedeutung des Prinzips iden­
tisch war. Das Prinzip nämlich laut dessen der Eigentümer den Schaden zu 
tragen hat. wurde so umgedreht, dass derjenige den Schaden tragen muss, dessen 
Sache den verursacht hat. Die Begründung lautet ebenso, wie bei der originalen 
Auffassung der Casus nocet domino: der, der Interessent sei, der den Nutzen geniesst, 
muss auch den Schaden tragen. Der Unterschied : es sei nicht der der relevante 
Interessent geworden dem seine Sache der Gefahr ausgesetzt wurde, sondern der, 
dem seine Sache die Gefahr verkörperte. So ist die These ..Handeln auf eigene 
Gefahr“ entstanden : ein jeder soll auf eigene Gefahr handeln.10
bb) Im erwähnten Sinne kommt eine höhere „gesellschaftliche“ Betrachtungs­
weise in dieser Ansicht zur Geltung, wonach gewisse nützliche Handlungsarten zur 
Schädigung anderer führen können ; auf solche Weise entsteht eine Interessenkolli­
sion. Die Lösung der Interessenkollision ist, dass das „überwiegende Interesse” 
siegt : das gemeinnützige Handeln wird gestattet, zugleich wird aber für die damit 
verbundenen Schädigungen die Verantwortung festgesetzt, denn die Kosten des 
gemeinnützigen Handelns können nicht auf die ausserstehenden, zufallsmässig 
geschädigten Einzelpersonen übertragt werden.11
cc) Eine Abart dieser, aus dem Gesichtspunkte des gefährlichen Betriebes 
besonders wichtigen Auffassung ist jene, welche davon ausgeht, dass der Zustand 
der Gefährdung immer der Schadensverursachung vorangeht. In dessen Interesse 
die Gefahr herbeigeführt wurde, der soll haften (Gefährdungshaftung), undzwar 
entweder weil die Gefahr schuldhaft, oder weil sie auf Grund des Prinzips des über­
wiegenden Interesses erlaubt hervorgerufen wurde; der sich aber im eigenen 
Interesse einer durch andere hervorgerufenen Gefahr aussetzt, soll selber die Folgen 
tragen (Gefahrtragung).12 Diese Theorie schliesst also von dem ganzen Verant­
wortungssystem die Schuld als Grundprinzip aus und stellt die angeblich leichter 
erkennbare „Gefährdung” an ihre Stelle. Die Gefährdung soll aber bei jeder Scha­
densverursachung vorhanden sein, da ihr Vorhandensein eben durch die erfolgte 
Schadensverursachung bewiesen wird. Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, 
dass unter solchen Umständen der Kategorie „Gefährdung“ kein selbständiger 
Wert aus dem Gesichtspunkte der Begründung der Verantwortung zukommt.
dd) Die am meisten „gesellschaftliche“ Auffassung geht davon aus, dass in 
der Gesellschaft nur solche Unternehmungen Lebensberechtigung besitzen, welche 
die Betriebskosten selber decken können. Wenn sie dazu nicht fähig sind, spricht 
nun mehr gar kein Interesse neben ihrer Weiterführung. Und wenn das so ist 
dann müssen die Unternehmungen für die verursachten Schäden selber haften 
und diese in ihre Betriebskosten, also in die Preise ihrer Leistungen einkalkulieren. 
Auf solche Weise trägt diese Ausgaben das Unternehmen und durch ihn die Gemein­
schaft seiner Konsumenten.13
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b) Diese Theorien werden vom Gedanken der Billigkett und Prävention ab­
getönt.
aa) Die Billigkeit bedeutet in diesen Theorien die Berufung darauf, dass das 
Unternehmen den Schaden leichter tragen kann, als der Beschädigte, besonders 
nachdem es diesen auf die Konsumenten übertragen kann. Unter solchen Umstän­
den erfordert die „soziale“ Umgestaltung des Rechts die Standhaltung des Unter­
nehmens. Im Falle der Schädigung des Angestellten eines Unternehmens wird 
es bereit ausser Acht gelassen, dass der Arboiter nicht nur im Interesse des Arbeitge­
bers, sondern auch im eigenen arbeitet; man beruft sich oft auf die Versorgungs­
verpflichtung des Arbeitgebers, sowio auf das Fehlen der Erziehung, Ubersichts­
fähigkeit und Sparsamkeit des Arbeiters —, darauf, dass der Arbeiter wegen diesen 
schlechten Eigenschaften nicht in der Lage ist durch Reservierung von Vermögens­
mitteln sich dem Unfallsrisiko gegenüber zu verteidigen.14
bb) Es wird auch darauf hingewiesen, dass die Übertragung der Verantwort­
lichkeit auf den Interessenten auch eine 'präventive Wirkung auslöst: der Interes­
sent wird auch darin interessiert, dass er sich bestrebt gegen Schädigungen zu 
verteidigen. In der ungarischen Literatur ist die Hervorhebung deises Faktors 
der Verdienst dfo.a Marion’s, obzwar kann dieses Prinzip laut seiner Auffassung 
eigentlich nur auf dem Terrain der auf der Schuld beruhenden Verantwortlichkeit 
gelten.15
All diese Theorien sind unabhängig von der Absicht ihrer Erzeuger, im kapi­
talistischen Gedankenkreis entsprungen.16 Sie drücken die Gesichtspunkte der 
Unternehmungen aus. Ihr Grundsatz ist, dass der gewinnbringenden Unternehmung 
Betriebskosten entsprechen. Diese Betriebskosten sind vieler A rt: die Abnutzung, 
das Veraitem von Maschinen, der Tod. oder die Verletzung von Menschen. Die 
grundlegende Art ihrer Tragung lau tet: der Betrieb soll sie tragen und mit der 
Einkalkulierung in die Preise seiner Leistungen, dann auf die Gesellschaft über­
tragen. Was nun die Arbeiter betrifft, muss man ihnen gegenüber Billigkeit gelten 
lassen, sie sozusagen bevormunden und für sie sorgen, um ja nicht sie für sich sorgen 
zu lassen. „Itichesse oblige“ — verkündete Unger: und verstand darunter, dass 
das Reichtum den Armen gegenüber verpflichtet, brachte jedoch damit das zum 
Ausdruck, dass das Vermögen den Reichen ihrer Klasse gegenüber verpflichtet 
und dass das gemeinsame Interesse : die Sicherung der kapitalistischen Klassen­
herrschaft — sogar auch gewisse Opfer verlangt. Was nun die Prävention anbelangt, 
das bedeutet unter kapitalistischen Verhältnissen tatsächlich eine Prämienausset­
zung. Das Unternehmen behaltet als Profitüberschuss jenen Betrag, welcher sich 
zwischen dem auf die Verbraucher schon übertragenen Pauschalbetrag des kalku­
lierten Schadenersatzes und der für Schadenersatz tatsächlich ausgezahlten Summe 
aufweist. Das kann das Unternehmen zu solcher Verteidigung veranlassen, deren 
Kosten diesen zu erwartenden Profitüberschuss nicht überschreiten. Darüber 
hinaus entwaffnet aber die Übertragung des Schadenersatzes auf die Konsumenten. 
Es hegt die fatalistischen Neigungen, welche — um die moralische Verantwortlich­
keit des Kapitalisten für die Unfälle zu verwischen — die Ursachen der Unfälle 
als einen beinahe uneliminierbaren, ständig auftretenden natürlichen Faktor be­
trachten. Die Prävention ist also unter solchen Umständen notwendigerweise sehr 
beschränkt, denn der ganze Mechanismus der Profiterwerbung wirkt gegen sie 
aus. Der Unterscheidung zwischen berechtigtem und unberechtigtem, schuldhaftem 
und unverschuldetem Verhalten unter solchen Umständen kommt bloss eine modu­
lierende Bedeutung zu, das aber hebt wesentlich auch die Institution der Verant­
wortung auf. An Stelle der Verantwortlichkeit tretet die Tragung des Schadens :
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aus der Frage der Verantwortung wird ein sicher kalkulatorisches und rechnungsmas­
siges Problem.
Es ist verständlich, dass die sozialistische Rechtsauffassung diesen ganzen 
Gedankenkreis zurückweist. Gleichzeitig muss es aber festgestellt werden, dass 
bestimmte Elemente dieses Gedankenkreises, zwar entstellt, doch etwas von der 
richtigen Lösung ausdrücken. Wir möchten besonders auf den früher nur verkün­
deten Präventionsgedankens Hinweisen, der in der sozialistischen Gesellschaft, 
auch zum Zwecke der Verhütung gegen Schädigungen der erhöht gefährlichen 
Tätigkeit, mit Hilfe der durch die antreibende Wirkung der selbständigen Rech­
nungsführung ausgebauten materiellen Interessiertheit verwirklicht wurde.
irr.
Im Mittelpunkt der sozialistischen Lösungen17 steht dieser richtige Gedanke» 
dass die mit erhöhter Gefahr verbundene Tätigkeit oft die Quelle der Schädigung 
bildet einerseits, und dass die erhöhte oder eher die Gefahr besonderen Typs nicht 
vorweg gegeben, sondern ein überwindlicher Umstand ist anderseits. Nachdem 
aber die wichtigste Bestimmung der zivilrechtlichen Verantwortung die Präven­
tion ist. muss zu der mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätigkeit, welche häufig 
zu Schädigungen führt, deren erhöhte Gefährlichkeit aber zu bewältigen sie, die 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit dazukommen, vorausgesetzt, dass die zivilrecht­
lichen Mittel spezifisch zur Förderung der Überwindung dieser besonderen Gefahr 
tauglich sind. Die speziale Sanktion der zivilrechtlichen Sanktion, der Schadener­
satz taugt dazu. Wenn die zivilrechtliche Sanktion in diesem Kreise sich nicht 
gegen die schuldige Verursachung, als typischen Schadensgrund, sondern gegen 
die im Wege der mit besonderer Gefahr verbundenen Tätigkeit eintretende Schadens­
verursachung richtet, ohne Rücksicht auf die Schuldigkeit, dann u-ird der Inbe­
triebhalter darin interessiert den Unfällen mit ulten Mitteln Vorbeugen zu können.
Bei dieser Auffassung hat also der Interessent keine primäre, selbstleuchtende 
Rolle ; die Verantwortlichkeit ist keine durch die Gefährdung anderer, zur Selbst­
befriedigung dienende, aber auf die Verbraucher tragbare Abgabe. Die Rolle 
des Interesses ist sekundär: durch seine Anwendung wird die präventive Wirkung 
verwirklicht. Das Interesse schaltet sich nicht so ein, dass derjenige, der den Nutzen 
des gefährlichen Betriebes einnimmt, den Schaden tragen muss, sondern so, dass 
die Vorbeugung der Schäden das Interesse des Inbetriebhalters bildet. Das Prinzip 
„wer den Nutzen geniesst, soll den Schaden tragen“, stellt nicht die Grundlage 
der Verantwortung dar, es versucht höchstens die Berechtigung auf den Nutzen 
zu beweisen ; — und noch weniger gibt es die Erklärung dafür, weshalb sich die 
Verantwortlichkeit nicht für die von höherer Gewalt verursachten Schäden erstreckt. 
Die Interessiertheit stellt keine „raison d’etre“ der ohne Rücksicht auf die Schuldig­
keit bestehenden Verantwortlichkeit dar, sondern bloss ihr Mittel, wie auch irgend­
einer anderen, z. B. auf der Schuldigkeit beruhenden zivilrechtlichen Verantwort­
lichkeitsform. Ein in der Ordnung der selbständigen Rechnungsführung arbeitendes 
Unternehmen wird z. B. gleichfalls interessiert in der Vorbeugung der durch schuld­
hafte und durch erhöht gefährliche '1 ätigkeit verursachten Schäden, denn der 
Schadenersatz mindert seinen Gewinn (Gewinnzurückzahlung usw.).
Nach dieser Auffassung ferner steht die besondere Gefahr nie in irgendwelchem 
Betrieb, in irgendwelcher Maschine, Energie, wofür der Eigentümer, der sie benützt 
und ihren Nutzen geniesst, sich verantworten muss, sondern in irgendwelcher
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menschlichen Tätigkeit. Nicht der Betrieb oder die Maschine sind gefährlich, sondern 
die Betätigung dieser, und nicht in der Energie, sondern in ihrer Anwendung 
liegt die Gefahr. Man ist nicht für die gewinnbringenden Gegenstände, sondern 
für das Verhalten verantwortlich. Wie wir das noch sehen werden, ist diese These 
nicht nur auf den Gebiet der auf der Schuldigkeit beruhenden Verantwortlichkeit, 
sondern auch auf die mit besonderer Gefahr verbundene Tätigkeit ohne Rücksicht 
auf die Schuldigkeit gültig.
Solange also die Auffassung der Bourgeoisie die bestehende erhöhte Verantwort­
lichkeit für die aus der Tätigkeit des gefährlichen Betriebes stammenden Schäden 
auf die aus der Interessenbefriedigung stammenden Haftpflicht zurückführt und 
das mit dem Standpunkt der Prävention und Billigkeit ergänzt, geht die soziali­
stische Auffassung aus der Prävention aus und dient dieser durch die Anwendung 
der Interessiertheit.
Daraus folgt, dass der erhöhten Gefährlichkeit eine solche Tätigkeit zu Grunde 
liegt,
a) ueiche ohne Rücksicht auf die Schuldigkeit auch oft zur Schädigung führt 
oder führen kann,
b) deren besonderer Gefährlichkeit gegenüber auch bei Mangel an schuldhaftes 
Verhallen, die Institution der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit in Aussicht des 
Erfolges den Kampf aufnehmen kann.
Beim Fehlen des ersten Elements ist die besondere gesetzlich geregelte Verant­
wortlichkeitsform nicht nötig, und beim Fehlen des letzteren besteht darauf keine 
Möglichkeit. Ist eine gesellschaftliche Beeinflussung mit den Mitteln der zivil- 
rechtlichen Verantwortlichkeit ab ovo unmöglich, dann kann über eine Vorbeugung 
überhaupt nicht die Rede sein und die etwaige Reparation kann keinen Verant­
wortlichkeitszielen sondern höchstens Zielen der Billigkeit oder Ähnlichen dienen. 
Ohne des zweiten Elementes kann ferner nicht erklärt werden, warum der des Inbe­
triebhalters des gefährlichen Betriebes nötig ist, auch dort die erhöhte Verant­
wortung, wo die Gefährlichkeit schnell abnimmt. Die besondere potentiale 
Gefahr und die Aussichtsreichlichkeit des gegen sie geführten Kampfes, — das ist 
also die doppelte prinzipielle Grundlage der, für die mit erhöhter Gefahr verbun­
denen spezialen Verantwortlichkeitsform und nicht bloss die Gefährlichkeit. Die 
Verhütungsmöglichkeit muss sich dabei so gestalten, dass sie die Rahmen des 
schuldhaften Verhaltens aufspreizt, denn ansonsten möchte dem Ziele auch die 
Verantwortung für schuldhaftes Verhalten entsprechen und es wäre die extra 
Verantwortlichkeitsform nicht nötig. Wenn dagegen eine so umfangreiche Verhür- 
tungsmöglichkeit bestehe, dass man beim Zustossen eines Unfalles auch noch dar­
über sprechen kann, dass die Gelegenheit der Verhütung bestünde, wenn bei der 
Verursachung des Unfalles niemand mitwirkte, — dann steht die Sache so, dass 
im Rahmen der Arbeit des gefährlichen Betriebes sogar auch auf das unverschuldete 
menschliche Verhalten mit den Mitteln der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit 
eine Wirkung ausgeübt werden kann, dann kann also auch eine Verantwortlich­
keit ohne Verschulden am Platze sein. Nur unter solchen Umständen kann von 
einer gegen die Gefährlichkeit wirkende spezifische, in andere Verantwortlich­
keitsform sich nicht verschmelzende Verantwortlichkeit die Rede sein.
Die Gefährlichkeit bedeutet also, dass
a) die geringste Schuldigkeit auch sehr schwere Folgen nach sich ziehen kann, 
denn ein die Gefahr in sich bergendes Moment vervielfältigt auch die schädlichen 
Folgen der geringsten Fahrlässigkeit (Gefährlichkeit im Rahmen der Fahrlässigkeit)
»
— ein Beispiel: ganz andere Folgen hat das Fallenlassen einer Glasschüssel, als 
eines mit Sprengstoff gefüllten Pakets;
b) ohne Rücksicht auf die Schuldigkeit kann auch leicht eine Schädigung eintreten, 
wenn die Verhütung nicht genug intensiv ist, obzwar von einer schuldhaften Unter­
lassung nicht die Rede sein kann (Gefährlichkeit von der Fahrlässigkeit unabhängig). 
Dieses letztere ist das Gebiet der erhöhten Verantwortlichkeit.18
Der Ausbau der Verantwortlichkeit für die mit erhöhter Gefahr verbundene 
Tätigkeit zu selbständiger Verantwortlichkeitsform ist also
a) die Folge dessen Umstandes, dass in einer bestimmten und nicht seltenen 
Tatbestandsgruppe der Schädigungen nicht die Schuldigkeit, sondern in irgendei­
ner Tätigkeit verborgene potenziale Gefährlichkeit der häufigste, am meisten 
charakteristische Schadensgrund i s t ;
h) die Gefährlichkeit dieser Tätigkeit ist deshalb in diesen Tatbestandsgruppen 
am meisten, charakteristisch weil sich in diesem Kreis die Verhütung mit zivilrecht­
lichen Mitteln — besteht im gegebenen Fall eine Schuldigkeit oder nicht — auf 
die Ausschaltung der Gefährlichkeit richtet, und die Verhütung ist auch über die 
Grenzen der Schuldigkeit hinaus möglich, denn sie richtet sich auf die Ausnützung 
der prinzipiell vorhandenen technischen und organisatorischen Möglichkeiten. 
Das menschliche Verhalten kann also auch über die Grenzen der Schuldigkeit hinaus 
die Grundlage einer Verantwortlichkeit bilden.
Die Verantwortlichkeitsform für die mit erhöhter Gefahr verbundene Tätig­
keit ist also letzten Endes darauf zurückzuführen, dass
a) bestimmte Tätigheilen spezielle Verhütungen beanspruchen und
b) zu diesen Verhütungen kann mit der Sanktion des Schadenersatzes angespornt 
werden.
Das bestimmt aber — wenigstens in prinzipiellem Umfang — auch die Grenzen 
der erhöhten Verantwortlichkeit. Wo die allgemeine Möglichkeit der Verhütung 
aufhört, dort erlöscht die Beeinflussung, hört also auch die Verantwortung auf. 
Über diese Grenze hinaus sieht die Prävention gewissermassen dem Leerlauf 
ähnlich : ihre Wirkung kann sich nur auf Fälle, die diesseits dieser Grenze liegen, 
erstrecken. Darüber hinaus kann sie höchstens die Verschiebung der Grenzen 
anspornen, aber dazu auch nur dann, wenn der Kreis der allgemeinen Verhütungs­
möglichkeiten zu steif gezogen wird, ohne mit den in der Technik und Organisation 
steckenden, schon reifen Möglichkeiten zu rechnen. Wenn aber dieser Kreis 
richtig gezogen wird, dann beruht die Haftung für den jenseits dieser gelegenen 
Schadensgrund schon nicht auf der Verantwortlichkeit, sondern auf irgendeiner 
anderen causa der Schadensaufteilung. Die andere — allgemeine — Schranke der 
erhöhten Verantwortlichkeit ist jener Umstand, dass sie im gegebenen Falle nicht 
nur dem In betriebhalter gegenüber eine präventive Wirkung leisten muss, sondern 
auch dem Beschädigten gegenüber, bei dem das fahrlässige oder seltener das vor­
sätzliche Verhalten das ist, wowegen der Kampf geführt werden muss, ln diesem 
Falle konkurriert die ungeachtet auf die Schuldigkeit bestehende Verantwortlich­
keit mit der auf Beurteilung der Fahrlässigkeit basierenden Haftung, und die 
Verantwortlichkeit wird sich von der Vergleichung dieser zweierlei präventiven 
Gesichtspunkte herrühren.19
Die Grenzen der selbständigen Haftungsform der mit besonderer Gefahr 
verbundenen Tätigkeit sind also
a) die spezifische Verhütungsmöglichleiten gegen eine Gefährdung in einer 
gegebenen Periode,
lü
b) die 'präventionbeanspruchende Einschreitung von Seite der Beschädigten. 
Die von Seite der aussen stehenden drillen Person eintretende präventionbean 
spruchende Einschreitung, wenn diese aus dem Gesichtspunkte des gefährliche- 
Betriebes nicht unter den obigen Punkt a) fällt, sie also nicht völlig unüberwindn 
lieh sei, wird diese nicht im Verhältnis zwischen dem Inbetriebhalter und Beschä­
digten, sondern im Laufe der Regressklage des Inbetriebhalters bewertet.
Im folgenden sollen wir im Wege der Besprechung einiger Hauptfragen der 
spezifischen Haftungsform der mit besonderer Gefahr verbundenen Tätigkeit, 
die Anwendbarkeit der hier dargelegten Prinzipien untersuchen.
IV.
Die ungarische Rechtspraxis beweist, dass jene Tätigkeit, welche durch ihre 
Gefährlichkeit oft als Schadensgrund figuriert, aber derer Gefährlichkeit gegenüber 
man auch über die Grenzen der Schuldigkeit sich verteidigen kann, eigentlich 
zweierlei ist. Ihre erhöhte Gefährlichkeit entnimmt sie aus zwei gegensätzlichen 
Charakteristiken :
a) Es gibt eine solche Tätigkeit, welche deshalb erhöht gefärhlich ist, weil 
sie, den Umständen gemäss, zu primitiv ausgeübt wird, und
h) es gibt eine solche Tätigkeit — und das ist die überwiegende — worin die 
erhöhte Gefährlichkeit eben in der Anwendung der konzentrierten Energie steckt.
Zur Ausschaltung, Zurückdrengung dieser zweierlei Gefährlichkeiten dient 
zwar dieselbe Verantwortlichkeitsform, doch besteht — verständlicher Weise — 
zwischen ihnen ein sehr grosser Unterschied.
ad a) Beispiele für die wegen ihrer Primitivität erhöht gefährlichen Tätigkeit 
sind der Brunnenbau, die Aushebung einer Grube, Sandgewinnung unterhalb 
eines Ufers, Aufstellung einer Steinsäule, in bestimmten Fällen die Benützung 
von Pferdekarren beim Dammbau usw. Nachdem die Gefährlichkeit in diesen 
Fällen auf der Primitivität der Tätigkeit beruht, ist die Gefährlichkeit ständig 
akut vorhanden einerseits, sie ist aber durch entsprechende Entwicklung voll­
ständig auszuschalten anderseits. Mit ihrer Ausschaltung hört die für sie festgelegte 
erhöhte Verantwortlichkeit entweder vollständig auf, oder sic geht — im Falle 
der Einführung von maschineller Kraft — auf die Fallgruppe der auf Anwendung 
von konzentrierten Energie beruhenden erhöhten Verantwortlichkeit über. Auf 
das erstere dient als Beispiel der Beschluss No Äf. IV. 23. 150/1955 des Obersten 
Gerichts, welcher die Aufstellung einer Steinsäule mit Hilfe eines handbetriebenen 
Aufzugswerkes nicht für eine gefährliche Tätigkeit erachtete, obzwar die Aufstel­
lung einer Steinsäule ohne solche Ausrüstung in der ständigen Gerichtspraxis als 
eine mit erhöhter Gefahr verbundene Tätigkeit qualifiziert ist.
ad b) Ganz abweichend ist die Tatbestandsgruppe, welche auf der Anwendung 
konzentrierter Energie beruht. Nachdem da nicht die Primitivität, sondern die 
bedeutende Inanspruchnahme der Technik als Ursache der Gefahr zu betrachten 
ist, kann dieselbe Technik der erhöhren Gefahr gegenübergestellt werden. Es 
handelt sich vom ständigen Kampf der Kräfte derselben Qualität und nicht so wie 
im anderen Falle, wo die Primitivität von der Entwickeltheit abgelöst wird. Die 
Gefährlichkeit ist hier also ein ständig fortbestehender Faktor, nicht so wie im 
anderen Fall: wenn die Technik und die Organisation gegen die durch die Technik 
verursachte erhöhte Gefährlichkeit eingesetzt wird, dann wird die akute Gefahr
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zu einer latenten, sie verschwindet beinahe, aber endgültig hört sie nie auf, denn 
sie ist durchgehends vom Kampf der Kräfte derselben Qualität abhängig.
Die erste Fallgruppe wird also von der akuten Gefahr und der völligen Ausschalt­
barkeit dieser, die andere von der zurückgedrängten Gefahr und der Unausschalt- 
harke.it dieser charakterisiert. In der ersten Gruppe der Fälle ist daher die völlige 
Ausschaltung der erhöhten Gefährlichkeit und dadurch die Aufhebung der erhöhten 
Verantwortlichkeit, in der zweiten die Schaffung und Aufrechterhaltung der voll­
ständigen menschlichen Herrschaft, also die Aufrechterhaltung der erhöhten Verant­
wortlichkeit das Ziel. Die erhöhte Verantwortlichkeit hört in diesem Fall auch dann 
nicht auf, wenn die Verhütung vollständig geworden ist und die Technik die von 
der Technik aufbeschworenen Gefahren vollständig besiegt hat, denn hier wird 
die Ursache der Gefahr nicht vernichtet, sondern sie wird ständig wiedererzeugt 
und darum muss auch di ■ erhöhte Verantwortlichkeit aufrechterhalten bleiben, 
um die Verhütung zur Vollständigkeit anzuspornen. Man muss nämlich zur Aufrecht­
erhaltung des erreichten Niveaus anspornen ; ausserdem beanspruchen auch die 
durch die Weiterentwicklung der Technik ins Leben gerufenen, neuen potenziellen 
Gefahrquellen immer neuere Kraftanstrengungen von schützender Technik und 
Organisation. Das ist die Erklärung dafür, dass noch die am sichersten betriebene 
Eisenbahn auch eine „erhöhte Gefahrenquelle“ bildet und auch das bleibt, obzwar 
die Gefährlichkeit ihrer Inbetriebhaltung von niemandem wahrgenommen wird. 
Hier zeigt sich ganz offensichtlich, dass diese erhöhte Gefährlichkeit nur eine 
Prämisse der mit der gefährlichen Tätigkeit verbundenen erhöhten Verantwort­
lichkeit ist, aber ihre wirkliche Ursache liegt darin, dass hier von einer speziellen 
Verhütungsmöglichkeit die Rede ist. welche anders aussieht, als die Verhütung 
schuldhaften Verhalten gegenüber. Hier ist die besondere typische Ursache der 
Beschädigung auch ein spezieller, von der Schuldigkeit unabhängiger — damit 
einmal kombiniert hervortretender, einmal wieder ohne sie geltender — Faktor.
V.
I. Was ist diese spezielle Verhütungsmöglichkeit? Was ist jenes Verhalten, 
welches diese erhöhte Verantwortlichkeit beeinflussen beabsichtigt, die real ohne 
Rücksicht auf die Verantwortlichkeit beeinflusst werden kann?
Dieses Verhalten ist die Inbetriebhaltung. Die Inbetriebhaltung besitzt ihre 
verbindlichen Normen. Die Verletzung dieser ist rechtswidrig und sozusagen in 
jedem Fall auch zugleich schuldhaft. Wenn das Recht nur die Einhaltung dieser 
positiv vorgeschriebenen, meistens auch straf- oder verwaltungsrechtlich sanktio­
nierten Normen vom Inbetriebhalter erwarten möchte, dann wäre die mit der 
gefährlichen Tätigkeit verbundene erhöhte Verantwortlichkeitsform nicht nötig. 
Das Recht geht aber darüber hinaus und erwartet eine im Zivilrecht einigermas- 
sen auf ungewohnte Weise nicht festgelegte weitere allgemeine Aktivität so auf 
organisatorischem als auch auf technischem Gebiet. Es erwartet ferner, dass alle 
vernünftig möglichen Massnahmen getroffen Werden. Man muss ständig auf den 
guten Zustand aller Bestandteile achten, und für diese Einrichtungen und Ausrüstun­
gen sorgen, welche zwar nicht verbindlich sind, aber die Gefahr doch mindern. 
Wo dazu die Möglichkeit besteht, muss durch entsprechende Organisation die 
Gefahr vermindert werden ; man soll im Interesse solcher Versuche, welche der 
Entwicklung der verhütenden Technik dienen, Opfer bringen usw. Alldies kann für 
jeden Inbetriebhalter — wenigstens einstweilen — verbindlich nicht vorgeschrieben 
werden. Die Nicht-Durchführung dieser ist in sich noch nicht rechtswidrig. Nachdem
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aber die Verursachung von Unfällen auch dann nicht rechtsmässig ist, wenn die 
Ausübung der mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätigkeit nicht rechtsmässig 
ist, macht das Eintreten eines Unfalles die Inbetriebhaltung zu einer relevanten 
Ursache, um dadurch auf die Inbetriebhalter in Richtung der Erhöhung ihrer 
Anstrengungen einzuwirken. Die Anregung also richtet sich auf diesem Gebiet 
in erster Linie darauf, dass der Inbetriebhalter auch jene Vorkehrungen trifft, udehe 
von einzelnen Rechtsnormen nicht für verbindlich erklärt sind: das Auto soll so instand 
„(■halten, solche Ausrüstungen angeschafft und von einer solchen Lenkung des 
Autos gesorgt werden, dass keine Beschädigung eintritt. Ein charakteristisches 
Beispiel: dc7r Unfall ereignet sich bei einer solchen Bahnkreuzung, wo sich zwar 
kein Schlagbaum befindet, aber die Errichtung eines Schlagbaumes vom Ministe­
rium für Verkehrs- und Postwesen auch nicht für verbindlich gemacht worden war. 
Die „Versäumung“ der Einrichtung eines Schlagbaumes allein ist nicht rechts­
widrig und zieht zu Lasten der Ungarischen Staatsbahnen keinerlei nachteilige 
Rechtsfolgen mit sich. Es ist doch nicht zu bezweifeln, dass die Ungarische Staats­
bahnen sich für ein Unglück zu verantworten haben : die Versäumung der Errich­
tung des Schlagbaumes ist in causalem Zusammenhang mit dem Unfall rechtswidrig 
geworden.™ Der wichtigste rechtspolitische Grund des Rechtswidrig-geworden- 
seins ist : wo eine spezielle Art der Schadensgründe hervor tritt, dort wird mehr 
als das verbindlich Vorgeschriebene erwünscht. Also : wenn die Ungarischen Staats­
bahnen an solchen Stehen keine Schlagbäume aufstellen lässt, kann sie sich nicht 
auf unabwendbare äussere Ursachen berufen, denn dem eingetretenen Unfall 
wäre vorzubeugen gewesen, wenn sie einen Schlagbaum ohne die darauf gerichtete 
Verpflichtung errichten lassen hätte. Derjenige, der einen gefährlichen Betrieb 
inbetrieb hält, muss alle Aktivität entfalten um die eventuellen Beschädigungen 
vermeiden zu können — sogar diese Aktivität auch, welche die Rechtsnormen nicht 
vorschreiben, denn ansonsten kann er sich von der Verantwortlichkeit des Schadener­
satzes nicht entziehen.
In ah diesen steckt seitens des Inbetriebhalters ein gewisses Risikoelement, 
ein Element des „Handelns auf eigene Gefahr“ , bloss aber nicht so, wie das in 
der bürgerlichen Literatur auftauchte. Hier ist nicht davon die Rede, dass auch 
unabhängig von den Verhütungsmöglichkeiten der Interessent das Risiko trägt, 
sondern davon, dass es über den Grenzen der Schuldigkeit eine vom Recht eigenartig 
sanktionierte Sphäre gibt, wo in erhöhtem Masse vom Inbetriebhalter abhängt, 
was für eine Plusanstrengung er zur Vorbeugung des Eintretens seiner Verantwort­
lichkeit, also der Beschädigung, anwendet. Macht er keine solche Plusanstren­
gung, ist er solange keinerlei Sanktionen ausgesetzt, bis sich kein Unfall ereignet. 
Der Unfall dagegen macht sein früheres rechtsmässiges Verhalten rechtswidrig : 
was zu tun er nicht verpflichtet war, ist mit der Versäumung durch den schädigen­
den Vorfall rechtswidrig geworden. Der Inbetriebhalter nimmt also umso grösseres 
Risiko auf sich, je kleinere Plusanstrengung er in der Hinsicht der Unfallverhütung 
leistet. Es kann also sein, dass die Tätigkeit des Inbetriebhalters durch einen Unfall 
zu rechtswidriger umgewandelt wird, und es kann auch sein, dass er lange Jahre 
hindurch ein „rechtsachtender“ Bürger oder Betrieb bleibt. Ganz anders steht die 
Sache auf dem Gebiet der verbindlich vorgeschriebenen Verhalte. Es hängt zwar 
auch hier von dem Verpflichteten ab, ob er die Warnungspfähle der Rechtsnormen 
Übertritt, und wenn er des tut, nimmt er noch eher Risiko auf sich, aber hier, im 
Falle der Übertretung der Rechtsnormen kann er auch dann nicht als rechtsachten­
der Inbetriebhalter leben, wenn die Unregelmässigkeiten lange Jahre hindurch 
nicht zu Schädigungen führten.
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2. Die Inbetriebhaltung ist also natürlich ein rechtsmässiges Verhalten und ist 
auch nicht rechtswidiig die Plicht-Durchführung der verbindlich nicht vorgeschrie- 
benen Massnahmen. Sollte aber aus einer mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätig­
keit ein Schaden entstehen, verwandelt dies den im konkreten Fall gegebenen Cha­
rakter der Inbetriebhaltung zu rechtswidrigem, und führt ohne Erforschung der 
Schuldigkeit zui Verantwortung. Daraus müssen wir aber die Folgerung ziehen, 
dass im Bereich der Verantwortlichkeit des Inbetriebhalters, der Kreis der zivil- 
rechtlichen Verantwortlichkeit sieh ausdehnte : nicht nur die schadensverur­
sachende Aktivität, aber auch die schadensverursachende Passivität ist in ihrer Allge­
meinheit rechtswidrig.21
Hier ist ein bedeutendes und weitführendes Moment der Entwicklung der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit zu beobachten. Im römischen Recht gab es 
noch keinen allgemeinen verantwortlichkeitsbegründenden Tatbestand, es gab 
nur taxativ angeführte Tatbestände. Im Recht der Bourgeoisie entwickelte sich 
im allgemeinen das Prinzip, dass derjenige, der mit seiner Handlung einem anderen 
rechtswidrig und schuldhaft einen Schaden zufügt, verantwortlich ist. Jetzt ist 
das Prinzip im Entstehen, wonach in durch das Gesetz festgelegtem breitem Kreise 
auch derjenige sich zu verantworten hat. dessen Passivität zur Schadensverursa­
chung fühlte, undzwar auch dann, wenn die Tätigkeit allein nicht vorgeschrieben 
war. Das heisst : in breitem Kreise wird auch die zur Beschädigung führende Passi­
vität rechtswidrig.
W as nun das positive Recht betrifft, das ist nicht eine Errungenschaft des 
sozialistischen Rechts. Die aus der erhöht gefährlichen Tätigkeit stammenden, 
auf die Verantwortlichkeit bezüglichen Regeln des bürgerlichen Rechts weisen 
\ iel Ähnlichkeit mit den entsjjrechenden sozialistischen Rechtsnormen auf. In 
der Gesellschaft der Bourgeoisie bestand aber wegen den schon entwickelten Klassen­
schranken keine Möglichkeit die entsprechende Konsequenzen zu ziehen ; die 
zu den Klasseninteressen der Bourgeoisie gebundenen dargelegten theoretischen 
Konzeptionen konnten darauf gar nicht hinveisen. In die von uns über das Wesen 
der bestehenden Verantwortlichkeit der erhöht gefährlichen Tätigkeit entwickelte 
Auffassung aber passt sich diese Richtung der Entwicklung gut hinein. Wir gehen 
davon aus, dass die Institution der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit zur Einhal- 
tung det gesellschaftlichen Erfordernisse erzieht. Die Rechtswidrigkeitserklärung 
dei einzelnen Verhalte dient auch diesem Ziele. Damit hängt die Rechtswidrigkeitscr- 
klärung der zur Schädigung führenden Passivität in immer breiterem Kreise zusam­
men. Die in der sozialistischen und volksdemokratischen Gesellschaft vorherrschende 
moralische Auffassung, die Regeln der sozialistischen Lebensgemeinschaft erfordern, 
dass wii einander tatkräftig unterstützen. Das ist entschieden keine Rechtsnorm. 
\\ ir gehen auch nicht so weit, wohin einzelne deutsche Autoren gelangen, dass 
nämlich jedes auf die Erfordernisse der sozialistischen Lebensgemeninschaft stossende 
aktive oder passive Verhalten von den Rechtsnormen, von den Verboten oder Vor­
schriften des Rechts unabhängig auch rechtliche Sanktionen nach sich ziehen soll.22 
Die gesellschaftlichen Erfordernisse können nicht in ihrer Ganzheit vom Recht 
übernommen werden, denn nicht jede Übertretung der gesellschaftlichen Lebens­
gemeinschaft erhebt sich auf ein solches Niveau, dass sie rechtliche Sanktionen 
nach sich ziehen müssten. Doch auf gewissen Gebieten widerspiegelt sich auch im 
Recht dieser I instand, dass die Erfordernisse der gesellschaftlichen Lebensgemein­
schaft in der sozialistischen Gesellschaft — mit Bezug auch darauf, dass kein grund­
legende! Interessengegensatz existiere und die Atomisiertheit vom Organisation 
und Zusammenarbeit höchsten Grades abgelöst wird — zu einer grossen Aktivität
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gegeneinander verpflichten. Eins der wichtigsten Gebiete dieser ist eben das Gebiet 
der Verantwortlichkeit für Beschädigungen, welche aus der mit erhöhter Gefahr 
verbundenen Tätigkeit stammen, wo die Unterlassung einer nicht als verbindlich 
erklärten Aktivität, wenn sie zu Schädigungen führt, ebenso rechtswidrig ist, 
wie auch eine schadenszufügendc Aktivität im allgemeinen.23
3. Aus all dem können wir die Folgerung ziehen, dass im Zivilrecht eine bestimmte 
Staffelung der Rechtsmdrigkeitserklärung infolge dessen zur Geltung kommt, dass 
die allgemeine Aktivität im Zivilrecht zur Zeit kaum verbindlich gemacht werden 
kann, aber die man in gewissen Beziehungen im Interesse der Vorbeugung von 
Schadensverhütungen, und des Erfolges des gegen die typischen Schadensgründe 
geführten Kampfes doch erwarten muss. Diese Staffelung weist nun schematisch 
das folgende Bild auf :
a) Es sind Verhalte die an und für sich, vom Ergebnis abgesehen, rechtswidrig 
sind.24 Hieher gehören in erster Linie die taxativ aufgezählten Fälle der Verbind­
lichkeit der schadensverhvitenden Aktivität (den Schlagbaum muss man herunter­
lassen, im Kraftfahrzeug müssen die entsprechenden Bremseinrichtungen eingebaut 
werden usw.).
b) In anderen Fällen wird das Verhalten durch sein Ergebnis rechtswidrig ; 
aber das Verhalten ist vom Ergebnis überhaupt nicht zu trennen, denn das Verhalten 
ist ja die Schadensverursachung. Daher gehört das allgemeine Verbot der schadens­
verursachenden Aktivität (neminem laedere).
c) Aus dem Gesichtspunkte dieser Abhandlung stellt die wichtigste Fallgruppe 
jene dar, in welcher das Verhalten an und für sich nicht rechtswidrig ist, sollte sie 
aber eine Beschädigung herbeiführen, wird sie rechtswidrig, denn in meisten Fällen 
gilt sie als typischer Schadensgrund undzwar für solchen, wogegen mit den spezi­
fischen Mitteln der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit der Kampf durchzufechten 
ist. Eine solche ist z. B. die Auswahl eines Beauftragten in diesem Kreise, wo die 
cülpa in eligendo den Grund der Verantwortung bildet. Im Rahmen der Rechtsnor­
men kann ein jeder beauftragt und damit dritte Personen oder geradezu das All­
gemeininteresse gefährdet werden : wenn kein in der Rechtsnorm festgelegtes Verbot 
vorhanden ist, kann auch dann kein Protest gegen eine leichtsinnige, zum Miss­
brauch veranlagte, wegen solcher Handlung schon bestrafte Person erhoben wer­
den, wenn das mit einer Gefährdung verbunden ist. Wird aber vom Beauftragten 
ein Schaden verursacht, so wird auf einmal jene Bestellung rechtswidrig und schuld­
haft, welche ohne Schadensverursachung nicht das gewesen wäre ; die Bestellung 
gilt als relevanter Schadensgrund und die Verantwortlichkeit erfolgt wegen culpa 
in eligendo. Denselben Charakter besitzt auch die Passivität des Inbetriebhalters 
auf dem Gebiet der Technik und Organisation. Hier handelt es sich nicht um das 
Erwünschen eines bestimmten Verhaltens. Es ist Sache des Inbetriebhalters, was 
er im Interesse der Schadensverhütung unternimmt, das Recht erfordert nur das 
Resultat: die Befreiung von Unfällen. Das ist also eine spezifische und nicht eine 
resultalive Verantwortlichkeit im gewohnten Sinne des Wortes. Das Recht schreibt nicht 
das vor, dass dies oder jenes getan werden und man sich von der schadensverur­
sachenden Aktivität fernhalten muss, sondern besagt, dass über die verbindlich 
vorgeschriebenen Vorschriften hinaus ein jeder nach seinem Gutdünken handeln 
oder nichthandein soll, aber die Tätigkeit des Inbetriebhalters (die mit besonderer 
Gefahr verbundene Tätigkeit) nicht zu Beschädigungen führe. Wie dies vom Inbe­
triebhalter zu erreichen ist, wird vom Recht ihm überlassen. Das ist ein solches 
Zwischengebiet, w'o das Recht nicht unterstützt, aber es ist auch nicht gleichgültig: 
es lässt den Interessenten nach seinem Gutdünken verfahren, macht ihn aber auch
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für die Nichtdurchführung der nicht vorgeschriebenen Massnahmen, wenn ein 
Unfall zutrifft, verantwortlich. Diese Lösung ist deshalb notwendig, weil 
aa) die besondere Gefährlichkeit einen typischen Schadensgrund bildet; 
bb) die Verhütung gegen sie ist zwar möglich, aber erfordert eine Aktivität 
mit solch vielseitigem und sich ständig wechselndem Umfang und Inhalt, dass 
es nicht möglich ist sie taxativ aufzuzählen ;
cc) diese riesig ausgedehnte, schadensverhütende und vorbeugende Aktivität 
kann nicht zur allgemeinen rechtlichen Verpflichtung gemacht werden.
Deshalb ist es nötig, dass die einschlägigen Verhalte 
aa) in sich nicht rechtswidrig sein sollen, aber 
bb) ihr schädigendes Resultat sie rechtswidrig mache,
d) Es sind schliesslich Verhalle, welche weder in sich, noch in ihrem schädigenden 
Resultat rechtswidrig sind. Diese
an) ziehen entweder doch Verpflichtungen auf Reparation nach sich; (in 
einer Notlage verursachter Schaden, Enteignung, erlaubte nachbarrechtliche 
Einwirkungen, geologische Forschungen auf fremdem Grundstück usw.).
bb) oder hängen mit Reparationsverpflichtungen nicht zusammen (gerechte Not­
wehr, die berücksichtigende Zustimmung des Beschädigten usw.).
Die einschlägigen Fälle fallen auch dann nicht in den Bereich der Verant­
wortlichkeit, wenn aus ihnen eine Reparationsverpflichtung entsteht, denn es 
fehlt aus ihnen die rechtspolitische Zielsetzung : die Verhütung, die Beeinflussung 
des menschlichen Verhaltens. Die Reparationsverpflichtung schaut in diesen Fällen 
ganz anders aus, sie kann ihre Existenz den hier nicht zur Besprechung gelangen­
den Bedenkungen und als Ergebnis dieser causae verdanken.
VI.
Die Grenzen der Verantwortlichkeit ergeben sich auch aus den ausdrücklichen 
präventiven Möglichkeiten.
1. Dort, wo der Schaden mit der erhöhten Gefährlichkeit der Tätigkeit nicht 
in Zusammenhang steht, ist die erhöhte Verantwortlichkeit gegenstandslos, denn es 
fehlt gänzlich diese spezielle und typische Schadensursache, zu deren Ausschaltung 
die ganze erhöhte Verantwortlichkeit dient. In diesem Falle ist jenes Verhalten, 
jene Qualität der Inbetriebhaltung nicht erfolgt, welches die Notwendigkeit der 
speziellen Verhütungen in dieser Richtung auslösen. Es handelt sich auch in diesem 
Fall über die Inbetriebhaltung eines gefährlichen Betriebes, aber das kann nicht 
zur relevanten Ursache qualifiziert werden, weil die Qualifizierung als solche keinem 
verdienten rechtspolitischen Ziele dienen möchte, sich nicht auf die Beeinflussung 
des Verhaltens des Inbetriebhalters richten und so mit der Verfassung des Verant­
wortlichkeitsbereiches sich zu einer durchaus auf Billigkeit ruhenden Reparations­
verpflichtung umwandeln möchte. In solchen Fällen kann also die Verantwortlich­
keit nur auf Grund der anderen typischen Schadensursache, der schuldhaften 
Schadensverursachung eintreten.
2. Ebenfalls ist die erhöhte Verantwortlichkeit nicht am Platze dort, wo auf 
das Verhalten des Inbetriebhalters aus anderen Gründen keine präventive Einwir­
kung auszuüben ist. Deshalb wurde soeben gesagt, dass wir die „resultative Verant­
wortlichkeit“ das Inbetriebhalters speziell auslegen. Das ist keine solche resultative 
Verantwortlichkeit, welche durch die absolute Unrechtfertigmachung der Verant-
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Wörtlichkeit in der Wirklichkeit diese vernichtet und in völligem Masse auf der 
ausschliesslichen Beachtung der Interessen der Beschädigten fusst, denn sie hört 
dort auf. wo den einschreitenden Kräften gegenüber bei dem gegebenen Entwick­
lungsstand der Technik noch keine Verhütung möglich gewesen war. Die für erhöht 
gefährliche Tätigkeit bestehende erhöhte Verantwortlichkeitsform dient zur Ver­
hütung der Gefährlichkeit und alles, was nicht in diesen Bereich fällt, das verbleibt 
ausserhalb der mit dieser verbundenen Verantwortlichkeit.
a) Daraus folgt, dass der Inbetriebhalter sich nicht zu verantworten hat, 
wenn die rechtlich relevante Ursache der Beschädigung ein ausserhalb des Bereiches 
der Gefährlichen Tätigkeit liegender unabwendbarer Grund ist, natürlich auch 
die höhere Gefahr mitinbegriffen. Das kann teils so heivortreten, dass ein solcher 
Grund mit der erhöhten Gefärlichkeit verbunden, quasi diese „ausnützend”, 
oder durch sie verstärkt auftritt und teils so, dass die erhöhte Gefährlichkeit im 
gegebenen Falle vollständig gleichgültig ist. Der zweite Fall ist dieser, wenn der 
Blitz in das fahrende Auto cinschlägt ; das hängt mit der Gefährlichkeit in keiner 
We ise zusammen, denn der Blitz hätte in das haltende Auto oder in den Karren 
mit denselben Folgen einschlagen können. Der eiste Fall dagegen ist dieser, wenn 
der Blitz in Sprengstoff einschlägt und die Folgen werden durch die Explosion 
in beträchtlichem Masse erhöht. Das erste Beispiel wirft Probleme auf : eigentlich 
handelt es sich da nicht um die Befreiung von der Verantwortlichkeit für die Schä­
digung eines gefährlichen Betriebes unter dem Titel vis maior, sondern nur darum, 
dass eine unwiderstehliche natürliche Gewalt in einem Vermögensgegenstand einen 
Schaden verursachte, welcher zufälligerweise ein gefährlicher Betrieb war.25 Da taucht 
die Frage über die Verantwortlichkeit für die mit erhöhter Gefährlichkeit verbundenen 
Tätigkeit gar nicht auf ; dieser Fall gehört in diese schon besprochene Fallgruppe, 
wo der Schaden mit der Gefährlichkeit der Tätigkeit überhaupt nicht in Verbin­
dung steht. Problematisch ist aber das zweite Beispiel, wobei die unwiderstehliche 
natürliche Gewalt und die erhöhte Gefährlichkeit gleichfalls eine Rolle spielten. 
Eine Rangordnung oder Proportion kann man in dieser Beziehung nicht feststellen, 
in wieweit der eingetretene Schaden dem Blitzschlag und in wieweit dem zuzu­
schreiben ist, dass eben der Sprengstoff getroffen wurde: der Blitz und Sprengstoff 
haben von einander unzertrennbar, gemeinsam das Ergebnis verursacht. Die Lösung 
der Frage hängt also davon ab, welche Ursache wir aus dem Gesichtspunkte der 
Verantwortlichkeit als relevant betrachten. Wenn den Blitz, dann ist der Inbe­
triebhalter nicht verantwortlich, und wenn die Haltung des Sprengstoffes, dann 
ist er verantwortlich. Dieses Problem können die sich auf das Interesse-Risiko 
stützenden Theorien der Bourgeoisie nicht im Einklang mit dem positiven Recht 
lössen. Wenn, nämlich das Risiko der Gefahr derjenige zu tragen hat, der zu­
gleich interessiert ist, dann ist der Inbetriebhalter auch in diesen Fällen als verant­
wortlich zu betrachten. Wenn wir das Interessenprinzip zum Ausgangspunkt wählen, 
kann die erhöhte Gefahr nur dann entheben wenn die Gefährlichkeit aus dem Gesichts­
punkte der Schädigung wahrhaftig zufällig gewesen war, die Schädigung sei von 
der Gefährlichkeit ganz unabhängig eingetreten. Bei diesem Ausgang ist aber 
ausreichen jener Standpunkt nicht zu begründen, dass sich die Verpflichtung des 
Interessenten zur Tragung des Risikos auf die sich mit der erhöht gefährlichen 
Tätigkeit verflechtend hervortretende höhere Gewalt schon nicht erstreckt. Warum? 
Vielleicht aus den Gesichtspunkte der zum Vorteil der interessierten Profitierenden 
ausgeübten Billigkeit? Das ist nicht überzeugend. Unkonsequent scheitert also 
die Auffassung „wer den Nutzen geniesst, hat auch den Schaden zu tragen“ im 
Falle der sich mit der gefährlichen Tätigkeit gemeinsam meldenden höheren Gewalt.
2  A n n a l e s  — 6441
Demgegenüber gelangt die Auffassung, welche die erhöhte Verantwortlichkeit 
auf die Unausnutzbarkeit aller Verhütungsmöglichkeiten, also auf das wirkliche 
menschliche Verhalten basiert zu dieser ganz logischen Lösung, dass sie in der 
besprochenen Fallgruppe den vis major als relevanten Grund betrachtet. Es ist 
wahr, dass die Gefährlichkeit die Folgen im gegebenen Fall beträchtlich verschwort, 
aber zur Verhütung wer die Möglichkeit ebenso nicht vorhanden, als dann, wenn 
der Blitz zufälligerweise in Eisenplatten und nicht in Sprengstoff eingeschlagen 
hätte. Aus dem Gesichtspunkt der Verhütung war die Gefährlichkeit gleichgültig. 
Ein Zusammenhang bestand zwischen der Gefährlichkeit und dem Resultat, dieser 
Zusammenhang war aber nicht beeinflussbar und deshalb bleibt es auch aus dem 
Geischtspunkte der spezifischen Verantwortlichkeitsform der mit erhöhter Gefahr­
verbundenen Tätigkeit gleichgültig.
b) Gleichfalls erfolgt daraus auch die Lösung jener Frage, ob der vis maior 
beziehungsweise die anderen Fälle der Unabwendbarkeit in objektiver oder subjek­
tiver Bedeutung aufzufassen sind. In der Frage der höheren Gewalt wurde 
hauptsächlich in der bürgerlichen, in der Frage der anderen Fälle der Unabwend­
barkeit dagegen eher in der sozialistischen Rechtsliteratur diskutiert. Unseres 
Erachtens sind beide — sowohl der vis major, als auch die anderen Fälle der unab­
wendbaren äuseren Ursache —
au) im objektiven und
bb) relativen Sinne aufzufassen.
ad aa) Die subjektive Auffassung möchte zu der auf Schuldigkeit beruhenden 
Verantwortlichkeit zurückführen und damit möchte sie vom Zivilrecht die Verhü- 
tungsmöglichkeit gegen die erhöht gefährliche Tätigkeit als von der Schuldigkeit 
unabhängige typische Schadensursache entreissen. Die Inbetriebhalter müssen 
dazu veranlasst werden, dass sic alles, was in ihrer Macht steht im Interesse der 
Verhütung tun sollen. Hier handelt es sich um die Forderung das Niveau der 
höchstenwickelten Technik und Organisation zu erreichen ; jede Individualisation 
vermindert die V irksamkeit der Verhütung der erhöhten Gefährlichkeit gegenüber.
ad bb) Zugleich aber darf die objektive Auffassung keine Absolutisierung 
bedeuten. Mit der objektiven Auffassung muss die relative Auffassung Hand in 
Hand schreiten. Das offenbart sich in zwei Beziehungen.
a) In erster Linie bedeutet sie, dass mit der stürmischen Entwicklung der 
Technik sich nicht nur die mit höherer Gefahr verbundenen Tätigkeitsbereiche 
vermehren, sondern auch, dass von der höheren Gewalt Bereiche entrissen werden. 
Was gestern noch für vis maior gegolten hat, ist heute vielleicht schon keiner, 
was gestern noch enthob, befreit heute schon nicht mehr. Das ist eine der Erklä­
rungen dafür, dass sich die Gefahr mit der Entwicklung der Technik vermindert 
und die mit höherer Gefahr verbundene spezifische Verantwortlichkeit trotzdem 
ansteigt.
ß) Die relative Auffassung der höheren Gefahr und der unabwendbaren äusse­
ren Ursache bedeutet ferner auch das, dass der Inbetriebhalter auch in diesem 
Falle von der Verantwortlichkeit enthoben ist, wenn die Verhütung technisch 
nur im objektiven Sinne möglich, aber aus dem Gesichtspunkte des Inbetriebhal­
ters nicht möglich ist, d. h. wenn die Verhütung vom Inbetriebhalter in Bezug 
auf seine materiellen Verhältnisse unverhältnismässig hohe Aufwände erfordern 
möchte. Laut des in der sowjetischen Literatur zitierten Beispieles besteht kein 
technisches Hindernis dagegen, jede Eisenbahnlinie mit einer Mauer zu umgeben 
und zu überdachen, und doch muss der Inbetriebhalter von solchen Einwirkungen
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der höheren Gewalt auch enthoben werden, deren schadensverursachenden Wirkung 
vorzubeugen auf diese Weise die Möglichkeit geboten wäre.26 Diese Auffassung 
kann auch nicht mit dem Ausgang von Interesse-Risiko, Nutzen-Schadenstragung 
unterstützt werden vielmehr aber mit der Zugrundelegung der Prävention : zu 
ganz unvernünftigen Geldaufwänden veranlasst das Recht nicht und legt deshalb 
für die Unterlassung27 sinnloser Auslagen keine Verantwortung fest. Bei der Beur­
teilung der Fragen von unangemessenen Geldaufwänden aber muss man sehr sorg­
fältig darauf achten, dass die relative Auffassung nicht in die 'positive überschlagen 
soll. Wenn nämlich die unangemessenen Kosten dem Vermögenszustand des gege­
benen Inbetriebhalters (z. B. der persönliche Eigentümer des Autos, oder eine 
kleinere Genossenschaft) bemessen wird, wird damit die Enthebung auf subjektive 
Grundlage gestellt und jene Verhütungsmögichkeit für die Inbetriebhalter eröffnet, 
dass die Anschaffung derartiger Ausrüstungen oder Durchführung von Massnahmen 
ihre materiellen Kräfte weit übetroffen hätten. Das möchte aber die Zurückkehr 
zur Konstruktion der schuldhaften Verantwortlichkeit bedeuten.
c) Bis jetzt haben wir über die Fälle des vis major und der unabwendbaren 
äusseren Ursache gesprochen. Den Unterschied zwischen den beiden betrachtet 
man allgemein als stufenmässig und nach dem wird die Daseinsberechtigung der 
Unterscheidung von vielen in Abrede gestellt.28 Tatsächlich : wenn zwischen ihnen 
nur ein stufenmässiger Unterschied besteht, dann bringt — nachdem beide objektiv 
unabwendbar sind — die Unterscheidung nicht viel Nutzen. Im wirklichen aber 
existiert zwischen ihnen auch ein über den stufenmässigen Unterschied hinaus­
gehender Unterschied :
aa) die höhere Gewalt kann sogar bei Voraussicktlichkeit nicht abgewendet 
werden,29
bb) die anderen Fälle der unabwendbaren äusseren Ursache macht des plötzlich­
unerwartete Auftreten unabwendbar : wenn aber damit gerechnet wird, sind sie 
abwendbar.
Ist diese Unterscheidung am Platze, dann schauen die Verhütungsmöglich­
keiten, die tatsächlichen Gründe der Enthebung, die Perspektiven der Verhütung, 
ganz anders aus.
ad aa) Es nutzt nichts, man muss damit rechnen, dass der Blitz auch in 
bewegungstehende Gegenstände einschlagen kann, man muss mit der Möglichkeit 
von Überschwemmungen oder Erdbeben rechnen : die vorhandenen Verhütungs­
möglichkeiten sind heute noch beschränkt (z. B. Mobilien können von hoch­
wassergefährdeten Gebieten abtransportiert werden, aber Häuser, Obstbäume 
nicht). Hier sind also die Vorbeugungsmöglichkeiten bei dem gegebenen Entwick­
lungsniveau nur gering, zugleich besteht aber die Möglichkeit, dass die Mensch­
heit die zerstörenden Wirkungen dieser höheren Gewalt durch neue Erfindungen, 
Bändigung der Gewässer, Aufforschung der erdbebengefährdeten Gebiete usw. 
sozusagen restlos beseitigen wird. Das ist schon eine ausgelegte These also, 
dass mit der Entwicklung der Technik, mit der Vervollständigung des gegen die 
von der Technik verursachten Gefahren geführten Kampfes, also mit der Bakäm- 
pfung der Gefahr die Verantwortlichkeitsform der mit erhöhter Gefahr verbun­
denen Tätigkeit nicht aufhört, sondern sie bleibt im Interesse der Verhütung 
weiter bestehen und damit ergänzt, dass diese Verantwortlichkeit umso strenger 
■wird, desto vollkommener die Verhütung, desto kleiner die Gefahr ist.
In Bezug auf den vis major liegt also die Betonung nicht so sehr auf der Voraus­
sicht und Vorbeugung, sondern eher auf der Entwicklung der Technik, wenngleich
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der vorbeugenden Schadensverminderung auch eine tatsächlich grosse Wichtigkeit 
zukommen kann, aber diese hat auf die Rechtsgrundlage, auf das Bestehen der 
Verantwortlichkeit keinen Einfluss.
ad bb) Gegensätzlich ist aber die Lage bei den anderen Fällen der unabwend­
baren äusseren Einwirkungen. Diese treten unerwartet auf : z. B. jemand wird 
vor das Auto gestossen, ein Hirsch springt vor das Kraftfahrzeug usw. In diesem 
Bereich verschiebt sich das Hauptgewicht der Verhütung auch einer objektiven 
Beurteilung entgegen in subjektivere Richtung : gegen die vorbeugende Voraussicht; 
denn was im Moment des Unfalls isoliert unabwendbar ist, kann sich bei Beachtung 
aller Umstände als abweisbar erweisen. Die Gerichtspraxis z. B. erkennt sehr richtig 
nicht als unabwendbare Handlung dritter Person an, wenn ein Kind vor der Schule 
oder neben dem Spielplatz von einem anderen vor das Auto gestossen wird, sollte 
dieses Ereignis noch so plötzlich eintreten ; erkennt aber die Unabwendbarkeit 
dann an, wenn dasselbe auf einer verkehrsreichen Hauptstrasse oder Landstrasse 
geschieht. In der Nähe einer Schule oder eines Spielplatzes muss mit solchem Vorfall 
gerechnet werden, hier existiert also keine unabwendbare äussere Ursache. In der 
Beurteilung der unabwendbaren äusseren Ursache erhält auf solche Weise auch 
bei jeder objektiven Auffassung, auch der Gesichtspunkt des Erwartetseins subjek­
tiver Färbung, undzwar durch sein Unerwartetsein in der Beziehung der Voraussicht 
des objektiv unabwendbaren Eingriffes eine gewisse Bolle.
Wenn aber in den hier besprochenen einzelnen Fällen der unabwendbaren 
äusseren Ursache auch die Verhütungsmöglichkeit in gewissen Fällen undzwar 
in der Beziehung der Vorbereitung gegen Überraschungen besteht, ist aber mit 
der völligen Ausschaltung dieser Ursache im Laufe der Entwicklung von Technik 
und Organisation kaum zu rechnen : das Leben wird kaum so geordnet dahinfliessen, 
dass wegen Unerwarteten, unabwendbare Eingriffe nicht Vorkommen können.
Darum behaupteten wir, dass der vis major und die übrigen Fälle der unabwend­
baren äusseren Ursache auf dem gemeinsamen Boden der Unabwendbarkeit undzwar 
eben auf dem wichtigsten Gebiete : in der Vorbeugung, gegensätzliche Beziehungen 
auf weisen. Bei der höheren Gewalt ist eher eine endgültige Ausschaltung, als bei 
den übrigen Fällen der unabwendbaren äusseren Ursache möglich : In dem letzteren 
Fall der unabwendbaren äusseren Ursache, in den einzelnen konkreten Fällen kann 
die Verhütung doch eher verwirklicht werden, als beim vis major. Der Angriff 
gegen die Grenzen der zweierlei Enthebungsgründe, zu dem nicht zu letzt eben die 
erhöhte Verantwortlichkeitsform den Antrieb liefert, geht also mit unterschied­
lichen Mitteln und Methoden auf verschiedenen Gebieten und — vielleicht darf 
das auch noch behauptet werden — mit verschiedenen Perspektiven, vor sich.
Dieser Unterschied ist aber nicht so stark, dass im Laufe der Regelung der 
erhöhten Verantwortlichkeit für erhöht gefährliche Tätigkeit die verseliiedentlichc 
Benennung von zwei Befreiungsgründen sich für nötig erweise.
3. Gewissermassen weicht von diesen das eigene Verschulden als Entlastungs­
grund ab. Hier handelt cs sich nämlich nicht nur darum, dass unter den Ursachen 
auch eine ausserhalb der erhöht gefährlichen Tätigkeit liegende rechtlich relevante 
Ursache auftritt, sondern auch darum, dass diese äussere Ursache selber ein solches 
Verhalten darstellt, welches mit den Mitteln der zivilrechtlichen I eranlwortlichkeit 
zu beeinflussen ist. Es ist von einem Verhalten die Rede, welches ebenso beeinfluss­
bar ist, als das schuldhafte Verhalten — unabhängig davon, ob wir die vorsätzliche 
oder fahrlässige Beitragung zur Beschädigung des Eigenvermögens für schuldhaft 
erachten. Die einschlägigen Fälle sind auch juristisch zweierlei danach, ob sich eine 
solche Beeinflussung für nötig erweist. Es gibt nämlich solche Werte, derer Beschä-
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digung oder Vernichtung von Seite der rechtlich allein interessierten Person nicht 
geschützt werden müssen und es sind wieder solche, die zugleich unmittelbar auch 
solchen gesellschaftlichen Wert repräsentieren, dass sie dem rechtlich allein Interes- 
sirten gegenüber auch dem Schutze bedürftig sind. Ein Unterschied in der Fechtsivir- 
kung ist nur bei der Abstufung des Vorsatzes festzustellen : in der Richtung der 
Folgen zur Zustimmung der Beschädigung. Bei Fahrlässigkeit ist aber die Rechts­
wirkung in beiden Fallgruppen dieselbe : die teilweise oder totale Befreiung des 
fremden Schadensverursachers von der Verantwortlichkeit, nur die prinzipielle 
Grundlagen dergleichen Lösung sind verschieden.30
a) Wo das gesellschaftliche Interesse das Interesse des Beschädigten nicht 
überhäuft — besonders die keine Mangelware bilden oder bei mengen- und wert- 
massig kleineren Gebrauchsgütern — weist die teilweise oder totale Enthebung 
mit dem Grundgedanken der Verantwortung, der Prävention keine Verwandtschaft 
auf. Ihre Grundlage ist einerseits, dass die Prävention gegen fremden Schadens­
verursacher nicht die Verantwortung für die Fahrlässigkeit einer anderen Person 
gegenüber erfordert; sollte diese andere Person eine ausserstehend© Person sein, 
dann besteht ein Regressrecht ihr gegenüber, ist es selbst der Beschädigte, dann 
vermindert sich das Mass seiner Verantwortlichkeit entsprechend. Die Nichtaner­
kennung des Prinzips venire contra factum proprium verhindert anderseits die 
Ausserachtlassung eines solchen eigenen Verschuldens.
b) Wo das eigene Verschulden auch gesellschaftliches Interesse verletzt — mit 
Bezugnahme auf das Leben, auf die körperliche Unversehrtheit, ferner auf die 
Produktionsmittel und auf das gesellschaftliche Eigentum im allgemeinen —, 
dort kommt zu diesen von der Verantwortlichkeit enthebenden Faktoren noch 
der Grundgedanke der Verantwortlichkeit, der Prävention auch. Das Präventions­
prinzip, welches in anderer Beziehung das belebende Grundprinzip der Verantwort­
lichkeit bildet, stellt hier das Ausleerungsprinzip der Verantwortlichkeit dar. 
Hauptsächlich führt dieser zweiseitige Präventionsgesichtspunkt dazu, dass bis 
die unabwendbare äussere Ursache — den unabwendbaren („schuldhaften“ oder 
„nicht schuldhaften“) Eingriff miteinbegriffen — zur vollständigen Enthebung 
führt, solange zieht das abwendbare, eigene Verschulden eine Schadensteilung 
mit sich.31
Mit dem abwendbaren eigenen Verschulden im Zusammenhang taucht aber 
ein weiteres Problem auf. Das Gericht ist in solchen Fällen geneigt, das eigene 
Verschulden des Beschädigten mit dem Verschulden des Inbetriebhalters oder 
Verwalters vom gefährlichen Betrieb zu vergleichen, also dem Verschulden das 
Verschulden, dem Gleichen das Gleiche gegenüberstellen.32 Dahinter steckt wahr­
scheinlich das, dass insofern der schuldhafte Eingriff des Beschädigten nicht ab­
wendbar gewesen war, so ist der Inbetriebhalter für das Unabwenden schuldig 
das Verbleiben der Anwendung ist also in solchem Verhältnis schuldig, in welchem 
Prozent die Folgen des eigenen Verschuldens abwendbar gewesen wären. Diese 
Auffassung wäre dann zutreffend, wenn die besonderen Verantwortlichkeitsregeln, 
welche sich auf die mit erhöht gefährlicher Tätigkeit verursachten Schäden beziehen, 
nicht spezielle Regeln wären und die in § 339. des BGB-s aufgenommene „im 
gegebenen Falle allgemein erwartende“ Formel mit der Forderung der im § 345. 
zum Ausdruck gebrachten und oben besprochenen objektiven und relativen Abwend­
barkeit zusammenfallen würden. Das ist aber — nach den noch folgenden Darle­
gungen — nicht zutreffend. Wenn die Fahrlässigkeit des Beschädigten mit dem 
plötzlich eingetretenen Bremsenbruch gemeinsam den Unfall verursachten, ist 
eine Schadensteilung am Platze, obzwar von der Gegenüberstellung des Verschuldens
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beider sich herausstellt, dass von Seite des Unfallverursachenden keine Schul­
digkeit vorhanden ist. Daraus möchte nach den Regeln der schuld-proportionel len 
Schadensteilung folgen, dass das ausschliessliche Verschulden der Beschädigten 
zur Enthebung des Inbetriebhalters führe. Aus dem § .145. des BGB-s kann auch 
nicht eine solche Folgerung gezogen werden, dass im Falle des eigenen Versehul. 
dens des Beschädigten die Bedingung einer Schadensteilung das mitwirkende 
Verschulden der anderen Partei se i: es ist allein massgebend, ob der eigenver- 
schuldende Eingriff seitens des Beschädigten unter Berücksichtigung der dargelegten 
Kriterien abwendbar gewesen war oder nicht.
4. Im Zusammenhang mit den Enthebungsgründen taucht schliesslich die 
Frage auf. in welcher •Beziehung diese zu den Entlastungsmöglichkeiten d r mit 
der Schuldigkeit verbundenen Verantwortlichkeit stehen. Laut § 539. des BGB-s 
wird derjenige von der Verantwortlichkeit befreit, der „so verfährt, wie im gege­
benen Falle im allgemeinen zu erwarten ist“, und nach § 345., der es beweist, dass 
der Schaden „von solcher unabwendbaren Ursache verursacht wurde, welche 
ausserhalb des Bereiches der mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätigkeit 
fällt. ‘
Zwischen diesen zwei Konzeptionen ist anscheinend kein grosser Unterschied. 
Man könnte sagen, dass derjenige, der auf erwartete Weise verfährt, alle menschlich 
abwendbaren Schadensursachen abwehrt, beziehungsweise, dass derjenige, der das 
menschlich Abwendbare nicht abwehrt, nicht auf erwartete Weise verfahren hat, 
also beide Formeln sagen mit anderen Worten dasselbe. Diese Ansicht wird auch 
dadurch unterstützt, dass mit dem Aufbau des Sozialismus die Steigerung der 
Anforderungen verbunden ist und infolge dessen kommt das Niveau der Anforde­
rungen verbunden ist und infolge dessen kommt das Niveau der Anforderungen 
zum menschlich möglichen Masse immer näher; gleichzeitig fassen wir die objek­
tive Unabwendbarkeit in relativer Bedeutung auf, und damit ziehen wir ein Moment 
des Zuerwartenden zur Beurteilung hin zu.
Diese Ansichten bergen unbedingt soviel Wahrheit in sich, dass beide Formeln 
nicht gegensätzlich miteinander sind und viele gemeinschaftlichen Züge aufweisen 
Gemeinsam ist ihr Wesen : sie drücken gesellscahftliche Anforderungen aus (in 
solchem Sinne drückte auch der § 345. des BGB-s das „Zurewartende“ aus): sie 
tragen mit den Mitteln der rechtlichen Sanktionen zur Verbesserung der unter 
ungünstige gesellschaftliche Beurteilung fallenden Verhalte von bestimmten Typ 
bei; die durch sie begründeten Verantwortlichkeitsformen dürfen auf gewohnte 
Weise nicht einander gegengestellt werden, das eine subjektiv, das andere objektiv 
betrachtend. Sie bilden die Teile der einheitlichen zivilrechtlichen Verantwortung : 
sie existieren gleich im Zeichen des gegen die schadensverursachenden Verhaltens­
arten geführten Kampfes und erfüllen gleich mit Hilfe der Sanktion des Schadener­
satzes ihre Bestimmung. Die dargestellten Ansichten entsprechen auch insofern 
der Wahrheit, dass zwischen den erwähnten zwei Formeln schwebende Grenzen 
bestehen : die mildesten Fahrlässigkeiten können ohne Übergang dorthin hinüber­
leiten, wo schon von dem objektiv Unabwendbaren die Rede sei. Das ist die 
Lage besonders dort, wo auch das aufs Spiel gesetzte Interesse, die organi­
satorischen und technischen Möglichkeiten der Verhütung auch die grössten sind : 
m Bereiche der staatlichen Betriebe.
Das bedeutet aber nicht so viel, dass die zwei Formeln ganz gleich wären, 
wenigstens nicht zur Zeit, als noch die Bereiche der sozialistischen Moral und des 
Rechts — wie das aas unseren Darlegungen über die Rechtswidrigkeit der Fahr- 
lässigkeit hervorgeht — nicht zusammenfallen : die Moral sanktioniert auch dio
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vom Recht nicht sanktionierten Verhalte. Zur Zeit sind auf der subjektiven Seite 
des Verhaltens die folgenden schematischen Stufen zu vermerken :
d) der Wille zur Beschädigung: Vorsätzlichkeit;
b) Gleichgültigkeit, Indolenz im Zusammenhang mit der Beschädigung: 
Fahrlässigkeit;
c) die Nichtertt/altung einer die rechtlichen Verpflichtungen übetrreffenden 
Kräfteanstrengung: die Nichterfüllung von den spezialen Regeln der durch die 
Verantwortlichkeit mit erhöhter Gefahr verbundenen Tätigkeit erwünschten beson­
deren Anforderungen.
Die ersten zwei bilden den Bereich des Verschuldens, die dritte ist dieses Plus 
in welchem ein gesellschaftliches Forderungsplus dem erhöht gefährliche Tätigkeit 
Ausübenden gegenüber zum Ausdruck kommt und in welchem das Spezifikum 
der subjektiven Seite der Verantwortlichkeit der durch erhöht gefährliche Tätigkeit 
verursachten Schäden ebenso zur Geltung kommt, wie auf der objektiven Seite als 
dementsprechendes Spezifikum die allgemeine Rechtswidrigkeit der durch Unter­
lassung verübten Schadensverursachung hervorgetreten ist.
VII.
Die Fragen, welche sich auf das Subjekt der Verantwortlichkeit der erhöht 
gefährlichen Tätigkeit beziehen, können auch leichter mit dem Ausgang aus der 
Prävention als mit der Zugrundelegung der Interessiertheit gelöst werden.
Im Zusammenhang mit dem Subjekt der Verantwortlichkeit tauchen in erster 
Linie dann Probleme auf, wenn aus verschiedenen Gründen mehrere Personen als 
Inbetriebhalter in Frage kommen können.
1. Im Falle der Verleihung oder Überlassung aus Gefälligkeit des gefährlichen 
Betriebes müssen wir aus dem Gesichtspunkte der Prävention auf die folgenden 
achten :
a) Die Inbetriebhaltung liegt — wenigstens bei dauerhaftem Gebrauch — 
in den Händen des Entleihers, der wirkliche Inbetriebhalter kann im allgemeinen 
darauf nicht einwirken, also die Lage des tatsächlichen Gebrauchers ist der des 
Inbetriebhalters ähnlich.
b) Von dem ständigen Interessenten muss man erwarten, dass er im Falle 
der unentgeltlichen Überlassung verantwortungsvoll verfahren soll. Ist er kein 
Sachverständiger, vertraut er dem gefährlichen Betrieb einen Leichtsinnigen an, 
und damit riskiert er nicht nur sein eigenes Vermögensobjekt, sondern gefährdet 
in erhöhtem Masse den Verkehr. Sein eigenes Vermögensobjekt darf er im allge­
meinen, ohne den Verlust des Vermögensobjektes einem mit der erhöhten Gefahr 
verbundenen Risiko aussetzen, aber den Verkehr nicht. Das ist um so eher so, 
denn eine weiter spezifizierte, häufige und zur Verhütung auch extra würdige 
Ursache stellt das Unverständnis d a r ; die unsachverständigen Leute gerieten 
meistens eben aus Gefälligkeit in den Besitz eines gefährlichen Betriebes. Darum 
kann die unentgeltliche Überlassung auch so gedeutet werden, als eine solche Hand­
lung des Inbetriebhalters, welche an und für sich nicht rechtswidrig sei, aber die 
durch einen Unfall dazu gemacht werden kann. Nachdem das eine häufige Schadens- 
Ursache ist, kann das Recht aus dem Gesichtspunkte der Verantwortlichkeit eben 
die Überlassung für relevant und als Inbetriebhalter den Überlasser betrachten. 
— natürlich mit Vorbehalt seines Regressrechts. In diesem Falle qualifiziert sich 
die Überlassung für ein genau solches Verhalten, wie in den Gereich der Inbetrieb-
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haltung gehörendes anderes aktives oder passives Verhalten : der Uberlasser ist 
von einer spezialen — sei bst widersprechend aber doch charakteristisch ausgedrückt 
— objektiven „culpa“ (eher iniuria) in eligendo belastet.
Die zweierlei Gesichtspunkte stehen im Gegensatz zu einander. Aus dem 
Gesichtspunkte der Prävention wäre die solidarische Verantwortlichkeit sogar 
sehr vorstellbar, denn dann wären beide Parteien von der Sanktion bedroht, 
und das ist aus dem Gesichtspunkte der Prävention dessen ungeachtet auch genü­
gend, ob sich das im Verhältnis der Parteien einander gegenüber für zufällig erweisen 
wird, wer dem Beschädigten gegenüber haften muss ; diese Zufallsmässigkeit 
wird aber von der Schadensaufteilung im inneren Verhältnis korrigiert.33 Eine 
solche Lösung wäre auf Grund des § 344 des BGB-s dann vorstellbar, wenn das 
Gericht sowohl den Überlasser, als auch den Benützer zu gemeinsam schadensverur­
sachendem Inbetriebhalter deklarieren möchte. Wäre aber die Solidarität nicht 
annehmbar, dann zeigt der Vergleich der beiden Richtungen der Prävention mitein­
ander, dass das Gewicht dieser nicht in jedem Zeitpunkt gleich ist. Je längere 
Zeit seit der Überlassung verlaufen ist, desto eher vergrössert sich die Notwendig­
keit der dem tatsächlichen Benützer gegenüber angewendeten Prävention und 
desto eher vermindert sich die Begründetheit solcher dem ursprünglichen Inbetrieb­
halter gegenüber anzuwendenden Massnahmen. Je dauerhafter nämlich die Benüt­
zung ist, desto eher haben sich die möglichen Bedingungen des etwaigen 
Unfalles im Bereiche der Inbetribhaltung des neuen Benützers angehäuft, desto 
nötiger erweist sich in seiner Person die von der Schadensverursachung freie Tätig­
keit zu sichern, also desto eher muss man die Verhütung auf seine Person konzentrie­
ren. Anderseits : die lange unfallfreie Benützung verwischt die Bedeutung der 
Überlassung aus dem Gesichtspunkte des Unfalls ; sollte der Benützer seine Tätig­
keit Längere Zeit hindurch ausüben, dann kann aus dem Gesichtspunkte eines 
später doch zustossenden Unfalles die Überlassung kaum als relevante Ursache 
gelten, kaum eine Art „culpa“ in eligendo bestehen, worauf wir uns als verantwor- 
tungsbegründondes Moment der Inbetriebhaltung berufen haben. Die Lösung ist 
also im Falle der Ablehnung der Solidarität:
a) bei einmaliger, gelegentlicher Überlassung die Verantwortlichkeit das Über- 
lassers, des Inbetriebhalters,
b) bei dauerhafter Überlassung aber die Verantwortlichkeit des Benützers.
Wenn bei dauerhafter Überlassung der Unfall sich schon in den ersten Zeiten 
ereignet, kann ebenfalls der Uberlasser desto eher als Inbetriebhalter betrachtet 
werden, denn in solchem Falle dürften sich — die etwaige Schuldigkeit des Benüt­
zers ausser Acht lassend — die Bedingungen des Unfalles schon im Laufe einer 
früheren Inbetriebhaltung entwickelt haben.
2. Die Lage ist nicht eben dieselbe bei Miete und Verpachtung. Hier kann man 
vom Überlasser ebenso nicht erwünschen, dass er den neuen Benützer mit solcher 
verantwortungsvollen Sorgfalt auswählt, wie beim Verkauf. In diesem Fall muss 
für die Geltung des Prinzips „den entsprechenden Mann zu dem entsprechenden 
gefährlichen Betrieb“ nicht der überlasser, sondern der Ingebrauchnehmer sorgen : 
er soll die Verwaltung eines gefährlichen Betriebs nicht überbehmen, wenn er 
nicht über ausreichende Sachkenntnisse verfügt. Hier muss sich also dieser Teil 
der Prävention nicht gegen den önerös (entgeltlich) Überlassenden, sondern gegen 
den Ingebrauchnehmer richten. Eine gegensätzliche Lösung möchte den Verkehr 
lähmen, aber sie wäre aus dem Gesichtspunkte der Prävention auch nicht entspre­
chend. Die spezifisch durchgoführten Massnahmen gegen die im Zeichen der aus
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der Vorbeugung, der aus der erhöht gefährlichen Tätigkeit stammenden Schäden 
müssen ihre Wirkung nicht in Richtung der Hinderüng der Verträge mit Umsatzcha­
rakter, sondern in die Richtung des neuen Benutzers ausüben. Mit bestimmter 
Erschwerung, welche die in den Rechtsnormen festgesetzten Grenzen überschreiten, 
kann kaum vernünftig der Unfallverhütung gedient werden. Deshalb ist hier eine 
Massnahme mit präventiver Zielsetzung dem Uberlasser gegenüber nicht nötig.
Was nun die Frage betrifft, dass die Wurzeln des in der ersten Periode der 
Benützung eingetretenen Unfalles meistens noch in einer früheren Inbetriebhaltung 
liegen, ist ebenfalls das die Lage, dass die präventiven Massnahmen sich gegen 
den neuen Benützer richten müssen. Nachdem es sich um entgeltliche Verträge 
handle, ist er mit einer strengen V  ntersuchun ggf flicht belastet und wenn er in der 
Beziehung des Unfalles sich dem Beschädigten gegenüber auf einen Gewährfehler 
oder auf einen anderen in der früheren Inbetriebhaltung wurzelnden Fehler berufen 
könnte, dann möchte das seine Anstrengungen in jener Richtung mindern, dass 
er den gefährlichen Betrieb nicht nur während der fortlaufenden Inbetriebhaltung 
in betriebssicherem Zustand halten müsse, sondern auch dafür sorgt, dass die 
Inbetriebhaltung gleich auf solche Weise anlaufen möge. Die Prävention muss 
sich also in dieser Beziehung auch gegen den Benützer richten.
Im Falle der Miete, Pacht und des Kaufs muss also als Inbetriebhalter der 
neue Benützer betrachtet werden. Darunter ist nur eine Ausnahme möglich : die 
einmalige Miete, wenn also der Mieter die Inbetriebhaltung überhaupt nicht 
übernimmt.34
3. Wenn auf dem Gelände eines gefährlichen Betriebes eine von dessen Inbetrieb­
halters unabhängige andere Person die gefährliche Tätigkeit ausübt und der Unfall 
sich im Laufe deiser Tätigkeit ereignet, dann muss diese letztere Person als 
Inbetriebhalter betrachtet werden unabhängig davon, auf Grund welchen Rechts­
titels, welchen Rechtsverhältnisses er sich betätigt und ob er die Tätigkeit in 
eigenem Interesse oder im Interesse dieser ausübt auf dessen Gelände er arbeitet, 
ob er seine Tätigkeit unentgeltlich oder entgeltlich auf der Anlage der anderen 
Partei ausübt. Da ist aus dem Gesichtspunkte des Unfalls und der Unfallverhütung 
ein zufalLsmässiger Umstand, dass die Inbetriebhaltung auf dem Gelände eines 
anderen gefährlichen Betriebes geschah, — der Fall hätte sich ebenso ereignet, 
wenn er auf eigenem Gelände, oder auf dem Gelände einer für nicht gefährlich quali­
fizierten anderen Einrichtung arbeitet. Die Überlassung des Geländes unterscheidet 
sich nämlich sehr bedeutend von der Überlassung des gefährlichen Betriebes: im 
ersten Fall ist der zukünftige Schadensverursachende auch schon unabhängig von 
der Überlassung, im letzteren Fall aber wird er nur durch die Überlassung der 
Inbetriebhalter des gefährlichen Betriebes.35
4. Es ändert nichts an der Eigenschaft des Inbetriebhalters, dass der gefährliche 
Betrieb nicht für den Inbetriebhalter, sondern im Interesse einer anderen Person 
arbeitet, z. B. ständig derselben Person transportiert oder erzeugt, ln diesem Falle 
— wenn es sich nicht um ein Arbeitsrechtsverhältnis handle — liegt die Verrichtung 
aller Massnahmen und auch deren Möglichkeiten in den Händen des Frachtführers, 
des Unternehmers beziehungsweise des eigenen oder den von ihm gemieteten gefähr­
lichen Betrieb verwaltenden Beauftragten. Der Transportierende, der Besteller 
der Beauftragte beanspruchen die fertige Leistungen beziehungsweise die entspre­
chende Kraftentfaltungen, aber dieser Umstand allein, dass sie dabei interessiert 
sind, bringt die Folge nicht mit sich, dass sie auch das Risiko miteinander teile 
müssten. Die gegen die gefährliche Tätigkeit gerichtete, aber gegensätzliche Lösung 
möchte sich wieder an einer schlechten Stelle in den Prozess einmischen. Obzwar
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der Unfall sich im Falle des Ausbleibens des Transportes, der Unternehmung, des 
Auftrages wahrscheinlich nicht ereignet hätte, können diese Verträge doch nicht, 
als typische Ursachen der Schädigungen gefährlicher Betriebe herrschtet werden 
und deshalb darf sich die Verhütung auch nicht in diese Richtung treiben lassen.36
3. Ebenfalls stellt auch die Gründung eines Arhcitsrcchtsvcrhültnisscs keine 
typische Ursache der Schädigungen von gefährlichen Betrieben dar : es sind nicht 
in den Händen des Arbeitnehmers alle Möglichkeiten der Unfallverhütung nieder­
gelegt. Deshalb lässt dieselbe Lösung, welche den Frachtführer, Unternehmer 
und Beauftragten zum Inbetriebhalter macht, die Inbetriebhaltung in den Händen 
des Arbeitgebers. Nicht wegen der Interessiertheit oder für materielle Vorteile, 
sondern darum, weil er die Fäden der Verhütung in seiner Hand hält und deshalb 
muss auf seine Tätigkeit die präventive Wirkung konzentriert werden. Was nun 
den Arbeitnehmer betrifft, dient zu seiner Anspornung eine andere spezielle Verant­
wortlichkeitsform uzw. die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit.37
(i. Besondere Probleme tauchen im Falle der unberechtigten Entziehung des 
gefährlichen Betriebes auf. Eine der häufigsten Fälle dieser ist die Sch n-arr. fahrt, 
wenn der mit der Verwaltung des gefährlichen Betriebes beauftragte Angestellte 
den gefährlichen Betrieb zu seinen finanziellen, Bequemlichkeits- oder sonstigen 
Zielen entzieht , er weicht von der angegebenen Route ab, beschreitet seine eigenen 
Wege usw. In diesen hallen muss aus verschiedenen Zielen eine präventive Wir­
kung ausgeübt werden :
a) aus dem Gesichtspunkte der gefährlichen Betriebe gegen die Unfälle im 
allgemeinen und
h) gegen den widerrechtlichen Entzug im speziellen.
Die Bestimmung der speziellen Verantwortlichkeitsform für die mit erhöhter 
Gefahr verbundenen I ätigkeit is t : einen Schutz gegen Unfälle und nicht gegen 
den unberechtigten Entzug zu gewähren. Was nun den Zusammenhang der 
Schwarzfahrt mit den l nfällen anbelangt, das ist auf keinen Fall unmittelbar: 
im wesentlichen können Unfälle zur Zeit der Schwarzfahrt und der regelmässigen 
Betätigung gleich Vorkommen. Der unberechtigte Entzug ist, nachdem das von 
derselben fachkundigen Person geschieht, die ansonsten das Fahrzeug inbetrieb­
haltet. keine spezifische, typische Ursache des Unfalles. Es kann aber doch nicht 
behauptet werden, dass kein Zusammenhang zwischen den Unfällen und Schwarz­
fahrten besteht, bloss ist dieser Zusammenhang ein weitgelegener. Es besteht ein 
Zusammenhang vor allem darin, dass die Duldung von Schwarzfahrten eine solche 
Ordnungswidrigkeit darstellt, welche — in Vergleich zu anderen Unregelmässig­
keiten — auf die ganze Inbetriebhaltung auflockernd wirkt ; ausserdem ver­
ratet sie. dass die Inbetriebhaltung nicht musterhaft geschieht. Zweitens besteht 
ein Zusammenhang darin, dass der Angestellte, der eine Schwarzfahrt unternimmt, 
meistens eine unverlässliche, leichtsinnige Person ist. die während der Dauer der 
Schwarzfahrt den Wagen oft l nsachverständigen anvertraut, und bei dieser 
Gelegenheit eher auch Alkohol geniesst und veranlagt ist in der Eile die Vorsichts­
massnahmen zu übertreten. Diese tatsächlich mehr oder weniger weitgclcgenen 
Zusammenhänge aber sprechen nicht dafür, dass die spezifische Verantwortlichkeit 
für die erhöhte Gefährlichkeit auf den unberechtigten Entzug zu übertragen ist : 
die Verhütung gegen die in seiner Person steckenden Defekte, wird von der arbeits­
rechtlichen \ erantuortlichkeit gesichert. W as wieder den Arbeitgeber betrifft, er 
muss Ordnung halten, er hat gegen jede Ordnungswidrigkeit zu kämpfen, er soll 
seine Angestellten entsprechend auswählen, er muss ein solches Kontrollsystcm
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ausbauen, welches auch die Gefahr einer Schwarzfahrt ausschaltet — z. B. er muss 
erreichen, dass der Garagemeister nur einen mit regelmässiger Marschroute ver­
sehenen Kraftwagen seines. Weges ziehen lässt.38 usw. Dazu kommt auch das noch, 
dass die gelegentliche Schwarzfahrt an dieser Tatsache nichts ändert, dass 
der Zustand des gefährlichen Betriebes in erster Linie von der Qualität der dauer­
haften Inbetriebhaltung abhängt, deshalb muss also schon die präventive 
Wirkung dem gleichbleibenden Inbetriebhalter, also dem Arbeitgeber gegenüber 
gelten.
Deshalb ändert sich die Eigenschalt des Inbetriebhalters im Falle einer Schwarz­
fahrt nicht. Das rechtswidrige Verhalten des Inbetriebhalters aber kommt mit 
dem schädigenden Ergebnis gemeinsam hervortretend, in zwei Umständen zur 
Geltung :
a) in der Mangelhaftigkeit der dauerhaften Inbetriebhaltung und
b) in der Ermöglichung von Schwarzfahrten sich offenbarenden Lockerheit.39
7. Den anderen Ilauptfall des rechtswidrigen Entzuges bildet das Wegstehlen
des gefährlichen Betriebes. In diesem Falle gestaltet sich das Präventionsproblem 
folgendermassen :
d) Die präventive Wirkung gegen das Stehlen muss nicht mit Hilfe der erhöhten 
Verantwortlichkeit für den gefährlichen Betrieb erreicht werden ; gegen das Stehlen 
ist also nicht zweckentsprechend sich mit der von der Schuldigkeit des eventuell 
zufallsmässig unfallverursachenden Diebes unabhängigen Verantwortlichkeit zu 
verteidigen.
b) Der Dieb wird aber — abgesehen von diesem Falle, wenn jemand in seiner 
Trunkenheit oder aus Streichmacherei nur für eine Fahrt den Wagen entwendet, 
also eigentlich keinen Diebstahl begeht — zum Inbetriebhalter ständigen Cha­
rakters : er muss für den imfallsfreien Zustand sorgen. Das spricht dabei, dass 
im Falle eines vom Dieb verursachten Unfalles, er als Inbetriebhalter betrachtet 
werden soll.
c) Dagegen ist wahr, dass die Ausgesetztheit eines Diebstahles eine erhöhte 
Gefahr im Verkehr bedeutet, denn es biete dazu Möglichkeit, daas unerfahrene, 
unsachverständige, gewissenslose, betrunkene, flüchtige usw. Menschen am 
Verkehr sich beteiligen. Der ständige Inbetriebhalter gefährdet also, wenn er 
das Wegstehlen des gefährlichen Betriebes erleichtert, nicht nur seinen eigenen 
Vermögensgegenstand, aber die öffentliche Sicherheit auch. Ein solches Verhalten 
— z. B. die Nichtzusperrung des Autos —, eine sloche Unterlassung seitens des 
Inbetriebhalters, welche in sich zwar aus Mangel an besonderer Rechtsnorm nicht 
rechtswidrig ist, kann aber bei dem Unfall des Diebes als relevante Ursache gelten, 
weil es in bedeutendem Masse zum Unfall beitrug.40 Es ist nicht nur eine conditio 
sine qua non. sondern geradazu als typisch sagbare Ursache. Die erhöhte Gefähr­
dung des Verkehrs durch die Erleichterung des Diebstahles ist wenigstens so wichtig, 
dass des Zivilrecht sich mit seiner ganzen Schärfe gegen sie wendet. Dieser Um­
stand spricht dabei, dass im Falle eines Diebstahles sich die Person des Inbetrieb­
halters auch nicht ändern soll — besondere nicht, wenn seit der Entwendung eine 
nicht sehr lange Zeit bis zum Unfall verlaufen ist. Nach dem Verlauf einer länge­
ren Zeit stabilisiert und konsolidiert sich die Eigenschaft des Diebes als Inbetrieb­
halter, die unfallsfreie Periode beweist aber, dass in gegebenem Falle der Dieb 
ein sachverständiger, nüchterner Mensch ist, der Deibstahl, beziehungsweise dessen 
Erleichterung trug in concreto also auch nicht in relevanter Weise zum Unfall 
bei. Die Lösung ist :
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o) die Eigenschaft des Inbetriebhalters geht im allgemeinen auf den Dieb 
über, aber
b) sie verbleibt ebim Inbetriebhalter, wenn
au) dieser durch Unterlassung den Diebstahl erleichterte und
bb)  von der Entwendung bis zum Unfall keine zu lange Zeit verlaufen ist.
VIII.
In der mit den Beschädigungen der gefährlichen Betriebe verbundenen Gerichts­
praxis ist ein verhältnismässig seltener Fall, wenn das Gericht den Rahmen der 
von der Schuldigkeit unabhängigen Verantwortlichkeit des gefährlichen Betriebes 
nicht Übertritt.41 Im bedeutenden Teil der einschlägigen Beschlüsse fällt eine wesent­
liche Rolle auch des Verschuldens des Inbetriebhalters oder seines Angestellten zu.42
Diese Erscheinung ist auf mehrere Ursachen zurückzuführen.
a) Die Analysierung des Verschuldens kommt meistens deshalb an die Reihe, 
weil das Gericht im Prozess auch die Frage der arbeitsrechtlichen Verantwortlich­
keit bereinigen versucht, oder aber wurde schon die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit festgestellt und darauf beruft sich auch das in der Sache auf Schadenser­
satz verfahrende Gericht. Das kann keine Ausrede mit sich ziehen, das beanspruchen 
auch prozessrechtliche Erfordernisse.
b) Wir haben schon erörtert, dass die Gerichte auch im Falle der eigenen Schuld 
des Beschädigten im allgemeinen das seitens des Schadensverursachenden beste­
hende Verschulden erheben anstatt nur die objektive und relative Unabwend­
barkeit des eigenen Verschuldens zu untersuchen.
c) In gewissen Fällen spielen auch darüber hinausgehend subjektive Elemente 
bei der Frage der Verantwortlichkeit des gefährlichen Betriebes eine Rolle. Wir 
haben schon auf zahlreiche solche Beziehungen hingewiesen, jetzt fassen wir diese 
zusammen.
an) Bei der objektiven und relativen Auffassung der höheren Gewalt erhalten 
oft die das Verschulden erreichenden oder zu dem Verschulden nahestehenden 
subjektiven Elemente eine wichtige Rolle. Die relative Auffassung von vis maior 
bedeutet unter anderen auch das, dass die Häufigkeit des gegebenen Schadenstyps 
und das erwägt werden muss, ob dementsprechend die technisch mögliche 
Verhütung wirtschaftlich zu begründen ist. Die Beurteilung dieser bedeutet die 
Beurteilung der subjektiven Elemente : es muss das beurteilt werden, ob irgend­
welcher Entschluss oder das Ausbleiben eines Entschlusses begründet war.
bb) Dieselbe ist die Lage mit der relativen Auffassung der anderen Fälle der 
unabwendbaren äusseren Ursache zusammenhängend, den unabwendbaren Eingriff 
des Beschädigten miteinbegriffen. Die Aufmerksamkeit muss in dieser Beziehung 
besonders auf den schon erörterten Standpunkt gelenkt werden, dass in der Nähe 
einer Schule nicht als unabwendbar dieser Umstand gelten kann, wenn ein Kind 
plötzlich vor das Auto springt, denn in der Nähe einer Schule muss man damit 
in erhöhtem Grade rechnen.
cc) Wir sahen, dass die Identität des Inbetriebhalters auch nicht von den dem 
Verschulden nahestehenden psychischen Momenten unabhängig ist. Im Falle des 
unrechtlichen Entzuges des Kraftwagens bleibt der Eigentümer der Inbetriebhalter, 
wenn er daran schuldig ist, dass der Kraftwagen entzogen werden konnte (schloss 
das Auto nicht ab, sorgte nicht dafür, dass sein Portier die Marschrouten kontrolliert
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usw.). Dieselbe ist die Lage, wenn er den Wagen einer mit Führerschein nicht 
verfügenden oder betrunkenen Person ausleicht usw.43
Alldies beweist, dass die übliche Trennung des subjektiven und objektiven 
Verantwortlichkeitssystems auf dem Gebiet der zivilrechtlichen Verantwortlich­
keit unhaltbar ist. Auf dem Gebiet der gefährlichen betrieblichen Verantwortlich­
keit, welche den weit überwiegenden Teil der objektiven Verantwortlichkeit einnimmt 
bildet ein von dem Verschulden unabhängiges subjektives Verhalten die Grundlage 
der Verantwortlichkeit, und von diesem Verhalten führen unzählige Übergänge 
zum verschuldeten Verhalten. Das als Grundlage der Verantwortlichkeit des gefähr­
lichen Betriebes dienende Verhalten und das schuldhafte Verhalten weichen von 
einander nur stufenmässig und in den konkreten Situationen ab; tatsächlich sind 
aber diese Verhalte aus dem Gesichtspunkte der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit 
von gleicher Qualität. Es dominieren in ihnen nicht die trennenden, sondern die 
verbindenden Merkmale :
a) die in der Schadensverursachung steckende Gesellschaftsgefährlichkeit,
b) die ungünstige gesellschaftliche Beurteilung des konkreten Verhaltens und
c) die Beeinflussbarkeit dieser Verhaltensart mit dem Mittel des Schadener­
satzes. So die sog. objektive, als auch die sog. subjektive Verantwortlichkeit sind 
soweit subjektiv, dass ihre Grundlage irgendeine schadensverursachende, aber 
mit den Mitteln des Schadenersatzes korrigierbare Verhaltensart bildet, und soweit 
objektiv, dass sie auf den in der Aussenwelt eingetretenen Schaden reagierend 
nach objektiven Gesetzmässigkeiten ihre Wirkung auf das Individuum ausübt. Die 
gemeinsamen doppelten Wurzeln der auf dem Verschulden gründenden Verant­
wortlichkeit und der mit erhöht gefährlichen Tätigkeit verbundenen Verantwort­
lichkeit ist also die Schädigung, ferner die dazu führende, die Beeinflussbarkeit der 
durch die Mittel des Schadenersatzes gesellschaftlich ungünstig beurteilten Verhal­
tensart, also die Möglichkeit der Prävention.44
Der innerhalb dieser grundlegenden Übereinstimmung vorhandene Unterschied 
kann aber in den folgenden zusammengefasst werden :
a) in Beziehung des Tatbestandes: der Tatbestand der auf Verschulden gründen­
den Verantwortlichkeit hat allgemeinere Charakterzüge („neminem laedere“); dem­
gemäss ist der Tatbestandskreis der mit erhöht gefährlichen Tätigkeit verbundenen 
Verantwortlichkeit spezifisch',
b) in Beziehung der Widerrechtlich le it: jeder Schaden aus erhöht gefährlicher 
Tätigkeit entsteht rechtswidrig, in diesem Kreise ist also die zur Schädigung 
führende Unterlassung auch in jedem Falle rechtswidrig',
c) in Beziehung der Bewertung des Verhaltens: im Bereich der auf dem Ver­
schulden gründenden Verantwortlichkeit hat nur die Vorsätzlichkeit und Fahrlässig­
keit rechtliche Relevanz, auf dem Gebiet der Verantwortlichkeit der mit erhöhter 
Gefahr verbundenen Tätigkeit aber hat auch das, wenn der Inbetriebhalter keine 
die rechtlichen Verpflichtungen übertreffende Aktivität entfaltet und das zu Schädi­
gung führt.
Unter solchen Umständen also, nachdem die Tatbestandstypen der auf Ver­
schulden gründenden Verantwortlichkeit viel breiter sind als die Tatbestandstypen 
der erhöhten Gefährlichkeit, ferner nachdem im Bereich der erhöhten Gefährlich­
keit im Vergleich zum Bereich der auf Verschulden gründenden Verantwortlich­
keit auch auf der objektiven Seite der Rechtswidrigkeit und der subjektiven Seite 
der Beurteilung des Verthaltens das gewisse Plus auch eine rechtliche Relevanz 
besitzt, kann die auf Verschulden gründende Verantwortlichkeit als allgemeine 
betrachtet werden.
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1) U n ter dem inhaltlichen U nterschied verstehen wir liier nicht so sehr den rechtlichen 
Inhalt der Regelung, sondern eher ih re a u f  die gesellschaftlichen Verhältnisse 
ausgeübte Rolle und W irkung, der rechtlichen Lösung der Regelung als in dieser 
Beziehung form alen Seite gegenüber.
2) Sogar K . K . Jajtsckkow, der die in  den §§ 403 u n d  404. des sowjetrussischen B ürger­
lichen Gesetzbuches sieh offenbarende, au f Verschulden, beziehungsweise au f erhöht 
gefährliche Tätigkeit gegründete V erantw ortlichkeit als zwei gleichgestellte G rund­
fälle der V erantwortlichkeit be trach te t, v e r tr it t  de lege feranda den S tandpunkt, 
dass im  neuen sow jetischen Bürgerlichen Gesetzbuch das Verschulden als das G rund ­
prinzip der zivilrechtlichen V erantw ortlichkeit gem acht werden muss. (Das System  
der aus Schadenverursachung stam m enden Schuldverhältnisse. Fragen des sow­
jetischen Rechts. Studiensam m lung. Verlag der U niversität Moskau, 1957., 173. p.)
3) U nter der M itwirkung einer G ruppe der S tudenten  des III. Jahrganges im Schul­
ja h r  1959—60 w urden 200 U rteile des Obersten G erichtes über Schäden, die durch  
ausserverträgliche, verbotene V erhalten in den Jah ren  1956—1959 verursacht 
waren, un tersucht. Von denen gehörten 88 in dem  Bereich solcher Schäden, welche 
aus der Tätigkeit gefährlicher Betriebe stam m ten. In dieser Zahl sind, die in den 
K reise einer abweichenden Verantvvortlichkeitsform gehörenden 33 Betriebsunfälle 
nicht m it inbegriffen, obzwar diese grösstenteils auch m it irgendwelcher erhöht gefähr­
lichen Tätigkeit der Schädigung zusammenhingen: dagegen sind jene 21 Fälle 
m it inbegriffen, worin über die Kollision der gefährlichen Betriebe die Rede, und 
deshalb la u t B b B § 346 — vor allem die Frage des Verschuldens zu untersuchen 
gewesen war.
4) Die Bezeichnungen „typische Schadensursache” und „re levanter G rund” werden 
in  dieser B edeutung gebraucht, welche in m einer A bhandlung „Die Probleme des 
K ausalzusam m enhanges auf dem Gebiete der zivilrechtlichen V erantw ortlichkeit” 
(M itteilungen des In s titu ts  fü r S ta a tsu n d  Rechtw issenschaft Jh g  I. (1958) No 2.) 
beigemessen sind. Die typische Schadensursache bedeutet eine solche Schadens­
ursache, welche bei vielen Schädigungen als G rund figuriert, ferner m it den In s tru ­
m enten der zivilrechtlichen V erantwortlichkeit zurückgedrängt werden kann und 
deshalb vom Gesetzgeber bei der Schaffung des V erantw ortlichkeitssystem s in 
B etracht gezogen werden muss; der relevante Grund ist jener G rund der einzel­
nen konkreten Schädigungen, welcher aus dem G esichtspunkte der V erantw ort­
lichkeit in B etrach t kom m t.
5) Zutreffend sagt Gesa Marlon, dass das C harakteristikum  der französischen Theorie 
der sub jek tive „ fau te” -Bcgriff bildet, wenn es sich um  moralische Begründung, 
und  der objektive „fau te” -Begriff, wenn es sieh um  praktische Konsequenzen 
handelt (Les fondem ents de la responsabilité civile, Sirey, Paris, 1938. Punkt 45.). 
Dabei hat das ob jektive V erantw ortlichkeitssystem  seine A nhänger auch in der 
französischen R echtslitera tur. Sie schlugen vor, die V erantw ortlichkeit s ta t t  au f das 
Verschulden, au f das zustandegebrachte Risiko (risque crée) zurück zu führen. Die 
H au p tv e rtre te r dieser R ichtung waren Saleilles und Jossenrand  (S.z.B. Jossenrand: 
Cours de droit civil positif Français, Sirey, Paris, 1912, Bd. I I . P unk te  416—417.).
6) Siehe Planiol-Ripert: T raité élém entaire de droit civil, 1947. Bd. I I .  1044. und  f. 
Punkte.).
7) Siehe Planiol-Ripert a. a . O. P unk te  919.; 931—932.; 957 — 962.; und Josserand 
a . a. O. P unk te  417.; 486 — 487. Diese A rgum entation bezieht sich im allgemeinen 
nur auf den Fall, wenn cinc vertragliche Beziehung zwischen dem Unfall veru r­
sachenden und dem Beschädigten besteht. Ü brigens kann  m an auch die K ehrseite 
der A rgum entation erfahren: derjenige, der aus Gefälligkeit au f ein Fahrzeug auf­
genommen wird, ist in der französischen P rax is so zu betrach ten , als der durch 
seine A ufnahm e stillschweigend au f die Vorteile, die die erhöhte V erantw ort­
lichkeit sichert, verzichtet. Die Berufung au f die stillschweigende G arantie taucht, 
ansonsten stellenweise auch in der deutschen L ite ra tu r  auf, z.B. auch in den Motiven 
des BGB-s (Bd. I. 244. p.) (Siehe: Josef Unger: H andeln au f eigene Gefahr; Ihering 
Jah rbücher Bd. 30. [1891] p. 383.). ln  der ungarischen untergerichtlichen Praxis der 
letzten  Jah re , ist cs sogar yorgekommen, dass die H aftungsansprüche des Schwarz­
fahrers das Gericht m it diesel' Begründung abw ies, dass der F ahrgast durch die 
Tatsache der A ufnahm e au f ein Fahrzeug au f seine Ansprüche m it erhöhter V er­




8) Siehe Planiol-Riperl a. a. O. P u n k t 916.
9) Siehe Planiol-Riperl a. a. O. P unk te  919.; 957.
10) Siehe hauptsächlich: Unger a. a. O. Das wird durch die These der „ak tiven  In te ­
resse” weiterentw ickelt, deren K ern folgend lau tet: von dem  irgendeine U n te r­
nehm ung abhängt, der muss von der Verhütung, Ü berw indung, Begleichung von 
Schäden sorgen. Der H au p tv ertre te r ist Adolf Merkel (Siehe A. Merkel: Ju ristische 
Enzyklopädie, Berlin, 1913. 5. Ausg. § 705., Marton a. a. O. P u n k t 64.).
11) Sein H au p tv ertre te r is t Rudolf Merkel (Siehe A. Merkel a. a. O. § 708., Marlon 
a. a. O. P u n k t 67.).
12) Siehe Rudolf Müller—Ersbach: G efährdungshaftung und  Gefalii-tragung, A rchiv 
für civilistische Praxis, Bd. 106. (1910) p. 309 — 476.).
13) Sein H aupt Vertreter ist Viktor Mataja (Das Recht des Schadenersatzes vom S tan d ­
punk t der Nationalökonom ie, Wien, 1888) und  bei den V olksw irtschaftlern Sits- 
mondi (Siehe Müller—Erzbach a. a. O. p. 341.).
14) Siehe Müller—Erzbach a. a. ö .  p. 452. G. Riimelin argum entiert dam it, dass d ie  
Tragfähigkeit des Arbeitgebern grösser ist, als (he des A rbeitnehm ers. (Culpahaftung 
u n d  Causa Ihn ft ung, A rchiv für die civilistische P raxis, Bd. 88. 1898. p. 301.).
15) D as p ar exellence Terrénum  der P rävention is t die Schuldigkeit, schreib t Géza 
Marton (a. a. O. P unkt 110.). In  der deutschen L ite ra tu r  hat besondere Müller— 
Erzbach die grosse Bedeutung der Prävention hervorgehoben.
16) Siehe u n te r anderen die K ritik  B. S. Antimonoivs über den grundlegenden C harak ter 
dieser A nsichten (Zivilrechtliche V erantw ortung fü r die von erhöhter Gefahrquelle 
verursachten  Schäden, M t<au, 1953. A bschnitt I.).
17) Siche hauptsächlich die angeführte Monographie von R. S. Antimonow, ausserdem  
aus der neuesten sowjetischen L ite ra tu r  noch O. S. Joffe: Die V erantw ortung 
im  sowjetischen Zivilrecht, Verl, der U n iversität von L eningrad, 1955. A bschnitt 
IV. §  6., und K. K. Jajtschkow a. a, O. 165 p. ff’., 181 p. ff., usw.
18) Diesem letzteren  Gebiet] w idm et Géza Marton keine A ufm erksam keit, als er von 
der G efährlichkeit schreibt, dass das n icht den G rund der objektiven V erantw ort­
lichkeit bilden kann, es kann  bloss zur erhöhten Sorgfalt, also zur V erschärfung 
innerhalb  der Grenzen des Sehuldigkeitsprinzips führen (a. a. O. P u n k t 69.).
19) Es ist also kein W iderspruch darin , dass im Rahm en des gefährlichen Betriebs 
auch  der von der objektiven V erantw ortlichkeit rechtfertigende subjektive G rund 
bekannt ist, wie das Géza Marton behaup te t (Siehe Ungarisches P riva trech t, red. 
von Károly Szladits, Bd. I II . p. 378 — 384.).
20) Das kann  m an auch schon aus dem  U rteil, welches in  der Z eitsch rift „E n tschei­
dungen der Gerichte” u n te r  No 1618 veröffentlicht w urde, entnehm en. D as Oberste 
G ericht legt in dieser Angelegenheit aus, dass beim Fehlen der V erpflichtung zur 
E rrichtung eines Schlagbaumes, die Ungarische S taatsbahnen au f G rund der 
Schuldigkeit nicht verantw ortlich sind, ihre ob jektive V erantw ortlichkeit w ird 
von den eigenen Fehlern des Beschädigten (also n icht durch das Fehlen der 
Rechtsw idrigkeit, welche aus dem Fehlen der V erpflichtung zu r Aufstellung eines 
Schlagbaumes stam m t) ausgeschlossen. Das U rteil No Pf. I. 21. 354/1959 ha t die 
Ungarische S taatsbahnen als gefährlichen B etrieb auch beim Fehlen der Verpflich­
tung zur Aufstellung eines Schlagbaumes zu Schadenersatz verpflichtet. In  der 
Begründung taucht s ta tt der Frage der Rechtsw idrigkeit die der Schuldigkeit auf, 
und  dadurch steht dieser Beschluss mit dem früher zitiertem  im Gegensatz, obzwar 
in m erítő beide U rteile zutreffend sind. D as W esentliche in  der Begründung 
lautet näm lich folgend: „U m  sich von der V erantw ortlichkeit sub titido  u nab ­
wendbare H andlung d ritte r  Person befreien zu können, ist auch noch notwendig, 
dass durch die Gefährlichkeit seines Betriebes begründeter Sorgfalt alles u n te r­
nommen wird, was au f dem G ebiet der zeitgemässen Sicherheitsm assnahm en vollzu­
bringen ist.” Es wäre vielleicht richtiger gewesen so zu begründen: d r itte  Person 
h ä tte  ihre schadensverursachende H andlung durch E inrichtung eines Schlagbau­
mes vom Schuldner verhüten  können. Aus diesem G esichtspunkt ist es gleichgül­
tig, ob die E inrichtung des Schlagbaumes eine Verpflichtung w ar oder n icht, 
denn die schädigende Einm ischung d ritte r  Person schliesst die V erantwortung 
des Inbetriebhaltere des gefährlichen Betriebes nu r dann aus, wenn die Einm ischung 
überhaupt n ich t zu verhüten  war.
21) Eine Ausnahm e bildet lau t des vorher Gesagten, die U nterlassung der m it solcher 
Auslagen und Anstrengungen verbundenen A k tiv itä t, welche im V erhältnis zu den 
Schadensarten vollkommen disproportioniert ist.
31
22) Vergl. z.B. Posch: Ü berw indung privatrech tlicher Vorstellungen im  Zivilrecht 
(Neue Ju stiz , 1959. No 24. p. 841.).
23) Die grosse Bedeutung der Frage zeigt, dass zwischen den 200 untersuchten U rteilen 
des Obersten Gerichts, das schädigende V erhalten in 99 Fällen aus Tätigkeit, in 
88 Fällen aus verschiedenen U nterlassungen bestand  und  in  13 Fällen konnte dieser 
U m stand  nicht herausgestellt werden.
24) D aran än d e rt auch das n icht, dass ih re  R echtsw idrigkeit aus dem G esichtspunkte 
der m it der Sanktion der Zivilrechtlichen Verantwortlichkeit eigentlich nur dann 
relevant ist, wenn das rechtsw idrige V erhalten sich m it w eiterer Rechtswidrigkeit 
verschärft; näm lich dam it, dass sie zu Beschädigung führt.
25) Siehe Antimonow  a. a. O. Ahselm. IV. I. Teil, Punkt 1.; Jof fe a. a. O. Absehn. 
IV. § 6. P unk t 3.
26) Beispiele aus der ungarischen Praxis: W enn m an au f che Fernleitung D rah t w irft, 
is t  das eine unabw endbare H andlung d r itte r  Person, denn die Überwachung aller 
Fernleitungen des Landes würde eine unverhältnism ässig grosse A nstrengung 
bedeuten; wenn aber seit dem  H inaufw urf des D rahtes geraum e Zeit verstrichen 
ist und  die E lektrizitätsw erke von der G efahr un te rrich te t waren, erlischt ehe U nab­
w endbarkeit (Entschl. d. Gerichte 1954. No 504.). Wenn auch nicht alle F ern ­
leitungen des Landes überw acht werden können, einen v ierhundert M eter langen 
Ölfluss kann m an überwachen lassen, und deshalb is t der Schaden welcher durch 
die Entzündung dieser in  einer Brücke en tsteh t, nicht unabw endbar (Af. IV. 
20. 631 1955.). Wenn ein B etrunkener sich ausserhalb der S tation  auf das Geleise 
logt, das ist fü r die S taatsbahnen im  allgem einen unabw endbar, denn „die Verkehrs­
vorschriften schreiben zwar die ständige K ontrolle der Geleise durch Besichti­
gung vor, das k ann  aber n ich t soweit erw eitert werden, dass die Schuldnerorgane 
vor dem  E intreffen eines jeden Zuges verpflichtet wären in  der ganzen Länge des 
in ihrem  K ontrollbercich liegenden Geleises darüber sich zu überzeugen, ob sich 
nicht jem and zwischen den Geleisen befindet. Eine solche A usbreitung der Ver­
pflichtungen der Ungarischen S taatsbahnen  übertrifft weitaus die Erfordernisse 
der Verkehrssicherheit und  ist fast undurchführbar” (B. Ges. I. 21.797/1959.). 
In  der sowjetischen L ite ra tu r beton t Antimonow  die Erforderungen der R e la ti­
v itä t. E r  erw ähnt, dass das P lenum  des Obersten G erichts der R S IS R  diese These 
schon im Ja h re  1925 auslegte (a. a. O. A bschnitt IV . Teil I . § 1. P unk t 1.). E r  sel­
ber versteht die R e la tiv itä t hauptsächlich in diesem Sinne, dass ein und  dasselbe 
Ereignis in gewisser H insicht als vis m ajor, in anderer dagegen n icht als höhere 
Gewalt zu bew erten ist. (z.B.: Die feindliche Bom bardierung ist im V erhältnis 
des getroffenen Betriebes ein vis m ajor, von Seite des Feindes eine vorsätzliche 
Schadensverursachung; im  V erhältnis des getroffenen Betriebes ist sie vis m ajo r, 
in der V ernichtung durch die Bomben, aber bedeutet keine höhere Gewalt in H in ­
sicht der w ährend des Luftangriffes entw endeten Sachen usw. — a. a. O. A bschnitt 
IV. Teil I. § 3.). O. S. Jojjß befasst sich auch m it der R ela tiv itä t der höheren Ge­
walt, er gelangt aber infolge grosser Individualisierung zur subjektiven Auffas­
sung des v is m ajor-s, indem  er darlegt, dass die höhere Gewalt einen ausserordent­
lichen und von der betreffenden Person m it den für ihn  erreichbaren M ittehi unab ­
wendbare U rsache bildet (a. a. O. A bschnitt IV . j) 6. P unk t 3. — Hervorgehoben 
von m ir. Oy. E.).
-7) In  der ungarischen G erichtspraxis steht das im Interesse der Gesetzlichkeit e r­
brach te U rteil No P. 23.828 1955. (Entscheidungen der G erichte 3/1956 Lfn° 1225.) 
au f gegensätzlicher prinzipieller Grundlage. Besagt, dass au f einem vielen K ilo­
m eter langen Schul zdamm, wo die h inaufführenden Wege in  grosser E ntlcrnung 
von einander liegen und an  vielen Stellen A rbeiten uusgcführt werden, würde die 
E rrich tung  von Sehutzspaliercn so hohe K osten erfordern, die n ich t mit jenen 
Schäden in  E inklang stehen würden, welche aus dem A brutschen einiger Pferde 
entstehen kann . Jener U m stand aber, dass die K osten der D urchführung von Schutz­
m assnahm en m it den Schäden aus dem  ereignenden U nfall n ich t in Verhältnis 
stehen, befreit den E rha lte r des Dammes von der V erpflichtung des Schadener­
satzes nicht. Dieser Entscheid s te h t mit der speziellen ,,R echtsw idrigkeit” in E in ­
klang, welche au f der Grundlage spezialer V erantwortlichkeitsform  der m it e r­
höhter G efahr verbundenen T ätigkeit beruht, aber n ich t in E inklang m it der These 
s teh t, dass unangemessene Geldaufwände nicht zu erw arten  sind, ln  diesem Falle 
konnte von einem  solchen Grenzfall die Rede sein, w orüber das Gericht tatsächlich 
au f G rund der Billigkeit entschied.
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28) Z.B. h a t schon Stutschku  die U nterscheidung au f gesetzgeberische Fehler zurück­
geführt, Wenediktaw aber b e trach te te  das als bürgerliche Überlieferung; Jojje h a t 
dem  auch  keine Bedeutung beigemessen (Siehe Antimonow a. a. O. A bschn itt IV. 
Teil I. § 3.). D as ungarische BGB versteh t u n te r  dem  B egriff der unabw endbaren 
äusseren U rsache auch den vis m ajor.
29) E in gutes Beispiel dafü r ist, dass das Oberste G ericht das V errosten gewisser Stoffe
— tro tzdem , dass das Bosten in diesen Fällen durch menschliche K ra ft vollkom men 
unabw endbar is t — deshalb n ich t als höhere G ew alt qualifizierte, weil dies vo r­
auszusehen w ar und  eben infolge des V erursachens eine V erhütung auch möglich 
ist. (Af. IV. 20.831/1955 Entscheidungen der G erichte No 6/1956. Zfn° 876.).
30) Bei diesem Falle handelt es sich eigentlich n ich t um  die Befreiung von der Ver­
an tw ortlichkeit, sondern um  die Ausleerung der V erantw ortlichkeit. Die V erant­
w ortung der den Schaden verursachenden veran tw ortlichen  Person b erüh rt das 
eigene Verschulden des Beschädigten n icht, weil diese V erantw ortlichkeit in seinem 
eigenen V erhalten liegt. Diese Verantwortlichkeit wird aber dadurch inhaltslos, 
weil der Beschädigte aus irgendeinem G runde n ich t w ürdig ist einen Schadenersatz 
zu erhalten. Diese Erscheinung is t au f die E igenart der zivilrechtlichen Sanktion: 
au f die Verflechtung der Repression m it der R eparation  zurückzuführen. Inwieweit 
dies so ist, dafü r ist die Regel charakteristisch , welche in gewissen Fällen des 
doppelseitigen Verschuldens die B eurteilung zu G unsten  des S taa tes erm öglicht,
— in erster Linie bei dem  Abzug der Folgen der U ngültigkeit (BGB. § 237. 
Abs. (1).), aber auch au f dem G ebiet der P lanverträge in  Bezug der Sanktionen 
der V ertragsstrafen (BGB § 406. Abs. (1).).
31) Es is t darau f zu achten , dass es eine andere F rage sei, ob die M itw irkung des Be­
schädigten schuldhaft, oder unverschuldet, bzw. abw endbar oder unabw endbar 
war. Die sich ergebende Möglichkeiten: die M itwirkung des Beschädigten
a)  is t unabw endbar und schuldhaft: w ird der Inbetriebhalter befreit,
b) is t unabw endbar und  unverschuldet: wird der Inbetriebhalter befreit,
c) is t abw endbar und  schuldhaft: folgt eine Schadensteilung,
d )  is t abw endbar und  unverschuldet, wird der Inbetriebhalte r verantw ortlich .
32) Z. B. Das Gericht ste llt im  U rteil No Pf. IV. 20.834/1959.
das Verschulden des K utschers m it dem  Verschulden
des Sehauffcurs, und  im  U rteil No Pf. L . 21.326/1959.
das Verschulden des R adfahrers m it dem  Verschulden
des Lenkers eines L astkraftw agens gegenüber. E in weiteres Beispiel is t der
in der Fussnote No 20 erw ähnte Fall.
33) In  der sowjetischen Praxis waren im  .Jahre 1925 und  in den folgenden Zeiten der 
V erpächter und  der P äch ter gemeinsame Inbetriebhalte r im V erhältnis der Ver- 
an tw ortlichkeit des gefährlichen Betriebes. Die Aufhebung dieser Praxis wurde 
von Antimonow der L iquidierung des P rivatun ternehm ens zugeschrieben. Bei u n en t­
geltlicher Ü berlassung aber ist heute noch der Ü berlasser und der B enützer soli­
darisch verantw ortlich (a. a. O. A bschnitt V.).
34) im  Falle unentgeltlicher und entgeltlicher Ü berlassung ist also gleichmässig zweck­
entsprechend auch m it den M itteln  der zivilrechtlichen V erantw ortlichkeit dazu 
beizutragen, dass das Gelass der Benützung sich reibungslos, ohne die allgemeine 
G efahr zu heben — vollzieht. Die zivilrechtliche V erhütung ist aber vollständig 
abweichend: bei der unentgeltlichen Überlassung bezieht sie sich darauf, dass der 
gefährliche B etrieb in  entsprechende H ände gelangen soll, — bei entgeltlicher 
Ü berlassung dagegen darauf, dass der Betrieb aus dem  G esichtspunkte der B etriebs­
sicherheit in  einwandfreiem  Z ustand in die H ände des neuen Besitzern übergehen 
soll. D er U nterschied ist au f den U nterschied zwischen unentgeltlichem  und  öne­
rősem V ertrag zurückzuführen; es ist ferner auch unbestre itbar, dass die Grundlage 
dieses U nterschiedes auch in der Frage der In teressierthe it zu suchen ist.
35) Siehe z. B. das U rteil No Pf. 23.158/1957 des Obersten Gerichts; lau t dessen ha t 
eine Fabrik einem Gem einsehaftsverpflegungsbetrieb aus Gefälligkeit A rbeitstä tte  
überlassen und es h a t  sich hier ein Unfall ereignet. D as G ericht stellte richtig  fest, 
dass zwischen der Ü berlassung und  dem  U nfall kein relevan ter K ausalzusam m en­
hang besteht; ohnehin h ä tte  der Gem einschaftsverpflegungsbetrieb au f seinem 
Gelände selber für Schutzm assnahm en und  Schutzvorrichtungen sorgen müssen.
36) In der sowjetischen Praxis waren, wenn der U nternehm er au f der Anlage des Be­
stellers arbeitet , anfangs der Besteller und U nternehm er gemeinsam verantw ortlich. 
S päter entw ickelte sich die V erantw ortlichkeit danach, ob der U nternehm er au f der 
Anlage des Bestellers seine eigene „autonom e Zone” entw ickelt hat: ob er über
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das Gebiet, au f welchem er arbeitete , die K ontrolle ausiibte (siehe Antimonow 
a. a. O. A bschnitt V.)- D am it ist in  gewisser Hinsicht die prinzipielle Grundlage des 
U rteiles No Pf. I I .  21.229/1957 des ungarischen Obersten G erichts ähnlich. Die 
Kanalisierungsvverke haben den E inzelhandelsbetrieb an  das W asserleitungsnetz 
angcschlossen und  die zu diesem Zweck ausgehobene Schacht n icht bedeckt, nicht 
um zaunt; haben aber darüber den E inzelhandelsbetrieb in K enntn is gesetzt. Das 
G ericht h a tte  den Einzelhandelsbetrieb für verantw ortlich  erkann t. Eines der s tich ­
haltigen A rgum ente war, dass das Gebiet unter der Kontrolle des Betriebes stand, 
und die Schacht w urde auch von den A ngestellten dieses Betriebes ausgehoben. 
N icht zutreffend ist dagegen das A rgum ent, dass die E inschaltung der W asser­
leitung zum  Vorteil des E inzelhandelbetriebes diente. A uf dem Gebiet des T rans­
portes ist jene Feststellung des Beschlusses No Pf. I. 21.298/1956 zutreffend, dem ­
nach in „derjenige dem  zu G unsten ein L astkraftw agen weder unentgeltlich oder 
entgeltlich einen T ransport ausführt, noch als Inbetriebshalter des K raftfahrzeuges 
zu betrach ten , weil der mit G efahren verbundene Betrieb n ich t von ihm  aus- 
geübt w ird” . Die In teressiertheit sch lichtet nicht, denn obwohl die Anschliessung 
an  das W asserleitungsnetz im  Interesse des Bestellers liegt, w ird es seitens des 
U nternehm ers auch in  eigenem Interesse ausgeführt: er h a t A nspruch au f d ie  
Unternehm ungsgebühren.
37) Diese Anordnung besitz t auch w eiterhin eine andere sehr w ichtige Begründung: 
die Sicherung der R eparation . Es liegt offen vor, dass wenn n u r der A rbeitsnehm er 
verantw ortlich gem acht werden könnte, m öchte die R eparation  weniger gesichert 
sein, als bei der V erantw ortlichm achung des Arbeitgebers.
38) Im  Interesse der G esetzlichkeit gefälltes U rteil No P. IV. 22.277/1956. h a t z.B. 
au f  dieser G rundlage die V erantw ortlichkeit des ständigen Inbetriebhalters in 
solchen Sachen erk lärt, wenn der Schauffeur den K raft wagen m it einer abgelaufenen 
M arschroute aus der Garage herausholt.
39) Die prinzipielle zivilrechtliche Entscheidung No X III . (Entscheidungen der Gerichte 
No 4/1956 Zfn° 1246.), welche die o ft beanstandete prinzipielle zivilrechtliche E n t­
scheidung No 14 ausser K ra ft setzte, h a t sich au f denselben S tan d p u n k t gestellt: 
dieser S tandpunkt en tsp rich t in m erito den im BGB ausgedrückten  Prinzipien auch.
40) Diesen S tandpunk t v e r tra t die prinzipielle zivilrechtliche Entscheidung No X I I 1. 
D as is t sowohl der S tandpunk t der französischen (siehe Planiol-Ripert, a. a. O. 
P u n k t 1020.), als auch der schweizerischen (siehe die Besprechung von Bcla Näntissy 
in  den M itteilungen für Verkehrswesen 34/1957 (608 — 609. p.) und neuestens auch 
in der belgischen (siehe Revue Trim estrielle de D ro it Civil Jh g . 58. (1960) No 1. 
206—207. p.) Praxis. Antimonow v e r tr it t  wesentlich ebenfalls einen ähnlichen 
S tandpunk t, aber er be trach te t die zum D iebstahl führende U nterlassung als selbst­
ständige Verschuldungsgrundlage der V erantw ortlichkeit (a. a. O. A bschnitt V.). 
Zu der in der ungarischen G erichtspraxis vorgekom m enen (No Pf. I I .  20.259/1957) 
Sache (Siehe die Fussnote No 43).
41) E in m usterhaftes Beispiel ist aus diesem Gesichtspunkt das U rteil No Pf. V. 22.309/ 
1959. des Obersten Gerichts, lau t dessen urteilsm ässig festgelegten Tatbestandes 
infolge der widersprechenden Aussagen der Zeugen nicht zu beweisen war, ob die 
S trassenbahn schon ungehalten h a t, bevor der V erletzte davon abstieg. Das Gericht 
h a t aus Mangel „an  Ünbewiescnheit eines von ob jektiver V erantw ortung en th e­
benden G rundes” die volle V erantw ortlichkeit festgestellt.
42) Von den U rteilen  des Obersten G erichts un tersuchten  67 solchen Fällen, in  denen es 
sieh n icht um  die Schadenszufügung des gefährlichen Betriebes, aber n icht um die K ol­
lision der gefährlichen Betriebe handle, wobei das G ericht verpflich tet ist das Ver­
schulden zu untersuchen, beruft sich das G ericht in  37 Fällen au f Verschulden, 
in 28 Fällen verbleib t es zwischen den Rahm en der sog. „ob jek tiven” V erantw ort­
lichkeit; in 2 Fällen konnte aus dem U rteil der U ntersuchte U m stand  n ich t fest­
gestellt werden. Einige Beispiele dafür siehe noch: Eörsi Schadenersatz für rech ts­
widriges Verhalten, Verlag fü r Volkswirtschaft und R echt, B udapest, 1958. 126 — 
127. p. W eitere charakteristische Beispiele: in der No P. Ein. Tan. 20.896/1959 Ange­
legenheit erklärt das G ericht, dass das Feuer au f dem Schiff aus einer in  den Bereich 
des gefährlichen Betriebe gehörenden Ursache ausgebrochen ist, ein enthebender 
Grund w urde n icht bewiesen, und  fügt hinzu, dass der E igentüm er des Schiffes 
auch au f G rund der Fahrlässigkeit der feuerverursachenden A ngestellten v e ra n t­
wortlich sei. Das U rteil No Pf. V. 22.307/1959. fasst das Verschulden des Beklag­
ten  in fünf P unk ten  zusammen, und v eru rte ilt ihn au f G rund der objektiven Ver­
antw ortlichkeit. In  der Sache No Pf. I I .  22.418/1959. legt das G erich t aus, dass
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der Beklagte n ich t nu r a u f  G rund der objektiven V erantw ortlichkeit sich zu v e r­
antw orten  hat, sondern auch au f G rund des Verschuldens seines Angestellten. 
Das Verschulden zu erw ähnen is t in  dieser Angelegenheit auch deshalb schon n ich t 
nötig, weil die Begründung dam it beginnt, dass die E rhebung gegen den Angestell­
ten  eingestellt wurde. In  anderen Fällen b eru ft sieh das G ericht auch im Falle 
der V erantw ortlichkeit fü r Verschuldung unnötig au f die V erantw ortlichkeit des 
gefährlichen Betriebes. Das beste Beispiel dafü r ist: Das H au p tro h r einer 25 
jährigen W asserleitung springt, das W asser r in n t in dem  Keller, das H aus fäng t 
zu sinken an . es m usste abgerissen werden. D as U rteil Ko Pf. I I I .  20.449 1959. 
h a t den Betrieb, der die städtische W asserleitungsanlage in stand  hält, in  dieser 
E igenschaft — etwas übertrieben — zum  gefährlichen B etrieb  dek lariert, und des­
halb aus dem  G runde veru rteilt, dass er die Reinigung, In standha ltung  des Rohres 
versäum t h a tte . Dieses stichhaltige U rteil h ä tte  das G ericht auch ohne der Dek- 
laricrung zum  gefährlichen Betrieb erbringen können. D as H aupstäd tische G ericht 
h a t in  seinem U rteil No 41. Pf. 29.187/1959. ansonsten ausdrücklich darau f au f­
m erksam  gem acht, dass beim  bestehen der ob jek tiven  V erantw ortlichkeit das 
Verschulden der verantw ortlichen Person unnötig  ist.
43) Sehr charakteristisch  is t in  dieser Beziehung des Verschuldens m om entes das schon 
zitierte U rteil No Pf. 20.259/1957. wonach: „ . . . e s  h a t das leichtsinnige Ver­
halten  des Zweitgeklagten erm öglicht, dass eine frem de Person den K raftw agen 
in  Benützung nim m t u n d  (deshalb is t der D rittgeklagte) der A rbeitgeber des Zweit­
geklagten Fahrers auch  m it der objektiven V erantw ortlichkeit belastet fü r den 
von einer frem den Person verursach ten  Schaden.” H ier fü h rt also eine sogar aus 
zwei Verschulden bestehende K ette  zum  Subjekt der objektiven V erantw ortlichkeit: 
die als Inbetriebhalter geltende Person is t für die Auswahl und  K ontrolle seiner A n­
gestellten schuldig (der A ngestellte h a t näm lich schon m ehrm als Sehw artzfahrten 
durchgeführt und  begünstigt), der Angestellte h a t den K raftw agen jahrlässig e iner 
unbefugten Person überlassen, diese Person h a tte  sodann den Unfall verursacht. 
E in  weiteres charakteristisches Beispiel: der V ater k a u f t seinem K inde ein .Motorrad, 
das K ind  h ä lt diesen in  B etrieb, doch ist der V ater der Inbet rieb halt er, denn e r  
hätte es voraussehen müssen, dass das K ind zur M otorradlenkung n ich t genügend 
reif ist (Entscheidungen der G erichte No 1/1959. Zfn° 2174.).
44) Die weitere E rörterung  des einheitlichen zivilrechtlichen V erantwortungssystem s, 
welche au f der M öglichkeit der Beeinflussbarkeit durch den spezifischen M itteln 
der zivilrechtlichen V erantw ortlichkeit basiert, überschreite t schon den R ahm en 
dieser A bhandlung. Siehe darüber Eörsi: Versuch zum  E n tw u rf  einer einheitlichen 
zivilrechtlichen Verantwortung. Annales U n iversita tis  S c ien tia rum  B udapestinensis 
de Rolando Eötvös N om inatae, Sectio Iu rid icae , Tom. I. (1959) 81— 1 OB. p  
sowie: P rävention und Verschulden. A cta Iu rid ica  A eadem iac S cientiarum  Iiunga- 
ricae, Tom. I. (1959) Fase. 3— 4. 229—265. p.
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Depuis longtemps déjà une lutte acharnée se déroule dans la doctrine du droit 
international pour savoir quelles sont les personnes auxquelles la qualité de sujet 
du dioit international peut être attribuée. Il n’y a pour ainsi dire personne parmi 
les spécialistes notables du droit international qui n’ait exprimé son opinion y 
relative. En effet, dans les différents manuels, traités et monographies, pour ne 
pas parler des innombrables articles des revues, nous rencontrons partout des thèses 
relatives au problème dont nous allons parler.
Ee grand intérêt porte à la question de la personnalité internationale nous 
apparaît comme naturel, car cette question révélé une importance primordiale, 
du point de vue de la pratique et de la doctrine également. Il est. en effet, évident, 
que chaque discipline juridique, donc la science du droit international aussi — s’il 
prétend à être une véritable science — doit tirer au clair ses propres problèmes 
fondamentaux. Or, personne ne peut contester, que la construction convenable 
d'un système du droit international, comme aussi la solution de tous les problèmes 
doctrinaux pouvant surgir en cette matière, exigent une définition exacte des sujets 
du droit international.
-yais, d n’est pas douteux non plus, que la définition correcte de la person­
nalité internationale a un intérêt remarquable pour la pratique internationale 
également. En effet, pour connaître ceux qui ont la qualité de faire valoir direc­
tement leurs droits sur le plan international ainsi que ceux dont la responsabilité 
pour la violation d’une obligation internationale peut être établie par les moyens 
offerts par le droit international, il est indispensable que le cercle des sujets du 
droit international soit délimité avec précision. Pour illustrer l’importance pratique 
du problème, il suffit de renvoyer, à titre d’exemple, à l’avis consultatif émis par 
la Cour internationale dans l'affaire de la réparation des dommages subis au ser­
vice des Nations Unies (l’affaire dite Bernadotte). Dans cette affaire, en effet, 
la Cour a dû donner son avis au sujet de la question ainsi formulée: ,,Au cas où 
un agent des Nations [ nies subit, dans l’exercice de ses fonctions, un dommage 
dans des conditions de nature à engager la responsabilité d’un Etat, l’Organisation 
des Nations Lnies a-t-elle qualité pour présenter contre le gouvernement de jure 
ou de facto responsable une réclamation internationale en vue d’obtenir la répa­
ration des dommages causes?” La réponse était évidemment subordonnée à la 
décision de la question préalable de savoir si l’O.N.U. peut être considérée ou non 
comme sujet du droit international.
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En ce qui concerne la Hongrie, le problème des sujets du droit international 
a besoin d’être approfondi pour le motif aussi, qu’après la Libération, la doctrine 
du droit international chez nous ne s’est pas occupée de cette question ni dans 
la forme de monographies, ni dans des articles de revues. Aussi notre seul manuel 
d’université, de par sa nature même, n’a pas pu approfondir suffisamment ce prob­
lème. D’ailleurs, la thèse professée par ce manuel est caractérisée par un attache­
ment absolu à la manière de voir dite classique1, qui simplifie le problème outre 
mesure et, à cause de sa rigidité, ne peut plus être conciliée avec les faits de la pra­
tique internationale. Il est donc temps de mettre fin à l’état arriéré de la science 
hongroise du droit international en cette matière et jeter un jour nouveau sur ce 
problème en tenant compte de la pratique et des événements internationaux.
Il va de soi, qu’un examen approfondi du problème de la personnalité inter­
nationale dépasse les limites d’une seule étude. Nous nous bornerons donc à ana­
lyser deux questions seulement, pour savoir si à nos jours on puisse déjà considérer 
certaines organisations internationales comme des sujets du droit international 
et de voir la position à prendre concernant la qualité de sujet du droit international 
des individus.
*
Avant de passer à l’examen des deux questions dont il s’agit, nous devons 
préciser le sens de la subjectivité juridique en droit international. En effet, la solu­
tion des problèmes que nous venons d’indiquer dépendra évidemment de la ré­
ponse qu’on voudra donner à cette question.
A mon avis, le concept général de la subjectivité juridique, élaboré par la 
théorie générale du droit, doit servir de règle dans le domaine du droit international 
aussi, et ainsi c’est ce même concept que nous devons prendre pour point de départ 
dans nos recherches. Tout en admettant que pour prendre position au sujet des 
problèmes du droit international on doit avoir égard de tous les aspects particuliers 
de cette branche du droit, nous ne sommes pourtant pas d’accord avec ceux qui 
dans le domaine du droit international veulent faire abstraction même des notions 
théoriques les plus générales du droit.2
Selon renseignement de la théorie générale du droit que les différentes dis­
ciplines appliquent à leur propre branche du droit, est sujet de droit toute personne 
ayant, ou capable d’avoir certains droits et obligations subjectifs.3 En transposant 
cette définition sur le plan du droit international, nous devons donc dire que sont 
sujets du droit international tous ceux, qui dans le domaine des relations interna­
tionales sont porteurs do droits et obligations, c’est-à-dire que certains de leurs 
droits et obligations sont réglés directement par des traités internationaux ou par 
les normes du droit international coutumier. Ces droits et obligations se présentent 
donc sur le plan des relations internationales et ainsi ils sont de nature internati­
onale.4
Dans le domaine du droit international, à notre avis il est impossible d’établir 
des critères de la personnalité internationale allant au-delà de ce que nous venons 
de dire. En effet, le droit international doit faire usage de la même notion de la 
subjectivité juridique que les autres branches du droit. Une différence entre le 
droit international et les droits internes ne peut exister que quant aux entités 
qui tombent sous le coup do cette notion.5
Tout ceci doit être souligné, parce que dans les sciences socialiste et bourgeoise 
du droit international on a essayé de rétrécir le concept du sujet du droit, autrement 
dit d’en élargir la définition par l’introduction des éléments étrangers à la notion
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même. Les partisans de ce procédé supposent à priori que les seuls sujets du droit 
international sont les Etats et (pie, en dehors de ceux-ci, tout au plus les nations 
combattant pour leur liberté et se trouvant dans un état suffisamment avancé 
de leur organisation étatique. Les auteurs dont nous parlons, définissent la notion 
de la personnalité internationale en conformité avec cette position prise d’avance. 
Ce procédé est suivi entre autres par L. A. Modjoriane, qui dans sa monographie 
remarquable, traitant au fond le problème de la personnalité internationale, énu­
mère parmi les critères de la qualité de sujet du droit international la capacité 
de coopérer à la création des normes du droit international et d’en i m poser l’ob­
servation.® N. Ecobescu aboutit dans son étude à une définition semblable de la 
personnalité internationale.7 De la littérature bourgeoise récente nous pouvons 
mentionner le professeur Paul Reuter, qui considère comme un critère supplétif 
de la personnalité internationale la capacité de participer, dans une certaine mesure, 
à la création des normes du droit international.8 Il convient cependant de remarquer 
que ces deux derniers auteurs, tout en élargissant la définition de la notion par 
l’introduction des éléments mentionnés, s’efforcent en même temps de définir 
le cercle des sujets du droit international d’une manière plus large et d’y ranger 
également certaines organisations internationales. Cette tentative rend, d’autre 
côté, indispensable de s’écarter des idées généralement admises dans la théorie 
des sources du droit et de faire passer les organisations internationales reconnues 
comme des sujets du droit international pour des entités qui auraient effectivement 
la qualité de prendre part à la formation des règles générales du droit international. 
Nous devons pourtant constater dès maintenant, que la capacité de créer ou de 
modifier les normes générales du droit international est réservée à nos jours exclu­
sivement aux Etats. Cette capacité cependant, qui est un attribut de la souverai­
neté même, ne peut pas être mise en rapport avec la personnalité internationale 
et ne peut pas être considérée comme critère de cette dernière.
La définition des sujets du droit international du professeur von der Heydte, 
est déduite de certaines thèses de la philosophie idéaliste, et apparaît comme enti­
èrement arbitraire. Cet auteur aboutit à la conclusion que la qualité d’un sujet 
du droit international revient à toutes les entités réelles qui en constituent la base 
même et sans lesquelles le droit international ne pourrait pas exister. D’autre côté, 
ces entités obtiennent le sens de leur propre existence à leur tour du droit inter­
national.9 Il est évident, que cette définition qui ne tient compte ni des notions 
juridiques généralement acceptées, ni de la pratique suivie en la matière, est une 
définition basée sur les vues personnelles de l’auteur. Du reste, la deuxième partie 
de cette définition est pénétrée par la thèse erronée de la primauté du droit inter­
national, servant des desseins impérialistes; elle est vide de contenu, inutilisable 
pour le juriste international et ne sert à autre chose que de pouvoir y insérer l’Etat 
tant bien que mal. Von der Heydte paraît de se rendre compte de l’extravagance 
de sa définition, car il y ajoute que dans le domaine du droit international il faut 
distinguer les sujets du droit des personnes juridiques. 11 considère comme per­
sonnes juridiques les unités placées à l’intérieur de l’ordre juridique international 
et qui peuvent être porteurs de droits et obligations.10 Somme tout, ce juriste de 
l’Allemagne occidentale arrive, après un long détour, à la notion courante des su­
jets du droit international, avec la différence cependant de leur donner un autre 
nom et de remplir la notion de la personnalité juridique d’un contenu qui ne dit 
rien et qui est en même temps erroné.11
Après tout ceci, nous pouvons donc constater de nouveau, que le droit inter­
national ne peut que faire usage de la notion générale de la subjectivité juridique.
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Mais, s’il en est ainsi, il en résulte également que le droit international, comme 
toutes les autres branches du droit, peut définir lui-même le contenu concret de 
la notion de la subjectivité juridique, c’est-à-dire les entités qu’il considère, dans 
les limites de son propre ordre juridique, comme porteurs de droits et obligations. 
Donc, en dernière analyse, ce sont les Etats, en tant que législateurs en matièro 
de droit international, qui ont la faculté de déterminer de commun accord les sujets 
du droit international qu’ils reconnaissent comme tels.
*
Ces remarques préalables nous ont apparu nécessaires pour pouvoir aborder 
la question de savoir, qui sont aujourd’hui les sujets du droit international? C’est 
donc à la lumière des constatations que nous venons de faire, que nous allons élu­
cider le problème de la qualité de sujet du droit international des organisations 
internationales.12
Or, ce problème ne peut être résolu que in concreto, c’est-à-dire par rapport à 
chacune de ces organisations. En effet, le droit international actuel ne contient 
aucune règle générale qui reconnaisse la subjectivité juridique inconditionnelle 
des organisations internationales, mais d’autre côté, il n’interdit non plus de leur 
attribuer la qualité de sujets du droit international.13 Ainsi, cette qualité de chacune 
de ces organisations peut être constatée seulement sur la base des droits qu’elles 
possèdent et des obligations qui leur incombent. Notre examen doit donc élucider 
la question de savoir, si une organisation internationale donnée soit révêtue, à 
1 égard des ses Etats-membres, des droits autonomes, c’est-à-dire des droits qui 
peuvent être exercés par l’organisation en toute indépendance, à l’aide do ses propres 
organes, ou bien si du fait de l’existence de l’organisation, seulement les Etats- 
membres acquièrent des droits et se chargent d’obligations. C’est bien naturel 
qu’au cours de nos recherches nous devons éclaircir en premier lieu et de la manière 
la plus approfondie le statut international de l’Organisation des Nations Unies 
comme la plus importante des organisations internationales.
Or, la Charte des Nations Unies garde le silence quant à la subjectivité juri­
dique de l’Organisation, c. à-d. qu’elle ne contient aucune stipulation explicite 
à ce sujet. Il est vrai, que l’art. 104 de la Charte déclare que «l’Organisation jouit 
sur le territoire de chacun de ses membres de la capacité juridique qui lui est né­
cessaire pour exercer ses fonctions et atteindre ses buts», mais ceci est seulement 
la constatation de la capacité juridique en matière civile dont l’Organisation jouit 
sur les territoires des Etats, et n’a aucun rapport avec la question de la person­
nalité internationale. Malgré la rédaction très claire de cet article, il y a tout-de- 
même des auteurs qui voudraient fonder la qualité de sujet du droit international 
de l’O. N. U., entre autres, sur les dispositions de l’art. 104 de la Charte. C’est la 
manière de voir notamment de Piotrowskij, qui cependant n’invoque aucun ar­
gument a l’appui de sa thèse.14 En vérité il ne peut pas y avoir de doute que dans 
ce texte il n’y a question que de la personnalité juridique revenant à l’O. N. U. sur 
le territoire île chacun des Etats-membres et non de la personnalité internationale 
de l’Organisation. Le texte n’en dit rien de plus, et il est impossible d’y faire passer 
plus même par voie d’interprétation.15 C’est évidemment en développant les sti­
pulations de l’art. 104 de la Charte, (pie la Convention de New York, du Kl février 
1940, relative aux privilèges et immunités des Nations Unies16 constate dans son 
article premier, que l’O. N. U. « possède la personnalité juridique » et que « elle 
a la capacité: a) de contracter17 b) d’acquérir et de vendre des biens immobiliers 
et mobiliers; c) d’ester en justice. » Quant à leur contenu, ces stipulations restent
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sur le terrain du droit interne et ne touchent pas au statut international de l’Orga­
nisation.
Cette interprétation est confirmée par les documents de la Conférence de 
San Francisco, qui établit le texte de la Charte des Nations Unies. Il en résulte, 
en effet, que le Sous-comité IV/2 de la Conférence a rejeté la proposition 
belge tendant à la constatation expresse de la qualité de sujet du droit inter­
national de l’O. N. U., en voulant faire énoncer expressis verbis que l’Organisation 
jouira d’un statut international et des droits qui en découlent. Selon le rapport 
du Sous-comité, celui-ci a jugé superflu d’en faire l’objet d’un texte, en soutenant 
que la personnalité juridique internationale de l’Organisation sera implicitement 
réglée par l’ensemble des dispositions de la Charte.18
Donc, le Sous-comité n’a pas nié la personnalité internationale de l’O. N. U.; 
il a jugé seulement superflu de l’énoncer explicitement- Dans son étude citée, 
Ecobescu indique avec raison, que le matériel des débats permet de conclure à 
ce que le Sous-comité n’a pas voulu faire naître même le semblant d’un soupçon 
d’avoir voulu considérer l’O. N. U. comme une organisation de même rang que 
les Etats, voire même comme une organisation qui leur est supérieure, comme une 
espèce de Super-Etat.19
Or, s’il est vrai que l’art. 104 de la Charte ne permet pas conclure à la person­
nalité internationale de l’O. N. U., on doit arriver à un autre résultat sur la base 
de l’art. 105. En effet, aux termes de cet article « l’Organisation jouit, sur le terri­
toire de chacun de ses Membres, des privilèges et immunités qui lui sont nécessaires 
pour atteindre ses buts » et les représentants des Membres des Nations Unies ainsi 
que les fonctionnaires de l’Organisation jouissent également des privilèges et immu­
nités qui leur sont nécessaires. Ici il est donc tout indiqué de poser la question de 
savoir, si ces dispositions, comportant une exemption de la juridiction nationale 
des Etats en faveur de l'Organisation des Nations Unies et leurs fonctionnaires, 
octroient ou non à l’Organisation de véritables droits de nature internationale.
Les dispositions de la Charte ne suffisent pas en elles-mêmes pour répondre 
à cette question. La Charte, en effet, ne détermine pas le contenu des privilèges 
et immunités; elle ne contient aucune disposition non plus pour savoir, qui est qua­
lifié sur le plan international de faire valoir les droits qui en découlent. L’article 
105, paragraphe 3 dit à ce sujet que l’Assemblée générale peut faire des recom­
mandations en vue d’en fixer les détails d’application ou proposer aux Membres 
des Nations Unies de conclure des conventions à cet effet. C’est sur ces entrefaits 
que la convention déjà mentionnée du 13 février 194(5 et autres conventions ont 
été conclues, dont nous énumérons ici seulement quelques-unes parmi les plus 
importantes. Les voici: l’Accord entre l’O. N. U. et les Etats-Unis d’Amérique, 
relatif au siège de l’Organisation; les accords conclus avec le gouvernement français 
en vue de la réunion, à Paris, des troisième et sixième sessions de l’Assemblée gé­
nérale; l’Accord conclu avec le gouvernement du Chili, en vue de la réunion, à San­
tiago, de la deuxième session du Conseil économique et social; l’accord provisoire 
conclu avec le Conseil Fédéral Suisse; l’échange de lettres entre le Président de 
la Cour internationale et le Ministère des Affaires étrangères des Pays-Bas au sujet 
des privilèges et immunités des membres de la Cour et de certaines autres person­
nes etc.20
En ce qui concerne notre problème, l’accord provisoire conclu en 1940 avec 
le Conseil fédéral suisse est d’un intérêt particulier; l’article premier de cet accord 
énonce, en effet, que le Conseil fédéral suisse « reconnaît la personnalité juridique » 
de l’Organisation des Nations Unies. Cette stipulation, qui est analogue à celle
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contenue dans le modus vivendi établi en 192fi entre le Conseil fédéral et la Société 
des Nations, constate expressément la personnalité internationale de l’O. X. U., 
et cette fois-ci dans les rapports avec un Etat qui n’est pas membre de l’Organi­
sation.
En ce qui concerne les autres conventions, leur contenu permet de conclure 
également à la personnalité internationale de l’O. N. U., même si les conventions 
ne le constatent pas expresáis retins. Aux termes de la Convention du 13 février 
1.94(5 relative aux privilèges et immunités de l’O. N. U., l’Organisation, ses biens 
et avoirs jouissent de l’immunité de juridiction; les locaux de l’Organisation sont 
inviolables; ses biens sont exempts de toute mesure de contrainte; l’Organisation 
est exonérée de tout impôt et de tous droits de douane; elle a le droit d’employer 
des codes ainsi que d’expédier et de recevoir sa correspondance par des courriers 
ou valises, qui jouiront des mêmes privilèges et immunités que les courriers et 
valises diplomatiques; les fonctionnaires de l’O. N. U. jouissent de l’immunité de 
juridiction pour les actes accomplis par eux en leur qualité officielle; le Secrétaire 
général et les sous-secrétaires généraux ainsi que leur conjoints et enfants mineurs 
jouissent des privilèges et immunités diplomatiques.21
Ces stipulations nous montrent que sur les territoires de chacun des Etats 
qui sont parties à la convention, l’O. N. U. bénéficie de l’immunité de juridiction 
comme les Etats étrangers; ses fonctionnaires supérieure jouissent des privilèges 
et immunités des agents diplomatiques, tandis que ses autres fonctionnaires, grosso 
modo, de ceux des consuls. L’immunité de juridiction de l’O. N. U. se fait en effet 
valoir dans la pratique des autorités des Etats-membres; dans les procès intentés 
contre l’Organisation, les tribunaux nationaux se déclarent incompétents.22
Néanmoins, tout ceci ne suffit pas encore pour reconnaître la qualité de sujet 
du droit international de l’O. N. U. 11 serait, en effet, possible, que l’octroi des pri­
vilèges et immunités se fasse de la sorte, que la Convention dont nous parlons ob­
lige les Etats seulement dans leurs rapports mutuels à assurer une situation pri­
vilégiée à l’Organisation et à ses fonctionnaires et qu’au cas de violation de la Con­
vention, des droits et obligations ne puissent en naître, que dans les rapports entre 
les Etats signataires. Autrement dit, dans cette hypothèse la personnalité inter­
nationale de l’Organisation des Nations Unies ne serait pas distincte de celle des 
Etats-membres, et ainsi en cette matière sa subjectivité juridique autonome ne 
se mettrait pas plus en relief qu’au cas des conférences diplomatiques, où certains 
privilèges et immunités se font également valoir. Il résulte cependant du texte 
de la convention, qu’en réalité il ne s’agit pas de ceci. L’hypothèse dont nous ve­
nons de faire mention est tout d’abord en opposition avec le paragraphe 35 de l’ar­
ticle final de la convention, qui constate explicitement, que la convention est en 
vigueur entre l’Organisation des Nations Unies d’une part et les Etats qui ont 
adhéré à la convention, d’autre part. Il en est de même en ce qui concerne l’art. 
VIII de la convention, d’après lequel en cas d’un différend entre l’O. N. U. et un 
des Etats-membres, portant sur l’interprétation ou l’application de la convention, 
un avis consultatif sera demandé do la Cour Internationale. L’avis de la Cour doit 
être accepté par les parties comme décisif. L’Organisation a donc au fond un droit 
d’action directe contre l’Etat-membre respectif, car l’avis consultatif, étant en 
l’espèce obligatoire en vertu d’une clause spéciale de la convention, équivaut à 
une sentence judiciaire. Nous nous trouvons ici précisément en face d’un cas d’ex­
ception, où l’avis consultatif oblige directement les parties intéressées.23 Tout 
ceci montre à l’évidence que l’O. N. U. possède des droits propres qu’elle peut faire 
valoir directement sur le plan international.
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Selon l’accord de siège conclu avec les Etats-Unis et l’accord provisoire avec 
le Conseil fédéral suisse, les locaux de l’Organisation sont inviolables, les délégués 
envoyés chez l’Organisation par les Etats-membres jouissent des privilèges et immu­
nités des représentants diplomatiques et les différends pouvant surgir entre 
l’O. N. U. d’une part et les Etats-Unis et la Suisse d’autre part seront réglés par 
arbitrage international. Les autres conventions dont nous avons parlé, contiennent 
des stipulations semblables à celles que nous venons de faire connaître.
La personnalité internationale de l’O. N. U. résulte également de la capacité 
de conclure des traités, octroyée à l’Organisation par la Charte. En dehors de l’art. 
105 dont nous avons parlé et sur la base duquel toute une série d’accords interna­
tionaux a été conclu, l’art. 43 de la Charte autorise le Conseil de Sécurité à conclure 
des accords spéciaux avec les Etats-membres ou avec des groupes de ces derniers. 
Par ces accords, les Etats-membres s’engagent à mettre à la disposition du Conseil 
de Sécurité, sur son invitation, des forces armées nécessaires au maintien de la 
paix et de la sécurité internationales, de lui prêter assistance et donner des faci­
lités, y compris le droit de passage. Il n’est pas douteux que ces accords sont à 
considérer comme des accords internationaux, car ils relèvent du droit international 
et non du droit national.
Qu’en l’espèce il s’agit de véritables accords internationaux est démontré 
aussi par la stipulation dudit article 43 qui prévoit que ces accords doivent être 
ratifiés par les Etats signataires conformément aux dispositions de la Constitution 
de chacun.
Il est vrai qu’en conséquence de la guerre froide provoquée par les Etats im­
périalistes lieu après le commencement de l’activité de l’Organisation, les accords 
internationaux prévus à l’art. 43 de la Charte et destinés à contribuer au maintien 
de la paix et de la sécurité internationales n’ont pas été conclus. Ce fait cependant 
ne modifie en rien la situation légale selon laquelle la capacité de conclure des trai­
tés de l’O. N. U. est expressément prévue par l’art. 43 de la Charte autorisant le 
Conseil de Sécurité à les conclure au nom de l’Organisation.
L’article 63 de la Charte confère au Conseil Economique et Social également 
le droit de conclure des accords internationaux. Le Conseil peut, en effet, sous 
réserve de l’approbation de l’Assemblée Générale, conclure avec toute institution 
spécialisée visée à l’article 57 de la Charte, des accords fixant les conditions dans 
lesquelles l’institution respective sera reliée à l’organisation. L’art. 64 de la Charte 
autorise en outre le Conseil Economique et Social de s’entendre avec les membres 
de l’Organisation et avec les institutions spécialisées afin de recevoir des rapports 
sur les mesures prises en exécution de ses propres recommandations et des recom­
mandations de l’Assemblée Générale sur des objets relevant de la compétence 
du Conseil. Ces accords appartiennent également au domaine du droit international 
et non de ceux des droits nationaux.24 La constatation de la Cour internationale 
énoncée dans son avis consultatif relatif à l’affaire Bernadotte et suivant laquelle 
« il serait difficile de concevoir comment une telle convention pourrait déployer 
ses effets sinon sur le plan international et entre parties possédant la personnalité 
internationale » — vaut incontestablement pour tous les accords que nous venons 
de mentionner.25
Nous considérons d’autre part comme inacceptable l’argument opposé à cette 
thèse, à savoir que les accords tombant sous le coup des articles 43 et 63 créent 
des droits et obligations seulement pour Etats-membres et non pour l’O. N. U. aussi.26 
Cette argumentation est basée, en effet, sur une fiction pure et simple et elle ne 
tient pas compte de la situation réelle. Car, en admettant que les accords prévus
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à 1 art. 4.5 auraient été conclus, c’est l’O. N. U. et notamment son organe principal, 
le Conseil de Sécurité qui seraient qualifiés de faire valoir les droits qui en décou­
lent et non les Etats-membres comme tels. Il en est de même en ce qui concerne les 
accords conclus par le Conseil Economique et Social avec les institutions spécia­
lisées^ . Une autre thèse voudrait soutenir que le Conseil de Sécurité, chargé par 
les Etats-membres des Nations Unies de la responsabilité principale en matière 
de maintien de la paix et la sécurité internationales, agit en cette matière comme 
représentant des membres et exerce le droit de ces derniers de conclure des traités. 
Cette thèse n’est pas convainquante non plus.27 L’absurdité de cette fiction est 
démontrée par le fait aussi, que l’accord se forme avec pleine validité, même si 
I un ou l’autre des Etats-membres n’approuve pas qu’il soit conclu, voire même
s'il proteste contre sa conclusion.28 La thèse dont nous parlons, procède_même si
dans le sens inverse — un peu comme la théorie de Scelle et Duguit: tandis que la 
thèse que nous combattons, fait abstraction de l’existence indépendante de l’O.N. U., 
proclame que les Etats seuls peuvent être sujets du droit international et ainsi 
elle ne tient pas compte de la situation réelle. Duguit et Scelle font la même chose 
lorsqu’ils subtilisent l’Etat, nient son qualité de sujet du droit international et ne 
veulent reconnaître comme sujets du droit que les individus seulement.29
A ce propos, il faut signaler encore que les accords conclus par les différentes 
organisations internationales sont considérés comme des accords internationaux 
également par le projet partiel d un code du droit des traités, élaboré récemment 
par la Commission du droit international des Nations Unies. L’art. 2. de ce projet 
dit en effet, que sont à considérer comme des accords internationaux les accords 
conclus entre les Etats « ou autres sujets du droit international possédant la capa­
cité de conclure des traités ». Le commentaire officiel à cet article met en relief 
que sous la dénomination »autres sujets du droit international« il faut entendre 
certaines organisations internationales et notamment l’Organisation des Nations 
l nies. Par ceci, le projet de code met en relief d’une manière explicite la sub­
jectivité internationale des Nations Unies.30
! ne autre disposition de la Charte qu’on peut invoquer encore en faveur de 
la personnalité internationale de l’O. N .U.est celle de l’article 81 de la Charte, pré­
voyant que l’autorité chargée de l’administration d’un territoire sous tutelle « peut 
être constituée par un ou plusieurs Etats ou par 1 Organisation elle-même ».
( Mais, à part de tout ceci, les organes principaux de l’O. N. U. sont révêtus par 
la Charte de nombreuses fonctions importantes, dont l’accomplissement se présente 
comme l’exercice indépendante de certains droits internationaux.
Toutes ces dispositions et fonctions suffisent amplement pour constater, que 
sous certains aspects, l’O. N. U. a été revêtue par la Charte d’une existence qui est 
indépendante des Etats-membres, et ainsi elle l’a érigé en un organisme qui peut 
agir en toute indépendance sur le terrain des relations internationales.
Mais, est-il vrai que l’Organisation des Nations Unies soit désormais un Etat, 
ou bien une entité supérieure aux Etats, un «super-Etat »? Or, la réserve qui s’est 
manifestée surtout dans le passe — dans la doctrine socialiste du droit inter­
national à l’égard de la personnalité internationale de l’O. N. U. est à attribuer 
en grande partie précisément a la crainte que la reconnaissance de la qualité de 
sujet du droit international de l’O. N. U. pourrait porter atteinte à la souveraineté 
des Etats et par 1 influence des Puissances impérialistes — pourrait opposer 
cette Organisation aux autres Etats.31 Du reste, des préoccupations pour la sou- 
verainete des Etats peuvent être retrouvées même chez certains juristes interna­
tionaux des pays impérialistes, comme par exemple dans l’intervention du délégué
44
britannique Fitzmaurice aux débats de la sixième Commission de l’Assemblée 
Générale en 1948.32
Pour voir clairement où on en est avec ce problème, il faut se rendre compte 
de la nature de la personnalité juridique de l’O. N. U. et la comparer avec celle 
des Etats. En procédant ainsi, nous pouvons constater plusieurs différences 
fondamentales entre la subjectivité juridique des Etats et celle des organisations 
internationales et notamment de l’O. N. U.
Voici la première différence essentielle: tandis que la qualité de sujet du droit 
international se rattache directement au fait de la naissance de l’Etat et en constitue 
un attribut indispensable, chez les organisations internationales ce phénomène 
ne peut pas être observée. Du moment que l’Etat est né, il devient immanquab­
lement sujet du droit international et ceci n’est aucunement modifié par la cir­
constance si le nouvel Etat est reconnu ou non par les autres. L’opinion qui pro­
fesse la nature déclarative de la reconnaissance et (jui est en harmonie également 
avec la pratique suivie dans la vie internationale, souligne précisément cette par­
ticularité de l’Etat, c.-à-d. que son existence et sa qualité de sujet du droit inter­
national ne dépendent pas de la reconnaissance des autres Etats.
Sous cet aspect, la situation de l’O. N. U. est tout autre. Aucune organisation 
internationale ne devient forcément et automatiquement sujet du droit interna­
tional. Elle le devient seulement, si les Etats veulent que cette qualité lui soit con­
férée. En ce qui concerne l’O. N. TJ., sa personnalité internationale résulte des dis­
positions de la Charte qui la font sujet de droits et obligations. Donc, on pourrait 
dire que la subjectivité juridique de l’O. N. U. a un caractère secondaire et dérivé, 
étant donné qu’elle est basée sur la volonté concordante des Etats.33 Ce caractère 
dérivé est illustré également par le fait, que la qualité de sujet du droit international 
de l’O. N. U. est susceptible même d’être supprimée par les Etats, s’ils décident 
sa liquidation.
Mais la différence entre la personnalité internationale de l’O. N. U. ne consiste 
pas seulement en ceci; la différence en question est loin d’être la plus essentielle. 
En effet, beaucoup plus importante est la différence qui se manifeste dans l’étendue 
de cette subjectivité. Dans son avis consultatif du 11 avril 1949, prononcé dans 
l’affaire Bernadotte, la Cour Internationale a constaté avec raison que « les sujets 
de droit, dans un système juridique, ne sont pas nécessairement identiques quant 
à leur nature ou à l’étendue de leurs droits; et leur nature dépend des besoins de 
la communauté. >34 Cette différence existe donc aussi dans les droits internes et 
elle se manifeste dans le droit international d’une manière particulièrement pro­
noncée.
Dans le domaine du droit international c’est indubitablement l’Etat qui se 
trouve au sommet de la hiérarchie des sujets du droit; il y a peu de temps il était 
considéré même comme le seul sujet du droit international. « Alors qu’un Etat 
possède, dans leur totalité, les droits et devoirs internationaux reconnus par le 
droit international — dit la Cour dans son Avis mentionné — les droits et devoirs 
d’une entité telle que l’Organisation doivent dépendre des buts et des fonctions 
de celle-ci, énoncés ou impliqués par son acte constitutif et développés dans la 
pratique. »3S La subjectivité juridique de l’Etat est donc complet, malgré que la 
rédaction du passage de l’avis consultatif que nous venons de citer, n’est pas enti­
èrement précise: il est, en effet, évident que les Etats ne disposent pas forcément 
et pas toujours de tous les droits internationaux et, de même, ils ne sont pas né­
cessairement grevé de toutes les obligations. Us n’ont que la possibilité d’avoir 
en principe tous les droits et devoirs.3® Ce qui est cependant décisif pour nous en
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ce moment, c’est le fait, qu’en ce qui concerne les Etats, il n’est pas nécessaire 
de rechercher s’ils ont ou non la capacité d’être titulaires de droits internationaux 
quelconques, s’ils ont ou non la capacité d’être chargés de n’importe quels devoirs 
internationaux, car les Etats sont révêtus de cette capacité du fait même de leur 
naissance et de leur existence.
Il en est autrement en ce qui concerne les organisations internationales, donc 
l’O. N. U. aussi. Les organisations internationales ne peuvent jamais posséder la 
souveraineté qui est un attribut exclusif des Etats, attaché à leur existence; leur 
capacité juridique n’a pas l’étendue de celle des Etats et leur subjectivité juridique 
ne va pas de soi. La qualité de sujet du droit international de ces organisations 
dépend de la volonté des Etats qui les ont créé, de leur attribuer ou non cette qualité 
et. dans l’affirmatif, dans quelle étendue. En examinant donc la personnalité inter­
nationale de l’O. N. U., il faut donc partir des dispositions de la Charte et voir si 
les Etats-membres ont effectivement voulu attribuer à l’organisation une subjec­
tivité juridique indépendante de leur propre subjectivité. C’est cet examen que 
nous avons entrepris précédemment et c’est ainsi que nous sommes arrivés à la con­
clusion que la Charte a assuré à l’O. N. U. certains droits de nature internationale 
et qu’ainsi l’O. N. U. est un sujet du droit international d’une capacité juridique 
limitée. Une organisation internationale cependant, quelle que soit son importance, 
ne peut jamais avoir le rang des Etats et elle peut encore moins être considérée 
comme un « super-Etat », comme une entité placée au-dessus des Etats.37
Dans le passage de son avis que nous venons de citer, la Cour internationale 
adopte cependant la thèse que la capacité juridique internationale de l’O. N. U. 
n’est pas limitée à l’étendue expressément prévue par la Charte, mais s’étend éga­
lement aux droits « impliqués » par les dispositions explicites. Cette présomption 
des « implied powers » qui dans les droits anglo-saxons est d’une application com­
mune, est définie de plus près par l’avis, lorsque il dit que « selon le droit inter­
national, l’Organisation doit être considérée comme possédant ces pouvoirs qui, 
s’ils ne sont pas expressément énoncés par la Charte, sont, par une conséquence 
nécessaire, conférés à l’Organisation en tant qu’essentiels à l’exercice des fonctions 
de celle-ci. »38
Avec une telle extension de la capacité juridique nous ne pouvons pas être 
d’accord. Il est vrai que les droits expressément prévus par la Charte peuvent avoir 
besoin d’être interprétés. Ceci cependant ne veut pas dire qu’à titre de certaines 
« attributions présumées », l’O. N. U. soit révêtue de droits qui ne sont pas contenus 
sans équivoque dans la sphère des droits expressément assurés, mais qui sont pré- 
tendûment « essentiels à l’exercice des fonctions » de l’Organisation. Ce cadre très 
ample pourrait contenir tout ce qu’on peut imaginer, car les fonctions de l’O. N. U 
s’étendent sur un domain très étendu et on peut à volonté qualifier beaucoup de 
choses d’être « essentielles » à l’exercice de ses fonctions.
Pour résoudre le problème, il faut donc rester, à notre avis, sur un terrain 
plus limitée. Il faut partir du fait que ce sont la Charte et les accords conclus entre 
les Etats-membres, par lesquels la Charte est complétée, qui déterminent les droits, 
que les membres ont voulu conférer à l’Organisation. Donc, si nous reconnaissons 
certaines « attributions présumées », ces dernières doivent se limiter aux droits 
sans lesquels l’exercice des pouvoirs expressément assurés demeure impossible.39 
La position ainsi prise ne peut pas être infirmée par l’argument invoqué par cer­
tains à l'appui de la thèse de la Cour, notamment que cette restriction mettrait 
trop d’obstacles au fonctionnement des organisations internationales, car au moment 
de leur établissement il était impossible de prévoir toutes les exigences qui pour-
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raient se présenter en la matière.40 Or, si au cours de l’activité d’une organisation 
internationale de telles difficultés se présentaient, on devrait essayer de les éliminer 
par moyen de la modification ou de l’amendement de son acte constitutif, avec 
le consentement des Etats intéressés, et non par une extension arbitraire des dis­
positions de cet acte portant atteinte à la souveraineté des Etats-membres.
L’objet de l’avis consultatif de la Cour internationale était en l’espèce la ques­
tion de savoir si l’O. N. U. a qualité pour présenter contre un Gouvernement une 
réclamation internationale en réparation d’un dommage lui causé, au cas où un 
de ses agents subit, dans l’exercice de ses fonctions, un dommage dans des condi­
tions de nature à engager la responsabilité de l’Etat dont il s’agit. La capacité 
de présenter une réclamation internationale en réparation d’un dommage présup­
pose naturellement la subjectivité internationale de l’O. N. U., comme le fait aussi 
que, dans la Charte, cette subjectivité lui ait été effectivement conférée par les Etats- 
membres. Or, malgré l’absence dans la Charte de toute disposition expresse à ce 
sujet, il n’est pas douteux que du moment qu’aux termes de la Charte et des accords 
complémentaires conclus entre les Etats-membres, l’O. N. U. possède des droits 
internationaux, ces droits comprennent également la faculté de réclamer la répa­
ration des dommages causés parla violation de ces droits et de poursuivre son droit 
sur le plan international. Autrement, en effet, l’existence même de l’Organisation 
serait mise en danger et les droits expressément prévus par la Charte seraient privés 
de tout leur contenu.41 Comme S. B. Krylov a constaté avec raison dans son opi­
nion dissidente, l’O. N. U. a le droit de « défendre son patrimoine ».42
L’O. N. U. est donc qualifiée de présenter des réclamations internationales 
en réparation des dommages subis par elle, et ceci même conformément à la solu­
tion que nous considérons comme juste. En ce qui concerne cependant la seconde 
question posée par l’Assemblée générale à la Cour, nous devons adopter une po­
sition négative. En effet, lorsque l’Assemblée Générale a demandé l’avis de la Cour 
sur la question de savoir si, en dehors de son propre dommage, l’O. N. U. aurait 
le droit d’obtenir aussi la réparation du dommage causé à la victime ou à ses ayants- 
droit, elle a posé une question relative à un droit qui n’a aucune connexité avec 
les droits qui ont été conférés à l’O. N. U. par la Charte et les accords qui le comp­
lètent. La Cour, dans sa réponse, en reconnaissant l’existence du droit faisant l’objet 
de la demande, a créé la notion de la « protection fonctionnelle » de l’agent; elle 
a donc pris position dans le sens que la revendication de ce droit est essentielle 
à l’exercice des fonctions de l’O. N. U. Même en faisant abstraction de ce que cette 
dernière constatation est assez discutable, nous devons insister sur le point, que 
la thèse que nous venons d’adopter commande une réponse négative à la deuxième 
question. Nous ne voulons pas approfondir ici ce problème qui pour notre sujet 
a seulement une importance secondaire. Nous devons remarquer toutefois que 
la faculté de réclamer la réparation d’un dommage subi par un de ses agents ne 
découle pas des droits expressément conférés à l’O. N. U. Les fonctions de celle-ci 
peuvent sans doute être exercées même si la réparation du dommage subi par la 
victime ou son ayant-cause est réclamée par l’Etat dont elle est ressortissante. 
L’interprétation extensive de la Cour n’est pas conforme aux normes du droit inter­
national créées par la volonté concordante des Etats et aboutit, sans motifs per­
tinents, à un élargissement de la capacité juridique de l’O. N. U. De plus, nous de­
vons ajouter encore, que la réponse donnée par la Cour internationale à la deuxième 
question justifie dans une certaine mesure les inquiétudes de ceux, qui ont redouté 
que la reconnaissance de la personnalité juridique de l’O. N. U. ne compromette 
pas celle des Etats. Or, cette crainte n’est pas fondée, aussi longtemps qu’on res-
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pecte les limites réelles de cette subjectivité, et qu’on n’essaye pas d’élargir la ca­
pacité juridique de l’O. N. U. par des arguments spécieux qui ne correspondent pas 
aux règles actuelles du droit international. Mais, si fortes que soient les craintes, 
qui selon les expériences ne sont pas dépourvues de tout fondement, elles ne doi­
vent pas avoir pour résultat qu’on veuille ignorer les faits, et qu’on insiste sur une 
thèse qui peut plaire à certains, mais qui est incompatible avec la réalité de la vie.
Par rapport aux Etats, l’O. N. U. est donc un sujet de droit spécifique, sui 
generis™ dont la capacité juridique est, d’une part, dérivée et, d’autre part, d’une 
étendue beaucoup plus limitée que celle des Etats. Avec cette restriction, la qualité 
de sujet du droit international de l’Organisation existe incontestablement.44
Il faut voir encore, si la personnalité internationale de l’O. N. U. est de nature 
objective, c’est à dire si — dans les limites que nous avons définies — cette person­
nalité existe également dans les rapports avec les Etats non-membres. Dans son 
avis consultatif, la Cour s’est occupé de cette question aussi, car l’Etat d’Israël, 
contre lequel la réclamation de l’O. N. U. a été dirigée, en ce temps n’était pas encore 
membre de l’Organisation. Selon la constatation de la Cour « cinquante Etats, 
représentant une très large majorité des membres de la communauté internationale, 
avaient le pouvoir, conformément au droit international, de créer une entité pos­
sédant une personnalité internationale objective — et non pas simplement une 
personnalité reconnue par eux seuls — . . .  »45
En ce qui concerne l’O. N. U., cette constatation est acceptable, surtout au­
jourd’hui, lorsque presque tous les Etats du monde sont déjà membres de l’Orga­
nisation. En réalité, l’O. N. U. peut être considérée comme une organisation univer­
selle.46 Mais, déjà en 1949, lorsque l’Avis consultatif a été donné, la plupart des 
Etats, soit socialistes, soit capitalistes, étaient membres de l’Organisation, ou ont 
demandé leur admission et à ce propos ils ont déclaré d’être prêts à reconnaître 
les dispositions de la Charte comme obligatoires pour eux. Dans ces conditions, 
il était bien possible d’accepter le caractère objectif de la personnalité juridique 
de l’O. N. U., lors de la formulation de l’Avis consultatif de la Cour.
Cette thèse cependant n’est pas susceptible d’être généralisée. Si un nombre 
plus ou moins grand des Etats crée une organisation internationale, en conférant 
à elle des droits internationaux directs dans ses relations avec les Etats qui en 
sont membres, cela ne veut nullement dire que cette organisation aura la qualité 
de sujet du droit international dans les relations avec les Etats qui sont étrangers 
à l’organisation. En effet, conformément aux principes universellement reconnus 
du droit international, le traité par lequel les Etats en question on constitué leur 
organisation, ne lie pas les Etats qui de ce traité ne sont pas signataires. Si dans 
leurs relations avec l’Organisation, les Etats qui l’ont créé, veulent attribuer à celle- 
ci la capacité juridique internationale, en conférant à elle, vis-à-vis d’eux-mêmes, 
de droits internationaux autonomes, ceci ne suffit pas de revêtir l’Organisation 
d ’une personnalité internationale objective. Cette thèse apparaît comme parti­
culièrement raisonnable, si on suppose qu’il peut s’agir p. ex. d’une organisation 
créée par des Etats capitalistes, dont les Etats socialistes ne veulent pas reconnaître 
la qualité de sujet du droit international. 11 est évident, que dans ce cas la capacité 
juridique internationale de l’Organisation existera seulement dans les relations 
avec les Etats capitalistes qui en sont membres. En cette matière nous considérons 
comme complètement erronée l’opinion de Zemanek, selon laquelle, dans pareils 
cas, la situation de l'Organisation vis-à-vis des Etats non-membres serait la même 
que celle d’un Etat vis-à-vis les Etats qui ne l’avaient pas reconnu.47 En effet, 
cette opinion ne tient pas compte de l’énorme différence qui existe en matière de
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subjectivité juridique entre l’E tat et une organisation internationale. Comme nous 
l’avons expliqué plus haut, l’Etat est sujet du droit international du fait de sa nais­
sance déjà et cette qualité lui revient à l’égard de tous les Etats, sans nécessité 
d’être reconnue par eux. Il n’en est cependant pas ainsi en ce qui concerne les orga­
nisations internationales: leur qualité de sujet du droit international dépend de 
la volonté des Etats, par laquelle elle est créée et ainsi ce sont les Etats qui con­
stituent la personnalité internationale des institutions, si telle est leur volonté.
*
Les institutions spécialisées des Nations Unies, c.-à-d. les organisations gou­
vernementales créées en vue de la solution de tâches économiques, sociales, cul­
turelles, d’éducation, d’hygiène et d’autres tâches spéciales y afférentes et reliées 
à l’O. N. U. par des accords spéciaux, sont à considérer, du point de vue de leur 
qualité de sujets du droit international, au fond comme l’O. N. U. même. Les ar­
guments que nous venons d’invoquer en faveur de la personnalité juridique de cette 
dernière, sont valables aussi à l’égard des institutions spécialisées. Ce que nous 
avons dit au sujet des privilèges et immunités de l’O. N. U., vaut aussi pour ces 
institutions, avec la différence cependant, qu’en ce qui concerne ces dernières, 
le champ d’application de ces privilèges et immunités est plus restreint, car le nombre 
des Etats ayant adhéré à la convention conclue en 1947 en cette matière est sen­
siblement inférieure à celui des Etats qui sont parties à la Convention de 1946 
régissant le statut de l’O. N. U. Les actes constitutifs de ces organisations leur ont 
conféré également le droit de conclure des traités, et ceci dans les limites fixées 
par ces actes mêmes. En vertu de la faculté qui leur a été ainsi octroyée, ces insti­
tutions n’ont pas manqué de conclure déjà un certain nombre d’accords internatio­
naux. Parmi ces derniers on peut mentionner les accords dits de siège, conclus 
avec l’Etat offrant l’hospitalité à l’Organisation, sur le modèle de l’accord du même 
sujet conclu entre l’O. N. U. et les Etats-Unis. 11 y a des cas, où l’acte constitutif 
d’une institution spécialisée prévoit expressément la subjectivité internationale 
de l’organisation respective.48 Ce fait cependant entre en ligne de compte seulement 
comme un argument supplétif en faveur de la subjectivité internationale de l’or­
ganisation respective.
Dans son grand commentaire, Kelsen prend position dans le sens, qu’au cas 
où l’acte constitutif énonce expressément la personnalité internationale de l’orga­
nisation, celle-ci acquiert la pleine capacité juridique qui la qualifie à conclure 
n’importe quel traité international; par contre, lorsque l’acte constitutif garde 
le silence à ce sujet, l’organisation possède seulement les droits expressément prévus 
par l’acte en question.49 Pour nous, cette thèse est arbitraire et sans fondement. 
En effet, le droit international ne rattache pas automatiquement la personnalité 
internationale au fait de la constitution d’une organisation; il n’en fixe non plus 
l’étendue. Donc, les Etats, s’ils reconnaissent la qualité de sujet du droit interna­
tional d’une organisation donnée, ils doivent prendre encore des dispositions au 
sujet de l’étendue de la personnalité internationale. Or, ces dispositions doivent 
résulter du contexte de l’acte constitutif, comme nous l’avons expliqué ci-haut 
à-propos de l’O. N. U. Par l’énonciation explicite de la personnalité internationale, 
les Etats ne créent aucune entité qui aurait les mêmes droits, qu’eux-mêmes; leur 
but est seulement dé rendre incontestable l’existence de la personnalité inter­
nationale.
Il faut insister sur les différences qui existent entre la personnalité interna­
tionale des institutions spécialisées et celle des Etats, notamment concernant la
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nature et l’étendue de leur capacité juridique. Dans la doctrine bourgeoise on peut 
en effet observer des tendances, qui veulent assimiler la personnalité internationale 
de ces institutions à celle des Etats. C’est la thèse p.ex. de Labcyrie-Menahem, 
développée dans son livre sur les institutions spécialisées et publiée en traduc­
tion russe dans l’Union Soviétique; elle y considère la capacité juridique de l’Etat 
et celle des institutions spécialisées comme presqu’entièrement identiques.50
Dans son étude consacrée à la nature juridique des institutions spécialisées, 
S. A. Malinine a entièrement raison de qualifier la thèse de Labeyrie-Menaheni 
comme insoutenable. A notre avis cependant, l’opinion professée par Malinine 
manque de conséquence.51 Malinine va notamment jusqu’à nier la subjectivité 
internationale des institutions spécialisées, et ceci pour le motif qu’en conséquence 
de l’activité de celles-ci, ce sont les Etats qui deviennent titulaires de droits et obli­
gations et non les institutions elles-mêmes. Malinine y ajoute encore, que ce qu’il 
dit, ne vaut qu’en dernière analyse seulement, car les institutions comme telles 
doivent également avoir un ensemble de droits et obligations et ainsi on peut re­
trouver certains éléments de la personnalité internationale chez ces institutions 
également. Cette thèse est insoutenable, car des deux choses l’une: ou bien les insti­
tutions spécialisées sont-elles des sujets du droit international ou elles ne le sont 
pas. Or, les faits démontrent qu’elles le sont, car, en vertu du consentement des 
Etats, elles ont des droits et obligations internationaux considérables. Dans ces 
conditions, la seule manière raisonnable de procéder est celle de constater leur qualité 
de sujets du droit international conformément à la réalité des faits et de souligner 
en même temps, que l’existence et l’étendue de cette qualité repose sur la volonté 
des Etats qui maintiennent l’organisation dont il s’agit.
En ce qui précède, nous nous sommes efforcés de jeter de la lumière sur la 
personnalité internationale de l’organisation internationale la plus importante 
de nos jours, qui est l’O.N.U.. ainsi que de certains autres organisations présentant 
des analogies entre elles, notamment des institutions spécialisées. Comme nous 
l’avons déjà mentionné, la présence ou l’absence de la qualité de sujet du droit 
international des organisations internationales, ne peut être constatée que d’une 
manière concrète, en examinant individuellement chacune de ces organisations. 
Du moment cependant qu’il est impossible de faire ce travail dans le cadre étroit 
de cette étude, même concernant les organisations les plus importantes de cette 
nature, nous devons nous contenter de faire seulement quelques remarques complé­
mentaires à ce que nous venons d’exposer.
L’O. N. U. et les institutions spécialisées sont des organisations de caractère 
universel ou au moins tendant à l’universalité. Malgré que certaines institutions 
spécialisées, à cause de leur structure et de leur politique asservie aux intérêts 
exclusifs des Puissances impérialistes, n’ont pas permis aux Etats du camp socia­
liste d’y adhérer, on peut considérer en ligne générale la plupart des institutions 
spécialisées comme des organisations internationales de nature universelle. Dans 
nos explications, ce sont précisément les organisations de cette nature que nous 
avons envisagées.52
Pour ce qui est des organisations constituées avec la participation d’un nombre 
plus restreint d’Etats, rien ne s’y oppose en principe, à ce que les Etats fonda­
teurs leur confèrent une personnalité distincte de leur propre personnalité. Dans 
ces cas, bien entendu, il ne peut s’agir que d’une capacité juridique existant vis-à-vis 
des Etats qui sont membres de l’organisation, sans que cette capacité puisse auto­
matiquement produire des effets vis-à-vis des Etats qui en sont étrangers. Nous 
devons v ajouter encore, qiiedans les organisations de cette nature, établies entre
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les Etats capitalistes, la capacité juridique autonome des organisations est des­
tinée à obtenir ou à faciliter la soumission des Etats plus faibles aux Puissances 
impérialistes plus fortes. C’est à cause de ceci que nous devons désapprouver tout 
effort dirigé à attribuer un certain degré de qualité de sujet autonome du droit 
international aux organisations internationales capitalistes avec un nombre restreint 
de participants.
Or, il n’est pas douteux, qu’en conséquence d’une pression exercée par les 
Puissances impérialistes, ces tendances se manifestent toujours plus concernant 
les organisations internationales du monde capitaliste.
Le Traité de l’Atlantique du Nord, conclu le 4 avril 1949 en violation de la 
Charte des Nations Unies, ne dit encore rien de la personnalité internationale de 
l’O. T. A. N., c.-à-d. de l’organisation créée par ce Traité, même dans les rapports 
avec les Etats-membres. Aussi l’art. 4. de la Convention d’Ottawa du 20 septembre 
1951, ne souligne-t-il que la capacité civile de l’organisation, malgré que l’art. 11 
de cette convention autorise le Conseil de l’O. T. A. N. de conclure des accords inter­
nationaux avec les Etats-membres, au nom de l’organisation. La doctrine bour­
geoise du droit international, en se basant sur le texte de ces instruments, met 
en doute, pour la plupart, la subjectivité internationale de l’O. T. A. N. et constate 
que les Etats-membres n’ont pas voulu conférer à l’organisation une personnalité 
internationale qui soit distincte de leur propre personnalité.53 Une déclaration 
en ce sens a été faite au Sénat français par le ministre de la justice de France.54
Les organisations internationales destinées à réaliser l’intégration européenne 
vont cependant plus loin. L’art. G du Traité du 18 avril 1951 sur la création do la 
Communauté européenne du Charbon et de l’Acier, tout en soulignant la capacité 
juridique en droit privé de l’Organisation, prévoit que dans le domaine des rela­
tions internationales l’organisation possède la capacité juridique nécessaire à l’exer­
cice de ses fonctions et à la réalisation de ses buts. Du reste, le Traité attribue à 
l’organe principal de l’organisation c’est-à-dire à la Haute Autorité un caractère 
« supranational » et le révêt du droit de prendre des décisions obligatoires en ma­
tière de charbon et de l’acier (art. 14) ainsi que de conclure avec les Etats-membres 
des accords de nature internationale. L’indépendance de la Communauté prend 
fin toutefois dans les rapports avec les Etats étrangers à la Communauté. L’art. 
14 de la Convention sur les dispositions transitoires pour l’application du Traité 
instituant la Communauté, prévoit, en effet, qu’aux négociations avec des Etats 
tiers la Haute Autorité agit en qualité de mandataire commun des gouverne­
ments des Etats-membres, selon des instructions arrêtées par le Conseil à l’una­
nimité. Du reste, les déléguées des Etats-membres ont le droit de participer aussi 
directement à ces négociations.55
La situation est la même en ce qui concerne la Communauté économique euro­
péenne et l’Euratom. Les traités de Rome de 25 mars 1957 qui ont institué ces 
organisations accentuent seulement la capacité civile de celles-ci; dans leurs dis­
positions ils font ressortir plusieurs fois l’indépendance des organisations de leurs 
membres, de plus, elles énoncent que ces organisations peuvent conclure des accords 
internationaux même avec des Etats qui sont étrangers aux organisations ainsi 
qu’avec des organisations internationales.
En même temps, les actes constitutifs des organisations dont il s’agit, aban­
donnent formellement le principe de l’égalité des membres, en tant qu’ils admettent 
la possibilité de prendre des décisions par la majorité des voix et font dépendre 
la valeur des voix des membres du poids politique, militaire et économique de 
chacun.
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La tendance opposée peut être observée chez les organisations internationales 
établies par les Etats socialistes. Les relations entre ces Etats sont fondées sur 
le respect de la souveraineté des Etats, de l’égalité complet des membres et sur 
le principe do la non-intervention, comme aussi sur l’idée de l’internationalisme pro­
létarien. La coopération harmonique et fraternelle de ces Etats rend superflu que 
leurs organisations soient indépendantes des Etats-membres et soient revêtues 
de droits internationaux autonomes, c.-à-d. de personnalité internationale. En vue 
d’assurer le respect de la souveraineté des Etats, ces organisations ne connaissent 
que des décisions unanimes et il n’y peut pas arriver que la majorité impose sa 
volonté à la minorité.
C’est la situation notamment en ce qui concerne le Traité de Varsovie. L’or­
ganisation créée par ce Traité ne possède aucun droit autonome vis-à-vis des Etats- 
membres et ainsi il n’y peut pas être question de la personnalité internationale 
tic l’organisation. Le Traité de Varsovie est un exemple frappant des relations 
d’un nouveau genre entre les Etats socialistes et de la réalisation des principes 
de l’internationalisme prolétarien. Il en est de même en ce qui concerne le Conseil 
de l’entre-aide économique, organisation au service du raffermissement et du dé­
veloppement des relations économiques de nouveau type entre les Etats socia­
listes. L’organisation est régie par le respect de l’égalité souveraine de ses membres 
et ainsi elle peut prendre des décisions seulement par la volonté unanime des Etats- 
membres intéressés; elle ne se sépare pas de la personnalité internationale des membres 
et ne possède aucun droit indépendant; sa personnalité internationale ne peut 
donc pas être constatée. La Charte du Conseil de l’entre-aide économique adoptée 
à Sofia en décembre 1959 énonce dans son article X III que dans chacun des Etats- 
membres le Conseil possède la capacité juridique nécessaire à l’exercice de ses attri­
butions et la réalisation des buts de l’organisation, ce qui signifie cependant la 
capacité civile seulement. Tout ceci est rendu encore plus évident par l’Accord 
relatif à la capacité juridique, aux privilèges et immunités de l’organisation, signé 
au même temps que la Charte. L’article Ier de l’Accord précise que le Conseil de 
l’entre-aide économique a la personnalité juridique et définit l’étendue de sa capa­
cité juridique qui ne dépasse pas les cadres du droit civil.56 Les dispositions ulté­
rieures de l’accord définissent les privilèges et immunités du Conseil, sans l’auto­
riser cependant de revendiquer directement ces droits sur le plan international; 
elles créent donc des droits et obligations internationales seulement dans les rapports 
mutuels des membres. Les organes du Conseil de l’entre-aide économique ne peuvent 
faire valoir leurs privilèges et immunités qu’à l’intérieur de chacun des Etats- 
membres, conformément aux prescriptions du droit interne des Etats.
La tendance de l’évolution est donc claire : le camp socialiste considère la per­
sonnalité juridique internationale indépendante des organisations internationales 
comme une exception et ne la reconnaît que chez les organisations englobant éga­
lement des Etats capitalistes et socialistes, où — précisément à cause de la présence 
des Etats socialistes — est exclu ou diminué le danger de ce que l’organisation puisse 
porter atteinte à la souveraineté des Etats-membres ou s’ingérer dans leurs affaires 
internes. Dans le monde capitaliste cependant c’est l’opposé qui arrive : en créant 
des organisations internationales qui quant à la forme sont indépendantes de tous 
les Etats-membres, mais en réalité ne le sont qu’à l’égard des Etats plus faibles, 
on veut consolider les positions de puissance à l’intérieur du monde capitaliste.
Après avoir examiné les principaux problèmes relatifs à la personnalité juri­
dique des organisations internationales, nous devons aborder le problème de la 
subjectivité internationale des individus, pour voir si et dans quelle mesure cette
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subjectivité peut être admise. Ce problème occupe constamment et la théorie 
et la jurisprudence internationale ; il est donc tout indiqué de prendre position 
à son sujet. A ce propos, nous ne pouvons pas nous contenter de la thèse — alléguée 
souvent sans aucune preuve à son appui — selon laquelle l’individu ne peut pas 
avoir la qualité de sujet du droit international, car ce dernier, en tant qu’une branche 
du droit réglant les relations entre les Etats, ne peut pas conférer aux individus 
des droits ou imposer des obligations par les normes qui lui sont propres. A notre 
avis aucune position ne peut être sérieusement prise à cet égard, sans examiner 
les règles du droit international invoquées par les partisans de la subjectivité inter­
nationale des individus, pour voir si elles contiennent ou non des dispositions for­
melles permettant à conclure à l’existence de cette dernière.
Dans ce qui précède, nous avons déjà fait mention de l’opinion extrême qui 
soutient que les Etats ne peuvent être du tout des sujets du droit international. 
Même antérieurement, cette idée a eu des partisans dans la doctrine du droit inter­
national (Heffter, Westlake); elle a cependant obtenu une plus grande importance 
seulement lorsque — en se faisant fort de la « théorie de la solidarité » — de Scelle 
et Dugnit, cette doctrine s’est efforcée de démontrer que les entités internationales 
ne sont que des groupes d’individus, qui sont les seuls à posséder la qualité de sujet 
du droit international ; les droits et obligations internationaux compétent directe­
ment aux individus.57 11 nous semble superflu de réfuter ici cette théorie: les faits 
de la vie quotidienne démontrent de toute évidence le rôle prépondérant des Etats 
dans les relations internationales. Nier que les Etats sont des sujets de droit, équivaut 
à la négation des réalités de la vie, à l’oubli du contenu effectif des relations inter­
nationales, des stipulations des traités, des constatations de la jurisprudence des 
Cours de justice internationales. Dans la vie internationale il faut absolument 
faire distinction entre l’activité des Etats et celle des individus étant dans un rapport 
quelconque avec ces derniers.88 C’est précisément à cause de son incompatibilité 
avec la pratique cornante, que la théorie de Scelle est restée isolée, et aujourd’hui 
le nombre de ses partisans est tout à fait insignifiant. Modjoriane indique avec 
raison que la manière de voir de Scelle prive l’Etat de son caractère de classe et 
son but est, entre autres, de nier la souveraineté des Etats.59
Il faut cependant examiner de plus près la théorie qui ne conteste pas que 
les Etats soient des sujets du droit international, mais en même temps reconnaît 
cette qualité aux individus également. En effet, si on admet que les Etats, en leur 
qualité de législateurs dans le domaine du droit international sont libres de déter­
miner ceux qu’on doit considérer comme capables d’être titulaires de certains droits 
et obligations internationaux, alors nous ne pouvons pas rejeter a lirnine l’opinion 
qui affirme l’existence de certains droits et obligations internationaux directs des 
individus. C’est ce qu’on ne peut pas exclure a priori que les individus, par accord 
entre les Etats en tant que créateurs du droit international, puissent acquérir dans 
un cercle limité une subjectivité juridique dérivée. Nous allons voir que dans l’état 
actuel du droit international cette thèse est dépourvue de fondement et que dans 
l’intérêt du développement et de la consolidation des relations internationales 
il n’est aucunement désirable que la situation actuelle soit modifiée. Dans ce qui 
suit, nous en allons faire la preuve, en limitant nos déductions aux mêmes insti­
tutions du droit international, qu’on aime à invoquer en faveur de la prétendue 
qualité de sujet du droit international des individus.
Mais à ce propos il faut faire encore une observation. Pour qu’on puisse, en 
effet, admettre la subjectivité internationale de l’individu, à notre avis il ne suffit 
pas de faire la « trouvaille » de quelques cas, où certains traités particuliers, de
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nature pour la plupart transitoire, autorisent un cercle très restreint d’individus 
de faire valoir sur le plan du droit international certains droits d’une étendue très 
limitée et dans les rapports de quelques Etats seulement. Ainsi que nous allons 
voir, même ces cas sont très rares; et si nous en trouvons un, cela nous n’autorise 
point de reconnaître d’une manière générale la subjectivité internationale de l’in­
dividu. Les cas dont nous parlons sont motivés pour la plupart par des considé­
rations d’ordre technique et il est impossible d’en tirer des conséquences de prin­
cipe. Au lieu de ceci, il faut plutôt rechercher si dans le droit international actuel 
existent où non des règles positives prévoyant la subjectivité internationale des 
individus, et si on peut ou non observer une tendance de l’évolution vers la recon­
naissance générale de la subjectivité internationale de ces derniers.
Or, la question de la qualité de sujets du droit international des individus 
se pose avant tout à propos des droits compétant à ceux-ci sur le territoire d’un 
Etat étranger. Piotrowski, qui considère que la subjectivité internationale des 
individus n’existe que dans des cas déterminés et dans une étendue restreinte, 
invoque comme exemple, entre autres, la protection diplomatique, pour affirmer 
que l’individu doit être considéré comme un sujet particulier du droit international.60 
Cet argument mérite d’être examiné do plus près, car il est fondé sur une institution 
très importante du droit international, qui est couramment appliquée dans la vio 
internationale quotidienne, et ainsi, au cas où cet argument se révélait comme 
pertinent, la qualité de sujet du droit international des individus se manifesterait 
déjà dans une étendue assez large. A notre avis cependant, l’exemple tiré de la pro­
tection diplomatique nous conduit au résultat opposé: il démontre que les véri­
tables sujets des droits conférés aux étrangers par le droit international ne sont 
pas les individus, mais les Etats.
En effet, lorsque un étranger a subi, sur le territoire d’un autre Etat, un pré­
judice qui n’a pas pu être réparé par les voies consenties par le droit interne de 
l’Etat en question, c’est seulement l’Etat dont l’étranger est ressortissant qui a 
la faculté de présenter de ce chef une réclamation internationale. Cet Etat est donc 
fondé de réclamer par les moyens consentis par le droit international la réparation 
du préjudice, pourvu que son ressortissant ait déjà épuisé les possibilités qu’en 
matière de recours le droit interne pouvait lui offrir.61
11 est vrai que la base de la protection diplomatique que les Etats exercent, 
est toujours un tort subi par un de leurs ressortissants, mais ceci seulement dans 
la mesure, dans laquelle le préjudice devient, à travers la personne du ressortissant, 
un tort infligé à l’Etat. Ce principe a été reconnu déjà par la Cour permanente 
de Justice internationale et notamment dans l’affaire Mavrommatis, et affirmé par 
elle de nouveau dans l’affaire du Chemin de fer Panevezgis-Saldutiskis :
« ...en  prenant fait et cause pour l’un de ses ressortissants, en mettant en 
mouvement en sa faveur l’action diplomatique ou l’action judiciaire internationale, 
l’Etat fait valoir son droit propre, le droit qu’il a de faire respecter en la personne 
de ses ressortissants le droit international.»62
Dans l’affaire Nottebohm, la Cour internationale a également énoncé que 
«la protection diplomatique et la protection par la voie judiciaire internationale 
constituent une mesure de défense des droits de l’Etat. »6:i
Dans d’autres termes, le droit international reconnaît le droit des Etats de 
présenter des réclamations du chef des torts subis par leurs ressortissants, non 
parce qu’il considère les Etats comme les représentants légaux de ces derniers, 
mais parce qu’en l’occurrence il s’agit de torts subis par les Etats eux-mêmes. Le 
montant des dommages-intérêts que l’Etat réclamera, dépendra — en règle géné-
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rale, mais pas forcément — de celui du dommage causé à son ressortissant, mais 
nonobstant à ceci, le droit que l’Etat fait valoir est son droit propre et non celui 
de ce dernier. C’est donc l’Etat le titulaire du droit qu’il réclame par les moyens 
offerts par le droit international ; à ce propos il ne peut donc pas être question d’au­
cune subjectivité internationale des individus. Les dommages-intérêts accordés 
à l’Etat, peuvent être réclamés par l’individu de celui-ci — en tout ou en partie — 
seulement selon les règles du droit interne. Le droit international confère donc 
des droits et obligations seulement aux Etats, mais, par reflexe. il protège l’indi­
vidu aussi, sans l’autoriser cependant d’agir en personne sur le plan international.
Charles Rousseau se réfère, entre autres, aux apatrides pour soutenir que, 
par exception, l’individu peut aussi figurer comme sujet du droit international.64 
Ce cas cependant n’est guère plus convaincant que celui de la protection diplo­
matique des ressortissants. En effet, dans chaque Etat, les apatrides sont assi­
milés aux ressortissants étrangers, étant donné que leur statut juridique est régi 
par le droit de l’Etat de leur résidence. Mais quant à ce statut, il y a une différence 
essentielle par rapport à celui des ressortissants étrangers: les apatrides sont prives 
de la protection diplomatique d’un Etat. Sur le plan international, l’apatride ne 
peut agir ni contre l’Etat où il réside, ni contre aucun autre Etat. Les documents 
de voyage octroyés aux apatrides par certaines organisations internationales (comme 
les «■ passeports Nansen » délivrés entre les deux guerres sous l’égide de la Société 
des Nations) servent seulement à constater la qualité d’apatride de leur titulaire. 
Modjoriane dit avec raison que ces passeports n’ont jamais créé aucune obligation 
pour les Etats.60
Les partisans de la subjectivité internationale des individus aiment à invoquer 
également les droits de l’homme au soutien de leur thèse. 1 n éminent représentant 
de cette manière de voir. Lauterpacht, conclut à l’existence de la subjectivité inter­
nationale des individus à l’aide d’une interprétation de l’art. 55 de la Charte des 
Nations Unies.66 En regardant la question de plus près, on doit cependant dans 
ce cas aussi arriver à la conclusion, qu’en cette matière il s’agit tout au plus des 
droits et obligations se présentant dans les relations mutuelles des Etats, qui pro­
duisent seulement par réflexe des effets sur la situation des individus.
La Charte en elle-même ne crée aucun droit explicite en cette matière. Dans 
son art. 55 elle énonce seulement que les Nations Unies favoriseront « le respect 
universel et effectif des droits de l’homme et des libertés fondamentales pour tous, 
sans distinction de race, de sexe, de langue ou de religion. -> La Déclaration Uni­
verselle des Droits de l’Homme élaborée par les Nations Unies, est, comme son 
titre l’indique aussi, de nature déclarative; elle ne contient aucune disposition 
obligatoire et ainsi aucun droit ne peut en dériver directement. Mais même si on 
réussirait à conclure le traité envisagé concernant la protection des droits de l’homme 
__ ce qui a été empêché jusqu’à présent par l’obstruction des Puissances impéria­
listes et notamment des Etats-Unis — des rapports de droit n’en pourraient dé­
couler que dans les relations entre les Etats signataires seulement, et non dans 
les relations entre l’Etat et l’individu. Les efforts déployés en vue d’octroyer aux 
individus le droit de s’adresser directement aux juridictions internationales en 
cas de violation de leurs droits de l’homme, sont loin d’être réalisables. Ces ten­
dances ne tiennent, en effet, pas compte de la souveraineté des Etats et, 
d ’autre côté; elles opposent l’individu à l’Etat, notamment à l’E tat dont il est 
ressortissant, et ceci pour faciliter l’intervention des Etats impérialistes dans les 
affaires intérieures des autres Etats. Déjà en 11)47 1 Australie a fait une proposition 
devant la Commission des Droits de l’Homme des Nations Unies en vue de la ciéa-
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tion d’un organisme judiciaire, auquel pourraient s’adresser les Etats, les individus 
et des groupes d’individus en matière de contestations relatives aux droits de l’homme, 
cet organisme devant exercer également les fonctions d’une juridiction d’appel 
à l’égard des dicisions des juridictions internes des Etats, prononcées en cette ma­
tière.67 Dans la défense de la souveraineté des Etats, les Etats socialistes ont réagi 
très énergiquement à cette proposition, mais la plupart des Etats capitalistes s’op­
posent également à ce que les contestations relatives aux droits de l’homme soient 
traitées de cette façon.
A propos des droits de l’homme, nous devons mentionner encore l’institution 
du droit d’asile, qu’on invoque également très souvent à l’appui de la subjectivité 
internationale de l’individu.68 Mais, est-il vrai, qu’un individu pourrait avoir un 
droit quelconque vis-à-vis de l’Etat en cette matière? Le droit d’asile compète 
aux Etats, dans le sens que ceux-ci sont autorisés de donner asile aux persécutés. 
L’individu par contre n’a aucun droit subjectif d’exiger d’un Etat qu’il lui offre 
asile. Lorsque l’alinéa premier de l’art. 14. de la Déclaration universelle des Droits 
de l’Homme déclare que « devant la persécution, toute personne a le droit de chercher 
asile et bénéficier d’asile en d’autres pays » — elle n’autorise l’individu qu’à chercher 
refuge et à s’en jouir, si un Etat lui l’accorde. Le droit international ne confère 
donc aucun droit aux individus pour réclamer leur admission dans un autre Etat. 
Lors de la discussion du projet de la Déclaration universelle au sein de la Com­
mission des Droits de l’Homme, les Etats ont clairement exprimé leur opinion 
à ce sujet et, sur proposition de la Grande-Bretagne, ils ont modifié en ce sens le 
texte primitif du projet.69
Il est évident, que la personne bénéficiant du droit d’asile, n’a aucun droit 
de présenter des réclamations internationales contre l’Etat qui l’accueille. En règle 
générale, le bénéficiaire de l’asile est assimilé aux étrangers, c.-à-d. que son statut 
juridique est régi par le droit interne du pays do refuge.
Les règles du droit international que nous avons jusqu’ici examinées et qui 
sont généralement invoquées pour soutenir la subjectivité internationale des indi­
vidus, sont adressées non à ces derniers, mais aux Etats; elles confèrent des droits 
et imposent des obligations aux Etats seulement. Et lorsque le droit international 
prévoit que ses règles doivent être interprétées en tenant compte du fait que leurs 
destinataires sont seulement les Etats et qu’elles ne créent des droits et obligations 
que pour ceux-ci, on doit constater que cette thèse correspond parfaitement à la 
structure générale des normes du droit international.70 C’est ce principe qui est 
exprimé dans l’avis consultatif de la Cour permanente de Justice internationale, 
émis le J mars 1928 dans le différend entre la Pologne et la Ville de Dantzig au 
sujet des attributions des tribunaux de cette ville.71
Nous aboutissons au même résultat en examinant les règles de droit, en base 
desquelles certains voudraient établir la responsabilité pénale internationale directe 
des particuliers. Le droit international contient des dispositions interdisant cer­
tains actes susceptibles d’être commis par des personnes particulières, tels la pira­
terie, l’endommagement des câbles sous-marins, la traite des esclaves, la traite 
des bjanches, le trafic des stupéfiants, la violation des règles de la conduite de la 
guerre et beaucoup d’autres et très importants encore. Mais, est-ce-qu’il s’agit 
içi vraiment d’interdictions adressées directement aux individus? Il est évident 
que non, et ceci devient plus évident encore, si on considère que la répression pénale 
de ces actes ne peut avoir lieu que par oeuvre des juridictions des Etats. La juri­
diction applique toujours le droit de son propre Etat, droit par lequel ces actes 
sont également incriminés. Dans ces cas aussi, les destinataires des normes du droit
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international sont les Etats: ce sont les Etats qui, d’une part, sont obligés de créer 
des règles adéquates en leur droit interne, prévoyant l’incrimination des actes 
interdits en droit international et autorisant leurs juridictions à réprimer ces actes, 
même s’ils sont commis en dehors de leur territoire ; et, d’autre part, les normes 
du droit international en question obligent l’Etat dont l’auteur est ressortissant 
de ne lui accorder aucune protection diplomatique. En ce qui concerne ces actes, 
qui pour la plupart sont défendus par des traités internationaux, il s’agit au fond 
de la coordination de l’action des Etats en vue d’une répression plus efficace de 
certaines infractions particulièrement dangereuses, commises souvent sur les terri­
toires de plusieurs Etats, voire même en dehors de leurs territoires, notamment 
en haute mer.
Cette situation présente beaucoup d’analogies avec celle de la responsabilité 
pénale des criminels de guerre. C’est un droit éminent des Etats de ne pas consi­
dérer comme des simples prisonniers de guerre et de punir le plus sévèrement ceux 
qui commettent des délits internationaux les plus graves; (pii provoquent des guerres 
d’agression ; qui sans se soucier des règles du droit international reconnues par tous 
les Etats exterminent des millions d’hommes innocents. C’est ce qui est arrivé 
au cas du jugement prononcé par le Tribunal militaire de Nuremberg créé par 
l’Accord de Londres du 8 août 1045 des quatres grandes Puissances. Le jugement 
en question a fait à ce propos la constatation suivante: « Les Puissances signataires 
ont institué ce Tribunal, déterminé la loi applicable, fixé des règles appropriées 
de procédure. En agissant ainsi, ces Puissances ont fait ensemble, ce que chacune 
d’elles pouvait faire séparément. La faculté de sanctionner le droit par la création 
de juridictions spéciales est une prérogative commune de tous les Etats. »72 Selon 
D. B. Lévine, au cas de la condamnation des criminels de guerre il ne s’agit pas 
de leur responsabilité en tant que sujets du droit international, mais de leur respon­
sabilité pénale en raison des crimes de guerre qu’ils ont commis.73
*
On peut voir, que dans les cas que nous avons examinés jusqu’ici, le droit 
international ne confère aucun droit et n’impose aucune obligation directement 
aux individus; c’est l’Etat qui figure devant le droit international comme sujet 
de droit et la situation des individus est régie par le droit interne de ces derniers. 
Dans les cas que nous avons exposés il n’a pas été question de la faculté de l’indi­
vidu de présenter en personne une réclamation internationale. Toutefois, on ne 
peut pas nier, qu’il y a aussi des cas, où en vertu de règles positives du droit 
international, des individus peuvent agir directement sur le plan du droit inter­
national et peuvent engager certaines procédures. 11 faut donc examiner les cas 
dont il s’agit pour voir s’ils ne signifient pas l’attribution de la qualité de sujet 
du droit international aux individus.
Tout d abord, nous devons constater que plusieurs règles du droit international 
ont existé, ou existent actuellement qui donnent droit à des individus de saisir 
certains organes internationaux de leurs plaintes ou pétitions. Dans l’époque entre 
les deux guerres mondiales, le droit de pétition accordé aux minorités était un exemple 
typique de ce droit.
Aux termes des traites de paix qui ont mis fin à la première guerre mondiale 
et des traités dits des minorités conclus entre les principales Puissances alliées 
et associées d une part et les Etats successeurs de l’ancienne Monarchie austro- 
hongroise do l’autre, chacun des membres du Conseil de la Société des Nations
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possédait le droit de porter devant le Conseil les cas dans lesquels les droits des 
minorités ont été violés ou un danger de leur violation existait. De même, seulement 
les Etats étaient qualifiés de saisir la Coin- permanente de Justice internationale 
des différends relatifs à la protection des minorités. Mais, au même temps, les 
minorités, voire même des particuliers, étaient autorisées d’adresser des pétitions 
au Conseil, qui las a fait examiner d’abord par une commission composée de trois 
de ses membres. Il appartenait à cette commission de décider, si l’affaire devait 
être portée devant le Conseil de la S. d. X. ou non. La personne qui a déposé la plainte 
n’a eu aucun droit subjectif d’exiger que n’importe quel organe de la Société s’occupât 
de sa pétition. Laszlo Buza a constaté avec raison, que la déposition d’une pétition 
était seulement un acte servant à l’information des membres du Conseil, mais 
l’auteur de la pétition n’a pas eu le droit d’exiger que sa plainte fût examinée ou 
expédiée en toute justice.74 Ce caractère d’information des pétitions est mis en 
relief également par Sereni; selon lui les pétitions n’étaient que des simples faits 
dans le domaine du droit international et non des actes juridiques provoquant 
des effets juridiques directs.75 En réalité, ce qui était essentiel en matière de péti­
tions. c’est que par moyen de celles-ci, leurs auteurs ont pu attirer l’attention sur 
leurs griefs, vrais ou supposés. Cependant, dans la suite, ils n’ont pu exercer aucune 
influence sur la marche de l’affaire et dès que le Conseil s’en est saisi, le différend 
est devenu une affaire des Etats. Ainsi, même en matière de protection des mino­
rités, il ne s’agissait non plus de droits internationaux directs des individus et encore 
moins de leur qualité de sujets du droit international. Cependant, à cette époque 
déjà, beaucoup de ceux qui préconisaient la nécessité de reconnaître la subjectivité 
internationale des individus, ont soutenu qu’il fallait reconnaître certains organismes 
des minorités comme parties plaignantes, en les autorisant de porter les différends 
relatifs à cette matière devant le Conseil de la S. d. X. respectivement devant la Cour 
permanente de Justice internationale. De pareilles suggestions ont été contenues 
entre autres dans les propositions élaborées par Géza Magyary et présentées à l’Union 
des Ligues pour la Société des Xations.76 En conséquence de l’attitude négative 
des Etats, tous ces projets et propositions sont restés sans aucune conséquence 
pratique.
11 en est de même en ce qui concerne le droit de pétition conféré aux habitants 
des territoires sous mandat, respectivement sous tutelle, droit défini d’abord par 
la décision du 31 mars 1923 du Conseil de la S. d. X. et plus tard par l’art. 87 de 
la Charte des Xations Unies.
La Convention relative à la protection des droits de l’homme et des libertés 
fondamentales, conclue le 4 novembre 1950 à Rome par les Etats faisant partie 
du Conseil d’Europe, confère des droits analogues aux individus, groupes et organi­
sations non-gouvernementales, au cas d’une violation des droits de l’homme de la 
part d’un des Etats contractants. Le droit de plainte y prévu se fait valoir cepen­
dant dans un cercle très restreint seulement.
11 est vrai, que la Convention prévoit rétablissement d’une Cour européenne 
des Droits de l’Homme, appelée à statuer sur les différends relatifs à l’interpréta­
tion et à l’application de la Convention ; mais aux termes de l’art. 44 de celle-ci, 
seidement les Etats signataires de la Convention ainsi (pie la Commission europé­
enne des Droits de l’Homme peuvent agir devant cette Cour comme des parties. 
De plus, pour souligner le caractère exceptionnel de la juridiction internationale, 
la Convention prévoit que contre un Etat contractant la procédure ne peut être 
engagée qu’au cas où, par une déclaration spéciale, l’Etat a reconnu comme obli­
gatoire la juridiction de la Cour, soit pour l’affaire en l’espèce, soit pour toutes les
•58
affaires qui pourraient surgir dans l’avenir. La situation est donc au fond la même 
que celle relative à la Cour internationale de Justice.
Du chef de la violation des droits de l’homme, les individus, les groupes et 
les organismes peuvent s’adresser seulement à la Commission européenne des 
Droits de l’Homme, et ceci après avoir épuisé sans succès les voies de recours con­
senties par le droit interne, et contre ces Etats seulement qui par une déclaration 
spéciale ont reconnu la compétence de la Commission à leur égard. La Commission 
n’a qu’un pouvoir de conciliation et si son action demeure sans résultat, il en pré­
pare un rapport à l’intention de la Commission même ou du Comité des Ministres. 
Devant cet organe cependant l’affaire se trouve déjà sur le plan des relations 
internationales et l’individu ne peut plus agir comme partie. Dans sa phase initiale, 
la plainte émanant d’un particulier est plus qu’une simple information, car toute 
plainte correspondant aux exigences requises entraîne la mise en mouvement de 
la procédure. Toutefois, dès que la procédure do conciliation a échoué, aucun droit 
personnel de l’individu ne se fait plus valoir. Il est évident, que dans ces condi­
tions il serait difficile d’affirmer la présence de la subjectivité internationale de 
l’individu, même si en l’occurrence on peut découvrir un certain droit directe de 
celui-ci, droit dont l’étendue est par ailleurs minime.
Il ne sera peut-être pas sans intérêt de savoir que dans la pratique le droit 
des particuliers de recourir à la procédure de conciliation se fait valoir dans des 
limites très étroites seulement. Une étude récemment parue publie des données 
relatives à la période do plus d’une année, allant du 5 juillet 1955 au 1er octobre 
195G.77 Il en résulte que des 225 plaintes dont elle a été saisie, la Commission n’a 
examiné que 195, et que parmi ces dernières elle a trouvé deux affaires seulement 
comme dignes d’être portées à la connaissance des Etats en vue des observations 
à faire. Dans une de ces affaires la plainte a été rejetée, tandis que dans l’autre 
aucune décision sur le fond n’a été prise jusqu’à la rédaction de l’étude en question.
*
D’après les règles du droit international que nous venons d’examiner, il faut 
donc arriver à la conclusion que le droit international actuel ne reconnaît pas la 
qualité de sujet du droit international de l’individu et ne lui attribue pas de droits 
qu’il pourrait faire valoir directement sur le plan des relations internationales. 
Ainsi, il ne peut pas être question non plus d’une tendance do l’évolution qui serait 
dirigée vers la formation de la subjectivité internationale des individus. Au contraire, 
nous devons constater que les règles du droit international qui dans le passé ont 
effectivement autorisé des individus de présenter en personne certaines réclama­
tions internationales dans un cadre plutôt restreint, sont aujourd’hui tombés en 
oubli.
La XIIe Convention de la Haye de 1907 sur l’établissement d’une Cour inter­
nationale des prises, laquelle a voulu conférer aux ressortissants des Etats neutres 
un droit d’action direct devant la Cour, à défaut de ratification n’est jamais devenue 
une règle valable du droit international. La Cour établie par les cinq Etats de l’Amé­
rique Centrale, devant laquelle les ressortissants de chacun de ces Etats auraient 
pu introduire instance contre les quatre autres Etats contractants, pendant les 
dix années de son existence n’a été saisie que de cinq affaires seulement qui ont 
été introduites par des particuliers contre des Etats. La Cour a, par ailleurs, débouté 
les requérantes de leurs requêtes dans tous ces cas.78 Néanmoins, il n’est pas dou­
teux que les cinq Etats signataires ont reconnu dans les limites fixées par la Con-
59
vcntion le droit des individus à introduire directement des instances sur le plan 
international.
Un droit individuel semblable a été reconnu aux particuliers par les Traités 
de Paix qui ont mis fin à la première guerre mondiale, et ceci devant des Tribu­
naux Arbitraux Mixtes institués par ces Traités.79 Une partie des spécialistes du 
droit international insistent pour considérer cet exemple comme la réalisation 
pratique de la subjectivité internationale des individus ; les partisans de la thèse 
« classique » s’efforcent, par contre, de démontrer, par des arguments les plus 
divers, que ces Tribunaux n’étaient pas de véritables organes judiciaires interna­
tionaux. C’est surtout un groupe de juristes italiens qui, développant la thèse y 
relative de Anzilotti, professe l’opinion que ces tribunaux n’ont pas été des organes 
internationaux, mais des organes communs des Etats intéressés.80 Bltihdorn a 
rendu la question plus compliquée encore, en affirmant que ces tribunaux pouvaient 
être des juridictions internationales ou ne pas l’être, suivant les affaires qu’ils jugeai­
ent.81 Or, aucun de ces arguments n’est pertinent, car un organe judiciaire créé 
par un traité international conclu par deux ou plusieurs Etats et dont les décisions 
sont reconnus par les signataires comme obligatoires, possède sans doute un carac­
tère international. Dès qu’une juridiction n’est pas un organe intérieur d’un Etat, 
elle acquiert forcément la qualité d une instance internationale, indépendamment 
de la nature de l’affaire dont elle est saisie.
Mais, malgré ceci, l’exemple des Tribunaux Arbitraux Mixtes à notre avis 
ne suffit pas pour pouvoir considérer la subjectivité internationale des individus, 
comme une thèse définitivement acquise en droit international. Au cas qui nous 
intéresse il s’est agi seulement de ce que dans un moment donné, et notamment 
après la première guerre mondiale, il a fallu liquider une grande quantité d’affaires 
litigieuses qui ont remonté aux temps d’avant la guerre ou qui sont nées de celle-ci 
et que certaines de ces affaires ont été renvoyées devant des juridictions internatio­
nales spéciales, auxquelles, pour simplifier la procédure, des particuliers ont eu 
également accès. C’était donc une mesure transitoire extraordinaire, limitée à la 
fois dans le temps et dans l’espace et justifiée par des circonstances exceptionnelles. 
Sans doute, les Etats ont eu le droit de revêtir des particuliers d’un droit d’action 
individuelle, ce qu’ils ont fait ; ce procédé d’un caractère transitoire ne suffit cepen­
dant pas à considérer la subjectivité internationale des individus comme une 
notion définitivement arrêtée en droit international. Depuis longtemps, les Tribu­
naux Arbitraux Mixtes ont cessé d’exister ; après la deuxième guerre mondiale 
on ne pensa pas à les ressusciter, et ainsi cette solution éphémère des temps 
d’après la première guerre mondiale appartient désormais irrévocablement au 
passé.
En parlant de la protection des minorités, nous avons constaté qu’en ce domaine 
les individus n’ont pas bénéficié d’aucun droit qu’ils auraient pu faire valoir direc­
tement sur le plan international. Cette règle a connu cependant une exception, 
celle notamment de la Convention germano-polonaise de 1922, qui a octroyé aux 
personnes appartenant aux minorités'de la Haute-Silésie le droit de s’adresser avec 
leurs griefs directement au Conseil de la Société des Nations ou au président de la 
Commission mixte constituée par la Convention ou enfin, dans certains cas, à 
un tribunal arbitral établi à cet effet. .Mais à ce propos, la situation était au fond 
la même qu’au cas que nous venons de mentionner. 11 s’agissait ici d’une tenta­
tive exceptionnelle, inspirée par les efforts des grandes Puissances — comme aux 
cas de tous les traités sur la protection des minorités — d’opposer les Etats voisins 
les uns aux autres, et de laisser ainsi la porte grande ouverte à leurs propres inter-
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ventions dans les affaires internes de ces Etats sous le prétexte de la protection 
des minorités, tout en rendant illusoire en même temps la protection efficace de 
ces dernières. L’accord concernant la Haute-Silésie a échoué, ensemble avec ses 
stipulations établissant un statut particulier des minorités, et ceci surtout pour le 
motif d’avoir opposé l’individu à l’Etat dont il était ressortissant.
Nous devons ainsi constater, que le droit international actuel ne reconnaît pas 
la subjectivité internationale des individus. Or, nous devons considérer cette situa­
tion comme parfaitement naturelle. Par sa définition même, le droit international 
est appelé à régler les rapports de droit existant entre les Etats ; sa tâche primaire 
est donc de prévoir les droits et obligations das Etats et non ceux des individus. 
Porter les individus sur le plan plus élevé du droit international et leur attribuer 
la qualité dérivée de sujets du droit international est inutile et dangereux. C’est 
en effet dangereux ; car en procédant ainsi, on rend l’individu, sous certains aspects, 
indépendant de son Etat, voire même on le met en opposition avec celui-ci et en 
autorisant les individus de porter leurs réclamations devant des organismes inter­
nationaux, on leur donne la possibilité d’altérer les bonnes relations entre les Etats. 
Mais les efforts déployés en vue de la réalisation de la subjectivité internationale 
des individus doivent être blâmés surtout parce que derrière ces efforts on retrouve 
presque toujours des desseins inavoués des Puissances impérialistes. Ces Etats 
considèrent, en effet, la mise en opposition, sur le plan international, de l’individu 
avec son Etat, comme un moyen excellent d’intervenir un peu partout dans les 
affaires internes des autres Etats. C’est à cause de ceci, que les Etats socialistes, 
défenseurs persévérants de la souveraineté et de l’indépendance de tous les Etats, 
opposent une résistance décidée à toutes tentatives, ouvertes ou camouflées, ten­
dant à l’introduction de la subjectivité internationale des individus dans la pra­
tique internationale.
Pour finir, noms pouvons donc constater que la théorie « classique » selon 
laquelle les Etats seuls peuvent être sujets du droit international, n’est conforme 
ni aux thèses doctrinales, ni à la pratique quotidienne du droit international. 
De ceci il ne s’ensuit cependant pas qu’on devrait laisser la porte grande ouverte 
devant la subjectivité internationale. Le droit international moderne, à côté de 
la personnalité internationale des nations assez avancées sur la voie de leur orga­
nisation étatique, ne receonnaît que celle de certaines organisations internationales. 
La situation qui s’est ainsi formée, correspond entièrement aux exigences de la 
лае internationale et de la pratique suivie par les Etats. Un élargissement ultérieur 
des catégories des sujets du droit international ne contribuerait certainement pas 
au développement des relations internationales, ni à la consolidation de la paix 
du monde.
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ПРАВОВОЕ УРЕГУЛИРОВАНИЕ ГОСУДАРСТВЕННОЙ СЛУЖБЫ 
В ВЕНГЕРСКОЙ СОВЕТСКОЙ РЕСПУБЛИКЕ
КАРОЙ МАРТОНФФИ,
профессор юридического факультета Будапештского Университета 
поступило 1 августа 1960 г.
Ленин получил книгу одного из венгерских авторов, бывшего в 1919 г. 
народным комиссаром, написанную о Венгерской Советской Республике 
и изданную в Вене на немецком языке.1 Весной 1920 г., значит в разгаре граж­
данской войны, он нашел время не лишь на то, чтобы перечитать книгу, но 
он сделал в книге записки, а некоторые части текста подчеркнул.2 Ленина 
интересовали особенно два вопросы, а именно поведение государственных 
служащих и крестьянства. Записки и подчеркнутые тексты также относятся 
на эти два вопросы. Ленин интересовался о судьбе венгерских крестьян уже 
рядом лет тому назад.3
*
1. Широкое, многостороннее раскрытие государственной жизни, законо­
дательства, общественного и экономического строя Венгерской Народной 
Республики — осуществленное с момента нашего освобождения в 1945 г., 
а особенно после сороковой годовщины Венгерской Советской Республики, — 
недвусмысленно доказует, что в первом венгерском рабочем государстве, 
после принятия начальных, но при этом основных, принципиальных мер 
в постановлениях о зарплате государственных служащих, в ближайшее время 
пришел бы ряд на подробное урегулирование правоотношений государствен­
ных служащих в рамках единого социалистического трудового права. Это 
намерение: основная мысль построения социалистического трудового права 
государственных служащих, полный отрыв от понятия буржуазного «чинов- 
ничего» права, его кастового характера, терминологически сжато отражается 
в Конституции Венгерской Социалистической Союзной Советской Респуб­
лики, опубликованной 29 июня 1919 г.4
Ленин выразил желание, что следовало бы написать историю Венгерской 
Советской Республики, и в связи с этим отметил необходимость перевести 
эту историю на все языки мира. И все это имело место в разгаре гражданской 
войны.
То, что не могло осуществиться в 1919 г., было сделано по случаю соро­
ковой годовщины Венгерской Советской Республики. Было издано и напе­
чатано множество книг и статей, составляющих целую библиотеку. Авторы
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целого ряда монографий и отдельных статей стремились всесторонне рас­
крыть историю короткого существования Венгерской Советской Республики.
Решение Ленина «перевести на все языки» книгу об истории Венгерской 
Советской Республики, хотя в иной форме, но также осуществилось.
При закреплении венгерским государственным собранием в законе от 
20 марта 1959 г., по случаю сороковой годовщины первой венгерской рабо­
чей власти, памяти Венгерской Советской Республики, зарубежные делегации 
выступили не меньше чем на 10 языках, оценивая и излагая ее международное 
значение. А именно, на русском, китайском, албанском, болгарском, чешском 
и словацком, корейском, польском, монгольском, румынском и вьетнамском 
языках.5
Достижения Великой Октябрьской Социалистической Революции Ленин 
подытожил следующим образом: «Мы сдвинули с места глыбу неслыханной 
тяжести, глыбу косности, невежества . . .  Мы начали колебать и разрушать 
самые закоренелые предрассудки, самые твердые, вековые заскорузлые при­
вычки».6
Поэтому интересовался Ленин при изучении работы о Венгерской Совет­
ской Республике в первую очередь вопросами, являющимися найважней- 
шими даже и среди самых закоренелых предрассудков, самых твердых, 
вековых заскорузлых привычек: вопросом о земле, то есть вопросом о крестьян­
стве и вопросом о государственных служащих, то есть вопросом об аппарате 
государственного управления, в связи с которым Маркс уже 70 лет тому 
назад писал, что этот аппарат был каждым революционным преобразо­
ванием усовершенствован, вместо того, чтобы сломать его.
В сегодня уже богатой литературе Венгерской Советской Республики, 
и все больше расширяющейся по случаю 40-ой годовщины, в виде ссылок 
в ряде мест упоминается и о трудящихся государственного управления. 
Мы попытаемся — следуя за важным указанием Ленина — начертать корот­
кую, единую картину законодательства Венгерской Советской Республики 
о государственных служащих.
Изучение институтов Венгерской Советской Республики дает чрезвы­
чайно много уроков. Именно. Венгерская Советская Республика — это не про- 
стый и безуспешный перерыв в цепи буржуазных и феодальных строев, имев­
ших место в ходе истории Венгрии, взаимно переплетавшихся, неотделимых 
друг от друга, обуславливающих друг друга, господствовавших в последнем 
виде до освобождения.
Согласно правильной оценке в нашей стране весной 1919 года имела 
место первая успешная попытка на слом феодально-буржуазного государст­
венного аппарата. Значит, не несвоевременно вспыхнувшая попытка, исчезнув­
шая без следов.7 Тогда «начался новый порядок дел», как это установил Кар- 
лил о французской революции.8
И если тогдашние международные политические отношения и внутрен­
няя измена временно сломали эту попытку, она жила дальше в виде примера 
и начала. А Венгерская Народная Республика, как это закреплено в Консти­
туции— обогащена опытом социалистической революции 1919 г., опираясь 
на Советский Союз, осуществила все, что было предусмортено в 1919 г.
II. По свидетельству истории большие исторические изменения — в пер­
вую очередь революционные почины, преобразования — начались, как пра­
вило, стремлениями, попытками, направленными на коренную реформу 
государственной службы, на ее построение на новых принципиальных устоях.
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Хорошо отражается этот факт в революционных конституциях Франции 
1789—1795 гг. Каждая из них содержала в связи с закреплением равенства 
граждан перед законами и постановление о том, что все гражданы имеют 
равное право занимать должности. Особое внимание заслуживает «Acte Consti­
tutionnel», в котором устанавливается временный характер несения государ­
ственных должностей.9
Указанные идеи французской революции вызвали живой отзыв и в нашей 
стране; политические листовки и проекты конституций выдающихся пред­
ставителей венгерских якобинцев: Игнаца Мартиновича и Йожефа Хайноци 
дают красноречивое доказательство этого.10
Однако прошло еще полстолетия до тех пор, пока в нашей стране 
была закреплена в законе «возможность принятия на все государственные 
должности» лиц, не являющихся дворянами, а именно накануне венгерской 
революции и борьбы за свободу 1848—1849 гг. (законная статья 1844 V).
Первые контуры социалистической-коммунистической государственной 
службы были начертаны Парижской Коммуной от 1871 г., этим героическим 
революционным почином французского пролетариата: в Парижской Коммуне 
был создан правительственный и государственный аппарат из рабочих, интел- 
лигенци и пролетариата служащих (prolétariat des employés).11 «Ее (Парижской 
Коммуны) настоящей тайной было вот что: она была по сути дела правитель­
ством рабочего класса.»12
Оценка Маркса ведет к Ленину, подытожившему историческую связь 
между Парижской Коммуной и Великой Октябрьской Революцией; он, разви­
вая дальше ход мыслей Маркса, установил, что по этому пути первый всемир­
ноисторический шаг сделала Парижская Коммуна, а второй Советская 
власть.
Победа, достигнутая 18 марта 1871 года, сохранила достижения только 
короткое время, однако рабочий класс 7 ноября 1917 года отомстился: победа 
рабочего класса означает начало новой исторической эпохи — эти слова ска­
заны перед трудовым народом города Париж по случаю 89-ой годовщины 
победы Парижской Коммуны.13
Во время Великой Октябрьской Революции в 1917 году народный комис­
сар связи Советской России установил, что правительство рабочих, солдатских 
и крестьянских советов не может, но и не желает при определении нормальных 
отношений итти по тому пути буржуазной угнетательской власти, по которому 
шли в течение столетий все буржуазные правительства. В определении государ­
ственной службы отражалось в первую очередь средство бесправия, а также 
отпечаток рабства. Работники почты и телеграфа теперь уже пользуются 
полным равноправием со всем пролетариатом, гордым на свою свободу и 
на свои успехи.11
Едва 2 года спустя, весной 1919 года, в одном из нормативных актов 
Венгерской Советской Республики было закреплено в виде принципа социали­
стической государственной службы: «Служащий — это тоже рабочий!»
В нижеследующем рассмотрим в свете этого принципа венгерскую попытку 
от 1919 г., направленную на построение социалистической государственной 
службы.
В постановлениях Революционного Правительственного Совета от 21 
марта до 20 апреля 1919 г. (их было издано всего 69) только в нескольких 
употребляются выражения «государственный служащий», «служащий госу-
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дарственной службы». Одним из таких постановлений является постановление 
Революционного Правительственного Совета № VI от 25 марта 1919 г. «Об 
отмене чинов».15
В Венгерской Советской Республике отменены дворянство, чины и звания. 
Отменены далее и звания, выражающие лишь определенное служебное отно­
шение (например, статс-секретарь, советник, секретарь министерства и т. д.). 
Должности государственных служащих отличаются согласно деятельности, 
связанной с данной должностью (например, руководитель группы, руководи­
тель отдела, библиотекарь, машинистка и т. д.). Эти наименования по отдель­
ным отраслям управления определяются соответствующим народным комис­
саром.16
Это постановление отражает антипатию против старого господства чинов­
ничества, ведь по словам тогдашней характеристики: «Чиновник господин и 
велитель трудящихся масс, начальник полиции — всемогущий вельможа, а 
начальник района — действительный господь бог по милости буржуазии, 
класса имущих».17
Старые должностные наименования, ставшие так ненавистными среди 
трудящихся, не исчезли сразу полностью, как это явствует из нижеследующего 
постановления народного комиссара внутренних дел, изданного в мае 1919 
года всем комитатским, районным, городским и сельским рабочим, солдатским 
и крестьянским советам и исполнительным комитетам за№ 355/1919 В. N. Ein.: 
«Все еще имеют место случаи, когда в официальных материалах отдельных 
местных советов применяются старые должностные наименования (алишпан — 
т. е. виценачальник комитата, фесолгабиро — т. е. начальник района и т. д.). 
Таксе наименование в Советской Республике неприменимо даже и тогда, если 
бывшие должностные лица были приняты на службу компетентным советом. 
Вызываю советы и исполнительные комитеты, чтобы в будущем не при­
меняли упомянутые должностные наименования, причем член совета, решаю­
щий данный вопрос, должен подписывать официальные материалы и предста­
вления — с указанием его уполномочия (председатель или член исполни­
тельного комитета, руководитель отдела, руководитель учреждения, кассир 
и т. д.)».18
Заслуживает внимание и с точки зрения развития законодательной терми­
нологии о государственных служащих постановление Революционного 
Правительственного Совета № XXI (от 29 марта 1919) «О развитии страхо­
вания рабочих на случай болезни и увечия». В этом постановлении сказано: 
«Действие страхования на случай болезни и увечия распространяется на всех 
рабочих (и на землекопов) (абз. 1 § 1). «Рабочим считается каждое лицо, предо­
ставляющее труд за зароботную плату в рамках государственной или частной 
службы», (абз. 2 § 1). «В связи с государственными служащими обязанность 
уплаты страховых взносов страхования на случай болезни до издания дальней­
шего распоряжения возлагается на работодателя. В пособия, уплачиваемые 
государственным служащим на случай болезни и увечия, засчитываются суммы, 
полученные ими на данное время в виде жалования (пенсии) от работодателя 
(пенсийного учреждения) в соответствии с их служебным распорядком (поло­
жению о жалованиях, положению о пенсиях). С точки зрения применения 
настоящего постановления государственными служащими следует считать 
служащих государственных учреждений и предприятий, служащих учрежде­
ний и предприятий местных самоуправлений, общин и публичных фондов, 
публичных институтов и вступивших на их место ведомств, общегосуДарствен-
70
ных и районных касс рабочего страхования, а также железнодорожных и 
пароходных предприятий общего пользования». (§ 13).19
В ходе урегулирования вопроса о временном управлении и рабочем 
контроле обобществленных промышленных, горных и транспортных пред­
приятий Революционным Правительственным Советом в постановлении 
№ IX от 26 марта 1919 г.20 был прямо закреплен принцип, согласно которому 
«и служащий является рабочим» (§ 3).
Указанное постановление — согласно определению Ене Варга — «обеспе­
чило основы для пролетарского управления и внедрило институт рабочих 
советов, осуществляющих контроль».21
Занимается данным вопросом и Дюла Хевеши, бывший в 1919 г. одним из 
руководителей народного комиссариата социалистического производства, 
то есть социалистического руководства промышленностью. Говоря об орга­
низации центрального руководящего аппарата, главных управлений этого 
народного комиссариата, он устанавливает: «Одной из важнейших предпосылок 
победы всякой пролетарской революции является слом административного 
аппарата старых господствующих классов и создание нового собственного 
аппарата. Здесь, в новом центре социалистической реорганизации и управ­
ления промышленности эта предпосылка уже от начала была налицо. Перед 
нами не стояла задача сломать какой-либо аппарат, ввиду того что такого 
аппарата не было. . .  Нам даже и в мысль не пришло построить центр руковод­
ства промышленностью на почве старого министерства (торговли и промыш­
ленности), посредством использования остатков этого министерства. . .  нами 
была создана новая организация, не имевшая ничего общего с старой капита­
листической администрацией; при этом она была преимущественно комму­
нистической организацией. В этой организации были коммунистами почти 
без исключения не только ответственные технические и хозяйственные руко­
водители, но также и административные служащие, секретари, машинистки, 
рассыльные.»22
Излагая вышеупомянутый принцип («И служащий является рабочим»), 
Хевеши подчеркивает: « . . .  из того обстоятельства, что служащий является 
«умственным работником», не могли вытекать для него по сравнению с «физи­
ческими работниками» ни преимущества, ни невыгоды. . .  вышеприведен­
ная короткая фраза недвусмысленно выразила позицию Советской Респуб­
лики в чрезвычайно многосторонней и сложной проблеме вопроса об интелли­
генции, поставленной полной остротой уже в то время, и она руководящим 
образом решила практические вопросы и споры, связанные с данной пробле­
мой. А это имело место в пятый день существования Венгерской Советской 
Республики».23
Постановление Революционного Правительственного Совета № XXVI 
«О временной конституции Венгерской Советской Республики»(2 апреля 1919г.), 
говоря о целях Венгерской Советской Республики, постановляет следующее:
«Цель Венгерской Советской Республики заключается в следующем: 
прекращение капиталистического экономического и общественного строя и соз­
дание социалистического экономического и общественного строя. Средством 
для осуществления этой цели является обеспечение господства трудящихся 
над эксплуататорами. В рабочих, солдатских и крестьянских советах законы 
выносятся и исполняются трудящимся народом, им осуществляется право­
судие в отношении нарушителей законов».21
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Этим постановлением в декларативном виде был молчаливо отменен 
до тех пор действующий государственный аппарат. По линии правосудия 
в этом направлении были приняты положительные мероприятия постановле­
нием Революционного Правительственного Совета № IV от 25 марта 1919 г., 
в котором регламентируется создание революционных судов. Революционный 
суд состоял из председателя и из двух членов, назначенных Революционным 
Правительственным Советом; им назначается также комиссар обвинения 
и протоколант. Эти полномочия не связаны с квалификацией (§ 2).25 Рево­
люционный Правительственный Совет постановлением № VIII  от 25 марта 
дал уполномочие народному комиссару юстиции послать в отставку — до 
окончательного преобразования юстицийного аппарата — судей и прокуро­
ров, и вверить временное руководство судов и прокуратур любому из граждан.'26
Революционный трибунал, действовавший в соответствии с постановле­
нием Революционного Правительственного Совета№ Ы Н  от 12 апреля 1919 г., 
состоял из председателя и двух членов. Они, а также комиссар обвинения 
и протоколант, избираются в Будапеште центральным советом, на иных 
местах местными советами рабочих, солдат и крестьян из ряд рабочих и кре­
стьян, выполнивших военную службу.27
В постановлении № XXVIII «О дальнейшей деятельности трудовых 
судов» в отношении кадров Революционным Правительственным Советом 
предусматривается следующее: «Трудовые суды в дальнейшем рассматривают 
дела исключительно в составе двух заседателей-работников, а именно даже 
и там, где до сих пер действовали без участия заседателей. Трудовой суд 
в необходимых случаях может пригласить и заседателя, в круг специальности 
которого не входит данное дело». (§ I)28
Окончательная Конституция Венгерской Советской Республики, принятая 
23 июня 1919 г., в противоположность временной конституции от 2 апреля 
1919 г., уже содержит прямее постановление о государственных служащих 
(служащих государственного управления) и предусматривает, что «служащие 
и иные специалисты избираются и увольняются советами, включая сюда 
и кадры, принятые из до сих пор действовавшего административного аппа­
рата» (§ 55). В этом же параграфе окончательной Конституции закрепляется 
и марксистско-ленинский принцип социалистической государственной службы, 
согласно которому «все служащие Венгерской Советской Республики могут 
быть в любее время отозваны».29
Постановлением Совета Народного Хозяйства, изданным после принятия 
июньской (окончательной) Конституции Венгерской Советской Республики 
(29 июня 1919 г.), вводится определеннее переходное различение и преду­
сматривается следующее: «До дальнейшего мероприятия работники (рабочие, 
работающие не в государственных учреждениях, и бывшие частные служащие) 
могут быть увольнены лишь на основе решения Совета Народного Хозяй­
ства».30
Вышеупомянутый § 55 Конституции Венгерской Советской Республики 
от 23 июня употребляет сборное понятие «служащий Венгерской Советской 
Республики». Хотя данный параграф умещен в разделе «Аппарат местных 
советов», и таким образом в связи с первым абзацом может быть спорным, 
не относится ли данное положение лишь на избрание и увольнение служащих 
и иных специалистов местных советов, значит включая сюда и персонал, 
принятый из бывшего аппарата управления. Подтверждается это ограни­
чительное толкование и положением §-а 49 Конституции: «Старый аппарат
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местного управления отменяется. Персонал бывших государственных учреж­
дений и предприятий, принятый на службу советами, стоит под распоряже­
нием советов ...»
Однако несомненным фактом является, так как это прямо вытекает из 
текста абз. 2 § 55 Конституции, что — как уже нами раньше было отмечено — 
«все служащие Венгерской Советской Республики могут быть в любое время 
отозваны».
Таким образом данное положение о прекращении служебного правоотно­
шения распространяется и на служащих народных комиссариатов в рамках 
центрального аппарата советской власти.
Конституцией от 23 июня построимая государственная служба была орга­
низационно поставлена на новые основы, в частности также тем, что место 
до тех пор существовавшего народного комиссариата труда и социального 
обеспечения заняли, с одной стороны, уже упомянутое главнее управление 
Совета Народного Хозяйства, а с другой, — в области осуществления централь­
ных задач социальной политики Венгерской Советской Республики и тесно 
связанных с этим задач управления в области здравоохранения народный 
комиссариат социального обеспечения и общественной санитарии.31
Таким образом до тех пор полностью раздробленное управление в области 
здравоохранения было передано особому центральному органу, отличенному 
и по наименованию. Государственная служба в области здравоохранения 
является особенно подходящей на то, чтобы дать характеристику государ­
ственной службы Венгерской Советской Республики, представить ее развиваю­
щиеся особенности.
Уже и народный комиссариат труда и социального обеспечения приписы­
вал большое значение унификации государственной службы в области здраво­
охранения, поставлению ее на полностью новые основы, и эту работу про­
водил при поддержке Революционного Правительственного Совета.32
Особенности государственной службы Венгерской Советской Республики 
в области здравоохранения, хотя бы в общих контурах, показываются в пер­
вую очередь в постановлении Революционного Правительственного Совета 
№ XXX от 24 апреля 1919 г. Этим постановлением в Венгерской Советской 
Республике были взяты в общегосударственную собственность все не-госу- 
дарственные (находящиеся в управлении самоуправлений, городов, общин, 
фондов, товариществ, а также частных лиц) больницы, амбулатории и лечеб­
ные учреждения, санатории и дома для неизлечимых больных. 33
Кроме этого носителями новых, социалистических черт государствен­
ной службы в области здравоохранения являются комиссии здравоохранения 
местных, районных и комитатских советов, компетенция которых была под­
робно определена постановлением Народного комиссариата труда и социаль­
ного обеспечениям? 53 М. Хт. N. от 17 июня 1919 г., изданным на основе упол­
номочия Революционного Правительственного Совета.34
В основном нормативном акте организация аппарата здравоохранения 
Революционным Правительственным Советом была установлена таким 
образом, что из 7 членов комитатской комиссий здравоохранения 2 должны 
быть врачами, а 2 медицинскими работниками. В состав пятичленной район 
ной комиссии здравоохранения должен входить по крайней мере один врач. 
В отношении трехчленной местной комиссии здравоохранения не преду­
сматривается квалификация в качестве условия членства в комиссии.
73
Согласно постановлению, изданному в исполнение основного законода­
тельного акта, задачи докладчиков в комиссиях здравоохранения испол­
няются врачами лишь в таких комиссиях, где в состав комиссии входит по 
крайней мере один врач (§ I постановления № 53/1919 М. N. X.). Что это оз­
начает? Это несомненно означает, что задачи местных (общинных) комис­
сий здравоохранения исполняли в ряде случаев лица, не имеющие медицин­
ского образования. Мы здесь стоим несомненно перед фактом расширения в 
ленинском смысле государственной службы — на участке общественного 
здравоохранения, — перед фактом вовлечения трудящихся, не являющихся 
работниками здравоохранения в тесном смысле слова.
Это заслуживает внимание тем более, что в круг задач местной комиссии 
здравоохранения входили, например, контроль исполнения распоряжений, 
изданных в интересах пресечения эпидемических заболеваний, далее содей­
ствие в исполнении распоряжений вышестоящих органов, связанных с вопро­
сами здравоохранения. Очевидно, что во время Венгерской Советской Респуб­
лики началось — в частности в нижних звенах управления в области здраво­
охранения — развитие, называемое нами сегодня исполнением государствен­
ных задач в общественном порядке.
Заработная плата государственных служащих в Венгерской Советской 
Республике. Терминологическое колебание, связанное с наименованием госу­
дарственных служащих, ничто не меняет на факте, что заработная плата 
государственных служащих во время Венгерской Советской Республики была 
урегулирована аналогично зарплате рабочих фабрик, учитывая при этом 
особенности труда в области государственной службы.35
Постановление Революционного Правительственного Совета № ЬХХХШ  
имеет рашаюшее значение и с точки зрения правильной оценки упомянутых 
терминологических колебаний:
«Революционный Правительственный Совет считает рабочим каждого, 
кто живет из своего труда, и отменяет различение, имевшее место в прошлом 
между служащими и иными работниками. Таким образом прекращается 
и различие между зароботной платой служащих и рабочих таким образом, 
что лишь более низкая или более высокая ступень квалификации, далее способ­
ность быть руководителем, могут быть факторами, влияющими на заработ­
ную плату. Кроме этого может быть учтена лишь продолжительность трудо­
вого стажа».38
Эта же принципиальная позиция отражается и в постановлении Револ­
юционного Правительственного Совета № СХХ «О заработной плате госуда­
рственных служащих», которым «работники государственной службы (государ­
ственные, комитатские, городские и общинные служащие)» по заработной 
плате были делены на 5 групп.37 В первую группу входили работники, зани­
мавшие должности, не связанные с специальной квалификацией. В вторую 
группу входили работники, занимавшие должности, в связи с которыми 
в виде предпосылки для занятия такой должности была предписана опреде­
ленная квалификация. В третью группу входили работники государственной 
службы, исполнявшие самостоятельно определенный круг задач, требующих 
специальной квалификации, а также ответственные руководители больших 
подсобных бюро. В четвертую группу входили ответственные руководители 
отделов народных комиссариатов, а также отдельных ведомств, учреждений 
и институтов, определенных народными комиссариатами, далее работники, 
которым было вверено отдельными народными комиссариатами испол-
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нение работ, требующих более высокой квалификации. В пятую группу вхо­
дили ответственные руководители отделений и главных управлений народных 
комиссариатов, а также отдельных ведомств, учреждений и институтов, опре­
деленных народными комиссариатами; далее работники, которым было 
вверено отдельными народными комиссариатами исполнение задач, требу­
ющих особо высокие специальные знания, или исполнение важнейших органи­
зационных работ.
В отношении работников, входивших в II, III и V группу, к трудовому 
стажу, мсродатному с точки зрения суммы заработной платы на одну неделю 
— значит к стажу работы, исполненной служащим после завершения 17-го 
года своего возраста в государственной, комитатской, городской или общин­
ной службе, или проведенной в действительной военной службе, — следует 
причислить и время, проведенное студиями в учебных заведениях после завер­
шения 17-го года своего возраста.
Положения об исполнении постановления Революционного Правитель­
ственного Совета № СХХ «О заработной плате государственных служащих» 
содержит постановление Совета Народного Хозяйства № 99 X. 'Г. от 24 июля 
1919 г.38 В этом акте детально регламентирован вопрос о включении в отдель­
ные группы работников государственной службы; заслуживает особое вни­
мание § 32, в котором предусматривается уплата особой прибавки к зарп­
лате работников, исполняющих задачи, требующие высшие специальные 
знания. Значение положений данного параграфа выходит далеко за рамки 
вопроса особой прибавки к зарплате работников государственного аппарата. 
Из его текста выявляется широкий горизонт культурной политики Венгер­
ской Советской Республики: уважение к умственному труду лиц с высшим 
образованием, к выдающимся достижениям в области науки и искусства, 
все то, что 30 лет спустя вновь получило выражение в Конституции Венгер­
ской Народной Республики от 1949 г. (§ 53).
В принятии постановления Революционного Правительственного Совета 
№ XV «О зарплате учителей» выразилось уважение к педагогам, учителям и 
преподавателям, бывшим когда-то «черными рабочими» народа.39 «Учитывая 
более высокий уровень установленных зарплат, все педагогы обязаны по­
святить себя полностью делу народного просвещения и, кроме исполнения 
учебных обязанностей в школе, принимать участие без особого вознаграж­
дения в обучении аналфаветов, в сельскохозяйственном обучении и в повы­
шении квалификации взрослых»10
В постановлении Революционного Правительственного Совета № XCI 
подчеркивается: «Революционный Правительственный Совет обеспечивает 
учителям зарплату, соответствующую зарплате таких специалистов, труд 
которых вознаграждается на более высоком уровне».41
Согласно решению съезда партии, состоявшегося 12—13 июня 1919 г.: 
«Всякое обучение является государственной задачей. Школа, бывшая до сих 
пор опорой классового господства буржуазии, должна душевно подготовить 
новую генерацию на осуществление социализма.»42
Этим решением съезда партии было подкреплено постановление Револю­
ционного Правительственного Совета № XXIV от 2 марта 1919 г. об обоб­
ществлении учебных и воспитательных заведений. Именно, в § 1 указанного 
постановления предусматривается следующее; «Венгерская Советская Рес­
публика считает дело обучения государственной задачей. В соответствии 
с этим в Венгерской Советской Республике все не-государственные учебные
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в воспитательные заведения переходят в управление государства». Венгер­
ская Советская Республика из работников не-государсгвенных учебных и 
воспитательных заведений, обобществленных согласно вышеприведенному 
параграфу, приняла на службу и «желала использовать в соответствии с их 
способностьями» всех, «кто нашел свое место в обществе и в идеологической 
жизни Венгерской Советской Республики». В соответствии с вышеупомяну­
тым постановлением Революционного Правительственного Совета временное 
принятие на государственную службу наступило «без особого акта». В вопросе 
об окончательном принятии» решает народный комиссар народного обу­
чения на основе исследования их общественного мировоззрения и круга 
знаний».13
Планы и намерения, разработанные и проявившиеся в течение всего 
4 и 72 месяцев существования Венгерской Советской Республики, находив­
шиеся в тесном связи с созданием социалистической государственной службы, 
в 1919 году остались только планами и намерениями, однако после освобож­
дения в 1945 году все они стали действительностью, и их исполнение является 
одним из важных гарантий все повышающегося участия рабочего класса 
и трудового крестьянства во всех отраслях государственной службы.
Одним из наиважнейших мероприятий в области культурной политики 
Венгерской Советской Республики, осуществленных уже во время ее существо­
вания, было учреждение постановлением Революционного Правительственного 
Совета № XVIII Рабочего университета им. Маркса—Энгельса, открытого 
3 мая 1919 г. Студенты Рабочего университета были избраны на основе реко­
мендаций рабочих и солдатских советов, партийных и профсоюзных органи­
заций, рабочих советов заводского контроля. Большинство их составляли 
рабочие металлообрабатывающей промышленности, однако были между 
ними также крестьяне и солдаты. На Рабочем университете были организованы 
три факультеты — государственного управления, общественных наук и естест­
венных наук.11
«В новом мире перед Рабочим университетом стоит большая задача 
— читаем в газете «Вереш Уйшаг» (Красная Газета) от 26 апреля 1919 г. Его 
задачей будет сделать полностью доступным пролетариату науку, чтобы 
руководители, вышедшие из пролетариата, имели в своих руках не лишь 
власть, необходимую для руководства обществом, а овладели также теорети­
ческими знаниями, которые необходимы для осуществления власти . . .  Сту­
дентам этого университета будет обеспечено широкое научное обучение, 
не так, как это было на бывшем факультете юридических наук и государство- 
ведения, где шло производство дипломов для чиновников капиталистического 
общества».45
Компетенция комиссаров правительственного совета распространялась 
и на «дело способствования расширению культуры, развитию обучения и 
народного просвещения», но при этом в круг их задач входили и вопросы 
повышения производства, организации снабжения товарами общего поль­
зования, обуздания контрреволюционных элементов.16
Все это является красноречивым доказательством того, как большое 
значение приписывалось советским правительством Венгрии — в разгаре 
борьбы Венгерской Советской Республики на жизнь и смерть — культурно­
воспалительной функции, исполнение которой по его имению было необ­
ходимо для заложения основ социалистической государственной службы, 
для успешной борьбы против бюрократизма.
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Социалистическое перевоспитание служащих бывшего государственного 
управления, принятых на службу в Венгерской Советской Республике. «Бюрокра­
тия была отчасти физическим, отчасти духовным средством насилия буржуаз­
ного государства. Если нам удалось бы в течение этого короткого переходного 
периода Венгерской Советской Республики — говорил народный комиссар 
иностранных дел в своем докладе во время обсуждения партийной программы 
на общегосударственном Собрании Партии 12—13 июня 1919 г.17—уничтожить 
бюрократию буржуазного государства, то требование нашей программы, 
относящееся на старую бюрократию, было бы по сути дела беспредметным . . . 
Старая бюрократия является остатком, рудиментом буржуазного государ­
ства, она опасна потому, что — бывшая во время буржуазного государства 
занята исполнением своих задач — теперь без занятия и подготавливает 
контрреволюционный заговор. А в этом обстоятельстве заключается серьез­
ная опасность для диктатуры пролетариата, эту опасность революционный 
рабочий класс Венгрии должен исключить. Пусть никто не заменяет вопрос 
борьбы против бюрократии с вопросом о принятии интеллигенции на службу 
пролетарского государства. Специальные знания интеллигенции необхо­
димы для пролетарского государства. Мы не должны ввести себя в заблужде­
ние. Пролетарии, имеющие сегодня власть в своих руках, воспитывались во 
время капитализма, как члены угнетенного класса, причем не получили от 
буржуазного государства почти никакого образования . . .  При этом несом­
ненно, что специальные знания нам необходимо нужны, мы не хотим быть 
без них. Однако не хотим, чтобы особый слой поднялся над пролетариат, 
такой слой, который осуществлял бы власть от имени пролетариата, но неза­
висимо от него . . »
С этой точки зрения положение было особо опасно на местах вне столицы, 
где следовало издать — как было отмечено — особые постановления, запре­
щающие применение старых должностных званий, причем крестьянство 
вследствие непроведения земельной реформы не было повсюду полностью 
надежным союзником рабочего класса.1*
Народному комиссариату внутренних дел казалось, что к отстранению 
недостатоков достаточно принять административные меры; его постанов­
лением № 12/1919 В. N. от 1 июля 1919, изданным согласовано с народным 
комиссариатом обучения, было предусмотрено социалистическое перевоспи­
тание бывших служащих государственного управления, принятых в аппарат 
местных советов, исключение бюрократизма путем обучения. Для этих целей 
указанные народные комиссариаты командировали из административных 
центров преподавателей с задачей организовать на местах местным работ­
никам курсы о социалистическом государственном управлении. Действие 
данного постановления временно не было распространено на работников 
будапештских центральных и районных (городских) советов. Однако проб­
лемы, возникнувшие в Венгерской Советской Республике, не ограничивались 
на вопрос о служащих бывшего государственного управления, т. е. выражаясь 
вышеприведенными словами Бела Куна — на вопрос о «старой бюрократии». 
Упомянутые служащие включали в себе разные слои уже и потому, что во 
время буржуазной революции осенью 1918 г. «правительственная власть была 
в руках партий мелкой буржуазии — партии Кароия, партии мелких сельских 
хозяев, и социалдемократической партии, ряды которой были переполнены 
мелкобуржуазными элементами. Низовые слои бюрократии вошли в прави­
тельственные партии, формально — посредством организационной работы
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профсоюзов — главным образом в социалдемократическую партию, однако 
своей идеологией они были связаны скорее открыто мелкобуржуазными 
партиями. Высший слой чиновничества ожидал дальнейшие события с опре­
деленной резигнацией».19
Ввиду того, что сотрудничество между коммунистической партией Венгрии 
и социалдемократической партией основывалось на компромиссе, перепол­
ненном внутренними противоречиями, такое сотрудничество и в области 
государственной службы — даже особенно в этой области — привело к резуль­
тату, что Венгерская Советская Республика была принуждена бороться про­
тив бюрократии на двух фронтах: «Мы должны бороться против двух видов 
бюрократии — сказал Бела Кун в вышеупомянутом докладе — с старой 
бюрократией и с новой бюрократией . . .  Мы легче кончим со старой бюрок­
ратией, если непоколебимо будем осуществлять диктатуру. Более значитель­
ную опасность представляет новая бюрократия . . .  Я вижу в новой бюрок­
ратии большую опасность. В будущем возникнут трудности при переходе 
к социализму, при прекращении диктатуры, если мы не сможем дистичь того, 
чтобы не был особый слой, который руководит властью, осуществляет 
власть».50
Далее, по сути дела является несомненно правильным заключение, согласно 
которому «для выяснения проблемы недостаточно говорить в общем о (старом) 
чиновническом классе. Именно, этот класс включает в себе целый ряд слоев, 
из которых наиболее важные требуют специальный подход. Такими явля­
ются следующие слои:
1. Чиновнический слой, непосредственно связанный с аппаратом властво­
вания (бывшего) господствующего класса: офицерский и сержантский состав 
вооруженных частей, должностные лица государственного управления и аппа­
рата правосудия. Этот слой теснее всего связан идеологически с господству­
ющим классом, сильно проникнутый духом обособленной касты и склонный 
на то, чтобы самостоятельно политизировать . . .
2. Педагогический персонал на всех ступенях: слой служащих, получив­
ший при капитализме худшую всего плату; этот слой легше всего присоеди­
няется к пролетариату.
3. Хозяйственные служащие, работавшие в производстве и в обороте: 
часть из них исполняет необходимо нужные функции: инженеры, химики, 
экономики, техники, начальники цехов; другая часть осуществляет необходи­
мую службу в области распределения и контроля . . .  Существуют и пере­
ходные слои — служащие железных дорог и связи, принадлежащие к аппарату 
власти, исполняющие отчасти продуктивный труд, рабочие железных дорог, 
низовые рабочие ц т. д.
С точки зрения диктатуры пролетариата слои служащих, указанные на 
первом и втором месте, не вызывают тяжелых проблем. Первую группу 
из них, служащих аппарата подавления старого государства, следует ликви­
дировать . . .  Только после полной ликвидации старой организации власти 
могут быть из них отдельные лица вновь приняты в службу пролетарского 
государства. Иное положение в связи с педагогами: этот слой может быть 
принят полностью пролетарским государством, следует очистить только 
верхи и изменить весь дух обучения в соответствии с новыми условиями, 
а это в отношении данного слоя не влечет за собой никаких трудностей.
Проблема возникает в связи с служащими, работающими в производстве
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и распределении, находящимися в непосредственной связи с рабочими. Этот 
слой (служащих) при капитализме имел двуграньую функцию. В направлении 
рабочих, как начальники цехов, коьтроллеры, счетоводы, начальники мастер­
ских, представляли анонимный, невидимый капитал. С точки зрения этой 
функции рабочие ненавидели служащих. . . При этом, как организаторы, 
инженеры, химики и т. д. они исполняли очень продуктивную функцию, а 
с этой точки зрения их заменение связано с большими трудностями . . ,»51
В отношении аппарата государственного управления в тесном смысле 
слова дополняет эту картину, начертанную в первых годах после Венгерской 
Советской Республики, установление того, что «в Венгрии диктатура насто- 
лилась нс классовой революцией, а мирным путем, весь бюрократический 
аппарат подавления «охотно» предложил свои службы пролетарскому прави- 
тельству. Генералы и статс-секретари состязались друг с другом, организации
государственных служащих сейчас стали на сторону диктатуры__ при таких
условиях слом старого аппарата насилия был проведен лишь совсем поверх­
ностно . . . »52
Естественно, нашлись и более острые выступления по вопросу о государ­
ственных служащих. Такой была, например, статья Ласло Диенеша.
». . .  Мы не можем требовать от рабочего класса, чтобы он питал наи­
более мирные чувства к чиновникам, воплощающим распадающий бывший 
государственный аппарат . . .»
»Неприязнь рабочих в отношении чиновников является не только справед­
ливой и естественной, но даже и было бы нездоровым явлением ее отсутствие. 
Именно, это обстоятельство показывало бы, что рабочий класс не узнал в 
угнетательском государстве своих врагов, или же не обладает достаточной 
боевой готовностью . ..
Если служащие не хотят, чтобы они были сломаны вместе с бюрократией 
как институтом, должны . . . отречься от бюрократической идеологии, приоб- 
ресть честное пролетарское сознание, соответствующее их действительному 
материальному положению, а в таком случае пролетариат не будет требовать 
от них за старые грехи даже покаяния. Будет хорошо забыть и старое наз­
вание — чиновник в указанном смысле, и найти новое наименование, не при­
поминающее старых бюрократов . .  .я53
Борьба с бюрократией и с превышением власти. Центральные органы Вен­
герской Советской Республики сделали все возможное в интересах того, чтобы 
оказать местным советам помощь в борьбе с бюрократическими методами, 
применяемыми старыми служащими в ряде случаев с целью маскирования 
саботажа. Для достижения этой цели были командированы из центра на места 
уполномоченные и инструкторы либо с постоянным характером, как полно­
властные представители соответствующего центрального органа при отдель­
ных местных советах, либо с задачей осуществлять контроль над деятель­
ностью ряда местных советов. Однако, инструкторы, высланные из центра, 
в ряде случаев вышли за рамки их уполномочия. Часто случилось, что были 
высланы инструкторы с недостаточными специальными знаниями, либо 
классово чуждые инструкторы. Имел место и такой случай, как, например, 
на территории района Геделле, где на местные советы насыпалось не менее, 
чем 57 таких инструкторов.54
На исключение случаев превышения власти, злоупотребления публичной 
властью, было направлено постановление № 1 Союзного Центрального Испол­
нительного Комитета, в котором установлено, что коммунистическая мораль
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требует самоотверженного оттеснения на задний план личных интересов 
в службе пролетарским общественным интересам, и поведение тех, кто по 
доверию рабочего класса осуществляет советскую власть, должно соответ­
ствовать этому требованию. Поэтому пролетарское государство выступит 
с полной строгостью своей уголовной власти против тех, кто по личным сообра­
жениям злоупотребляет государственной властью.
Тот представитель или служащий центрального или местного органа 
государственного управления Венгерской Советской Республики (рабочих, 
солдатских и крестьянских советов, исполнительных комитетов, народных 
комиссариатов), кто пользуясь ему вверенной публичной властью или сл>жеб- 
ным влиянием — прямо или косвенно — обеспечит для себя или другому 
лицу любую выгоду в области снабжения продовольственным товаром, тексти- 
лиями, а также путем обеспечения квартиры или в области удовлетворения 
иных потребностей сверх установленной меры общественного снабжения, 
либо приймет такую выгоду, далее, кто ходатайствует в интересах приобре­
тения такой выгоды, совершит преступление.
Дела о таких преступлениях подсудны Революционному Суду.
Революционный Суд, кроме лишения свободы, денежного штрафа и 
исправительного труда, в виде наказания может назначить и увольнение 
виновного лица без всякого вознаграждения и учитывая обстоятельства дела 
установить на определенный срок или окончательно непригодность данного 
лица на несение любой государственной должности.53
Всякое историческое отождествление кажется более менее насильствен­
ным. Вследствие различных общественных и хозяйственных отношений, 
почти ежедневного изменения внутреннего и международного положения 
отдельных государств и народов — даже и в отношении того же самого народа, 
— сравнение может привести к ложным результатам. Несмотря на правиль­
ность этого общего положения, события и героические подвиги 72 дневной 
Парижской Коммуны — первого пролетарского государства, и Венгерской 
Советской Республики, сохранившейся в течение 132 дней, — третьего проле­
тарского государства, отделенных друг от друга полстолетием, все-таки 
почти принудительно требуют сравнения, причем причины этого обстоятель­
ства мы должны искать более глубоко.56
Маркс писал о коммунарах, что рабочий класс включил их в свое сердце 
и назвал их подвиг борьбой за небеса.57
Ленин подчеркивал, что дело коммуны — дело социальной революции, 
дело полного политического и хозяйственного освобождения трудящихся, 
дело пролетариата всего мира. И в этом отношении Парижская Коммуна 
бессмертна.58
Мы все это можем сказать и о Венгерской Советской Республике.
По случаю двадцатой годовщины Парижской Коммуны 18 марта 1891 г. 
Энгельс писал, что Коммуна уже от начала была принуждена осознать, что 
рабочий класс, пришедший к власти, не может пользоваться в дальнейшем 
старым государственным аппаратом; что рабочий класс, чтобы не потерять 
недавно приобретенную власть, с одной стороны, должен отстранить старый 
государственный аппарат подавления, а, с другой, он должен обеспечить 
себя в отношении своих представителей и служащих тем, чтобы они были 
провозглашены без исключения отзываемыми в любое время.59
Этим требованиям наиболее соответствовал комиссариат труда и торговли 
Коммуны, находившийся под руководством Лео Франкеля,6" который по
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происхождению был венгром. Согласно данным историка-современника 
Парижской Коммуны, Лиссагареа, комиссариат труда и торговли (Déléga­
tion du Travail et de l’Echange) состоял исключительно из революционных 
социалистов и ставил себе задачу исследовать необходимые реформы в от­
раслях государственной службы, а также в области взаимоотношений между 
брудящимися — мужчинами и женщинами — и работодателями. Франкелом 
тыли организованы при помощи комиссии, созданной из рабочих, в районах 
Парижа информативные бюро по трудоустройству, далее, по инициативе 
пекарских работников, был прекращен ночной труд. Комиссия изучала и 
мероприятия, направленные на прекращение безработицы, а также вопрос о 
защите рабочих от эксплуатации со стороны капитала.®1
Государственный аппарат Парижской Коммуны был вообще в руках 
рабочих и пролетариата служащих, причем штаты были сокращены до 1/4 
старого аппарата — пишет Лиссагаре.62
Проблема о государственной службе в Венгерской Советской Республике 
от 1919 г. была более сложная, здесь означало тягостное наследство то обстоя­
тельство, что не был ликвидирован «старый аппарат государственного 
управления».
«Во время образования местных органов Венгерской Советской Респуб­
лики подавляющее большинство старого аппарата еще действовало, и даже 
после того, как советы начали свою деятельность, несмотря на относительно 
небольшое количество исключений, этот аппарат не был отстранен. Именно, 
подовляющее большинство старых служащих добровольно подчинилось руко­
водству и контролю новых народных органов, и охотно обязалось остаться 
на своем месте работы и выполнять и в дальнейшем задачи, связанные с его 
работой. Также работники бывших комитатских, районных и городских 
самоуправлений, как правило, торопились выразить «свою верность» к пра­
вительству Венгерской Советской Республики. При этом не лишь служащие 
на низовых должностях, а на многих местах и в течение длительного времени 
также и находящиеся на руководящих постах: виценачальники комитатов, 
бургомистры, начальники районов и т. д. При таких условиях в местном ад­
министративном аппарате. . .  не дошло к такому основному изменению, 
которое необходимо требовалось коренным образом новым характером 
государственного строя, его задачами, условиями классовой борьбы и империа­
листической интервенцией . . .  »63
Другой автор, давший оценку «попытке социалистического государствен­
ного строительства в Венгрии», также показывает на тот исторический урок 
Венгерской Советской Республики, что венгерское советское правитель­
ство совершило большую ошибку, когда в противоположность учению мар­
ксизма-ленинизма «не сломало старого государственного аппарата, а изменив 
лишь названия старых учреждений оставило почти полностью на месте», 
при чем эту ошибку можно обяснить лишь тем, что правительству стояло 
к распоряжению для этого лишь очень короткое время. Враг своей лицемер­
ной уступкой маскировал свое истинное лицо, люди прежних гражданских 
властей коллективно кланялись новой власти и приветствовали «восходя­
щее красное солнце». «Эта двурушническая тактика лакеев вражеских классов 
ввела в заблуждение даже и многих коммунистов. Саботаж чиновников, 
принятых от буржуазного государства и оставленных на бывшем месте, под­
копал внутренние силы пролетарского государства.61
Однако не можем установить непосредственную и исключительную
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причинную связь между поражением Венгерской Советской Республики и 
бем фактом, что в течение своего короткого существования в условиях под- 
тывной работы и открытых нападков внутреннего и внешнего врага она не 
рыла в состоянии полностью сломать старый государственный аппарат и 
действенно заменить его новым, единым социалистическим аппаратом.
Именно, является неспорным фактом, что в поражении Венгерской Совет­
ской Республики играло решающую роль отношение сил на тогдашней между­
народной арене.
Однако и на военные операции, веденные против врага, располагающего 
превосходством сил, несомненно повлиял тот факт, что «. . .  в профсоюзах 
и в государственном аппарате Венгерской Советской Республики свободно 
бесчинствовали, саботировали профсоюзные бюрократы и старые госу­
дарственные служащие, вступившие во время буржуазной революции до од­
ного в социалдемократическую партию. Ясно, что возможность этого саботажа 
была последствием того, что в госуДавственных учреждениях не было воз­
можно объединить коммунистов под единым руководством, число которых и 
без этого было недостаточным . .  .»в5
Руководители Венгерской Советской Республики не осознали своевре­
менно невыгоды, вытекающие из сохранения старого государственного аппа­
рата. Было с опозданием установлено, что «народные комиссариаты и иные 
ведомства переполнены контрреволюционерами», что необходимо организо­
вать «хорошое и дешевое государственное управление, пролетаркое государ­
ственное управление« и что следует »немилосредно выбросать всех, кто не 
работает, кто ненадежный, проявляет сомнительное поведение, вызывает 
подозрение. Следует их исключить, не разрешая им, чтобы лицемерно симу­
лировали, что стали на нашу сторону . . ,»вв
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Контрреволюционные правительства лихорадочной торопливостью от­
меняли все прогрессивные и гуманные мероприятия Венгерской Советской 
Республики как вообще во всех областях культурной, социальной и хозяй­
ственной жизни, так и мероприятия, изданные в интересах государственных 
служащих. Таким образом разрушили ту — хотя еще не полностью построен­
ную, имеющую недостатки, однако — современную и здоровую базу, которая 
была подходящая на построение соответствующего нынешним требова­
ниям законодательства о государственных служащих.
Таким образом повторился 1867 г. Господствующие классы в своем сумас­
шедшем ослеплении, руководствуясь зверинным инстинктом репрессии и 
преследования, восстановили действие старого Сборника Служебных Пред­
писаний, отражающего дух прошлых столетий. Вместо того, чтобы обрадо­
вались тому, что освободились — и если не по своей заслуге — от тяжеб­
ного наследства давных столетий, являющегося уже больше чем полстоле­
тия тяжелой обузой и для буржуазного государства.
Повторное возвращение господства «Сборника Служебных Предписа­
ний» припоминает нам слова Гетэ, которые дает в уста Мефистофеля, фило­
софствующего в кунтуше ученого Фауста:
«Es erben sich Gesetz’ und Rechte 
Wie eine ew’ge Krankheit fort!»
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Между первыми мероприятиями контрреволюционного правительства 
можем найти решения совета министров от 5 августа 1919 г. и от 16 сентября 
1919 г. Этими решениями отменяются все постановления Венгерской Совет­
ской Республики, изданные от 21 марта 1919 г. по 1 августа 1919 г. в связи 
с жалованиями государственных служащих, то есть служащих государства, 
комитатов, городов и общин, далее железных дорог, почты и телеграфа, сбере­
гательных касс, почты, а также всех преподавателей, учителей и воспита­
тельниц.67
Так как начальные шаги в построении нового, социалистического законо­
дательства о государственных служащих, содержались в постановлениях 
Венгерской Советской Республики о жалованиях служащих, указанное глупое 
мероприятие контрреволюционного правительства полностью уничтожило 
эти начальные шаги.
Контрреволюционное правительство провозгласило недействительными 
все назначения на должности, имевшие место во время существования Венгер­
ской Советской Республики.
Министр земледелия пользуется этим случаем и дает выражение своему 
злому и беспощадному издевательству. Именно, в соответствующем постанов­
лении мы можем читать следующее: «Служащие, принятые на службу во 
время существования Венгерской Советской Республики немедленно уволь­
няются из службы (на основе абз. 2 § 55 ими признанной так называемой 
конституции) без всякого предупреждения».68
При этом контрреволюционные правительства не забыли отменить и 
наиболее гуманные мероприятия Венгерской Советской Республики, несмотря 
•на то, что ими государственные служащие были освобождены от несправед­
ливых и необоснованных бремен.
Так, например, народный комиссариат финансов постановлением от 
19 апреля 1919 г. Р. X. провозгласил освобожденными от пошлин все рас­
писки, данные ими о принятии жалований.
В противоположность этому министр финансов контрреволюционного 
правительства распорядился, что государственные служащие, а также их 
вдовы и сироты, обязаны в виде гербовой марки уплачивать пошлину на рас­
писках, подтверждающих принятие жалования, пенсии или иных уплат.69
Достоинства инициативной работы, исполненной Венгерской Советской 
Республикой в течение ее короткого существования — при чрезвычайно тяже­
лых внутренних и внешних политических условиях — в интересах заложения 
основ социалистической государственной службы, показывают те резуль­
таты, которые были достигнуты на основе опыта от 1919 г. в области строитель­
ства социалистической государственной службы после нашего освобождения 
в 1945 г.
Все то, что было разрушено между двумя мировыми войнами контрре­
волюцией, содействует более быстрому строительству социализма в нашей 
стране, так как в мероприятиях Венгерской Советской Республики отра­
зились ленинские учения о социалистической государственной службе, отра­
зились в нем требования, предъявляемые к современной социалистической 
общественной службе.
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C’est dans la théorie générale de la preuve en procédure civile que se pose 
la question s’il soit loisible de parler de faits susceptibles d’être prouvées d’une mani­
ère plus simple. Le problème n’est pas seulement celui de l’économie procédurale, 
mais touche également le droit et le devoir du juge relatifs à l’établissement de 
faits conformes à la vérité. A proprement parler, il faudrait partir de ce dernier 
élément et formuler ainsi la question : est-ce-qu’il est possible que dans la pro­
cédure civile les faits conformes à la vérité soient établis moyennant un procédé 
plus simple ou simplifié? L’admission de cette simplification signifie la mise en 
valeur de l’exigence de l’économie procédurale en matière de preuve. Or, malgré 
l’importance qu’a cette exigence, elle ne doit pas aboutir à la suppression ou à 
l’affaiblissement des garanties de la constation des faits tels, qu’ils se sont produits 
en réalité. L’harmonie entre ces deux exigences doit être obtenue de la sorte que 
la constatation des faits conformes à la vérité objective demeure possible même 
si en matière de preuve des procédés plus simples sont appliqués.
Dans ce qui suit, nous essayons d’examiner si certains phénomènes du droit 
de la procédure civile peuvent être réunis dans la notion collective de faits plus 
simplement prouvables, ce qui évidemment ne peut avoir lieu qu’au cas où ces 
phénomènes révèlent des traits identiques ou similaires. Dans nos recherches nous 
nous étendrons aussi sur certains phénomènes dont l’appartenance au nombre 
des cas qui nous intéressent apparaît comme douteuse et qui ont besoin d’être plus 
profondément analysés pour savoir s’ils peuvent être rangés ou non dans la catégo­
rie qui nous intéresse. Le but de la présente étude est donc d ’ébaucher une doctrine 
des faits plus simplement prouvables (faits reconnus, non litigieux, conformément 
exposés, faits non contestés par la partie adverse, faits servant de base à une recon­
naissance ou à une renonciation à un droit, faits d’une notoriété publique ou dont 
le juge a connaissance d’office, faits faisant l’objet d’une présomption légale). En 
même temps l’étude s’appliquera à tracer une ligne de démarcation entre les faits 
dont nous venons de parler et certains phénomènes analogues comme la présomp­
tion irréfragable, la restriction ou l’interdiction de la preuve de certains faits. Les 
déductions qui suivent et qui ne sont qu’une première approche du problème, sont 
basées — à part quelques brefs renvois — sur le droit hongrois de la procédure 
civile, mais nous espérons toutefois que les idées y développées pourront être appli­
quées également aux procédures d’autres Etats dont la structure est semblable 
à la nôtre et ainsi elles pourront peut-être intéresser les juristes étrangers aussi,
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Souvent l’exactitude des faits à prouver ne peut être constatée par le juge 
qu’à l’aide d’un procédé long et compliqué, comportant l’audition de témoins, des 
expertises, de la preuve par documents, des descentes sur les lieux. En procédant 
ainsi on traînerait inutilement la procédure en longueur, ou occasionnerait des 
frais qui pourraient être économisés. Or, ceci n’est pas nécessaire en tous les cas. 
Il y a en effet des faits, dont la preuve peut être fournie plus simplement. Déjà du 
point de vue de l’économie procédurale, qui n’est pourtant pas décisif, il ne serait 
en effet pas opportun d’établir par un procédé compliqué des faits, de l’exactitude 
desquels le juge peut se convaincre d’une manière plus simple. De tels faits sont : 
les faits non litigeux, les faits reconnus, les faits concordément exposés, les faits 
non contestés par l’adversaire, malgré une sommation lui adressée à cet effet par 
le juge : les faits de notoriété publique et les faits que le juge connaît d’office. La 
preuve des faits présumés est également plus simple. Il en est de même en ce qui 
concerne les faits établis d’une manière préjudicielle.
En ce qui suit, nous allons examiner ces cas un par un.
Des faits plus simplement prouvables il peut s’agir seulement, lorsque du point 
de vue de la preuve les faits entrent en ligne de compte et ne sont pas à considérer 
comme étant hors du domaine de cette dernière. La notion des faits plus simple­
ment prouvables dépend donc la de notion de la preuve. Si nous excluons de cette 
notion p. ex. la reconnaissance, un fait reconnu ne pourra jamais être considéré 
comme un fait plus simplement prouvable, car il ne serait pas du tout un fait «prouvé», 
mais un fait qu’on peut constater sans besoin de preuve. Selon les partisans de cette 
manière de voir très répandue, la reconnaissance rend la preuve superflue. Et, du 
moment que par la reconnaissance, la preuve est rendue supperflue, le fait reconnu, 
comme étant en dehors du domaine de la preuve, ne peut être un fait plus simple­
ment prouvable non plus. L’auteur de ces lignes ne peut pas se ranger à cette opinion, 
qu’on pourrait dire commune, et ceci pour les raisons que voici :
La preuve dans la procédure civile est, selon nous, l’ensemble des actes et des 
rapports procéduraux dont la destination est de rendre possible que le juge puisse, 
moyennant une conclusion, constater les faits objectivement vrais qui sont nécessai­
res pour l’application du droit. En matière de preuve les conclusions du juge ont un 
rôle prédominant. Le but de la preuve est que le juge — en coopération avec les 
parties — puisse se convaincre de l’exactitude ou de l’inexactitude des faits ayant 
de l’importance du point de vue de la décision de l’affaire et d’éclaircir ainsi l’affaire 
du côté des faits, en les établissant conformément à la vérité. L’opinion qui consi­
dère l’activité de la partie seulement comme preuve procédurale apparaît comme; 
unilatérale. L’administration de la preuve est ordonnée et exécutée par le juge; 
c’est le juge qui conclut, apprécie, établit les faits et fond son jugement sur ces 
derniers. Pour éclaircir certains éléments des faits ou pour obtenir certains moyens 
de preuve, le juge peut agir même d’office. L’activité de contrôle, de participation 
active et de conclusion que le juge déploie relativement aux faits qui sont essen­
tiels pour la décision de l’affaire, est présente dans les affaires de moindre impor­
tance aussi. L’opinion cependant, qui tend à sous-estimer le rôle des parties dans 
l’administration de la preuve, est également erronée et opposée à la fois au principe 
de disposition et à celui des débats contradictoires. Dans l’administration de la 
preuve, l’activité des parties est en vérité d’une importance très considérable. 
L’activité des parties, malgré qu’elle est destinée à convaincre le juge, est néan­
moins soumise au contrôle de celui-ci. .A insi la notion de la preuve englobe non
I.
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seulement l’activité des parties développée dans l’intrérêt de la preuve, non seule­
ment la désignation des faits probatoires et des moyens de preuve, mais aussi la 
preuve faite par le juge même, ainsi que l’appréciation de son résultat.
On doit considérer comme plus simples à prouver avant tout les faits, qui
a) par suite du fait qu’ils sont reconnus par la partie adverse, ou
b) sont exposés par les parties d’une manière concordante, ou enfin
c) en conséquence de la déclaration d’une des parties et non contestées par 
l’autre malgré la sommation lui adressée à cet effet (art. 141, deuxième alinéa), 
peuvent être acceptés par le juge comme vrais, pourvu qu’il n’aie pas de doutes à 
ce sujet (art. 103, deuxième alinéa). Le juge peut de même accepter pour vrais, 
pourvu qu’il n’aie pas de doutes à leur sujet, les faits
a) qui sont d’une notoriété publique et
b) dont il a connaissance d’office.1
Le texte primitif de la loi no. III de 1052 parle dans ces cas, d’une manière 
pas entièrement précise, do faits qu’on peut constater « sans qu’ils soient prouvés. »2
Or, le juge ne peut constater des faits que par moyen de la preuve. Ceci vaut tout 
aussi bien pour les faits contestés, concernant lesquels l’administration des preuves 
(q uelq lies-fois compliquée orr longue) est ordonnée par le juge, comme aussi pour 
ceux qui peuvent être prouvés plus facilement et plus simplement. Même de ces 
derniers, l’exactiude doit être établie par le juge. Il faut qu’il aie la conviction 
que l’exactitude de ces faits peut être constatée, mais aussi que concernant leur 
exactitude dans son esprit aucun doute ne puisse subsister. Il faut que concernant 
ces faits, le juge n’ait aucun doute ; il est indispensable qu’il ne les qualifie pas 
comme douteux ; il doit donc en tout état de cause formuler sa conviction à cet 
égard.
Mais lorsque le juge examine s’il lui est possible de constater un fait d’une 
manière qui ne laisse subsister aucun doute, ou bien s’il y a lieu de s’en douter et 
lorsqu’il finit par constater l’exactitude de ce fait, il accomplit quelques fois dans 
un délai très bref une opération de conclusion, ce qui cependant appartient déjà 
au domaine de la preuve.
La constatation des faits visés à l’article 163 de notre Code de procédure civile 
que nous venons de mentionner, se fait donc également par preuve. Dans tous ces 
cas, une certaine vérification par le juge et sa conclusion sont indispensables pour 
savoir, si les faits en question sont conformes à la vérité objective ou non. Seule­
ment si le juge a répondu à cette question par l’affirmatif, il peut faire moins de 
procéder à une preuve ultérieure. Mais ce qu’il a fait jusque là, était également une 
opération de preuve.
Parmi les auteurs hongrois, Jôssef Farkas ne partage pas notre manière de 
voir, même s’il est forcé admettre que « l'établissement des faits sur la base de 
leur caractère non contesté, est également soumis au contrôle du juge » et ceci 
non seulement dans les procès relatifs au statut personnel.3 Les arguments qu’il 
invoque au soutien de sa thèse ne sont cependant pas pertinents.
En effet, notre théorie ne peut pas être attaquée du côté de l’élément consti­
tutif téléologique que nous introduisons dans la notion de la preuve, élément qui 
ne fait que souligner que l’éteblissement des faits qui sont nécessaires aux fins de 
l’application du droit, doit avoir lieu conformément à la vérité objective. Notre 
construction veut rendre possible précisément que le juge — sans ordonner l’ad­
ministration de la preuve sur une large échelle — fasse néanmoins des efforts pour 
constater l’exactitude des faits, nécessaires à l’application du droit, même s’il
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s’agit de faits qui sont plus simplement prouvables ; ainsi cette construction, en 
abandonnant la routine de l’acceptation sans contrôle des faits reconnus etc., éli­
mine un facteur qui agit dans une direction opposée à la recherche de la vérité 
objective. Or, on devrait sans doute qualifier comme un tel facteur si le juge acceptait 
tout simplement et à la légère les faits non contestés etc. comme vrais, et surtout 
s’il ne s’efforçait pas d’éliminer les doutes éventuels qu’il peut avoir à leur égard. 
Du reste, dans d’autres cas il peut également arriver que certains obstacles empêchent 
le juge de parvenir dans sa conviction jusqu’au degré de la certitude, ce qui est 
rendu particulièrement évident par les règles relatives à la répartition du fardeau de 
la preuve, règles dont l’influence va jusqu’au domaine de l’application du droit. 
On ne peut donc qu’approuver, que le deuxième amendement à la loi sur la procé­
dure civile ne parle plus de « faits qu’on peut constater sans qu’ils soient prouvés », 
expression qui est susceptible non seulement de créer des malentendus, mais aussi 
d’induire en erreur.'1
II.
11 n’y a donc pas besoin de faire la preuve des faits conformément exposés par 
les parties; des faits allégués par une des parties et non contestés par la partie adverse 
invitée par le juge de se déclarer à leur sujet (art. 163. alinéa 2), mais ceci seule­
ment au cas — et c’est la différence principale entre la nouvelle et l’ancienne pro­
cédure — oit. le juge n’a pas de doutes concernant Vexactitude des faits dont il s’agit.
Tout ceci ne signifie cependant aucunement, que le juge ordonne automa­
tiquement l’administration de la preuve au sujet de tous les faits «non contestés»; 
ceci serait contraire même au principe de l’économie procédurale. Si le juge est 
convaincu (« n’a pas de doutes ») de la vérité d’un fait qui n’est pas litigieux entre 
les parties, donc si un tel fait peut être constaté d’une manière indubitable sans 
besoin d’une preuve ultérieure, le juge peut l’accepter pour le seul motif qu’il n’est 
pas contesté.
Selon le principe des débats contradictoires qui régit la procédure civile sovié­
tique, la circonstance qu’un fait est arrivé ou bien qu’il n’est pas arrivé ne peut 
être établie par le juge que lorsque elle est conforme à la vérité objective. Ainsi, 
même si l’existence ou l’inexistence d’un fait ne sont pas contestées par les parties, 
le juge, pour que la vérité soit prouvée, peut néanmoins ordonner l’administration 
de la preuve ; il est même obligé de le faire, si du point de vue de la vérité objec­
tive il peut y avoir des soupçons concernant l’existence réelle d’un fait.3
III.
Reconnaître veut dire accepter comme vrai un fait allégué par la partie adverse 
au cours du procès. C’est par un acte procédural de la partie, c’est-à-dire par la 
reconnaissance que ce fait devient non-contesté.
La qualité qu’a la reconnaissance de rendre superflue toute preuve ultérieure 
n’était subordonnée par le texte primitif de la loi no. III. de 1!)52 à aucune condi­
tion de la nature de celles qui étaient valables pour les faits non contestés, confor­
mément exposés, d’une notoriété publique ou connus d’office par le juge. Cette con­
dition devait néanmoins être appliquée également aux faits reconnus. L’article 
52 du deuxième amendement à la procédure civile a créé une situation nette à 
cet égard.
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En ce qui concerne la portée juridique et la nature de la reconnaissance, plu­
sieurs opinions ont été professées dans notre doctrine d’avant la Libération.
Selon Sándor Plósz la reconnaissance devant la justice équivaut quant à son 
essence à l’allégation d’un fait et c’est précisément cette qualité qui produit l’effet 
de rendre la preuve superflue. Contrairement à ceci, la théorie très répandue de la 
libre disposition a choisi comme point de départ le fait que l’objet du procès civil 
est un droit privé dont les parties peuvent disposer de n’importe quelle manière, 
donc aussi par moyen de la reconnaissance. Ainsi, par la reconnaissance, la partie 
dispose de son droit qui repose sur le fait reconnu ou qui en découle. Or, l’objet 
de la déclaration en matière de reconnaissance est toujours une allégation de la 
partie adverse relative à un fait et son contenu ne consiste pas dans une disposition 
relative à un droit, mais la confirmation de l’allégation ou plus précisément la 
confirmation de l’exactitude d’un fait. Pour cette raison, la thèse dont nous parlons, 
doit être considérée comme erronée. Selon d’autres, la reconnaissance est un accord 
entre les parties que le juge accepte pour base de son jugement. Selon la théorie 
dite de rénonciation, la partie qui reconnaît, renonce à son droit de se défendre par 
une simple négation, ou bien à son [droit d’exiger que l’autre partie fasse la preuve 
de ses allégations. Cette théorie ne repose pas sur les expériences de la vie pratique, 
pour ne pas parler du fait que lors de la reconnaissance il n’y a aucun droit subjectif, 
auquel on pourrait renoncer.6
Selon la théorie de Géza Magyary la reconnaissance est une espèce de preuve, 
car elle sert de base à la conclusion de jugement, tout comme les autres preuves. 
De ces dernières elle ne diffère que dans sa force, car dans les procès fondés sur le 
principe des débats contradictoires, en cas de reconnaisance, le juge ne doit admettre 
aucune autre preuve à côté de cette dernière. La reconnaissance devant la justice 
est : probatio probatissima. La partie qui reconnaît remplit dans le procès le rôle 
d ’un moyen de preuve, c. à. d. d’un témoin.7
En ce qui concerne l’opinion de Magyary, on peut accepter aujourd’hui encore, 
que la preuve consistant dans la reconnaissance, sert de base à la conclusion contenue 
au jugement tout comme les autres preuves.
Selon notre droit actuel la reconnaissance de la partie est sujette également 
au contrôle du juge.
Par effet de la reconnaissance, la preuve ultérieure n’est rendue superflue 
qu’au cas où dans l’opinion du juge le fait reconnu est conforme à la vérité objec­
tive, sans donner lieu à aucun doute dans son esprit.
Que la reconnaissance a effectivement la nature d’une preuve, est démontré 
par le fait, qu’à la reconnaissance des allégations indépendantes peuvent être 
attachées, sans qu’elles soient en opposition avec les faits reconnus. Une déclaration 
modifiant les allégations de la partie adverse peut être, selon les cas, reconnaissance 
ou contestation. C’est le juge qui en décide en tenant compte de toutes les circon­
stances de la cause.
Le droit de procédure civile soviétique ne dispense non plus le juge de constater 
si la reconnaissance est conforme ou non à la vérité objective.8
IV.
Il y a différence entre la reconnaissance d’un fait et la reconnaissance du 
droit qu’on fait valoir moyennant l’action. Cette dernière équivaut à la renoncia­
tion aux moyens de défense utilisables dans le procès, étant donné que les conclu­
sions des parties relatives au rapport du droit faisant l’objet du procès sont, en
93
tout ou en partie, les mêmes. La reconnaissance du droit déclare bien fondée la 
prétention de l’adversaire, mais dans la plupart des cas, elle déclare vrais égale­
ment les faits qui sont à la base de l’action et qui sont décisifs pour le procès. Inver­
sement ce n’est cependant pas le cas : la déclaration de ces faits comme vrais ne 
signifie pas au même temps la reconnaissance du droit, car elle peut être jointe 
à des conclusions juridiques divergentes.
Lorsque les faits servant de base au droit de l’adversaire sont déclarés vrais, 
la preuve en devient plus simple ; ces faits sont donc susceptibles d’être plus 
simplement prouvés.
Selon l’ancienne procédure civile, la loi Icrc de 1 í) I I , le juge était tenu de pro­
férer, sur demande de la partie requérante, le jugement conformément à la déclara­
tion de reconnaissance.
Actuellement, dans les procès patrimoniaux, le juge peut ne pas tenir compte 
de la reconnaissance manifestement contraire aux intérêts équitables de la partie 
qui l’a fait, et ceci même au cas où la partie la maintient nonobstant les rensei­
gnements et l’avertissement qui lui auront été donnés par le juge. Toutefois, lorsque 
la reconnaissance n’est pas en opposition manifeste avec les intérêts équitables 
de la partie, le juge prononce un jugement condamnatoire conformément au 
contenu de la reconnaissance. Cette activité de contrôle du juge relève d u domaine 
de la preuve, car elle comporte une opération de conclusion relative à des faits. 
Le jugement condamnant le défendeur à l’exécution de sa dette reconnue est exé­
cutoire, sans égard à l’appel (Art. 231. litt. d.). Le devoir du juge de contrôler les 
reconnaissances est très important, notamment dans les procès fictifs, basés sui­
des faits camouflés et sur un concert frauduleux des parties et surtout lorsque 
leurs agissements sont susceptibles de porter préjudice à la propriété sociale.
La reconnaissance des créances poursuivies par moyen d’un commandement 
de paver, lorsqu’elle ne peut pas être considérée comme opposition (art. 111 du 
deuxième amendement à la loi sur la procédure pénale) donne moins l’occasion 
au juge d’exercer le contrôle dont il s’agit.
Lorsqu’il s’agit de la reconnaissance d’un droit, le tribunal soviétique doit 
en rechercher les motifs et éclaircir jusqu’à quel point la reconnaissance est en 
connexité avec les circonstances essentielles de l’affaire. Si de cet examen il résulte 
que la reconnaissance porte atteinte aux droits de l’Etat et des citoyens, (comme 
p. ex. au cas de la reconnaissance d’une demande manifestement mal fondée) ou 
bien que la reconnaissance a eu lieu par erreur ou contrainte, le tribunal doit 
considérer la reconnaissance comme non avenue et doit se prononcer conformément 
aux rapports de droit véritables des parties.9
L’opposé de la reconnaissance du défendeur est la renonciation du requérant 
à son droit. C’est-à-dire sa déclaration relative à l’inexistence de la créance faisant 
l’objet de son action.10 Pour la renonciation vaut également qu’elle doit être précise 
et explicite (Cf/.. Bírósági Határozatok [Décisions judiciaires] l!>57. fasc. 4. p. 
116, no 1594.)
Selon la loi 1"° de 1911, le juge était tenu de prononcer, sur demande du défen­
deur, un jugement final ou partiel en conformité avec la renonciation, ce qui par­
la nature des choses ne pouvait être que le débordement du requérant de sa demande.
Lorsque la partie qui renonce déclare en même temps vrais les faits étant à 
la base de sa renonciation, ces faits sont plus simplement prouvables. Le devoir 
de contrôle du juge, son opération de conclusion subsistent également au sujet 
de la renonciation comme au cas de la reconnaissance.
En effet, de la renonciation qui est en opposition manifeste avec les intérêts,
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équitables de la partie, le juge socialiste ne doit pas tenir compte, même si la partie 
l’a maintenu malgré les renseignements et l’avertissement donnés par le juge. 
Mais lorsque la renonciation n’apparaît pas d’être en opposition manifeste avec 
les intérêts équitables de la partie, le juge déboute le requérant conformément à 
sa déclaration de renonciation. En remplissant ces devoirs, le. juge accomplit une 
opération de conclusion relative à des faits.
V.
Ce que nous venons d’exposer au sujet des faits susceptibles d’être plus simple­
ment prouvés, vaut aussi concernant les faits de notoriété publique et de ceux 
dont le juge a connaissance d’office (art. 1(53. al. 3.).
Les faits donc que le juge connaît comme étant de notoriété publique, n’ont 
pas besoin d’être prouvés ; le juge peut les accepter comme vrais, même sans preuve. 
C’est le cas également des faits dont le juge a connaissance d’office (p. ex. par les 
pièces du dossier d’un autre procès).
De ces faits, le juge tient compte même s’ils n’ont pas été invoquées par les 
parties. Il est cependant tenu de les en avertir à l’audience. Dans les procès civils 
le renvoi à la notoriété publique ainsi qu’à la connaissance officielle du juge est 
toutefois assez rare. (Il est p. ex. notoire le temps dans lequel on peut arriver d’un 
point de la ville à un autre, en usant les moyens ordinaires de communication.) 
En ce qui concerne la notoriété publique, certaines limitations sont apportées en 
cette matière par le fait, que le juge, à titre de notoriété, ne doit pas accepter dans 
sa conclusion comme vrai n’importe quel fait arrivé dans le passé. 11 est par exemple 
impossible de condamner le défendeur au paiement d’une somme prêtée par un 
particulier sous titre que le prêt est de notoriété publique.
Que les faits établis sur la base de la connaissance officielle du juge ou sur 
celle de la notoriété publique sont également des faits constatés moyennant une 
preuve, est démontré par la circonstance qu’ils doivent souffrir la preuve du contraire ; 
on peut notamment faire la preuve que le fait considéré par le juge comme notoire 
n’est pas vrai, ou que la connaissance officielle du juge repose sur une erreur. La 
preuve du contraire signifie en tout cas, que l’objet contre laquelle cette preuve 
est dirigée, relève également du domaine de la preuve.
Les faits dont les juges ont eu connaissance hors du procès, ne peuvent en 
général pas servir de base à la décision, et par conséquence ils ne rentrent pas dans 
la catégorie des faits qui sont plus simples à prouver. Concernant ces faits, les 
juges doivent être entendus comme témoins.
Selon la procédure civile soviétique, certains faits peuvent par exception être 
établis sans preuve ultérieure. C’est le cas p. ex. d’un fait, qui selon la conviction 
du juge est à qualifier comme notoire. On appelle notoires les faits qui sont connus 
par un large cercle de personnes. De ces faits il faut distinguer ceux qui sont con­
nus par les juges d’autres sources que les données du procès. Le jugement cepen­
dant ne peut être basé que sur le matériel examiné à l’audience.11
VI.
Les présomptions légales12 sont en rapport avec plusieurs institutions de la 
preuve.
Elles exercent une influence sur le fardeau de la preuve, elles constituent une 
exceptions dans le régime de la preuve libre ; elles sont en connexité également
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avec les preuves indirectes. Les faits présumés complètent la catégorie de ceux 
qui peuvent être prouvés plus facilement, plus simplement. Les présomptions 
légales et certains autres phénomènes analogues, notamment les règles de droit 
prévoyant qu’une circonstance jusqu’à preuve contraire doit être considérée comme 
vraie, entrent en ligne de compte au cours du procès également (art. 6.).
Parmi les présomptions légales (praesumptio iuris) sont plus fréquentes celles 
qui présument des faits, tandis que celles présumant des effets juridiques sont 
plus rares.
Toutes les deux sont caractérisées par le fait que la conclusion, au lieu du 
juge, est accomplie par la loi ; dans le premier cas la présomption conclut d’un 
fait à un autre, dans le second, d’un fait à un droit. Tandis que le vrai terrain des 
présomptions légales est le régime des preuves formelles, la présomption simple est 
au fond la conclusion du juge tirée de sa propre expérience et elle est bien compa­
tible avec la liberté de la preuve. La délimitation théorique des présomptions et des 
phénomènes analogues dont nous venons de parler, est difficile, mais elle n’a pas 
trop d’importance pratique.13
Un trait caractéristique des présomptions, y compris ce qu’on appelle « vérité 
provisoire », est de rendre plus simple la preuve de certains faits.
La situation est, en effet, plus simple, si c’est la loi qui détermine la date pré­
sumée de la conception, ou lorsqu’elle prévoit qu’il faut considérer comme père 
de l’enfant celui qui pendant le temps écoulé depuis la conception jusqu’à la nais­
sance, ou pendant une partie de cette période, a été uni à la mère par un lien matri­
monial. La naissance, ou bien l’existence d’un lien matrimonial pendant la période 
de conception sont des faits qu’on peut prouver plus facilement. C’est de ces faits 
dits présumants que la loi conclut à ce que le père de l’enfant est le mari (fait 
présumé).
La présomption légale (à laquelle nous limiterons nos explications, en omettant 
la présomption simple) facilite la preuve sans la rendre superflue ou négligeable. 
La preuve est un phénomène complexe qui englobe, en dehors de l’activité judi­
ciaire, aussi l’activité des parties. En matière de présomptions il s’agit également 
de preuve, car le juge doit se convaincre de la vérité du fait présumant et, le cas 
échéant, aussi de l’inexactitude de ce dernier ou de celle du fait présumé. Mais les 
parties y ont également leur rôle, car la partie qui veut se prévaloir de la présomp­
tion, doit faire la preuve du fait présumant et celle qui veut le renverser, doit réfuter 
le fait présumant ou le fait présumé, par la preuve du contraire.
En présence d’une présomption, la preuve est tout de même plus facile. La 
partie à laquelle incombe la preuve, ne doit prouver que le fait présumant, suscep­
tible d’être plus simplement et plus facilement prouvée et c’est la loi qui en tire 
la conclusion relative au fait présumé, plus difficile à prouver, de la sorte qu’elle 
considère ce dernier comme également prouvé. La loi procède ainsi, car, selon 
l’expérience, du fait antérieur (fait présumant) s’ensuit généralement le fait posté­
rieur (le fait présumé) donc les deux vont de pair. La possibilité de la preuve du 
contraire continue néanmoins d’exister. La partie en faveur de laquelle milite la 
présomption, se trouve dans une situation plus avantageuse, car elle ne doit pas 
prouver tous les éléments dont les faits se composent, mais seulement les faits 
présumants.
C’est donc pas sans raison qu’on a comparé le rôle rempli par la présomption 
dans le régime des preuves à un levier interrésistant, vu qu’une plus petite force 
appliquée à la preuve du fait présumé peut faciliter le levage d’une plus grande 
résistance, c’est à dire la preuve du fait présumé, qui autrement serait plus diffi-
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cilement prouvable. Le droit socialiste retrouve la portée des présomptions dans 
le fait qu’elles sont fondées sur les expériences de la vie, sur les lois de la probabilité 
et sur des considérations d’ordre social et politique. Les juridictions socialistes font 
usage des présomptions de la sorte qu’elles assurent aux parties de larges possibilités 
de les contester, et que le devoir du juge de mettre au jour les faits objectivement 
vrais, demeure intact. (En ce qui concerne notre jurisprudence récente, voir Bírósági 
Határozatok [Décisions judiciaires] 1950, fasc. 3, pp. 87—88, no. 1237—1238 ; 
1956. fasc. 7. pp. 219, no. 1382 ; 1950. fasc. 8. p. 253, no 353 ; 1950. fasc. 9. pp. 
286—287, no. 300.)
VIL
Il y a des règles juridiques qui prévoient qu’un certain fait doit être considéré 
comme vrai non seulement jusqu’à la preuve du contraire, mais en tout état de 
cause, la preuve du contraire n’étant pas admise. Ce sont les présomptions irréfra­
gables (praesumptio iuris et de iure). Il est du nombre de ces règles par exemple 
la fixation de la date présumée de la conception qui ne souffre pas la preuve du 
contraire, sauf dans l’intérêt de l’enfant (art. 35, deuxième année de l’art. 35 de la 
loi no. IV de 1952). Il en est de même en ce qui concerne la présomption qualifiant 
d ’acceptation l’omission d’une réponse à une offre reçue. Dans ces cas, l’exclusion 
de la preuve du contraire n’est pas seulement une question du droit procédural. Il 
peut s’agir aussi d’une forme particulière de règlementation relevant du droit 
matériel. Dans ces cas, l’essentiel est que du point de vue du droit matériel certains 
faits sont sans importance, tandis que certains autres produisent des effets juri­
diques ultérieurs, et notamment des effets, qui normalement sont produits précisé­
ment par le fait privé de son importance (comme dans notre cas l’acceptation de 
l’offre). Les questions qui ont besoin d’être prouvées sont déterminées par le droit 
matériel. Les dépasser, équivaudrait à la modification de la loi matérielle sous pré­
texte de la preuve, modification que le juge n’a pas le droit de faire.
Mais même dans ces cas il est également possible de voir une espèce de preuve 
qui du point de vue procédurale apparaît comme plus simple, même si dans une 
mesure plus limitée. L’objet de la preuve est le fait de l’arrivée de l’offre à sa des­
tination et l’absence de la réponse (il n’y a pas besoin de prouver d’avantage), 
et dès que ce fait est prouvé en conformité avec la vérité objective, le droit maté­
riel en tire la conséquence dans le sens que l’offre est acceptée.
Le texte primitif de la loi no. III de 1952, après avoir défini le régime de la 
liberté de la preuve, énonce que cette dernière « ne porte pas atteinte aux règles 
de droit en vertu desquelles une circonstance devra, sans condition ou jusqu’à 
preuve du contraire, être considérée vraie.» (art. 0. deuxième alinéa). Ce texte a 
été vivement critiqué par la doctrine.14 Pour en tenir compte, l’art. 3 de la deuxième 
loi d’amendement à la loi précitée, a omis d’insérer ce passage au nouveau texte 
dudit art. 6, vu son caractère limitatif de la liberté de la preuve. L’exposé des motifs 
du projet de cette dernière loi semble toutefois compter avec la possibilité de 
la promulgation de règles de droit (lois ou décrets-lois) d’après lesquelles un certain 
fait doit être considéré comme étant vrai en tout état de cause.
VIII.
Il y a des normes juridiques qui contiennent des limitations d’autre genre 
des attributions du juge civil. Ces limitations peuvent être de diffférente nature. 
Elles peuvent consister notamment dans l’obligation imposée au juge civil de se
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conformer à une décision administrative ou judiciaire antérieure. En ce qui concerne 
la décision antérieure d’une juridiction civile, l’obligation de s’y conformer résulte 
de l’autorité de la chose jugée ; en matière pénale cette obligation est prévue par 
l’art. 9, premier alinéa dix Code de procédure civile. Les limitations dont il s’agit 
peuvent consister aussi en ce que le juge civil est lié par les constatations des faits 
sur lesquelles la décision administrative ou judiciaire antérieure a été fondée.
Or, plusieurs principes fondamentaux de la procédure civile, tels les débats 
contradictoires, et la libre appréciation des preuves, commandent que les limita­
tions de ce genre soient autant que possible éliminées ou tout au moins réduites. 
Elles existent néanmoins, par voie exceptionnelle. Ces limitations ne sont pas 
uniformes. Elles diffèrent l’une de l’autre notamment en ce que certaines d’entre 
elles ne lient le juge qu’en matière d’établissement des faits, tandis que d’autres 
l’obligent à se conformer à la décision aussi. Dans la première hypothèse, ces limi­
tations exercent une influence directe sur la preuve à entreprendre dans le procès 
civil, tandis que dans la seconde, cette influence est indirecte. Plus fortes que sont 
les limitations, plus facile est la preuve. Mais, même les limitations les plus substan­
tielles ne rendent pas superflue la preuve dans le procès civil ; elles le rendent plus 
simple seulement.
Aux cas où, aux termes de la loi, l’action civile doit être précédée par une 
décision de l’autorité disciplinaire constatant une faute disciplinaire, le juge de 
l’action civile est lié par la constatation des faits contenue dans la décision de 
l’autorité disciplinaire (art. 9, deuxième alinéa).
Mais même dans ce cas, la preuve n’est pas superflue et elle n’est pas com­
plètement exclue. Toutefois, concernant certaines questions la preuve peut devenir 
plus simple. En effet, à cet égard ce sont également les règles de la preuve écrite 
qui se font valoir, comme aussi à l’égard des jugements civils ayant par exception 
une portée préjudicielle. (En ce qui concerne les jugements prononcés en matière 
de statut personnel et ayant un effet err/a omnes, voir art. 153, premier alinéa.)
Une limitation se fait valoir aussi, lorsque le juge civil doit décider des con­
séquences en droit civil d’une infraction ayant fait l’objet d’un jugement définitif 
d’une juridiction pénale. En ce cas le jugement pénal lie le juge civil au sujet des 
questions si une infraction a été en effet commise et si l’inculpé a été son auteur 
(art. 9, T'r alinéa, première proposition).
Toutefois, le juge civil accomplit dans ces cas aussi une opération de conclu­
sion relativement à des faits, même si cette opération est limitée. Les limitations. 
dont il s’agit rendent en tout cas la preuve plus simple et notamment par le fait 
qu’elles excluent la preuve de certains faits  dans le procès civil. (Ces faits ne sont 
pas seulement susceptibles d’être plus simplement prouvés, mais ils doivent l’être.) 
La preuve comme telle n’est naturellement pas éliminée. Dans ces cas donc il ne 
s’agit pas de faits plus simplement prouvables, mais plutôt de la simplification 
des modalités de la preuve. Tout ceci dépasse déjà le domaine de la simplification 
de la preuve des faits, car l’élimination de la preuve dans le procès civil est plus 
que sa simplification. Les limitations dont nous parlons constituent en tout cas 
un phénomène compliqué, qui s’étend non seulement sur l’élimination de la preuve 
de certains faits.
Les restrictions auxquelles le juge civil est soumis, prennent fin en matière 
de réparation de dommages. En ce qui concerne notamment l’établissement de 
l’obligation à réparer, le juge civil n’est plus lié par le jugement antérieur de la 
juridiction pénale (art. 9, premier alinéa, deuxième proposition). En ce cas donc 
la preuve la plus ample est admise dans le procès civil ; cette preuve peut se simpli-
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fier d an s le sens, que le juge civil "peut vtilis&T le résultat de la pieuvc administrer 
dans le procès pénal, en l’appréciant librement.
En matière de réparation de dommage, notre jurisprudence a pris une position 
différente. Selon cette jurisprudence, au cas où la preuve devant la juridiction 
civile aboutit à un autre résultat, cette juridiction n’est pas tenue de suivre la juri­
diction criminelle, mais en ordonnant la suspension du procès civil en base de 
ses propres conclusions, prend l’initiative d’une voie de recours extraordinaire 
(révision, pourvoi dans l’intérêt de la légalité).
Après que la voie de recours extraordinaire a conduit à un résultat favorable, 
la conclusion du juge civil peut déjà se conformer au matériel de preuve de cette 
dernière instance. Ici il s’agit donc également de preuve, voir même d’une preuve 
administrée dans plusieurs instances, qui a pour conséquence que dans le procès 
civil la preuve devient plus simple, car les faits établis dans la nouvelle procedure 
peuvent être désormais acceptés par le juge civil aussi.
Selon notre jurisprudence, le juge civil, sur la base du matériel de la preuve 
ainsi complété, ou même sans celà, peut, par moyen d’une appréciation indépen­
dante, établir comme fait ce que la juridiction pénale n’a pas considéré comme 
prouvé ; il peut notamment établir en toute indépendance le montant du dommage, 
ou, au cas d’acquittement, il peut prendre pour base de son jugement un délit 
de droit civil qui n’arrive pas au niveau d’une infraction pénale.15 Dans ces cas 
la preuve peut embrasser un terrain plus large et elle peut (dans un cercle plus 
étroit) être simplifiée aussi, en tant que le juge civil peut utiliser le résultat de la 
preuve administrée dans le procès pénal, en l’appréciant librement.
IX.
La loi peut adopter aussi la solution, qu’il interdit à ta juridiction civile d’exa­
miner certains faits et de prendre une décision au sujet de certaines questions de 
droit fondées sur ces derniers. C’est le cas notamment, lorsque la loi renvoie certaines 
questions relevant du droit du travail à la compétence exclusive des commissions 
de conciliation (Code du travail, art. 143) ou en excluant la poursuite de certaines 
créances devant la justice (p. ex. art. 4 du Décret no. 13.1 LO/1948 ; art. 3, deuxième 
alinéa du Décret-loi 18 de 1954 16; voir encore: Bírósági Határozatok [Décisions 
judiciaires] 1950, fasc. 8, p. 252, no. 255). En ces cas il ne peut plus être question 
de faire la preuve de faits se rapportant à certaines questions de fond, car dans 
ces cas, à proprement parler, un procès civil ne peut pas avoir lieu ; ce qui devient 
manifeste, lorsque une telle question est le seul objet de la requête.
Lorsque la juridiction civile n’est pas compétente pour décider sur une certaine 
question de droit, pour le motif que cette dernière relève des attributions d’un 
autre organe, ou lorsque une créance n’est pas susceptible d être poursuivie devant 
la justice, concernant toutes ces questions la juridiction ne peut administrer aucune 
preuve, car ceci n’aurait pas de sens. En effet, si le juge ordonnait 1 administration 
de la preuve concernant les faits y afférents, dans sa décision il serait incapable 
de faire usage légitime des constatations qui en découleraient. Et si néanmoins il 
en faisait usage, il prendrait une décision à laquelle il n’est pas autorisé. Du point 
de vue du droit matériel, l’objet de la preuve est délimité par le pouvoir du  ju r /ek  
prendre des décisions ainsi que par les questions au sujets desquelles il est qualifié 
à décider. Seulement les faits appelés à servir de base à ces décisions sont suscep­
tibles d’être prouvés. Selon notre procédure civile l’objet de la preuve est « un 
fait qui est nécessaire pour décider le procès »; c’est pour constater de tels faits
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que le juge ordonne l’admnistration de la preuve. Ne peut donc pas faire l’objet 
de la preuve un fait étant à la base d’une réclamation qui ne relève pas de la compé­
tence de la juridiction civile. (De cette règle, comme nous allons voir, la jurispru­
dence admet plusieurs exceptions. D’ailleurs, peuvent faire l’objet de la preuve 
des faits intéressant non seulement le droit matériel, mais aussi le droit de pro­
cédure.)
Des règles de droit particulières contiennent souvent des dispositions qui s’oppo­
sent à l’application de certaines règles procédurales générales ; par exemple dans 
la forme d’exclure concernant des faits déterminés l’audition de l’expert médico- 
légal délégué par le tribunal. C’est le cas notamment de l’action en reconnais­
sance du droit à une pension, où il importe de savoir si le requérant peut justifier 
d’un rapport de travail continu, entrant en ligne compte du point de vue du droit 
à la pension et ayant la durée requise, ou bien de savoir, si son invalidité existait 
déjà pendant les cinq ans à compter de la cessation du rapport du travail, ou si 
elle est née à une date postérieure ? Or, aux termes des points b) et c) du premier 
alinea de 1 art. /0 du Decret no. 69/1954 (NI. 2.) M. T. on ne peut: intenter action 
devant la justice qu en matière de 1 existence du droit à la pension, tandis qu’aucune 
action ne peut être introduite au sujet du montant de cette dernière ainsi qu’au 
sujet de l’existence de l’invalidité et son degré. Aux termes du même Décret 
(art. 24, deuxième alinéa) le droit à une pension d’invalidité cesse, si à partir 
de la date de la cessation du rapport du travail jusqu’à celle de la constatation 
médicale de l’invalidité plus de cinq ans se sont écoulés. La date, à laquelle l'invali­
dité est née, est donc décisive en la matière. Or. du moment que la constatation 
de ce fait relève du domaine de 1 existence du droit à la pension, le demandeur de­
vrait être qualifié de s’adresser à la justice pour prouver, selon les règles de la pro­
cédure contentieuse et par moyen d’une expertise médicale à ordonner par le juge, 
que son invalidité est née à une époque où la continuité de son rapport de travail 
n ’a pas été interrompue encore. Mais concernant les questions médicales relatives 
a / existence de l’invalidité, à la date de son commencement ainsi qu’à la constatation 
du dejré de l’invalidité ou de la diminution de la capacité de travail, le recoure à la 
justice n est pas admis. Selon 1 art. 61 du décret, en effet, la constatation du degré 
de 1 invalidité ou de la diminution de la capacité de travail doit avoir lieu sur la 
base des propositions avancées par les Commissions consultatives de l irc et de 
2cmc instance qui sont compétentes en la matière, tandis que toute décision de nature 
médicale relative à 1 invalidité est de la compétence exclusive de la Commission 
médicale consultative en matière d’invalidité. Dans la doctrine, des opinions ont 
été émises dans le sens que la question de savoir, si le demandeur peut justifier ou 
non d un rapport de travail ininterrompu d’une durée requise, appartient au domaine 
du droit à la pension (donc qui peut faire l’objet d’une action devant la justice) 
et que la Commission consultative en matière d’invalidité ne doit examiner l’exis­
tence de l’invalidité que par rapport à la date de la présentation de la réclamation 
d’une pension ; la question ultérieure de savoir si l’invalidité a subsisté dans les 
cinq ans ayant suivi la cessation du rapport de travail, doit déjà être décidée par 
le tribunal sur la base d une expertise médico-légale. La jurisprundence cependant 
a pris position dans un autre sens. Elle n’a pas admis cette interprétation extensive 
de la question du droit à la pension, ni le recours à une expertise médico-légale. 
En ce qui concerne cette dernière, elle s’y est opposée en soutenant que « ceci 
conduirait à un parallélisme inadmissible, car ainsi l’expert médico-légal pourrait, 
sans y être autorisé par aucune règle de droit, réviser la constatation de la Com­
mission consultative en matière de l’invalidité concernant la question médicale,
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si l’invalidité existait on non au moment de la présentation de la réclamation, 
malgré que cette question décisive quant à l’existance du droit à la pension appar­
tient à la compétence exclusive de la dite Commission consultative ». (Voir la Déci­
sion no. P. 20.475/1957 du 22 août 1957 de la Com- suprême ; Bírósági Határozatok 
[Décisions judicaires], 1958. no. 1. p. 25—27; cas no. 1835.)
Cette décision de la Cour suprême énonce clairement, que concernant une ques­
tion qui ne relève pas de la compétence du tribunal, l’audition d’un expert médico- 
légal ne peut pas avoir lieu. Contre cette décision on pourrait cependant invoquer 
l’art. 3 du Code de procédure civile d’après lequel : «La tâche du tribunal consiste 
à porter tous ses efforts, conformément au but de la présente loi (art. 1er) à la dé­
couverte de la vérité matérielle ». C’est pourquoi la Cour suprême — contraire­
ment à ce qui précède — a souligné dans sa décision que nous venons de citer, que 
dans l’intérêt de la mise à jour de la vérité objective « les tribunaux peuvent ordon­
ner la preuve concernant des faits relatifs à l’existence de l’invalidité et la date 
de sa naissance pour en mettre le résultat à la disposition de la Commission médi­
cale consultative compétente en matière de diminution de la capacité de travail, 
et ceci afin que la dite Commission, en possession des données dont il s’agit (consta­
tations médicales, résultats des examens médicaux) puisse donner un nouveau 
avis, s’il y a lieu, au sujet de l’existence de l’invalidité et la date de son commen­
cement. » Cette décision qui s’efforce de créer de l’harmonie entre le devoir de la 
justice de découvrir la vérité et les dispositions d’une règle exceptionnelle, démontre 
la complexité des problèmes qui peuvent se présenter à la suite des limitations appor­
tées à l’enquête. En apparence, la décision en question constitue une exception à 
la règle selon laquelle le tribunal ne doit pas ordonner la preuve concernant les 
questions dont il n’a pas le droit de décider. Le caractère exceptionnel dont nous 
parlons n’existe cependant qu’en l’apparence seulement, car la thèse d« U Coui­
ne se rapporte qu’à des décisions de fond, capables de produire l’effet de La chose 
jugée, alors que le tribunal, en dehors de celles-ci, peut se prononcer également 
sur les questions procédurales, ne touchant pas le fond de l’affaire. Une telle 
décision est aussi celle par laquelle le tribunal met certaines données à la disposition 
de la Commission Médicale maintes fois mentionnée.
Il y a d’autres textes aussi qui renvoient la décision concernant certains faits 
à la compétence exclusive des organes non judiciaires. C’est le cas p. ex. des règles 
qui régissent les réclamations en matière d’accidents de travail. Aux termes des 
dispositions y relatives des articles 66 et 07 du Décret gouvernemental no. 99/1954 
(XI. 2.) M. T., c’est le Centre (détachement) régional du Central Syndical des Assu­
rances Sociales qui est compétent pour décider sur les réclamations relatives aux 
allocations dues en vertu du Décret-loi no. 28 de 1954. La décision est susceptible 
d’appel à adresser à la Commission des Assurances Sociales et la décision de cette 
dernière, prononcée en deuxième instance, peut être attaquée devant la justice 
par voie de requête, mais seulement concernant les questions définies par le Décret. 
En effet, aux termes de l’art. 70, deuxième alinéa du Décret no. 69/1954 (XI. 2.) 
M. T., le recours au tribunal est permis seulement au sujet de la question de savoir 
si un accident de travail a eu effectivement lieu ou non (ou bien si une indemni­
sation est due ou non pour une maladie d’origine professionnelle), donc — confor­
mément à l’interprétation extensive de la jurisprudence — au sujet de la manière 
dont l’accident s’est produit ainsi qu’au sujet de la question du lien de causalité 
entre la maladie du travailleur et l’accident. Il n’est cependant pas permis d’intro­
duire action pour faire constater le degré de la diminution de la capacité de travail 
causée par l’accident. Cette dernière disposition limite la compétence judiciaire
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prévue par la disposition primaire. La mesure de la diminution de la capacité de 
travail se trouve déjà au delà de cette limite. En cette matière la compétence judi­
ciaire  est donc exclue, et c’est seulement la Commission médicale plusieurs fois 
mentionnée qui est qualifiée de donner un avis y relatif, avis auquel le juge doit 
se conformer. Au sujet de la diminution de la capacité de travail, le tribunal n’est 
donc pas autorisé d’ordonner l’audition d’un expert médico-légal. C’est une toute 
autre question que le devoir du tribunal d’élucider les circonstances dans lesquelles 
l’accident a eu lieu, sans la connaissance desquelles aucun avis médical ne peut 
être formulé. Dans un cas concret, p. ex. la Commission médicale est partie de la 
supposition que le demandeur « a soulevé un poids trop lourd » et a constaté que 
ce fait n’a pas pu être à l’origine de sa maladie ; le demandeur a soutenu par 
contre que son épaule a été contusionnée par un fût posant. (Voir la Décision no. 
P. 20.262/1957, proférée par la Cour suprême dans l’intérêt de la légalité ; Bírósági 
Határozatok [Décisions judiciaires] 1950. 1er fascicule, pp. 27 à 29, cas no. 1936.)
Cet exemple, comme le précédent aussi, démontre combien il est difficile de 
séparer les questions connexes, lorsque une d’elles relève de la compétence exclu­
sive d’un organe judiciaire, tandis que l’autre de celle d’une autorité administrative.
Dans une autre affaire, le requérant a introduit une action d’une part contre 
le Central Syndical des Assurances Sociales en vue de l’augmentation de sa pension, 
et, d’autre part, contre l’entreprise minière qui l’employait, en réparation du préju­
dice subi et paiement d’une certaine rémunération qui lui était due. Dans cette 
affaire la Cour suprême a énoncé de nouveau qu’il n’appartient pas à la juridiction 
de connaître du degré de la diminution de la capacité de travail résultant de l’acci­
dent. Cependant la Cour a énoncé aussi, que les faits permettant à conclure à 
l’existence d’un lien de causalité entre la maladie du requérant et l’accident, doivent 
être élucidés par le tribunal par moyen de l’audition d’un expert médico-légal 
indépendant des parties défenderesses. La Cour suprême a constaté encore, que 
sa décision no. P. IV. 22.843/1947, proférée dans l’intérêt de la légalité, n’a dénié 
la compétence judiciaire qu’au sujet des questions médicales de l’invalidité, et 
notamment au sujet de la date du commencement de l’invalidité, et qu’ainsi la 
Cour n’a pas voulu apporter des restrictions au principe juridique énoncé dans sa 
décision publiée sous no. 1836 au recueil des Décisions judiciaires, principe par 
lequel la compétence judiciaire a été reconnue en matière de présence d’un lien 
de causalité entre l’accident et la maladie. Par contre, dans le procès en dommages- 
intérêts entre le requérant et l’entreprise minière qui l’employait, rien ne s’oppose 
à ce que le tribunal puisse examiner aussi la mesure dans laquelle la capacité de 
travail de requérant s’est diminuée. La constatation de cette dernière ne produit 
cependant aucun effet en dehors des relations entre les parties en cause. (Décision 
no. 21.262/1950, proférée par la Cour suprême dans l’intrérêt de la légalité en 
date du 11 juin 1958. Bírósági Határozatok [Décisions judiciaires] 1958, fasc. no. 
10, pp. 312 à 314, cas no. 2186.)
En ce qui concerne l’action en reconnaissance du droit à la pension, nous pou­
vons rencontrer aussi d’autres cas de la limitation simultanée du pouvoir de la juri­
diction en matière de décision et de preuve. Aux termes de l’art. 4 du Décret no. 
20/1957 (III. 22) du Gouvernement p. ex., le travailleur, à la place de sa pension 
accordée d’après les règles de droit antérieures au 1er octobre 1957, a pu réclamer 
une pension calculée selon les dispositions du Décret-loi no. 28 de 1954, et ceci 
jusq’au 30 avril 1957. L’inobservation de ce délai n’est pas susceptible d’être justi­
fiée. C’est pourquoi dans l’instance y relative le tribunal peut examiner seulement 
si la requête a été présentée à l’autorité compétente dans le délai fixé par l’art.
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4 dudit Décret. « L’examen et la décision du tribunal ne peuvent pas s’étendre 
sur la circonstance, si l’inobservation du délai a été due à un motif excusal)lc. » 
(Décision plénière no. 666 de la section civile de la Cour suprême, Bírósági Hatá­
rozatok »Décisions judiciaires», 1958. fasc. 8, p. 256.)
Une restriction apportée à la preuve se manifeste également dans la règle 
qui en matière de la base légale de l’assiette d’un impôt ou d’une taxe laisse ouverte 
la possibilité de se pourvoir en justice, tout en résérvant à la compétence exclusive 
des autorités administratives le droit de décider sur le montant de l’impôt ou de 
la taxe respectifs. Aux termes du paragraphe e) du 1er alinéa de l’art. 57 de la loi 
no. IV. de 1957 sur les règles générales de la procédure administrative, la décision 
établissant l’obligation de payer un impôt (ou une taxe) peut être attaquée devant 
la justice concernant la légalité de leur assiette. Dans ces cas le tribunal doit exami­
ner le sujet et l’objet de l’impôt, c.-à-d. la circonstance si l’État, en vertu des règles 
de droit respectives, a été autorisé d’exiger d’une personne physique ou morale 
le paiement d’un impôt en raison de la propriété d’une terre ou d’une maison situées 
sur le territoire do l’Etat, ou bien en raison d’une activité industrielle ou commerciale, 
ou enfin en raison d’une profession intellectuelle ou autre. La base légale de l’assiette 
se réfère donc à l’existence de l’obligation de payer l’impôt et elle est autre chose 
que la base taxable. Cette dernière est, en effet, une notion qui est en rapport avec 
le montant de l’impôt, dont l’examen dépasse la compétence des tribunaux. (Déci­
sion no. 681 de la Section civile de la Cour suprême, Bírósági Határozatok [Décisi­
ons judiciaires], 1958. no. 12, p. 384.)
Lorsque le droit matériel exclut ou restreint la possiblité d’examiner au procès 
des faits sur lesquels autrement l’action pourrait être basée, nous nous trouvons 
en face d’un phénomène qui est analogue au cas de l’exclusion de la poursuite de 
certaines revendications devant la justice. Un exemple en est la règle de droit qui 
interdit au tribunal d’examiner si les travailleurs ont réalisé les conditions des 
gratifications et attribue force obligatoire à la déclaration y relative du directeur 
de l’entreprise. Ceci veut dire que le fait en question ne peut être prouvé que par 
moyen de ce document (éventuellement par le témoignage du directeur) et pas 
par l’emploi d’autres moyens de preuve. La preuve de ce que l’inexécution des 
conditions est à attribuer à la faute de l’entreprise est exclue. La communication 
du directeur (ou de l’organe de surveillance) lie le tribunal, la force de ce moyen 
de preuve est formellement déterminée; il ne peut pas être librement apprécié 
par le tribunal qui est lié à son contenu. [Voir l’art. 2 du Décret no. 37/1954 (VI. 
30.) M. T.17 Bírósági Határozatok [Décisions judiciaires] 1957, no. 2, p. 633, cas 
444. Exemples ultérieurs: le Décret no. 1/1950 (I. 7.) M. T., art. 22, l>r alinéa; 
voir à ce propos aussi : Igazságügyi Közlöny (Bulletin du Ministère de la Justice) 
1952, no. 2. pp. 94 et 95.)
La déclaration obligatoire du directeur de l’entreprise (de son organe de sur­
veillance) appartient néanmoins au domaine de la preuve. Le tribunal applique 
à son égard les règles de la preuve écrite ; par conséquence elle peut être contestée 
par les parties etc. Mais, du moment que le moyen de preuve en question (c.-à-d. 
la déclaration relative à la gratification) est obligatoire pour le tribunal, ce fait 
interdit au tribunal de procéder à une enquête plus approfondie, basée sur l’appli­
cation d’autres moyens de preuve. Ainsi la preuve devient plus simple, même si 
son caractère formel est en principe contraire au régime de la liberté de la preuve. 
Il en résulte, que la simplification de la preuve, la possibilité de ce que certains 
faits sont susceptibles d’être plus simplement prouvés, n’apparaît pas dans tous 
les cas comme un phénomène désirable.
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D’ailleurs, par suite d’uue jurisprudence extensive, le tribunal peut aller 
plus loin et examiner également les conditions préalables de la gratification. (Voir : 
Bírósági Határozatok [Décisions judiciaires] 1955. no. fi, cas 878; 1957 no 2 p 
68, cas 444 et 1958, no. 3 cas 1884.)18
X.
Les cas dont nous parlons diffèrent, en partie, des phénomènes que nous avons 
traités antérieurement. Au début de notre étude nous nous sommes occupés de 
ce que certains faits entrant en ligne de compte peuvent être prouvés plus simplement 
(p. ex. par leur reconnaissance). Les cas que nous avons traités postérieurement 
diffèrent de ces derniers en tant qu’à leur égard la preuve s’est simplifiée d ’une 
autre manière. Dans le procès civil, en effet, uno partie de ces cas a été qualifiée 
par la loi comme étant, du point de vue du droit matériel, sans aucune portée juri­
dique ou bien a été revêtue par la loi d’effets juridiques ultérieurs, tandis que 
dans une autre partie de ces cas la loi a interdit ou a restreint leur preuve dans le 
procès civil et ainsi elle les a privés — directement ou indirectement — de leur 
portée juridique, en tout ou en partie seulement.
Il est évident que dans les cas où la loi interdit à la juridiction civile d’exami­
ner certains faits, et ceci soit en renvoyant l’examen et la décision de l’affaire en 
question à la compétence des autorités administratives ou à celle de la juridiction 
pénale, soit avec la formule que les faits dont il s’agit ne peuvent plus être examinés 
ou ne peuvent 1 être du tout par le juge civil, alors, en ce qui concerne les faits qui 
sont à la base de ces questions, aucune preuve ne peut avoir lieu dans le procès 
ci\il ou ne peut avoir lieu qu avec des restrictions. En ceci, mais seulement en ceci, 
la preuve sera dons plus simple.
Dans ces cas cependant, il ne s agit plus de questions qui relèvent éminemment 
du domaine de la preuve, mais plutôt de connaître les questions qui sont de la 
compétence de la. juridiction civile ou bien les questions de droit matériel concer­
nant lesquelles elle a le pouvoir de décider ainsi que les conséquences des décisions 
des organes administratifs ou judiciaires, ayant l’autorité de la chose jugée. Pour 
être bref : ces problèmes dépassent la sphère du droit de la preuve et sont plutôt 
des actions réflexes des conséquences de la compétence judiciaire, de l’autorité de 
la chose jugée et des règles du droit matériel, agissant sur la preuve et produisant 
un effet de rendre plus simple, voir même d’exclure la preuve des faits dont il 
s’agit.
NOTES
* Les chiffres qui se tro u v en t en tre  parenthèses, sans aucune ind icaton , renvoienti 
aux articles respectifs de la Loi no. I I I  de 1952 su r la procédure civile hongroise,
i) P rocédure civile hongroise, a r t .  163:
«(1) Le tribuna l ordonnera la preuve pour é tab lir les faits qui so n t concluants 
pour la décision de l’action.
(2) Le tribunal, pourvu  q u ’il n ’a i t  pas de doutes q u an t à  leur exactitude, peu t 
accep ter pour vrais les faits reconnus p ar la p a rtie  adverse, ainsi que ceux exposés 
concordém ent par les deux parties, ou exposés p a r  l’une d ’elles e t non contestés 
p a r l’au tre  m algré l’inv ita tion  lui adressée p a r  le tribunal pour sc déclarer (art. 141, 
deuxièm e alinéa).
(3) Le tr ib u n a l peut accep ter pour v rais  les faits qui son t de no to rié té  publique.
Il en  est de même en ce qui concerne les faits q u ’il connaît d ’office. Do ces faits 
le tr ib u n a l tie n t com pte m êm e s ’ils n ’on t pas été exposés p a r  les parties; il est ce-
104
p en d an t ten u  d ’en a v e rtir  les parties lors de l’audience. » (Texte m odifié p a r  la 
Loi no. V III  de 1957 et se tro u v a n t actuellem ent en vigueur.)
2) Le te x te  p rim itif d u  deuxièm e alinéa de l’a r t .  163 du  nouveau Code de procédure 
civile su iv it celui do l’ancienne procédure civile (Loi no. I  de 1911), qui a réflêté 
les idées de Sándor Plósz, savant ém inent e t cod ificateur de lu procédure civile vers 
le tou rnan t du  siècle. (Voir: Sándor Plósz: A perbeli beism erésről [La reconnaissance 
devant la  justice], Ö sszegyűjtött dolgozatai [Recueil d ’études], B udapest, 1927, 
pp . 231 et s. Voir encore son étude: Zwei V ortrâge aus dem  ungarischen Zivil- 
prozessreelit, parue à  Berlin en 1917 e t publiée ausi dans le recueil susm entionné, 
page 459: « Beweissparende W irkung des gerielitliohen G cstandnisses »). D ans l’a n ­
cienne procédure, la rédaction  do n t nous parlons é ta it to u t indiquée et elle é ta it 
en harm onie avec les idées do son au teu r; avec la  nouvelle procédure cependant 
elle ne concordait plus et elle y fig u ra it comme un  corps é tranger dans l’organism e. 
Aussi la doctrine inspirée p a r  le nouveau Code socialiste ne m anquait-elle pas de le 
censurer (surtout avec tendence de c ritique du  tex te). Voir à  ce su je t: M ihály M óni: 
A bizonyítás. A m agyar polgári perjog főbb kérdései. [La preuve. Les problèm es 
principaux  de la  procédure civile hongroise] B udapest, 1953, pp. 166— 167; du même 
au teu r: B eism ert tények  bírói ellenőrzése [Contrôle judiciaire des faits reconnus] 
Jog tudom ányi K özlöny [R evue des Sciences du D ro it] 1953, no. 4, pp . 166 à  
171, e t :  A m ulasztás, a  szünetelés és a b izonyítás egyes v itá s  kérdései a  polgári 
perben  [Quelques problèmes contestés en m atière de défau t, de d iscontinuation  de 
l’instance e t  de preuve dans le procès civil]. M agyar Jo g  [D roit hongrois] 1957. no. 
8, pp. 228 e t s.; László N ém i:  A Pp. reform jának  kérdéséhez [A propos de la 
réform e de la procédure civile], M agyar jog [Droit hongrois] 1954. no. 5, p. 191. — 
L ’im perfection de la rédaction du tex te  qui fu t finalem ent éliminée p a r  la Loi no. 
I I I  de 1957 p o rtan t am endem ents à  la procédure civile, fu t critiquée égalem ent 
p ar József Farkas. Selon l’opinion de cet au teu r, voisine à  celui de Plósz, des faits 
peuven t ê tre  constatés sans preuve aussi, e t  no tam m en t en présence de certaines 
conditions qui o n t des points de con tac t avec n o tre  construc tion  re la tive  à  des 
faits susceptibles d ’être  plus sim plem ent prouvés. Voir son étude: Nem  v itá s  tények  
a  polgári perben [F a its  non contestés dans la procédure civile], Jog tudom ányi 
K özlöny [Revue des Sciences du D roit] 1955, no. 11, pp. 668 e t s. Consultez encore 
son ouvrage: B izonyítás a polgári perben [La preuve dans le procès civil] B udapest, 
1956, pp. 29 e t  s.; 65 e t  s. e t 225. L a m anière de voir de ce t a u te u r est correcte 
lorsqu’il affirm e que dans les procès relatifs à  la filia tion  (et dans ceux relatifs au 
s ta tu t  personnel en général) l’étab lissem ent de fa its  sans preuve est inadm issible; 
avec ceci il s’es t très  sensib lem ent rapproché de n o tre  thèse. (Voir: M . Fehér—J . 
Farkas: Szakértői bizonyítás a szárm azásm egállapítási és gyerm ek tartási perekben, 
a  biológiai vizsgálatok ism ertetésével [E xpertise dans les procès rela tifs a  la filia ­
tion  e t à  des alim ents dus aux enfants, avec l’exposé des résu lta ts  des exam ens b io ­
logiques], B udapest, 1956. p. IL ).
3) Voir l’ouvrage cité: B izonyítás a  polgári perben (La preuve dans le procès civil), 
e t en particu lier pp. 38 et s.
4) « Il ne faudra pas prouver les faits reconnus p a r  la p artie  adverse ainsi que ceux 
qui pourron t ê tre  établis incontestablem ent, même sans preuve, p a r  su ite  des exposés 
concordants des deux parties ou de l’exposé de l’une des parties non contesté par­
la p artie  adverse ou parce q u ’il sont n o to rité  publique ou son t connus d ’office du 
tribunal. » (Texte prim itif de l’a r t. 163, deuxiem e alinéo de la Loi no. I I I  de 1952 
p o rta n t Code do procédure civile.) L ’exposé des m otifs de la Loi no. V III  de 1957 
ap p o rtan t des m odifications à la procédure civile, d it au su je t de son a r t .  52, m odi­
fian t l’ancien tex te  de l’a r t .  163, ce qui su it: « P a r  le tex te  actuel du deuxièm e a li­
néa, l’établissem ent des faits qui ne sont pas contestés est soum is à des conditions. 
Ce te x te  do it ê tre  corrigé sous deux aspects. L a  prem ière p a rtie  de la  p roposition  
pou rra it faire n a ître  l’im pression comme si l’effet de la  reconnaissance é ta it soumis 
à  d ’au tre s  conditions que l’exposé concordant des parties, ou l’exposé d ’une partie, 
non contesté p a r  l’au tre . C’est ce m alentendu éventuel que le projet v eu t élim iner 
p a r  la nouvelle rédaction . L ’au tre  question se pose à propos de la constatation  
des faits su r la base do leur notorié té  publique ou de leur connaissance d ’office par 
le tribunal. I l a p p a ra ît en effet comme superflu  de soum ettre ces constatations 
à  la condition précisée p a r  le deuxièm e alinéa, ca r si concernant ccs faits le tribunal 
a  des doutes, il ne peut plus ê tre  question de leur no to rié té  publique ou de ce q u ’ils 
son t connus d ’office. C’es t pourquoi le p ro je t, en sép aran t les deux cas de l’omission 
possible de la preuve, les a réglés dans un nouveau, troisièm e alinéa. » (Dans la
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dern ière proposition, l’exposé des m otifs fa it usage de l’expression « omission do 
la preuve », en opposition du tex te  am endé, qui ne con tien t plus les expressions 
usées p a r  le tex te  prim itive, telles que « sans besoin de p reuve » — « faits qui pour­
ron t ê tre  étab lis mémo sans preuve ». Ceci est à  a ttr ib u e r  sans dou te  à  une in a d ­
vertance.)
5) K. S. Youdielson: Проблема докалывания в советском гражданском процессе [Le 
problèm e de la p reuve dans la procédure civile soviétique.] Moscou, 1951, p. 192 
do la traduction  polycopiée hongroise.
6) Sándor Plósz: A perbeli beism erésről [A propos de la  reconnaissance judiciaire]; 
tirage à  p a r t  de la Jog tudom ányi K özlöny [R evue des Sciences du Droit], B udapest 
1907. C ette étude é ta it au fond une réplique à la m onographie — opposée aux  idées 
alors dom inantes — de Géza Magyary: A perbeli beismerés [La reconnaissance 
judiciaire], B udapest, 1907. E n  ce qui concerne le d ro it de la  Hongrie bourgeoise 
voir: G. Jancsô—A . Meszlényi: A m agyar polgári pe rren d ta rtás  rendszeres kézi­
könyve [Manuel systém atique de la procédure civile hongroise], Budapest, 1915, 
pp. 116 à 144: Magyary: M agyar polgári perjog [Droit de la procédure civile hon ­
groise], 3e éd. revue et com plétée p a r  E. Nizsalovszky, B udapest, 1939, pp. 408 — 411. 
P rennent position en faveur de la n a tu re  purem ent procédurale de lu reconnais­
sance: Carnelutti: Conlessione e ricognizione, K iv ista  di d ir itto  processuale civile, 
1942. 1. pp. 235. et s.; Montesano: Confessione e astrazione processuale, même revue 
1942. I. pp. 65 e t s.
7 ) Voir l’ouvrage cité de G. Magyary: M agyar polgári perjog [Droit de la procédure 
civile hongroise], p. 408. — Le choit ancien est p a rtie  de l’idée fondam entale que 
la p artie  ne reconnaît jam ais u n  fa it  inexact, désavantageux pour elle. Donc ce 
q u ’elle reconnaît do it ê tre  conforme à  la vérité . Il est vrai que dans la p lu p a rt des 
cas c’est ainsi, m ais ceci ne v au t to u t de même pas sans réserve aux  procès relatifs 
au s ta tu t  personnel. Ce sont no tam m ent les procès m atrim oniaux  qui ont fourni 
de nom breux exem ples pour la reconnaissance de faits inexacts e t c ’est pourquoi 
■dans les procès rela tifs au s ta tu t  personnel la reconnaissance ne lia it le juge même 
selon l’ancienne procédure civile. E n ce qui concerne la  reconnaisance fictive dans 
les procès m atrim oniaux, vo ir: IL  Schima: Grenzen des R eehtssehutzes, A tti del 
Congresso in ternationale di d ir itto  processuale civile, Padova, 1953, pp. 354 e t s.; 
B. Schönvilzky: Beismerés a házassági perben  [La reconnaissance dans le procès 
m atrim onial], M agyar Jog i Szemle [R evue ju rid ique hongroise], 1932, no. 2, pp. 
40 et s.
:8) Voir: Youdielson op. cit. p. 191. N. S. Abramov dans son ouvrage Советский 
гражданский процесс [Procédure civile soviétique], Moscou, 1952, s ’occupe de la 
reconnaissance dans le chap itre  re la tif  aux exposés des parties (pp. 198 —199). 
Voir encore Y. K. Poutschinsky: Признание стороны в советском гражданском праве 
[La reconnaissance des parties dans la procédure civile soviétique], Moscou, 1955 
ainsi que les com ptes rendus y  rela tifs de W. Bronievicz dans P anstw o i Prawo 
[E ta t et droit] 1956, no. 10. pp. 698 à 702 e t de N. E . Zcidjev dans Soviet-skoïc 
G osoudarstvo i Pravo, 1956, no. 5., pp. 140 à. 143. Consultez encore: S. V. Kouriliev: 
Обяснения сторон как доказательство в советском гражданском процессе [Les décla­
ra tions des parties comme preuves dans la procédure civile soviétique] .Moscou, 
1956 et le com pte rendu  y re la tif  de P. V. Loghinov dans Sovietskoi'e Gosoudarstvo i 
P ravo, 1958, no. 9, pp. 135 à 139.
9) V. K. Poutschinsky dans son article  p a ru  en traduc tion  hongroise sous le titre  „A  p e r­
beli elismerés a szovjet polgári e ljárásban” (La reconnaissance juridique dans la 
procédure civile soviétique,] (Cikkgyűjtem ény [Recueil d ’articles] 1954, no. 11 —12, 
pp. 676 à  687) s ’oppose à la thèse des professeurs Youdielson e t G ourvitch. 11 sou­
ligne que le com prom is équivaut à la disposition (l’un d ro it m atériel, tand is que 
la  reconnaissance est loin de l’être; q u a n t à sa n a tu re  jurid ique ce tte  dernière est 
une déclaration  de la p a rtie  ap p a rten a n t à la sphère des débats contradictoires 
e t non à celle de la disposition. Selon Kleinman la reconnaissance judiciaire — comme 
le com prom is aussi — est un  ac te  de disposition du défendeur au su je t de son dro it 
m atérie l, ce qu i rend nécessaire que le tribuna l exam ine si la diposition soit con­
forme à la loi, aux in térêts do l’E ta t  et des parties, ainsi q u ’aux circonstances du 
cas en l’espèce. Voir: A. F. Kleinman: Советский гражданский процесс (Procédure 
civile soviétique), Moscou, 1954, p. 207. D ans le même ouvrage on peut trouver 
un  com pte rendu  de l’ouvrage an térieu r de Youdielson, ainsi que de la thèse de 
Poloumordvinov et celle de Poutschinsky, développée dans sa dissertation de 
cand ida t, non publiée. H einz Piischel tend à  qualifier la reconnaissance d ’un ac te
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procédural (déclaration de volonté). Voir à  cc propos son ouvrage: D as Z ivil­
prozessrecht d er D eutschen D em okratischen R epublik , von einem  A utorenkollektiv  
u n te r  der L eitung  von H ans Nathan. I .  Berlin, 1957, pp. 384, 390 e t  s.
10) D ans la  récen te  doctrine occidentale, la  n a tu re  ju rid ique de la reconnaisance et 
de la  renonciation fa it égalem ent l’o b je t de v ives discussions. H . Schröder leur 
a ttr ib u e  une double qualité  en les considéran t à la fois com me des actes procé­
duraux  e t des actes de d ro it m atériel. Voir A. Schänke—H . Schröder— W. Niese: 
L ehrbuch  des Z ivilprozessrechts, 8. Aufl. K arlsruhe, 195(5, pp . 239 e t s.; 11. Schwab 
(Z eitschrift f. Zivilprozess, 1957, no. 6, p. 480) les considère comme re levan t du  
d ro it m atériel; F. Lent (Die rein prozessuale B edeutung des A nerkenntnisses, F e s t­
gabe zum  siebzigsten G eburtstag  von Leo R osenberg, M ünchen u n d  B erlin, 1949, 
pp. 123 e t  s.) e t L . Rosenberg (Lehrbuch des deutschen  Z ivilprozessrechts, 6. Aufl. 
M ünchen— B erlin, pp. 613 et s.) les considèrent com me des actes pu rem en t p ro ­
céduraux, lesquels, q u an t à  leurs effets, d iffèren t de la reconnaissance e t  de la re ­
nonciation  en m atiè re  do dro its m atérie ls e t  n ’o n t de com m un que leur nom .
11) A bram ov, op. cit. p . 179.
12) Le term e « présom ption légale » ne couvre pas une no tion  un ique, question  que 
nous ne pouvons pas tra i te r  en ce tte  occasion.
13) M agyar y  a re trouvé l’im portance des présom ptions légales dans le fa it que par 
celles-ci la loi a ttr ib u e  au  fa it p résum ant une force p robato ire  com plète (D roit de 
procédure civile hongroise) op. c it (p. 401). E n  ce qui concerne les présom ptions, 
voir les ouvrages y  cités e t aussi L . Szilágyi : A vélelm ek és a  rokonjelcnségck (Les 
présom ptions e t les phénom ènes analogues), A budapesti P olgári Törvénykezési 
Jog i Szem inárium  k iadványai (Cahiers de l’In s t i tu t  de procédure civile de l’U n i­
versité de B udapest) no. -8. B udapest, 1944.
14) Farkas: L a prouve dans le procès civil (op. cit) pp. 105 e t  s.
15) J .  Balogh: A m ódosíto tt polgári perren d ta rtás  alkalm azásának  néhány  kérdése 
(Quelques problèm es de l’application  de la procédure civile m odifiée), M agyar Jog
(D roit H ongrois), 1955, no. 1. pp . 23—24.
16) C ette disposition fu t abrogé p ar l’a r t .  24. prem ier alinéa du  D écret-loi no. :5 de 
1958, ce qui a  exercé une certaine influence su r la ju risprudence qui s ’es t établie 
su r la, base du  te x te  antérieur.
17) C ette disposition — en opposition avec l’a r t .  6 de la loi su r la procédure civile — 
n ’exclue non  seulem ent la p reuve du contraire, mais, dans le régim e de la liberté 
de la preuve, se présente comme exception, aussi p a r cc q u ’elle déterm ine la mode 
de la  preuve e t im pose form ellem ent au  tribunal l’application  de moyens de preuve 
déterm inés. Mais, en plus e t p a r  voie indirecte, elle em pêche le tr ib u n a l d ’exam iner 
si le trava illeu r a achevé les tâches donnan t d ro it à  une gratification  e t si l’en tre ­
prise a sa tisfa it au x  conditions régissant le paiem ent de ce tte  dernière. L ’a r t .  24. 
deuxièm e alinéa du D écret-loi no. 5 de 1958 a  énoncé que « en raison des considé­
ra tions particulières qui m o tiven t le m aintien  en v igueur du D écret » les disposi­
tions cio la  deuxièm e loi am endan t la  procédure civile laissent in tac te  le D écret no 
47/195 4. (VI. 30. M.T.
La doctrine de la procédure pénale des E ta ts  bourgeois a résum é les cas de ce tte  
n a tu re  sous le nom  de défenses de la preuve, tand is  que leur doctrine de la procédure 
civile les désigne comme des obstacles à la preuve (Bewcisb ind ém isse). La doctrine 
su it en ceci les idées de J .  Goldschmidt (Der Prozess als R echtslage. E ine K ritik  
des prozessualen D enkens, A bhandlungen aus der B erliner Ju ristischen  F ak u ltä t, 
I I .  Berlin, 1925. p. 450). R e n tren t dans la même catégorie les cas où il est in te rd it 
seulem ent l’emploi de certains m oyens de preuve (p. ex. l ’aud ition  d ’un tém oin 
qui a  le d ro it de refuser de tém oigner e t qui v eu t faire usage de ce d ro it, a r t .  170, 
prem ier alinéa, paragraphe a)  de la  Procédure civile), ou bien les cas dans lesquels 
la preuve de certains faits p a r  application  de m oyens de preuve déterm inés est 
exclue (comme p. ex. l’aud ition  du médecin au  su je t de fa its  fo rm an t secret p ro ­
fessionnel sans q u ’il soit, délié de l’obligation du secret, a r t .  170, paragraphe c) 
de la P rocédure civile). On range dans la m êm e catégorie aussi les cas, dans lesquels 
la p reuve de certains faits est empêchée p a r  ce que la ju rid ic tion  civile ne do it pas 
les éclaircir en tou te  indépendance, é ta n t liée à  la décision d ’u n  a u tre  organe a d ­
m in is tra tif  ou judiciaire. Les faits établis p a r  ces derniers, avec effet obligatoire 
pour la jurid iction  civile, ne peuven t pas faire l’ob je t d ’une preuve u ltiérieure dans 
le procès civil. (Voir: A. Schänke: D er Umfang der Bew eisaufnahm e im  Zivilprozess, 
F estsch rift Rosenbeig [op. cit] pp. 218 — 219). Nous sommes d ’avis qu ’il fau t faire 
une d istinction  plus n e tte  d ’une p art en tre  les cas, où la ju rid ic tion  civile est liée
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à  la décision ou à la consta ta tion  d ’un  au tre  organe ad m in is tra tif  (ci-dcssus, sous 
V III) et, d ’au tre  p a rt, les cas où c’est p a r  d ’au tres  m otifs que la ju rid ic tion  civile 
est em pêchée ou lim itée de rechercher la  vérité  de certains faits (comme p a r exemple 
p a r  le renvoi de certains questions dans la com pétence d ’un a u tre  organe, p a r l’ex ­
clusion de la poursu ite  on justice de certains d ro its , ou p a r  l’in terd iction  d ’exam iner 
des faits déterm inés. Voir ci-dessus, sous IX ).
18) Le tribuna l s ’est prononcé p. ex. dans le sens que « L ’observation des règles relatives 
au m aniem ent des pièces de com ptab ilité  ne donne en elle-même aucun d ro it à  la 
g ratification , m ais la v io la tion  de ces règles est un  m anquem ent aux devoirs qui 
tom be sous le coup des dispositions de l’a r t. 2, deuxièm e alinéa du D écret no. 37/1954. 
M. T. D ans ce cas le tr ib u n a l peut exam iner seulem ent si le m anquem ent aux devoirs 
invoqué p ar le m in istre  comme m otif de la suppression ou de la dim inution de la 
gratification , a eu effectivem ent lieu ou non. A u cas où ce m anquem ent est constaté, 
le trava illeu r doit ê tre  débouté de sa plainte; le tr ib u n a l n ’est cependant pas qualifié 
à  rechercher si la suppression ou la dim inuction de la  g ra tifica tion  é tait en propor­
tion ou non avec le m anquem ent au  devoir don t il s ’ag it. » (Bírósági H atározatok  
[Décisions judiciaires] 1958. no. 3, cas no. 1884, p. 84).
A ce propos il ne sera pas sans in té rê t d e  reproduire la décision no. 667 de la Section 
civile de la Cour Suprêm e re la tive  à  la partic ipa tion  aux  bénéfices des entreprises. 
Selon ce tte  décision :
« il n’est pas du ressort des tribunaux do décider sur les questions de savoir: 
a) si l’entreprise comme telle participe ou non aux bénéfices; b J quelle est la pro­
portion de ces dernières qui est affecté par le Conseil de l’entreprise à la partici­
pation individuelle des travailleurs; c) si les conditions établies par le règlement 
de la participation aux bénéfices soient justes ou non.
Selon les dispositions du  X V IIe C hapitre du  Code du T ravail, les tribunaux  en m a ti­
ère de partic ipa tion  aux bénéfices, o n t le pouvoir: a )  d ’ordonner le paiem ent du  
m o n tan t de la participation , lorsque celui-ci n ’a pas é té  payé ou a  été payé d ’une 
m anière qui ne correspondait pas au règlem ent (p. ex. au  cas où le travailleur a  
d ro it à  recevoir à  t i t re  de ce tte  partic ipa tion  l ’équivalen t de son salaire pour trois 
sem aines, e t seulem ent l’équivalent de deux sem aines lui a  é té  payé); b)  d ’exam iner 
la présence réelle des faits, à  cause desquels aux  term es du  règlem ent le paiement, 
du m o n ta n t de la  p artic ip a tio n  a  é té  refusé (p. ex. au  cas où aux term es du règ ­
lem ent le trava illeu r frappé d ’une pun ition  disciplinaire est exclu de la partic i­
pation  aux bénéfices, le trib u n a l p eu t rechercher si une décision disciplinaire existe 
effectivem ent; ou bien au  cas où le travailleur, dont le rap p o rt de trava il chez la 
même en trep rise dépasse d ix  ans, a  droit à  une partic ipa tion  m ajorée des 10 p. c. 
p a r rap p o rt à ceux, dont l’emploi a une durée inférieure, le tr ib u n a l peu t exam iner 
si le rapport de trava il du  trava illeu r a tte igne  ou non les dix ans); c)  lorsque en 
vertu  du règlem ent de la partic ipa tion  aux  bénéfices, le trava illeu r peu t être , p ar 
le d irec teu r de l’entreprise ou p a r  un  au tre  organe désigné dans le règlem ent, exclu 
de la partic ipa tion , ou le m on tan t do sa partic ipa tion  peu t ê tre  dim inué, le tribuna l 
peu t rechercher si le trava illeu r a en réa lité  accom pli l’ac te  qui lui est im puté (p. ex. 
au  cas où à  cause de re ta rd s  réitérés du trava illeu r le d irec teu r de l’entreprise a le 
d ro it de d im inuer la  partic ipa tion  de 5 à  25%  et, en fait, ce tte  partic ipa tion  a été 
dim inuée de 10%, le tribunal peu t exam iner si le trava illeu r a  été en effet en re ta rd  
ou non). Le tr ib u n a l cependant n ’a  pas le pouvoir d ’exam iner si la re tra ite  ou la  
dim inution de la partic ipa tion  a é té  en proportion  avec la  g rav ité  de l’ac te  du t r a ­
vailleur, ca r l’appréciation  en ce tte  m atière relève de la com pétence de l’organe 
légalem ent qualifié à  cet effet. » (Voir : Bírósági H atározatok  [Décisions judiciaires] 
1958. no. 10. p. 320.)
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I.
Das bourgeois Zivilverfalirensrecht in Ungarn bis 1919
1. Das Zeitalter des beginnenden Feudalismus im Ungarn kannte nur den 
völlig verbalen Zivilprozess, ihm folgte in der Zeit des Feudalismus der schriftliche 
Zivilprozess — das System des gebundenen Beweisverfahrens beibehaltend. Diese 
Form des Zivilverfahrens machte die Prozesse zu ausserordentlich langwiergen 
und kostspieligen Verfahren und das entsprach um die Mitte des vorigen Jahr­
hunderts den Ansprüchen des aufbrechenden Kapitalismus nicht mehr. Die Sta­
bilisierung des kapitalistischen Privateigentums und der kapitalistischen Warenzir­
kulation verlangten auch bei uns eine schnell und billig ablaufende Rechtsprechung. 
Man bedarf einer neuen Gerichtsorganisation und eines neuen, auf dem Prinzip 
der Öffentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ruhenden Zivilverfahrens.
Die Ansprüche der kapitalistischen Entwicklung öffneten charakteristischer­
weise zuerst auf dem Gebiete des Wechselverfahrens neue Wege. Das erste ungari­
sche Wechselgesetz1 entstand auf Anregung und mit unmittelbaren Mitwirkung 
von Ferenc Deák ; das 7. Kapitel des II. Teiles dieses Gesetzes No. XV. vom Jahre 
1840. regelt das Wechselverfahren auf einem weit höheren Niveau, als alle anderen 
damaligen Verfahrensnormen in Ungarn.
Die Gesetze von März 1848. änderten zwar nicht wesentlich die Zivilprozessord­
nung (hoben nur den Herrensthul auf und wiesen die Prozesse der Leibeigenen 
der Zuständigkeit des Stuhlrichters, bzw. des Gerichtshofes der Komitate zu), 
die wichtigen wirtschaftlichen und politischen Verfügungen aber (das Aufheben 
der Avitizität, des Urbanialrechts), deren einige auch vom Absolutismus durchgeführt 
wurden, verlangten auch die Reform des Verfahrensrechts.
In der Periode des Absolutismus stellte man deutschsprachige kaiserliche 
Gerichtshöfe auf und diese verwendeten das österreichische Verfahrensrecht (die 
sog. Provisorische Civilprocessordnung, auf Grund der österreichischen Zivilprozess­
ordnung vom Jahre 1781 und ihrer Ergänzungen).
Die nach dem Oktober-Diplom im Januar 18(51. einberufene Judex-Kurial- 
konferenz, beschäftigte sich auch mit den Fragen der Rechtsprechung. Die sog. 
Beschlüsse der Judex-Kurialkonferenz, (24—180. Paragraphe) stellten die alten 
ungarischen ständischen Gerichte wieder her und stellten den Verfahrensverlauf 
fest. Die Judex-Kurialkonferenz setzte das X X . Gesetz vom Jahre 1832/36. über
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„das Zivilformalrecht“ , das XI. Gesetz v. J. 1840. (über das mündliche Ver­
fahren). das 7. Kapitel des II. Teiles des Gesetzes No. XV. (über das normale 
Wechsel verfahren), das Gesetz No. XXII. v. J. 1840. (über den Konkurs) wieder 
in Kraft und ergänzte diese noch um weitere Verordnungen.
Den damaligen Gedanken der Rechtskontinuität brachte Lőrinc Tóth, der 
spätere Präsident der Kurie und Mitglied der Magnatentafel, an der Judex- 
Kurialkonferenz zum Ausdruck, als er darauf hinwies, dass das alte ungarische 
materielle Recht (vor 1848.) nicht mehr herzustellen wäre und zwar wegen der 
Aufhebung der Avitizität, der Frondienstverhältnisse, der Aussprache der Gerichts­
gleichheit. „Was aber das formale Recht, d. h. das Gerichtsverfahren betrifft 
— sagte e r—, da bin ich der Ansicht, dass es gar keine Schwierigkeit in der soforti­
gen Aufhebung der deutschen Rechtsformen und Wiederherstellung der ausgezeich­
neten und lebensfähigen Elemente der ungarischen Gesetzesordnung wäre. Da ist 
das brave mündliche Verfahren, das Wechselverfahren, das Konkursgesetz, das 
Markgericht. . . Durch die Anwendung des schnelleren und einfacheren Verfahrens 
(d. h. schneller und einfacher als das österreichische Verfahrensrecht) werden die 
Prozessparteien nur gewinnen und beglückt sein, die viel mehr gegen das Ver­
fahren. als gegen das materielle Gesetz einzuwenden hatten.“2
Lőrinc Tóth schätzte aber die Anpassungs- und Lebensfähigkeit der ungari­
schen ständischen Gesetze in der zweiten Hälfte des XIX. Jahrhunderts zu hoch 
ein. Diese hätten nämlich inmitten der sich entfaltenden kapitalistischen Verhält­
nisse die Prozessparteien nicht nur weniger beglückt, sondern hätten den kapita­
listischen Fortschritt in seiner Entwicklung gehindert. Die Judex-Kurial- 
konferenz brachte die Frage des Zivilverfahrens noch weniger zu Ruhepunkt, als 
die des materiellen Zivilrechts.
Hulmosy schreibt schon im Jahre 18(iG : „Mit der Aufhebung der Avitizität, 
der Feudal Verhältnisse, der Freisprache des Bodens und der Industrie, der 
Aussprache der Gleichheit vor dem Gericht und der Verbreitung der Verkehrsmittel 
sind wir in solche neuen Verhältnisse geraten, dass wir keine ihnen entsprechende 
Gerichtsstruktur und Prozessordnung haben, und unsere geltenden Gesetze sind 
so mangelhaft und zerstreut, dass sie den heutigen Ansprüchen gar nicht mehr 
enstprechen können ; daher müssen wir, trotz unserer Pietät für unsere altväter­
lichen Gesetze und Institutionen, nach der Aufhebung ihrer Grundprinzipien sie 
selbst auch unbedingt verändern.“3 Er sieht die kapitalistischen Ansprüche klar : 
„In unseren Tagen ist die Justiz, bei der Entwicklung und Hegemonie des Kredit­
wesens weitgehend wichtiger, als es früher war ; das Kredit kann durch ein kost­
spieliges, langwieriges, parteiliches und unsicheres Verfahren ganz und gar zu­
grunde gerichtet werden.“ 1 Er schlägt vor, dass die Öffentlichkeit und Mündlich­
keit zu den „Grundsteinen“ der ungarischen Reformen erhoben werden sollten.
2. Die grundsätzliche Umgestaltung des alten ungarischen Zivilverfahrens 
konnte inmitten der Entwicklungsverhältnisse des ungarländischen Kapitalismus, 
die durch die Gewaltsposition der Grossgrundbesitzer, die starken feudalen Über­
bleibsel, die langsam vorgehende Modernisierung des Staatsapparates gekennzeich­
net wurden, nicht auf einmal verwirklicht werden.
Boldizsár Horváth, der erste Justizminister des Andrássy-Kabinetts der Aus- 
gleichsperiode breitete dem Abgeordnetenhaus den Vorschlag über die Zivilgerichts­
ordnung unter, der nach zahlreichen Modifizierungen als das Gesetz Xo. LIV. 
v. J. 181)8. in die ungarische Gesetzsammlung geriet.
Die Zivilgerichtsordnung bestand aus neun Titeln, innerhalb dieser insgesamt 
aus fünfunddreissig Kapiteln, aus 594 Paragraphen und erstreckte sich auch auf
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die Regelung des Vollstreckungsverfahrens. Das Gesetz installierte zwei, ihren 
Grundprinzipien und ihren Wesen nach verschiedene Verfahren :
a) Das sog. summarische, d. h. ein vereinfachtes und beschleunigtes Verfahren, 
in Rechtsstreitigkeiten von kleinerer Bedeutung, welche von dem Gesetzgebenden 
für solche gehalten wurden. Dieses Verfahren ruhte auf Grund der Mündlichkeit 
und öffnete weiten Raum der Aktivität des Richters. Das war das Verfahren der 
Bezirksgerichte ;
h) das sog. ordentliche Verfahren, was ganz und gar auf dem System der Schrift­
lichkeit aufgebaut war. und dessen Grundlage ausschliesslich das schriftliche Pro­
zessmaterial war. Das war das Verfahren der Gerichtshöfe.
Das Berufungssystem war doppelförmig (Berufung und Nichtigkeitsbe­
schwerde). Die Regelung des Zira n gsvollstreckun gsverfa hrens blieb ziemlich 
lückenhaft.
Die Zivilgerichtsordnung hatte also einen ,,Ausgleichs“-Charakter, auch sie 
selbst war eine Kompromisslösung, sie bürgerte ein ungleiches Verfahrenssystem. 
ein5 und spiegelte auch dadurch die inneren Widersprüche des Feudalkapitalismus 
nach 1867. Diese Zivilprozessordnung konnte die Forderungen der kapitalistischen 
Entwicklung ebenso wenig befriedigen, wie unterdrücken.
Die Missgelungenlieit des Gesetzes No. L1V. v. J. 1868. wurde rasch offen­
sichtlich. Es wurde stark kritisiert und man verlangte eine wirklich umfassende 
Reform. Diese liess aber noch jahrzehntelang auf sich warten.
Bis zur Entstehung des Gesetzes No. I. v. J. 1911. führte man bloss partielle 
Änderungen in bezug auf die Zivilgerichtsordnung durch. Die wichtigeren Ände­
rungen waren : das Gesetz No. XXII. v. J. 1877.,,über das Verfuhren in den kleineren 
Zivilrechtsstreitigkeiten.“ Dieses Gesetz regelte die für die Prozesse unter der Wert­
grenze von 20 Gulden eingeführte Gemeindejurisdiktion und das Verfahren der 
Bezirksgerichte in bezug auf einige kleinere Rechtsstreitigkeiten, die eine noch 
einfachere Behandlung erhielten, als das oben erwähnte sog. summarische Ver­
fahren ; das Gesetz No. LIX. v. J. 1881. „Über die Modifizierung der Zivilgerichtsord­
nung“, welches den Wirkungsbereich der Bezirksgerichte auf ein breiteres Gebiet 
erstreckte und das Berufungssystem verbesserte (hob die besondere Nichtigkeits­
beschwerde auf); das Gesetz No. LX. v. J. 1881., welches das gesamte Exekutions­
verfuhren neuregelte, die Verordnung No. 2851/1881. 1. M. über das Wechselverfahren 
und die Verordnung No. 8269/1881. K. M. über das Handelsverfahren. Es stellt 
schon die Verwirklichung der neuen Verfahrensprinzipien dar, versuchsweise bloss 
auf eine — verhältnismässig breite — Gruppe der Angelegenheiten sich beziehend, 
dass das Gesetz No. XVIII. v. J. 1898. über die völlige Reform des sog. summarischen 
Verfahrens, das Gesetz No. XIV. aus demselben Jahre über den Zahlungsauftrag 
verfügt. Diese Gesetze entstammten schon den Generalreformarbeiten. Die Bedeu­
tung des Gesetzes vom sog. summarischen Verfahren ging über dasselbe weit hinaus ; 
dieses Gesetz regelte zeitgemäss das summarische Verfahren, den Prinzipien des 
I. Gesetzes v. J. 1911., sozusagen als Vorbote desselben, entsprechend. Dieses Gesetz 
bedeutete in unserem gesamten Zivilrechtsverfahren eine neue Periode, da es die 
freie Abwägung der Beweise auch in dem ordentlichen Verfahren einführte.
Das Abgeordnetenhaus gab noch mit dem Beschluss vom 23. April v. J. 1880 
dem Justizminister Tivadar Pauler die Anweisung die neue Zivilprozessordnung 
auf Grund der Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und Öffentlichkeit vorzubereiten. 
Zwei Vorschläge erschienen im J. 1885., der eine war das Werk von Kornél 
Emmer auf französisches Muster, der zweite von Sándor Plósz auf deutsches Muster 
bearbeitet, aber keiner der beiden geriet vor den Reichstag. Sándor Plósz breitete
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im Laufe der späteren Jahre noch weitere Vorschläge vor, bis er im J. 1902 — schon 
als Justizminister — seinen Vorschlag über das gesamte Zivilprozessverfahren dem 
Abgeordnetenhaus vorlegte. Infolge der inneren politischen Kämpfe ist aber 
kein Gesetz aus diesem Vorschlag geworden, obwohl der Ausschuss fürs Justizwesen 
fünfzig Tagungen hindurch über den Vorschlag verhandelte.
3. Der Kapitalismus machte inzwischen eine bedeutsame Entwicklung in 
Ungarn durch : er schritt in die Periode des Imperialismus über. Die Erschaffung 
der zeitgemässen bourgeois Zivilprozessordnung konnte nicht weiter aufgeschoben 
werden. Die Regierung trug im J. 1907., dann 1910. den neubearbeitetenVorschlag 
dem Reichstag wiederholt vor, und dieser Vorschlag wurde endlich als das Gesetz 
No. I. v. J. 1911. angenommen und verkündigt.
Die Zivilprozessordnung v. J . 1911. besteht aus 18 Titeln, innerhalb dieser aus 
Kapiteln und insgesamt aus 792 Paragraphen. Für ihre Inkraftsetzung sorgte das 
Gesetz No. LIV. v. J. 1912 : sie trat am 1. Januar 1915. in Kraft.
Das Gesetz No. I. v. J. 1911 ist einer der am meisten entwickelten Kodices über 
die bourgeois Zivilprozessordnung in der Periode unmittelbar vor der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus. Sie trägt scharfe Züge an sich, die die zivilprozessrecht­
lichen Grundprinzipien der Bourgeoisie in der imperialistischen Periode kennzeichnen 
(die bourgeois Einschränkungen des Verhandlungs- und Dispositionsprinzips, die 
formale Gleichheit der Prozessparteien neben der tatsächlichen nachteilhaften 
Lage der Werktätigen, die äusserst verwickelte Regelung der Kompetenz und 
der Zuständigkeit, beschränkter Rechtsschutz und beschränkte Möglichkeiten 
für die prozessualen Rechtsmittel in den lebenswichtigen, aber minderwertigen 
Rechtsstreitigkeiten der Vermögenslosen, Anwaltszwang usw.). Es muss aber 
zu gleicher Zeit festgestellt werden, dass die alte ungarische Zivilprozessordnung 
eine hervorragende Leistung der bourgeois Kodifizierungstechnik sei, welche in 
manchen Beziehungen die bourgeois-demokratischen Lösungen noch progressiven 
Charakters der bourgeois Rechtswissenschaft (auf die Periode vor dem monopol­
kapitalistischen Verfall zurückgreifend) verwirklichte.
Einige Verordnungen auf Grund der sog. aussergewöhnlichen Macht während 
des ersten Weltkrieges regelten auch Verfahrensprobleme (einige davon wurden 
später durch das Gesetz No. VII. v. J. 1925. zur Gesetzeskraft erhoben) und man 
verkündigte auch einige provisorischen Verordnungen im Interesse der ins Feld 
gezogenen Soldaten, in Verbindung mit dem Moratorium, wegen der Geldentwertung, 
über die Erhöhung der Wertgrenzen usw.)
Die bourgeois-demokratische Oktober-Revolution v. J. 1918. führte prinzipiell 
bedeutsamen Änderungen auf dem Gebiete des Zivilverfahrens nicht durch. Die 
Kärolyi-Regierung erliess zwar einige Rechtsnormen, darunter Vorschriften über 
das Verfahren und die Ordnung der Arbeitsgerichte — in Verbindung mit dom 
Volksgesetz No. XI. v. J. 1918. über die Arbeitsgerichtsbarkeit — so wie auch 
mehrere Moratoriumsverordnungen, die Struktur und die Lösungen von prinzipieller 
Bedeutung des Gesetzes No. I. v. J. 1911. blieben aber unberührt. Die in der 
Fachliteratur veröffentlichten Vorschläge neben der Betonung der nötigen Demok­
ratisierung hatten keinen grundsätzlichen Charakter, sie bewogen sich im Grunde 
genommen nur an der Linie der Vereinfachungsreformen.
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Das Zivilverfahrensrecht der Ungarischen Räterepublik6
4. Die Ungarische Räterepublik konnte den Weg der bourgeois-demokratischen 
Reformen nicht gehen : sie hatte grundsätzliche, radikale, revolutionäre Mass­
nahmen auf dem Gebiete des gesamten Justizwesens, so auch des Zivilverfahrens 
zu verwirklichen.
Die ungarische Kommune v. J. 1919. ergriff Massnahmen von hervorragender 
Bedeutung zum Aufbau der Organisation und Tätigkeit des sozialistischen Justiz­
wesens. Die kurze Frist, die der Proletardiktatur gewährt, und der revolutionäre 
Kampf, der während ihres Bestehens unaufhörlich gegen die inneren und äusseren 
Feinde geführt wurde, verhinderten die vollständige Gestaltung des Justizwesens 
neuen Typs.
Die Räterepublik hatte natürlicherweise den festen Entschluss das gesamte 
Justizwesen umzugestalten. Diesbezüglich haben wir direkte Quellen in den Verord­
nungen des Regentenrates und der Volkskommissariate. So z. B. die Verordnung 
No. VIII. über die Stellung ins Dispositionsverhältnis der Richter und Staatsan­
wälten, dann die Verordnung No. XXVIII. des Regentenrates über die weitere 
Tätigkeit der Arbeitsgerichte beginnen mit diesen Worten : „Solange, bis die 
endgültige Umgestaltung der Justizorganisation vor sich geht . . .“ Die späteren 
Erlässe, z. B. die Verordnung Xo. LXXXIX. des Revolutionären Regentenrates 
und die Verordnung No. 13. I. N. des Justizkommissariats bedienen sich der Wen­
dung : „solange, bis die Gerichte des Proletarstaates errichtet werden . . .“ .Der 
Paragraph IG. der Verfassung vom 23. Juni 1919. Absatz (1) Punkt 17. weist 
die Feststellung der Gerichtsorganisation der Kompetenz des Reichstages der 
Föderativen Räte, der das oberste Machtorgan der Räterepublik war, zu. Das 
kam aber nicht mehr an die Reihe.
Obwohl, dass die \  erfügungen hinsichtlich der Gerichtsorganisation und des 
Verfahrens lückenhaft geblieben sind, spiegeln diese Anordnungen der Räte­
republik die Entschlossenheit die Errungenschaften der Proletarmacht zu versichern 
und die Rechte und Interessen der Werktätigen durch revolutionäre Mittel auch 
im Justizwesen zur Geltung zu bringen.
Die Ungarländische Sozialistische Partei und der Revolutionäre Regentenrat 
verkündigten in ihrem Manifest „Zu jedermann” vom 22. März 1919., dass „Die 
Macht der Gesetzgebung, der Durchführung und der Rechtsprechung wird durch 
die Diktatur der Arbeiter-, Bauern- und Soldatcnräte ausgeübt.” Am gleichen Tage 
erschien die Verordnung No. I. des Justizkommissärs, welche die in Zivil- und 
Strafprozessen nach dem 23. März 1919. angesetzten Verhandlungs- und Verkün­
digungstermine bei einem jeden Gericht verschob und dadurch die Tätigkeit der 
alten Gerichte im Grunde genommen aufhob.
Weiterhin gestaltete die junge Proletarmacht vor allem die Organisation und 
das \  erfahren der Strafgerichte durch die Errichtung der revolutionären Gerichtshöfe 
und durch die Regelung ihrer Tätigkeit um, aber nach einigen Wrochen begann 
sie die Probleme des Zivilverfahrens auch zu ordnen. Diese Massnahmen stellen 
natürlicherweise das vollendete Bild des sozialistischen Verfahrenssystems noch 
nicht dar, sie beschränken sich bloss auf die Regelung einiger Teilgebiete. Sie weisen 
aber oft auf solche weiteren grundsätzlichen Veränderungen, auf solche neuen 
Institutionen (z. B. Familiengericht, Ländliches Obergericht, die allgemeine Ein­
führung des Schöffensystems in Zivilprozessen usw.) hin, die nicht mehr ver-
8  A n n a le s  — 6441
II .
113
wirklicht werden konnten, die aber die damaligen weiteren Pläne der Weiterent­
wicklung des Justizwesens ahnen lassen.
5. Die Provisorische Verfassung der Ungarischen Räterepublik vom 2. April 
1919. enthielt im 1. Paragraph den Grundsatz der Volksgericktsbarkeü, der das Wesen 
des sozialistischen Justizwesens verkörpert. Die Verfassung sagte an der genannten 
Stelle aus, dass „das Volk der Werktätigen in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauern­
räten die Gesetze zu geben, sie durchzuführen und diejenige, die die Gesetze über­
treten, zu richten hätte.” Die am 23. Juni 1919. angenommene endgültige Ver­
fassung („die Verfassung der Ungarländischen Sozialistischen Föderativen Räte­
republik”) wiederholt diesen Grundsatz in dem 2. Paragraph. Zahlreiche Verord­
nungen des Revolutionären Regentenrates und des Justizkommissariats weisen 
auf die Art und Weise der Verwirklichung von der Volksgerichtsbarkeit im Zivil­
verfahrens hin.
Die Verordnung No. <>. I. N. nahm der Kraft der Verordnung No. 1. I. N. 
(betreffend die Vertagung der Gerichtsverhandlungen) die Arbeitsprozesse heraus. 
Diese mussten eilendst erledigt werden. Das Verfahren lief mit der Teilnahme von 
Arbeiterschöffen in den Arbeitsgerichten ab. Der Präsident des Arbeitsgerichts 
konnte nötigenfalls auf kurzem Wege den lokalen Arbeiterrat oder die zuständige 
Gewerkschaft um die Designierung von Schöffen ersuchen. Die am 2. April 1919. 
erschienene Verordnung No. XXVIII. des Revolutionären Regentenrates regelt 
die Frage der Scöffenteilnahme schon eingehender. Die Verordnung sagt aus, 
dass die Arbeitsgerichte in der Zukunft überall unter Mitwirkung von zwei Arbeits­
nehmerschöffen verfahren sollten (also ohne Arbeitsgeberschöffen). Die Verord­
nung No. 8. I. N. erstreckte die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte auf alle 
Prozesse, die „eines Vertrages von privatrechtlichem dienstlichen Charakter” 
entstammten. Die Verordnung No. 90. N. T. des Volkswirtschaftlichen Rates 
richtete neben den Arbeitsgerichten noch eine Abteilung für Arbeitsdisziplin auch 
auf. Diese Abteilung entschied in solchen Beschwerden, die gegen Bestimmungen 
von Betriebsorganen hinsichtlich der Arbeitsdisziplin getroffen wurden.
Die Entfaltung der Revolution verlangte auch in der gerichtlichen Entscheidung 
der sonstigen Zivilrechtsstreitigkeiten den Durchdrang des sozialistischen Grundsatzes 
der Volksbeteiligung. Die Verordnung No. LXXXIX. des Revolutionären 
Regentenrates vom 13. Mai 1919. sagte aus, dass solche Räte, die aufs Vorbild der 
Arbeitsgerichte ins Leben gerufen wurden, bis zur Organisierung der Gerichte des 
Proletarstaates „in dringlichen Rechtsstreitigkeiten” urteilen sollten. Die „Dring­
lichkeit”, der auf diese Weise auf Prozessweg geratenen Angelegenheiten musste 
vor dem Gericht glaubhaft gemacht werden. Eine nähere Beachtung verdient 
jene Norm der Verordnung, welche in familienrechtlichen Prozessen die Anwe­
senheit von mindestens einem weiblichen Schöffen vorschreibt. (5. Paragr.) In 
dieser Verordnung kommt der sozialistische Demokratismus des proletardikta- 
torisehen Justizwesens breiter zur Geltung und die Anteilnahme der Volksbeisitzer 
in dem Zivilverfahren wird üblich; daraus ist es ersichtlich, wie sich die Grund­
züge des Zivilverfahrens nach der Errichtung der Gerichte der Ungarischen Räte­
republik gestaltet hätten.
6. Für den Verlauf des Zivilverfahrens der Räterepublik ist es kennzeichnend, 
dass die Institutionen formalistischen Charakters des bourgeois Zivilprozesses 
beseitigt wurden. Die Verordnung No. XXVIII. des Revolutionären Rezierungs- 
rates hob z. ß. die gesonderte Prozessaufnahmenverhandlung und die Prozessure 
auf; sie befiehl die meritorische Verhandlung binnen 15 Tagen abzuhalten.
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Ans der Regelung des Beweisverfahrens entfalten sich die Umrisse des sozi­
alistischen Dispositions- und Verhandlungsprinzips. Nach der Verordnung No. 
XXVIII. des Revolutionären Regentenrates ist das Gericht verpflichtet die Sachlage 
hinsichtlich des Zustandekommens des Dienstvertrags, des Bestehens und Betrages 
der Forderung von amstwegen aufzuklären. Diese aktive Mitwirkung des Gerich­
tes im Interesse der Aufklärung der objektiven Wahrheit wurde auch in dem 
Falle verwirklicht, wenn von seiten der Parteien Anerkenntnis vergleich oder 
Versäumnis Vorlagen. Die letztgenannten Verordnungen bezogen sich zwar aus­
schliesslich auf das Verfahren der Arbeitsgerichte, aber sie dienten auch als Leit­
prinzipien bei der Beurteilung der sonstigen Zivilrechtsstreitigkeiten.
Aus den Sonderverfahren sind die Eheprozesse hervorzuheben. Über die gericht­
liche Ehescheidung verfügt die Verordnung No. XCIX. des Revolutionären Regen­
tenrates. Im gegenseitigen Einverständnis der Eheparteien wurde die Ehe durch 
das Gericht ohne Verhandlung bescheidlich getrennt. Wenn aber nur die eine Partei 
um die Scheidung der Ehe bat, bestimmte das Gericht eine Verhandlung und lud 
die Eheleute vor Gericht ein. Meldete die andere Partei an der Verhandlung oder 
vor der Verhandlung persönlich ein, sie stimme zur Ehescheidung zu. so ging das 
Gericht nach den Normen des gegenseitigen Einverständnisses vor. Missbilligte 
aber die andere Partei die Ehescheidung, so untersuchte das Gericht die Beweg­
gründe des Scheidungsbegehrens, führte nötigenfalls ein Beweisverfahren zu Ende 
und fällte ein Urteil. Die Ehe wurde durch das Gericht dann geschieden, wenn 
nach sorgfältiger Berücksichtigung der Persönlichkeit und Lebensverhältnisse 
der Eheparteien solche Umstände Vorlagen, infolge deren die Ehepartei zur Fort­
setzung der Lebensgemeinschaft weiter nicht verpflichtet werden konnte. Das 
Scheidungsgrundsystem des Gesetzes No. XXXI. v. J. 1894. war also nicht mehr 
massgebend, sondern das Gericht untersuchte das Vorliegen des „begründeten 
und ernsten Grundes” . Ebenso bestimmte das Gericht — im Mangel des gegensei­
tigen Einverständnisses — die Versorgung der in der Ehescheidung unverschuldeten 
Partei (wenn sie auf die Erhaltung angewiesen war) und die Unterbringung der 
Kinder.
Als ein Sonderverfahren wurde die neue Institution des Prozesses für die Fest­
stellung der Vaterschaft durch die Verordnung No. 13. I. N. des Justizkommissariats 
v. 28. Mai 1919. geregelt. Die Verordnung wies das Verfahren betreffend die 
Festlegung der Vaterschaft der Kompetenz der Sondersenate zu, und zwar mit der 
verpflichtenden Anwesenheit eines weiblichen Schöffen. Diese Senatsräte wurden 
bis zur Organisierung der Gerichte des Proletarstaates zur Erledigung der drin­
genden Rechtsstreitigkeiten (aufs Vorbild der Arbeitsgerichte) ins Leben geru­
fen. Gleicherweise verfuhren Dringlichkeitssenate in den Todeserklärungen (Ver­
ordnung No. 20. I. N.) und konnten Massnahmen über die Befriedigung von einigen 
vorteilhaften Guthaben (Heilkosten, Arbeitslöhne, Unterhaltsbeiträge, usw.) aus 
den, dem Erben noch nicht übergebenen Nachlässen ergreifen. (Verordnung No. 
18. I. N.) Das Erbfolgeverfahren, wurde vom Justizkommissariat bis zur Regelung 
des Erbrechts (was nie an die Reihe kam) aufgehoben, bzw. auf notarielle, zur 
Feststellung und Sicherung des Nachlasses nötige Massnahmen beschränkt. (Ver­
ordnung No. 5. I. N.)
Die Berufung war innerhalb des Dringlichkeitsverfahrens einstufig: das Urteil 
konnte durch ein Revisionsantrag ohne Suspensiveffekt angefochten werden. Die 
Beurteilung dessen gehörte dem, zu errichtenden Landesobergericht an, welches 
auch die Vollstreckbarkeit das Urteils auf heben konnte. In der Übergangsperiode 
erhielt der Dringlichkeitssenat selbst die Bemächtigung zur völligen oder partiellen
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Aufhebung der Vollstreckung an Hand des Revisionsantrages wenn zu billigende 
Umstände Vorlagen (Verordnung Xo. 1!). I. X.) Gegen die Bestimmungen des 
Arbeitsgerichts, so wie gegen das Urteil der Ehescheidung hatte keine Berufung 
Raum. Gegen die erststufigen Bestimmungen in ausserprozessualen Angelegenhei­
ten konnte eine Einrede vor dem Dringlichkeitssenat stattfinden. (Verordnung 
Xo. 17. I. T.)
Auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung musste man vor allem die Pfändung 
der Arbeitslöhne regeln. Die Verordnung Xo. LV. des Revolutionären Regentenrates 
gab Verfügungen diesbezüglich heraus. Diese Rechtsnormen hielten die Interessen 
des Werktätigen einerseits, der die Vollstreckung erlitt, der Familienmitglieder 
als Vollstrecker andererseits und des Proletarstaates weitgehend vor Augen. Im 
Verhältnis zur bisherigen Lage wurde die oberste Grenze desjenigen Teiles des 
Arbeitslohnes bedeutsam reduziert, der unter Zwangsvollstreckung gezogen werden 
konnte. Zur Eintreibung oder Versicherung vom Privatguthaben konnte nur ein 
Fünftel des Arbeitslohnes gepfändet werden. Zur Eintreibung oder Sicherung des 
Unterhaltsbeitrags, der zum Xutzen der Frau, des Aszendenten oder Deszendenten 
des Arbeiters festgestellt wurde, konnte man das Zweifünftel des Arbeitslohnes 
pfänden. Das zu errichtende Familiengericht erhielt das Recht für die letzter­
wähnten Unterhaltsbeiträge im gerechten Falle die Hälfte des Arbeitslohnes in 
Beschlag nehmen zu lassen. Die neuen Beschränkungen betreffend die Zwangsvoll­
streckung des Arbeitslohnes bezogen sich auf den Fall nicht, wenn der Proletarstaat 
selbst ein Guthaben gegen den Werktätigen einzutreiben hatte.
Die Ungarische Räterepublik unternahm also mit revolutionärem Zielbewusst­
sein das neue sozialistische Zivilverfahrensrecht auszubilden. Die Anregung ge­
winnt eine besondere Bedeutung dadurch, dass — ausser den Grundsätzen des 
sozialistischen Demokratismus — sie konnte sich bei der ausführlichen Regelung 
auf die gesetzgeberischen Erfahrungen des sowjetischen sozialistischen Aufbaus 
noch wenig stützen. Der erste Kodex des sowjetischen Zivilverfahrens, das Zivil­
verfahrensgesetzbuch der RSFSR erschien erst im .Juli 1923. und es trat am 1. 
September 1923. in Kraft. Den gesetzgeberischen Organen der Ungarischen Räte­
republik konnten nur die Gerichtsdekreten der Sowjetmacht, die Verordnung vom 23. 
Juli 1918. des Justizkommissariats der RSFSR betreffend die „Organisation und 
Tätigkeit der lokalen Volksgerichte”, so wie das Reglement der Volksgerichte 
vom 30. Xovember 1918. bekannt sein. Die zivilprozessrechtliche Gesetzgebung 
der sozialistischen Revolution v. J. 1919. ging also, ausser den ersten sowje­
tischen Rechtsnormen, die aus dem Standpunkte des Proletarjustizwesens neuen 
Typs grundsätzlich lehrreich bleiben, in erster Reihe von dem revolutionären Rechts­
bewusstsein der ungarischen Arbeiterklasse aus, von jenen Rechtsideen, Rechtsan­
schauungen, die durch die Klassenzugehörigkeit und Kämpfe der Arbeiterschaft 
gereift wurden, welche die Ungarländische Kommunistische Partei in den Kämpfen 
der zwei Revolutionen 1918—1919. entwickelte und bewusst machte.
III.
Das Zivilprozessrecht der gegenrevolutionären Periode7
7. Das gegenrevolutionäre Horthy-System, das die Macht nach der Umstürzung 
der Ungarischen Räterepublik mit Hilfe ausländischer imperialistischen Übermacht 
ergriff, hielt für seine erste Aufgabe die demokratischen Justizergebnisse der sozi­
alistischen Revolution v. J. 1919. zu vernichten. Dies geschah durch die Verordnung
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No. 4038/1919. (VIII. 20.) M. E. Neben der Herstellung der Gerichts- und Staats­
anwaltsorganisation der vorrevolutionären Periode wurden die vorherigen Verord­
nungen auch auf dem Gebiet des Gerichtsverfahrens in Kraft und im allgemeinen 
die Gerichtsurteile der Räterepublik ausser Kraft gesetzt. Damit brach eine der 
finstersten Perioden der ungarischen Rechtspflege ein: die Periode des Geriehts- 
terrors des Horthvsmus.
Die Schärfe der faschistischen, gegenrevolutionären Rechtspflege erschien 
hauptsächlich in der Straf recht sprechung. Nachher kam die Reihe bald an reaktionäre 
Massnahmen auch auf dem Gebiete des Zmiverfahrensreehts. Das gegenrevolu­
tionäre System blieb sogar bei der Vernichtung der demokratischen Massnahmen 
der Räterepublik nicht stehen, sondern es begann in kurzer Zeit auch die Rege­
lungen bourgeois-demokratischen Charakters der Zivilprozessordnung v. J. 1911. 
auch zu vernichten.
Die 25 Jahre der Gegenrevolution hedeulen auf dem Gebiete des Zivilverfahrens' 
im Grunde genommen die Liquidierung der massigen bourgeois-demokratischen Insti­
tutionen und Garantion der alten ungarischen Zivilprozessordnung. Auf dem Gebäude' 
des Gesetzes No. I. v. J. 1911., das lange geplant und bearbeitet wurde, schlug 
der Horthy-Faschismus schwere Spalten, untergrub dasselbe völlig und wesentlich.
Der Jurist der Gegenrevolution (der nach 25 Jahren der letzte Kronanwalt 
von Horthy wurde) begründete in den eisten siegestrunkenen Monaten die Auf­
hebung des demokratischen Grundsatzes der Volksgerichtsbarkeit mit unverhülltem 
Klassenbewusstsein durch den Beweis: „Der physische Arbeiter soll arbeiten, 
aber nicht politisieren, hauptsächlich aber nicht urteilen.”8 Die graduelle Besei­
tigung einiger bourgeois-demokratischen Institutionen, die hie und da im System 
der alten Prozessordnung vorzufinden waren, musste aber durch minder durch­
scheinende Argumente begründet werden. Die ,,Reform”-Regelungen auf dem 
Gebiete des Zivilprozessrechts, die einen mehr und mehr reaktionären Charakter 
annahmen, beriefen sich im allgemeinen auf die Vereinfachung, Beschleunigung, 
Verbilligung des Verfahrens und die Umgestaltung des Zivilverfahrens wurde im 
Zeichen dieser, an sich oft begründeten Losungen im Interesse des faschistischen. 
Staatssystems durchgeführt.
Die Hauptlinie der Reformen ging in Richtung des Abbaus der Kollegial­
gerichtsbarkeit, der Aufhebung der Garantien des Beweisverfahrens, der Beschrän­
kung des Berufungsrecht und der Erweiterung der ausser prozessualen Verfuhren vor. 
All diese Regelungen trafen in erster Reihe die Werktätigen, die in minderwerti­
gen Angelegenheiten Prozesse führten.
8. Die Gegenrevolution begann die Aufhebung der kollegialen Rechtsprechung9' 
schon am Anfang des J. 1920.10 Spätere Rechtsvorschriften machten die Einzel­
rechtsprechung der Gerichtshöfe an erster Instanz, anfangs mit provisorischem, 
später schon mit endgültigem Charakter allgemein gültig. Das Gesetz No. VIII. 
v. J. 1925. (die Novelle der alten Zivilprozessordnung) verordnete z. B. alle Ge­
richtshöfe betreffend, zeitlich aber bloss mit dreijähriger Wirkung vom 1. Juni 
1925. an die erstinstanzliche Einzelrechtsprechung der Gerichtshöfe. Weiterhin 
wurde die Kraft dieser Verordnung um drei Jahre verlängert, dann das Gesetz 
No. XXXIV. v. J. 1930. betreffend die Vereinfachung der Rechtsprechung besei­
tigte die Unbequemlichkeit der dreijährigen Verlängerung, und — bei der äusser- 
lichen Bewahrung des provisorischen Charakters — verlängerte die Einzelrecht­
sprechung „bis zur weiteren Verfügung der Gesetzgebung.” Es ist für die Macht 
der Feudalaristokratie kennzeichnend, dass die Fideikomissprozesse, sogar die 
ausserprozessualen Fideikomissangelegcnheiten aus der einzelrichterlichen Zu-
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ständigkeit herausgehoben wurden: diesbezüglich blieb der Gerichtssenat weiter 
zuständig (Verordnung Xo. 4(5.000/1930. I. M.).
Für die Regelung des Beweisverfahrens aus kaum verhüllten Klassenstand­
punkt ist die Verfügung des Paragr. 17. des Gesetzes über die Vereinfachung 
des Gerichtswesens (Te) ausserordentlich charakteristisch, laut deren der Zeuge 
gewöhnlich erweise in seinem Wohnort zu verhören ist, wenn der Prozessgegenstand 
einen Wert unter tausend Pengö betrug, oder wenn eine Partei bei der Prozessführung 
das Armenrecht genoss. Das Gericht Hess also den Zeugen in diesen Angelegenheiten 
— im Gegensatz zum Unmittelbarkeitsprinzip — durch Ersuchen vom nach seinem 
Wohnort zuständigen Bezirksgericht, sogar eventuell auch vom Gemeindegericht 
verhören. Die gleiche Absicht hat der Paragr. 19. des Te, der die Zahl der Sach­
verständigen, die in Prozessen der armen Parteien in Anspruch zu nehmen sind, 
auf eins beschränkte.
Auf dem Gebiet der Berufung brach schon das Gesetz No. VIII. v. J. 1925. 
jene Regel des Verhandlungsprinzips des klassischen Kapitalismus, dass die 
Parteien selbst das Ergebnis der erstinstanzlichen Verhandlung vor dem Beru­
fungsgericht — allerdings unter Gerichtskontrolle — vortragen. An Stelle der 
Äusserung der Parteiaktivität trat die Gerichtsaktivität des imperialistischen 
Staates: vom .1. 1925. an wurde das erstinstanzliche Verfahrensmaterial vom 
Präsidenten oder vom beauftragten Richter vorgetragen.
In der Einschränkung des Berufungsrechte ging das Te. bedeutend weiter. 
Das Gesetz No. XXXIV. v. J. 1930. führte den Begriff des sog. Prozessuertes, 
bzw. des Revisionwertes ein. Das war mit dem Wert des Beschwerdegegen­
standes nicht mehr identisch, sondern war gewöhnlich kleiner als dieser. Als 
Berufungswert (Revisicnswert) war jener Teil der Forderung zu betrachten, in 
dessen Beziehung die Abweisung oder das verfallende Urteil vom Kläger bzw. 
Beklagten beschwerdet wurde. Die Berufungsmöglichkeit wurde auf diese Weise 
noch mehr eingeschränkt, da die Berufung nicht auf Grund der originellen Wertes, 
sondern auf Grund des beschwerdeten Forderungsteiles zugelassen wurde. Diese 
neue Verfügung des Te. — bei der so wie so hohen Wertgrenze der Berufungsrechts­
mittel — erklärte eigentlich in den meisten Fällen das Bezirksgericht, höchstens 
den Gei’ichtshof zu der letzten Instanz der Werktätigen.
Das Te. schränkte im Laufe der Berufungsverhandlung die Vorlegungsmöglich­
keit von sog. Novums (neue Tatsachenerklärungen, Behauptungen, Beweismittel 
und Ersuche) wesentlich ein, beschränkte zugleich den Abhaltungskreis der Beru­
fungsverhandlung. Die bedeutende Zahl der Angelegenheiten wurde im Verhältnis 
zur bisherigen Lage an der Berufungsinstanz in den sog. öffentlichen Vortrag 
(eine Gerichtsverhandlung unter der weniger aktiven Teilnahme der Parteien, 
eine unechte mündliche Verhandlung) gelenkt. Eine weitere Abnahme der Partei­
aktivität bedeutete jene Verordnung cles Te., welche die Berufungsverhandlung 
auch in der Abwesenheit der Parteien ermöglichte und keine Rechtfertigung der 
Abwesenheit zuliess.
Die Gestaltung des Zivilverfahrensrechts während des IIorthy-Faschismus 
ist schliesslich durch die Tendenz charakterisiert, welche sich in der Erweiterung 
des Kreises der ausserprözessualen Verfahren und der Gerichtshandlungen ausser 
Verhandlung offenbarte. Wie wir es bereits erwähnten, dieser Drang ist dem impe­
rialistischen Justizwesen im allgemeinen eigen. Das Ziel war letzten Endes das 
Zurückdrängen jenes Prozessverfahrens, dessen Grundlagen das Verhandlungs­
prinzip, die gegenseitige Anhörung der Parteien und ihre Aktivität sind, und die
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■Geltendmachung der faschichtischen Staatswillkür auf gerichtlichem Wege zu 
erleichtern.
Weitere Symptome dieser Richtung sind : wenn in Behinderung des Richters 
die Verhandlung vertagt wurde, übertrug man die Durchführung der Vernehmung 
des Zeugen oder Sachverständigen auf einen anderen Richter oder auf einen mit 
sog. selbständigem Wirkungsbereich versehenen Sekretär oder Notar (das bedeutet 
gleichzeitig die Verletzung des Unmittelbarkeitsprinzips! Paragr. 16. des Te.); 
in kleineren Angelegenheiten die verpflichtende Einführung des Zahlungsbefehls 
(eines ausserprozessualen Verfahrens), wobei das Gericht kein Recht eine Verhand­
lung unmittelbar zu bestimmen hatte (Paragr. 49. Te.); die ausserprozessuale 
Entscheidung der mit der Stadtplanung verbundenen Immobilien-Rechtsstreitig- 
keiten durch die Grundbuchbehörde (Gesetz No. VI. 1937.) usw.
Die faschistischen deutschen Verfahrensjuristen der dreissiger Jahre wünschten 
an Stelle des am Prinzip der Verhandlung ruhenden Zivilprozesses die ausserprozes­
sualen Verfahren zu setzen, in der ungarischen Rechtswissenschaft äusserte man 
Vorschläge — auf dem Überlastetsein der Gerichte sich berufend — um die ausser­
prozessualen Verfahren zu entwickeln.11
Das gegenrevolutionäre System plante auch die umfangreiche Reform des 
Zivilverfahrens zu verwirklichen. Das Justizministerium veröffentlichte im Jahre 
1936. einen aus 218 Paragraphen bestehenden Vorschlag („Gesetzvorlage betreffend 
die Modifizierung des Zivilprozessverfahrens, des ausserprozessualen Verfahrens 
und der Justizorganisation“). Diese Vorlage fasste die inzwischen vorgenomraenen 
Veränderungen des Zivilverfahrensrechts zusammen und enthielt den oben ge­
kennzeichneten Geist spiegelnde Verordnungen auch. Die Gesetzvorlage wurde 
in wissenschaftlichen Kreisen besprochen, sie erhob sich aber zu keinem Gesetze. 
Jene Schichten der Bourgeoisie, welche die ursprüngliche Konstruktion des Gesetzes 
No. I. v. J. 1911. für vorteilhafter hielten, wünschten die in den letzten Jahren 
enstandene Lage durch ein umfangreiches Gesetz nicht zu versteifen, die Anhänger 
des Faschismus aber schätzten die Massnahmen das Vorschlages für gering.
Der Vorgang die bourgeois-demokratischen Ergebnisse des Zivilverfahrens­
rechts zu liquidieren, führte in der Horthy-Periode notwendigerweise dahin, dass 
das Niveau des Justizwesens auch in Bourgeoisrelation beträchtlich herabsank,12 
andererseits aber drang die in der alten Zivilprozessordnung noch mehr oder weni­
ger verhüllte Klassenpolitik, das Instruieren der für die Werktätigen nachteilhaften 
.zivilverfahrensrechtlichen Regelung immer roher in den Vordergrund.
IV.
Das Zivilverfahrensrecht in der ersten Peri­
ode der ungarischen volksdemokratischen Entwicklung
9. Die erste Periode der sozialistischen Umwandlung im Laufe der ungarischen 
volksdemokratischen Entwicklung fand von der Befreiung bis zum Wendungsjahr 
(1947—48) statt und die Vereinigung der beiden Arbeiterparteien (Juni 1948) 
schloss dieselbe ab. Den Klasseninhalt dieser Periode bestimmte die revolutionär- 
demokratische Diktatur der Arbeiterklasse und der Bauernschaft; die politische 
Machtgrundlage dieser Periode bildete im wesentlichen das Bündnis der Arbeiter­
klasse und der Bauernschaft, die führende Rolle spielte aber die revolutionäre 
marxistische Partei, die Ungarische Kommunistische Partei.
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Die Eigenart der Entwicklung der Gesetzgebung, im engeren Sinne der zivil­
verfahrensrechtlichen Gesetzgebung in dieser Periode werden durch die Wider­
sprüche in der wirtschaftlichen Struktur und in den politischen Verhältnissen 
erklärt: das Ausmass und die Bedeutung des kapitalistischen Wirtschaftssektors, 
das politische Gewicht der Stadt- und Landbourgeoisie einerseits, andererseits aber 
die Anteilnahme der Arbeiterklasse in der Macht und die führende Rolle der Partei, 
so wie die ersten Nationalisierungsmassnahmen.
Der Veränderung der wirtschaftlichen Struktur und der politischen Machtver­
hältnisse, den Ergebnissen das Klassenkampfes gemäss führten wir die Umgestal­
tung des Staatsapparates, der Gerichtsorganisation inbegriffen in der ersten Periode 
unserer volksdemokratischen Entwicklung stufenweise durch. Demgemäss wurde 
unser Justizwesen und Zivilverfahrensrecht demokratisiert und mit sozialisti­
schem Inhalt erfüllt. Inzwischen entwickelte sich auch unsere Rechtswissenschaft 
und wuchsen unsere Kenntnisse über das sowjetische sozialistische Staatsystem, 
Rechtswesen und die Rechtswissenschaft an.
In der ersten Periode der volksdemokratischen Entwicklung verwirklichten 
sich noch keine umfangreichen Justizreformen. Die neuen Rechtsnormen in bezug 
auf das Zivilverfahrensrecht enthielten im allgemeinen bloss partielle -Modifizierun­
gen in Richtung der demokratischen Umgestaltung des Zivilprozesses und ausser- 
prozessualen Verfahrens.
Die Reformgedanken auf dem Gebiete des Justizwesens stiessen sich oft an 
den politischen Widerstand der rechtsgerichteten Elemente, die im Kabinett vor­
übergehend noch teilnahmen und anfangs einen besonders starken Einfluss im 
Justizministerium hatten. Diese Kräfte widersetzten sich der geplanten sozialisti­
schen Ungestaltung des Justizwesens und wünschten bloss milde bourgeois-demo­
kratische Reformen zu verwirklichen. Daneben vereitelten oft die reaktionären 
Elemente, die in der Justizorganisation zurückgeblieben sind, die praktische Durch­
führung der gesetzmässig verordneten Umwandlungen auch. Die Demokratisierung 
des ungarischen Justizwesens hätte ohne die Reinigung des Gerichts- und Staats­
anwaltsapparates nicht gesichert werden können, welchem Vorgang später die 
sozialistische Reorganisierung desselben folgte. Das musste durchgeführt werden, 
denn die demokratischen Rechtsnormen, ohne die entsprechende Umgestaltung 
des durchführenden Apparates, sich unfähig bewiesen die Aufgaben des volks­
demokratischen Gerichtswesens zu erfüllen.
Die Entgegenstellung von einem Teil des Gerichtsapparates erschien der Volks­
demokratie gegenüber in den ersten Jahren der Volksdemokratie so in zivilrechtlicher 
wie in strafrechtlicher Beziehung oft in einer recht scharfen Form. Auf dem Gebiete 
des Zivilverfahrens wird dieser Satz z. B. durch Urteilsfällungen in zahlreichen 
Prozessen nach der "Bodenreform bewiesen : durch diese Urteil wollten einige Rich­
ter den gewesenen Gutsbesitzern in der Zurückerlangung ihrer Güter Hilfe leisten. 
In den sehr charakteristischen Pferdeprozessen der ersten Periode nach der Befreiung 
fällten einige Gerichte Urteile planmässig im Interesse der Kulaken gegen die 
werktätigen Bauern.
Auf dem Gebiete des Zivilverfahrensrechts standen zwei grundsätzliche Auf­
gaben vor unserer Gesetzgebung in dieser Periode. Die eine Seite der Aufgabe 
stand mit den Kriegsfolgen, die andere aber mit den Forderungen der .Justizdemo­
kratisierung  im Zusammenhang.
a)  Zahlreiche Verfahrensprobleme mussten vor allem gelöst werden, die 
mit den Kriegs Verhältnissen, dem Kriegsende und den nachher entstandenen
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Wirtschaftsverhältnissen (Inflation, Wiederaufbau, erste Verstaatlichungen, usw.) 
in Verbindung standen.
b) Die Kraft der reaktionären zivilverfahrensrechtlichen Verordnungen des 
gegenrevolutionären Systems musste parallel damit aufgehoben, die dringendsten 
demokratischen Reformen des Zivilverfahrens verwirklicht werden.
In den ersten Jahren nach der Befreiung erschienen viele, diesem Ziele dienen­
den Zivilverfahrensrechtsnormen, die heute grösstenteils nunmehr ein geschicht­
liches Interesse haben. Wir erwähnen nachfolgend nur jene unter ihnen, die am 
meisten charakteristisch sind.
10. Im Verhältnis mit den Kriegsfolgen bedürften jene Verfahrensprobleme 
einer Regelung, die im Zusammenhang mit den Veränderungen der persönlichen 
und Besitzrechte der Staatsbürger, sowie der Besitzrechte der juristischen Perso­
nen und einiger Behörden infolge des Krieges entstanden.
Aus diesem Fragenkreis heben wir heraus : die Regeln des Tod euer klärun qs- 
ve.rfahre.ns mussten modifiziert,13 das Verfahren der Wertpapiervernichtung,14 die 
Geltendmachung der ll'ec/i.se/fordernngcn vereinfacht werden, Massnahmen mussten 
über den Ersatz der Grundbuchakten (Einlagen, Landkarten, usw.) und Firmenakten. 
(Firmenregister, usw.), die infolge der Kriegsereignisse vernichtet oder unbrauch­
bar wurden oder verloren gingen,15' 16 über die Gerichtsentscheidung der Rechtsstrei­
tigkeiten in bezug auf die von den Pfeil kreuzlern oder Deutschen nach Westen 
mitgeschleppten und später zurückgeratenen Vermögensgegenstände, sowie auf 
die sog. verlassenen Güter, die infolge der Kriegsereignisse herrenlos geworden sind,17 
ergriffen werden.
Die Pengö-Entuertung und die Inflation der Jahre 11)45—40. zog ebenfalls 
zahlreiche Massnahmen auf dem Gebiete des Zivilverfahrensrechts nach sich. Vor 
allem mussten die in dem Zivilprozess- und ausserprozessualen Verfahren mass­
gebenden Kompetenz- und Berufungs«er^re«2ea gesteigert werden. Die Wertgren­
zen wurden zuerst durch die Verordnung No. 3620/1945. (VI. 26.) M. E. neugere­
gelt. Dieselbe Ursache machte die mehrmals erneuerte Bestimmung der Gerichts- 
vollziehcrgebühre, der notariellen Gebühre, der Dolmetschergebühre, der Recht­
sprechunggebühre usw. nötig. Die neuen Wertgrenzen nach der Einführung des 
Forint enthielt die Verordnung No. 45 000/1946. (VIII. 1.) I. M.
Die Pengö-Entwertung konnte die Geltendmachung der Unlerhaltsansprüche 
leicht vereiteln. Die in einer bestimmten Summe festgestellten Unterhaltsbeiträge 
entwerteten sich rasch. Um dies vorzubeugen ermöglichte die Verordnung No. 
1840/1946. (II. 24.) M. E. in Fällen von Unterhaltsansprüchen, Renten- oder von 
anderen periodischen Ansprüchen eine sich nach der Wertänderung des Geldes 
richtende Verurteilung im damals geltenden Steuerpengö beweglichen Wertes 
oder in der bestimmten Quote des Gehaltes des Beklagten. Ein Beklagter, der über 
landwirtschaftliche Immobilien verfügte, konnte auf die Abgabe von bestimmten 
Produkten in Natur vom Gericht verpflichtet werden.
Im Sommer 1946. hat man mit den Einführung des wertbeständigen Forint 
den Forintwert der verschiedenen Leistungen bestimmt. Die Verordnung No. 
8000/1946. (VII. 19.) M. E. wies die auf die Feststellung von den Wohnungs- und 
Lokalmieten bezüglichen Rechtsstreitigkeiten den ausserprozessualen Verfahren 
der Bezirksgerichte zu.
Die Nachkriegslage, die Tragfähigkeit des Staatshaushaltes, die Entwertung 
des Pengö, dann der Übergang an die Forintvaluta machten solche verfahrens­
rechtlichen Verfügungen nötig, welche die Möglichkeit gewisse Forderungen im 
gerichtlichen Wege geltend zu machen einstellten.
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So stellte die Provisorische Nationalregierung die Klagbarkeit auf, vor der 
Befreiung gegen Kreditanstalten und Banken entstandene Kontokorrentforde­
rungen,18 usw., auf Forderungen, die auf Grund von ausländischen Valuten oder 
Gold zu berechnen waren und vordem 1. Januar 1945. entstanden,19 ein. Weiterhin 
stellte die Regierung die Geltendmachung von einigen, gegen den Staat, ein Komitat, 
eine Stadt oder Gemeinde und gegen deren „Anstalten“ (Betriebe) erhobenen 
Kriegsforderungen, gegen den Staat und bestimmte Staatsbetriebe (Post, MAV, 
MÄVAG, Postsparkasse) erhobenen, aus der Zeit zwischen dem Aufhören der 
deutschen Besatzung und der Einführung des Forint aus Warentransport entstan­
denen Forderungen, so wie auch von anderen Forderungen ein.20
Diese Verfügungen spiegelten teilweise die Ergebnisse des zunehmenden Klassen­
kampfes. zu gleicher Zeit aber bekräftigten sie mit den Mitteln des Zivilverfahrens­
rechts jene Massnahmen der Volksdemokratie, durch welche der Staat schon in 
der ersten Periode der volksdemokratischen Revolution einige sehr wichtigen Produk­
tionsmittel in Selbstbetrieb, bzw. in Staatseigentum übernahm und die staatliche 
volkswirtschaftliche Planung zu verwirklichen begann.21
Die Regierung schränkte die Geltendmachung von einigen, mit der Durch­
führung der Bodenreform zusammenhängenden Forderungen ein,22 ebenso, durch 
die Einstellung des Klagerechts, dann der laufenden Prozesse und der Zwangsvoll­
streckung verteidigte sie diejenigen, die auf Grund von älteren Rechtsnormen 
über die Ansiedlung, die Gestaltung von Kleinpächten und andere grundbesitz- 
politischen Massnahmen Boden oder Grundstück bekommen haben, gegen die Ent­
schädigungsansprüche vonseiten der gewesenen Besitzer und anderen Personen 
(Nutzniesser, Nutzmieter, Gläubiger usw.)23
11. In der ersten Periode unserer volksdemokratischen Entwicklung entstan­
den die Forderungen an die Demokratisierung des Justizneesens in fester Einheit 
mit den Kriegsfolgen verbundenen verfahrensrechtlichen Aufgaben.
Die erste Gruppe der Reformmassnahmen, die die demokratische Umgestal­
tung des Zivilverfahrens zum Ziele setzten, richtete sich auf die Beseitigung der 
feudalkapitalistischen Überbleibsel, auf die Schöpfung der staatsbürgerlichen Becht- 
gleichheit, auf die Spiegelung des veränderten, nach der Befreiung eingetretenen 
Klasseninhalts der Staatsmacht im Gerichtswesen und auf die Geltendmachung 
der Volksaufgaben der Rechtsprechung.
Eine der ersten Justizverwaltungsregeln, die die Provisorische Nationalregie­
rung während der Befreiungskämpfe erliess, war die Verordnung No. 45 010/1945. 
(I. 4.) I. M„ welche den Text des Richtereides damit erweiterte, dass die Gerichte 
bei ihrem Verfahren die Interessen des Volkes vor Augen zu halten haben.
Ein lebendiger Anachronismus des ungarischen Rechtssystems war das Gericht 
des Oberhofmurschalls, welches (teilweise aber sein Präsident, als Einzelrichter) in 
den gegen die Dynastie, dann die gewesene Dynastie (die Familie Habsburg) und 
gegen einige anderen Familien ähnlicher Stellung geführten Zivilprozessen und 
ausserprozessualen Verfahren zuständig war. Das Gesetz No. IV. v. J. 1940. 20. 
Februar hob die Tätigkeit des Oberhofmarschallsgerichts auf und sagte aus, dass in 
den Angelegenheiten, für welche es zuständig war, die allgemeinen Zuständigkeits­
regeln zu verwenden sind.
Die Verordnung No. 1800/1946. (II. 23.) M. E. wies die Geltendmachung jeder 
Forderung, die aus dem Arbeitsverhältnis der landwirtschaftlichen Arbeiter und 
der Hausangestellten enstanden sind, der Zuständigkeit des Amtsgerichtes, als 
Arbeitsgerichtes zu ; damit ging man um einen bedeutenden Schritt in der Ver­
wirklichung des demokratischen Grundsatzes weiter, dass die Rechtsprechung
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ausschliesslich durch die Gerichte versehen werde. Laut der älteren Gesetze 
verfuhren die Verwaltungsorgane in solchen Angelegenheiten.
Es war die Verordnung Xo. 10 160/1945. (X. 31.) M. E. welche zuerst den 
bourgeois Grundsatz des Anwaltszwanges im Zivilprozess «■schüttelte. Laut dieser 
Verordnung konnte man — vorläufig nur provisorisch — von der verpflichtenden 
Anwaltsvertretung absehen, wenn im Sitz oder Gebiet des Gerichts kein Anwalt 
praktisierte, oder, wenn der Anwaltszwang die Partei ungerecht schwer belastet 
hätte.
Die zweite Gruppe der Zivilverfahrensvorschriften, die die Demokratisierung 
der Justiz erstrebten, wollte die Beschwerden und Ungerechtigkeit, die die Verfolgten 
des Faschismus trafen, mit restitutivem Charakter beheben.
Das gegenrevolutionäre Regime verfolgte um ihrer Überzeugung willen rück­
sichtslos die Vorkämpfer der Arbeiterbewegung und der demokratischen Freiheits­
rechte, und traf einen Teil der ungarischen Staatsbürger mit verschiedenen Rechts- 
nachteilen ; sie wurden um ihre persönlichen Rechte, ihr Amt, ihr Vermögen ge­
bracht, ja es wurden Hunderttausende dem Nazismus zur Beute hingeworfen. Nach 
dem Sturz des Faschismus sah das volksdemokratische System als seine erste Aufgabe 
diese entrechtenden Massnahmen zu vernichten an und die noch heilbaren Unge­
rechtigkeiten gutzumachen.
In den Jahren nach der Befreiung erschienen zahlreiche ähnliche Rechtsnor­
men, darunter auch solche, die sich auf das Zivilverfahren beziehen. Der eine Teil 
enthält prozessrechtliche, der andere ausserprozessuale Verfahrensnormen; es 
gibt auch solche, die das Verfahren auf einen aussergerichtlichen Weg lenkten, 
bzw. nach dem Verfahren der Staatsverwaltung die Inanspruchnahme des Gerichts 
ermöglichten.
Die Verordnung No. 285/1945. (II. 27.) M. E. der Provisorischen National­
regierung ergriff das erstemal Massnahmen über die Rehabilitation derjenigen, 
die wegen ihres Benehmens zur Zeit der Räterepublik v. J. 1919. und seitdem wegen 
ihrer linksgerichteten politischen Überzeugung (Kommunisten, Sozialdemokraten, 
Antifaschisten) und ihrer Tätigkeit verurteilt, bzw. benachteiligt wurden und über 
die Gutmachung ihrer materiellen Beschwerden (Zurücklegung ins Amt, die Aner­
kennung der Pensionsberechtigung, des Gnadengehalts usw.). Unter den späteren 
wichtigen Rechtsnormen das gerichtliche Zivilverfahren betreffend, war die Verord­
nung No. 4800/1945. (VII. 4.) M. E., welche für die Entscheidung über einige An­
sprüche der wegen linksgerichteter politischen Überzeugung oder Haltung, bzw. 
wegen ihrer Abstammung entlassenen Privatangestellten „den ordentlichen Geset­
zesweg“ (d. h. gerichtlichen Weg) — von dem üblichen Schlichtungsausschussver­
fahren abweichend — öffnete. Über die Geltendmachung im Prozesswege der 
Pensionsansprüche derjenigen Angestellten und ihrer Angehörigen, die der Kraft 
■derselben Verordnung unterstanden, verfügt die Verordnung No. 3100/1947. 
(III. 8.) M. E.
Die faschistischen Rassengesetze und Verordnungen wurden durch die Verord­
nung No. 200/1945. (III. 27.) M. E. ausser Kraft gesetzt. Zahlreiche Rechtsnormen 
verfügten über die Aufhebung jener vermögensrechtlichen Fachteile, die infolge der 
Rassengesetze die Staatsbürger erlitten. Ohne Rücksicht auf ihren Wert konnten 
diese verlorenen Mobilien24 im amtsgerichtlichen Wege zurückgefordert werden ; 
Schlichtungsausschüsse wurden neben den Amtsgerichten organisiert und diese 
verfuhren im allgemeinen nach den Normen der Zivilprozessordnung ; diese entschie­
den über die Zurückerstattung der Geschäftseinrichtungen, der Waren- und Material-
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Vorräte, bzw. über ihren Wertersatz ; gegen die Entscheidungen der Schlichtungs­
ausschüsse konnte man an die Gerichtstafel Berufung einlegen.28
Die zivilverfahrensrechtlichen Verordnungen der Ungarischen Volksdemokratie 
bildeten in der ersten Periode der demokratischen Entwicklung natürlicherweise 
keine abgeschlossene Ganzheit. Die Veränderungen, die in der Wirtschaftsgrund­
lage und in der Eigenart der Staatsmacht vorgingen, die „Wendung“ selbst nahmen 
eine längere Zeit in Anspruch, die Bewusstseinsformen der Gesellschaft, darunter 
das Rechtswesen formten sich noch langsamer um. In der zweiten Periode unserer 
volksdemokratischen Entwicklung sind noch zahlreiche solche Zivilverfahre ns- 
normen vorzufinden, welche sich noch im Grunde genommen auf die Aufgaben der 
Entwicklung der ersten Periode bezogen. Die Gesetzgebung und die Verwirklichung 
der Rechtsnormen sind infolge der eigenartigen volksdemokratischen Entwicklung 
innerhalb der einzelnen geschichtlichen Perioden nicht steif abzugrenzen.
V.
Das Zivilverfahrensrecht in der zweiten Periode der ungarischen 
volksdemokratischen Entwicklung
12. In der zweiten Periode unserer volksdemokratischen Entwicklung macht 
die Proletardiktatur den Klasseninhalt der Staatsmacht aus.
Die Gestaltung des rechtlichen Überbaus und innerhalb dieses dieselbe des 
Zivil Verfahrensrechts wird letzten Endes durch jene Veränderungen der Wirtschafts­
struktur bestimmt, welche vor allem in der Entwicklung des sozialistischen Sektors 
und des sozialistischen Eigentums erscheinen. Die Modifizierungen, dann aber die 
radikale Umgestaltung des ungarischen Zivilverfahrensrechts hängen in dieser 
Periode in erster Reihe mit der rapiden Entwicklung der Produktionsverhältnisse, 
mit der Entfaltung und mit dem Erstarken der führenden Rolle des sozialistischen 
Eigentums (staatliches und Genossenschaftseigentum) zusammen. Durch dieselben 
Faktoren werden die Änderungen der materiellen Rechte des Zivil Verfahrensrechts 
(Zivilrecht, Arbeitsrecht usw.) bestimmt ; die letzteren haben ihrerseits danach 
die Entwicklung des Verfahrensrechts beeinflusst.
In der zweiten Periode unserer volksdemokratischen Entwicklung übte jener 
Umstand einen grossen Einfluss auf die Gestaltung des Zivilverfahrens aus, dass 
die totale Beseitigung der alten Überbleibsel im Staatsapparat und der völlige 
Aufbau des neuen sozialistischen Staatsapparates auch auf dem Gebiete der Recht­
sprechung sich in dieser Periode vollzog. Die völlige Umgestaltung unseres Zivil­
verfahrensrechts fand bloss in den Jahren nach der Errichtung des Rätesystems 
statt. Jetzt erst wurde es uns möglich schon vielmehr entschlossener und erfolg­
reicher die Erfahrungen der sowjetischen sozialistischen Gesetzgebung und .Juris- 
prundenz anzuwenden. Die diesbezügliche Hilfe der Sowjetunion bedeutete in der 
Ausgestaltung und Weiterentwicklung unseres sozialistischen Zivilverfahrensrechts 
eine unschätzbare Unterstützung.
Die Zivilverfahrensreformen dieser Periode sind letzten Endes von einem 
umfassenden und radikalen Charakter. In den ersten Jahren nach der Wendung 
war das Gesetz v. J. 1911. samt seiner inzwischen erfolgten Modifizierungen — als 
eine Gesamtheit — zwar in Kraft, und die partiellen Reformen setzten sich vorder­
hand fort, die am 20" August 1949. in Kraft tretende Verfassung aber verkündete 
schon die prinzipielle Umgestaltung der gesamten Rechtsprechung, und im Jahre 
1952. kam die neue Zivilprozessordnung zustande. All das, was auf dem Gebiete
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des Zivilverfahrensrechts nachher geschah, war im Grunde genommen die Folge 
der weiteren Vervollständigung der sozialistischen Staatsorganisation, bzw. folgte 
aus jenem Erfordernis, dass das Zivilverfahrensrecht fortwährend geeigneter zur 
Erfüllung der Aufgaben des sozialistischen Aufbaus zu werden habe.
13. Die ernten Zivilverfahrensnormen der bis zur Bewilligung der Verfassung 
reichenden Periode dienten noch immer der Lösung solcher provisorischen Probleme, 
die mit den Kriegsfolgen, der demokratischen Umgestaltung und dem Übergang 
an die Forintvaluta zusammenhingen.
Die Verordnung No. 13 110/1948. (XII. 24.) Korm. regelte mit allgemeinem 
und endgültigem Charakter die Möglichkeit der dem 1. August 1946. vorherge­
henden Ansprüche. Die Einstellung der Geltendmachung nämlich bedeutete, dass 
die Umwertung einiger Ansprüche ausgeschlossen und damit eigentlich die An­
sprüche behoben wurden. Die Verordnung stellte im allgemeinen die Klagbarkeit 
der gegen öffentliche Behörden bestehendien Forderungen, die vor dem 1. August 
entstanden sind, von einigen ausserordentlichen (einem Unterhalt dienenden, aus 
Unglücksfällen, Dientsverhältnissen herstammenden usw.) Forderungen abgesehen 
ein. Die Klagbarkeit der vor dem 1. August 1946. enstandenen Geldansprüche — 
mit etwas mehr Ausnahmen — wurde nicht nur gegen Behörden, sondern gegen jeder­
mann eingestellt. Aus dem Standpunkte unserer weiteren zivilverfahrensrechtlichen 
Entwicklung ist jene Norm der Verordnung überaus wichtig, welche das Gericht 
berechtigt, in einem, wegen einer anderen (ausser der Kraft der Verordnung stehen­
den) Forderung geführten Prozess dem Beklagten auch ohne die Einwilligung 
des Klägers eine Patenbegünstigung, eine längere Leistungsfrist zu geben, oder den 
Prozess einzustellen, wenn der Beklagte es im Laufe des Prozesses glaubhaft macht, 
dass er seinen eigenen Anspruch, der mit dem gegen ihn geltend gemachten Anspruch 
gleichen Rechtstitel hat, oder damit wirtschaftlich zusammenhängt, infolge der 
beschränkenden Verordnungen im gerichtlichen Wege nicht geltend machen kann. 
In dieser, sich auf bestimmte ausserordentliche Fälle beziehenden Vorschrift der 
Verordnung No. 13 110/1948. (XII. 24.) Korm. erscheint schon jene These, die 
sich mit allgemeiner Gültigkeit im Paragr. 217 der ZPO, im 2. und 3. Abschnitt 
verkörpert.
Die spätere Verordnung des Paragr. 129. der ZPO über Verlegung der Klage­
schrift erscheint schon vorgeworfen in jener Norm der Verordnung No. 6600/1948. 
(VI. 16.) Korm. laut deren das Gericht im Mangel der Kompetenz oder der 
Zuständigkeit statt abzulehnen die Klageschrift an das entsprechende Gericht 
von Amts wegen verlegt.
Die sozialistische Umgestaltung des Zwangsvollstreckungsverfahrens bedeutet 
die Verordnung No. 10 250/1948. (X. 5.) Korm., welche in die Verwertung der 
an Hand der gerichtlichen Zwangsvollstreckung gepfändeten Mobilien den Volks­
eigenen Betrieb : das Staatliche Leihhaus und Auktionshalle einschaltet. Solche 
Mobilien mussten diesem Betrieb zur Versteigerung übergeben werden, die sonst 
auf gerichtlicher Versteigerung verwertet werden sollten. Die Versteigerung wurde 
nur in dem Falle auf solche Weise durchgeführt, wenn der Gepfändete darum 
ersuchte und der Betrieb der Sache zustimmte.
Der Fortschritt der Nationalisierung, die Stärkung des sozialistischen Sektors 
der Volkswirtschaft beschleunigten notwendigerweise die sozialistische Umgestal­
tung des Zivilverfahrensrechts. Die Regierung verfügte zum erstenmal über die 
Rechtsstreitigkeiten der nationalisierten Betriebe durch die Verordnung No. 
9830/1948. (IX. 28.) Korm., welche einige früher erlassenen Verordnungen der 
Beschlüsse von dem Wirtschaftsoberrat zusammenfasste. Diese Verordnung, dann
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die an ihre Stelle tretende Verordnung No. 2850/1949. (III. 29.) Korm. entnahm 
der Kompetenz des Gerichts die Rechtsstreitigkeiten der Behörden (des 
Schatzamts, der Hauptstadt, der Komitate, Komitatsstädte und Gemeinden, usw. 
und der Betriebe und Institute derselben) untereinander, weiterhin — im Falle 
von Unterwerfung — die Rechtsstreitigkeiten zwischen den Privatparteien und 
den Behörden. Zur Entscheidung dieser Rechtsstreitigkeiten stellte man sog. 
Schlichtungsausschüsse bei dem Sekreteriat des Wirtschaftsoberrates und in den 
einzelnen Ministerien auf. Aus der Tätigkeit dieser Ausschüsse entwickelte sich 
die heutige Vertragsgerichtsbarkeit.
Aus diesen an sich bedeutungsvollen Verordnungen, welche aber das gesamte 
System des Zivilverfahrens unberührt Hessen, erscheint deutlich, dass die Gesetz­
gebung der Jahre 1948/49. vor dem Inkrafttreten der Verfassung bei weitem keinen 
Schritt mit der raschen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung, mit 
der grundsätzlichen Veränderung, die in den Produktionsverhältnissen und in 
der Eigenart der Staatsmacht vor sich ging, hielt. Die daraus folgenden Schwierig­
keiten wurden durch die persönliche Zusammensetzung des Justizapparates noch 
gesteigert: nicht nur die Anwendung der alten Rechtsnormen verwickelte die 
Lage, sondern das, von den neuen Rechtsnormen angestrebte Ziel scheiterte auch 
an der Haltung einiger reaktionären Richter. Die Durchführung des Gesetzes Xo. 
XXII. v. J. 1948. über die provisorische Regelung der Verlegung der Richter und 
der Entlassung der Richter und Staatsanwalte verbesserte gewissermassen diese 
Lage. Daneben aber bewies sich eine solche neue Institution als nötig, die in den 
Zivilsachen die der Volksdemokratie fremde gerichtliche Rechtsanwendung anzu- 
fechtcn und ihre Folgen wenigstens nachträglich abzuwehren allgemein ermög­
lichte. Um dieses Ziel zu erreichen führte die Regierung im Juni 1949. die Insti­
tution der Einrede von gemeinschaftliche Interesse ein. Die Anwendung der Einrede 
von gemeinschaftlichem Interesse wurde von der Regierung schon ursprünglich 
als provisorisch beabsichtigt, so lange „bis wir mittels der volksdemokratischen 
Staatsordnung entsprechenden Rechtsnormen aus unserem Rechtssystem jene 
Rechtsnormen entfernen können, welche entweder kraft ihres Geistes, oder ihrer 
Verfügung den Zielsetzungen der ungarischen Volksdemokratie gegenüberstehen“. 
[Verordnung Xo. 4071/1949. (VI. 4.) Korm. Paragr. 1.]
Die Einrede von gemeinschaftlichem Interesse konnte gegen rechtskräftigen 
oder nichtrechtskräftigen Gerichtsbeschluss, der in vermögensrechtlichen Zivilprczes- 
sen oder ausserprozessualen Verfahren gefällt worden ist, gehoben werden. Die 
Einrede wurde vom Rechtsamt des .Ministeriums für Justiz eingereicht, wenn der 
angegriffene Beschluss a) auf dem Grund einer vor dem 22. Dez. 1944. gebrachten 
Rechtsnorm ruhte, die den Zielsetzungen der ungarischen Volksdemokratie gegen­
überstand. oder h) auf einer Deutung einer Rechtsnorm beruhte, welche Deutung 
den Rechtsgrundlagen der ungarischen Volksdemokratie nicht entsprach. Über 
die Einrede von gemeinschaftlichem Interesse entschied der besondere Senat der 
Kurie (nach dem Gesetz Xo. 9. v. J. 1949. des Obersten Gerichts der Ungarischen 
Volksrepublik) [laut der Verordnung Xo. 4338/1949. (XII. 6.) M. T.: der Prinzi­
pielle Senat). Man nannte eine „prinzipielle Feststellung“ den verfügenden Teil 
des Beschlusses, der die Einrede zuliess. Das Oberste Gericht konnte in der prinzi­
piellen Feststellung festlegen, dass die Rechtsnorm, die die Grundlage des be­
anstandeten Beschlusses bildete, den Zielsetzungen der ungarischen Volksdemokratie 
entweder in ihrem Geist, oder kraft ihrer einzelnen Verordnungen gegenüberstehe, 
und demgemäss in ihrer Ganzheit oder in ihren bezeichneten Teilen nicht anzu­
wenden sei (so erhielt das Oberste Gericht im Grunde genommen das Recht das
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Außerkrafttreten der vor dem 22. Dez. 1944. entstandenen Rechtsnormen festzustel­
len); das Oberste Gericht konnte weiterhin auch in der Richtung entscheiden, 
dass die Rechtsnorm, die dem beanstandeten Beschluss als Grundlage diente, auf 
welche, den grundsätzlichen Rechtsprinzipien der ungarischen Volksdemokratie 
entsprechende Weise zu deuten sei (d. h. das Oberste Gericht erhielt das Recht 
der authentischen Rechtsauslegung).
Daraus ist es ersichtlich, dass die Einrede von gemeinschaftlichem Interesse 
eigentlich ein, dem Minister für Justiz gesichertes Mittel zum Aufsichtsverfahren 
in der Zeit vor der Aufrichtung der Staatsanwaltschaft neuen Typs und der neuen 
Regelung der Zuständigkeit des Präsidenten vom Obersten Gericht darstellte, 
im Grunde genommen die Vorläuferin des heutigen Gesetzlichkeitseinspruchs in 
Zivilsachen war. Die Institution der Einrede von gemeinschaftlischem Interesse 
musste aber ihrerzeit vor allem wegen des Inkraftseins von zahlreichen alten 
Rechtsnormen und wegen der Fehler der gerichtlichen Rechtsanwendung eingeführt 
werden.
Die Wendung, die in der graduellen Umwandlung der demokratischen Arbeiter- 
Bauerndiktatur zur Proletardiktatur zum Ausdruck kam, erreichte ihren rechtlichen 
Höhepunkt in der Verfassung unserer Volksrepublik, im Gesetz No. XX. 1949. Die 
Verfassung gestaltete auch unser Justiz wesen völlig um. Die Kapitel VI. und
VII. behandeln die Organisations- und Wirkungsgrundsätze des Gerichts und der 
Staatsanwaltschaft, sie stellen jene Thesen fest, die das ungarische Justizwesen mit 
neuem Inhalt erfüllten, und die weiterhin später die neuen Formen des Justiz­
wesens im Zivil- und Strafverfahren gestalteten.
14. Die Hauptaufgabe auf dem Gebiete des Zivilverfahrens war in der Periode 
unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Verfassung die Bearbeitung der neuen sozia­
listischen ungarischen Zivilprozessordnung auf Grund der in der Verfassung enthal­
tenen Prinzipien. Die Lösung der Aufgabe wurde durch die Gesetzgebung in den 
ersten Jahren nach der Annahme der Verfassung, sogar durch die Praxis des Ober­
sten Gerichts vorbereitet.
An Hand der dringendsten Veränderungen provisorischen Charakters in der 
Gerichtsorganisation entstand der Prinzipielle Rat des Obersten Gerichts. Dieser hatte 
auf Grund der Verordnung No. 4338/1949. (XII. (i.) M. T. die Aufgabe — unter 
anderen — die früheren Plenar- und Rechtseinheitsentscheidungen der Kurie 
(Beschlüsse), soeben die in die amtliche Sammlung aufgenommenen prinzipiellen 
Beschlüsse zu überprüfen. Das Ziel dieser Überprüfung war die kúriaién Entschei­
dungen und Beschlüsse aus jenem Standpunkte auszumustern, ob sie den Ziel­
setzungen der ungarischen Volksdemokratie entsprächen und ob ihre Aktualität 
noch bestehe. Die als Ergebnis der Überprüfung in Kraft behaltenen kúriaién 
Entscheidungen und Beschlüsse erhielten durch die oben gennante Verordnung 
dieselbe verpflichtende Kraft, als die neu gegebenen prinzipiellen Entscheidungen.
Die Verordnung No. 210/1950. (VIII. 20.) M. T. entwickelt die Institution der 
Einrede von gemeinschaftlichen Interesse weiter. Aufs Muster „der Rechtsmittel 
im Interesse der Gesetzlichkeit“, geregelt auf dem Gebiet des Strafverfahrens im 
Gesetz No. XI. 1949., führt die oben erwähnte Verordnung die Rechtsmittel im 
Interesse der Gesetzlichkeit in vermögensrechtlichen Zivilprozessen und ausserpro- 
zessualen Verfahren ein. Es war weiterhin das Rechtsamt des Ministeriums für 
Justiz das Gesuch vorzulegen provisorisch berechtigt.
Das Oberste Gericht brachte in seiner prinzipiell-führenden Kompetenz mehrere 
solche Beschlüsse, die einen bedeutsamen Einfluss an die Entwicklung des Zivil­
verfahrens vor der Verfertigung der Zivilprozessordnung ausübten. Die gemein-
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sarae Tendenz dieser Beschlüsse besteht in der Eliminierung des oft erscheinenden 
Formalismus von dem damals noch geltenden Gesetz No. I. v. J. 1911., die Erleichte­
rung der Anwendung des Gesetzes von bourgeois Herkunft inmitten der volks­
demokratischen Verhältnissen. Die gerichtliche Praxis trug in diesen Jahren immer 
stärker zur sozialistischen Entwicklung unseres Rechtswesens im allgemeinen bei, 
sie bemühte sich die sozialistischen verfahrensrechtlichen Grundsätze bis zum 
Erlass der neuen Rechtsregeln zur Geltung zu bringen.26
Die prinzipielle Feststellung No. 2. sagt z. B. aus, dass das Revisionsgericht 
(im System des Gesetzes No. I. v. J. 1911. das drittinstanzliche Gericht) auch das 
sonst ausgeschlossene Revisionsgesuch zulassen kann, wenn es wahrgenommen 
wird, wonach das Berufungsgericht infolge des Mangels der Kompetenz des erstint- 
stanzlichen Gerichtes durch die Verletzung des Gesetzes den Prozess eingestellt 
habe. Die Formalregel kann also die inhaltlich gesetzmässige Urteilsfällung nicht 
verhindern.27
Die prinzipielle Feststellung No. 4. mildert die Strenge des Verbots betreffend 
die Änderung der Klage laut des Gesetzes No. I. v. J. 1911.; sie sagt es aus, dass 
die Klage wegen der falschen Benennung des Rechtstitels an sich nicht abgewiesen 
werden könne, wenn die Tatsachen, welche die Forderung erhebende Partei vorge­
tragen hatte, sich als wahr bewiesen haben und die Klage begründen.
Eine Bestimmung des Prinzipiellen Senates v. J. 1950. mahnt die Gerichte, 
dass sie die Äusserungen der Parteien nicht nach den Buchstaben, sondern ihrem 
Inhalt nach zu bewerten hätten, und deswegen die Klage auf den Ersatz der Investi­
tionen auf einer Liegenschaft so betrachtet werden müsse, dass sie die Einwendung 
des Zurückhaltungsrechts auch enthalte.28 Der von der Partei begangene Form­
fehler wird also vom Gericht verbessert.
Die formellen Verfügungen der alten Zivilprozessordnung in bezug auf das 
Versäumnis der Partei können nunmehr in den Prozessen, die das gesellschaftliche 
Eigentum betreffen, die Klärung der Wahrheit nicht mehr verhindern. Diesen 
richtigen Grundsatz enthält eine Bestimmung vom Nov. 1951. des Prinzipiellen 
Senates, welche sagt aus, dass das Gericht im Falle des Nichterscheinens des Beklag­
ten (im gegebenen Falle ein Staatsgut) von Amts wegen den Tatbestand und den 
Rechtsgrund der Klage untersuchen muss, und nur dann ein Versäumnisurteil 
fällen kann, wenn es jene als zutreffend vorfand.29
Der Prinzipielle Senat beschloss schon vor dem Inkraffreten der ZPO, dass das 
Gericht den Vergleich aus dem Standpunkte auch untersuchen müsse, ob er mit 
der Verletzung der einen Partei nicht zum unbegründeten Vorteil der anderen diene, 
ob er das gerechte Interesse der Parteien, oder der einen von ihnen und im allgemei­
nen die materielle Gerechtigkeit nicht verletze.30 In diesem Sinne hat das Gericht 
auch bei der Anwendung der Normen der alten ZPO im Geist des sozialistischen 
Dispositionsprinzips zu verfahren.
Die gesetzesvertretende Verordnung No. 30. v. J. 1950. übergab den in den 
Gewerkschaften vereinigten Werktätigen die Verwaltung der Sozialversicherung. 
Auf Grund der darin enthaltenen Ermächtigung erschien die Verordnung No. 
2070/1950. (I. 8.) I. M., laut welcher das Verfahren in Prozessen und ausser- 
prozessualen Angelegenheiten, die sich auf dem Rechtsverhältnis der Sozialver­
sicherung begründen, der Zuständigkeit des Amtsgerichtes angehöre; als Beru­
fungsgericht verfährt aber das Komitatsgericht. Es ist von grosser Bedeutung, 
dass die Verordnung das bourgeois Prinzip des Anwaltszwanges weiter auf lockernd 
bestimmt, dass die Anwaltsvertretung nicht nur vor dem Amtsgericht, sondern 
noch vor dem Komitatsgericht auch nicht verpflichtend sei.31
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Die Aufhebung der Oberen Gerichte mit dem Gesetz No. IV. л-. J. 1950. liess 
die neue Regelung der Zuständigkeit#fragen und des Rechtsmiltehysteme in der 
Zeit des noch in Kraft seienden Gesetzes No. I. v. J. 1911. nicht mehr aufschieben. 
Das geschah durchgesetzesvertretende Verordnung No. 40. v. J. 1950., welches 
vor allem die Zuständigkeitslage des Amts- und Komitatsgerichte grundsätzlich 
umwandte : eine allgemeine Zuständigkeit erhielt — der bisherigen Lage gegenüber 
— das Amtsgericht, das der Bevölkerung am nächsten stand ; das Komitatsgericht 
ist nunmehr nur für solche Angelegenheiten zuständig, die ausdrücklich ihm über­
tragen wurden. Auf dem Gebiete des Rechtsmittelverfahrens führte diese Verord­
nung das auf Grund der ZPO noch heute geltende System, die eininstanzlichc 
Berufung statt der zweiinstanzlichen (Berufung und Revision, bzw. zweifacher 
Rekurs) ein. Zugleich vereinheitlichte die Verordnung die Benennung der Rechts­
mittel gegen das Urteil und den Beschluss : alle beide erhielten den einheitlichen 
Namen Berufung. — Die gesetzvertretende Verordnung No. 40. v. J. 1950. hob 
die Tätigkeit des Rechtsamtes im Ministerium für Justiz auf; seine Aufgaben (auf 
dem Gebiete des Zivilverfahrens z. B. die Einrede von gemeinschaftlichen Interesse, 
bzw. das Einreichen der Gesetzlichkeitsrechtsmittel) versah der Justizminister.
In der Erweiterung der Gerichtszuständigkeit und der Verwirklichung des 
Prinzips der Volksteilnahme im Zivilverfahren bedeutete einen Fortschritt die 
Verordnung No. 107/1951. (IX. 9.) M. T. über die vertragliche landwirtschaftliche 
Pr< duktion. Diese Verordnung w ies die mit der Vertragsproduktion verbundenen 
Rechtsstreitigkeiten — mit wenigen Ausnahmen — der Zuständigkeit der Amtsge­
richte zu. Die in Zivilrechtsstreitigkeiten damals im allgemeinen als Einzelgerichte 
wirkenden Amtsgerichte mussten diese Angelegenheiten in dreigliedrigen Senaten 
entscheiden ; der Präsident des Gerichtssenat war ein Amtsrichter, die Beisitzer 
aber je ein Abgesandter der Agrarabteilung vom Exekutivkomitee des Bezirksrates 
(bzw. des Stadt-, oder städtischen Bezirksrates) und einer von der örtlichen Organi­
sation des DÉFOSZ (Landesverband der Bauern und Ackerbauern).
Die rapide Erweiterung des sozialistischen Sektors in der Volkswirtschaft 
(inzwischen nahm die Gesetzesverordnung No. 20. v. J. 1949. die mindestens 10 
Arbeiter beschäftigenden Industrie-, Verkehrs-, Bergwerksbetriebe und Hütten, 
all die Elektrizitätswerke, die elektrische Energie erzeugten und verteilten, die 
Druckereien usw. in staatliches Eigentum über) machte die Weiterentwicklung 
des Verfahrens in Schlichtungsausschüssen nötig. Die Verordnung No. 94/1950. 
(III. 31.) M. T. veränderte die Benennung „Schlichtungsausschüsse“ zu „Schieds- 
ausschüsse", führte die Benennung „Behördliche Schiedsaussc-hüsse“ ein (dies 
wurde später der „Zentrale Schiedsausschuss“ genannt) und modifizierte in mancher 
Hinsicht die Verfahrensnormen der Schiedsaussc-hüsse. Die Verordnung No. 107/1950. 
(VI. 17.) VI. T. stellte „im Interesse der schnellen, zweckmässigen, den örtlichen 
Verhältnissen angepassten Verrichtung der Angelegenheiten“ Schiedsausschüsse 
neben den Komitatsräten und den Exekutivkomitee des Budapester Stadtrates auf. 
Die Regierung veröffentlichte den ersten vollständigen Kodex der Vertragsgerichts- 
baikeit in der Verordnung No. 207/1950. (XII. S.) M. T. Diese blieb — mit 
manchen Modifizierungen |z. B. die Verordnungen No. 102/1952. (XI. 10.), 10/1954. 
(II. 7.) M. T.| bis zum I. Sept. 1955. in Kraft als die Verordnung No. 51/1955. 
(VIII. 19.) M. T. über die Schiedsausschüsse und das Schiedsausschussverfahren 
an ihre Stelle trat.
Gleicherweise verlangte die Erweiterung des Kreises des sozialistischen Staats­
eigentums die Frage der gerichtlichen Zwangsvollstreckung gegen die volks­
eigenen Betriebe von den allgemeinen Normen abweichenderweise zu lösen. Darüber
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verfügte die Verordnung No. 110/1950. (IV. 15.) M. T. so, dass der Finanzminister, 
bzw. der im Finanzministerium wirkende Ausschuss für Betriebsfinanzwesen für 
die Befriedigung der Forderung — auf Grund des Beschlusses über die gerichtliche 
Zwangsvollstreckung — zu sorgen hatte, und zwar durch die Einstellung der 
betreffenden Summe in den Finanzplan des Betriebes. Laut der modifizierenden 
Verfügung der Verordnung Xo. 00/1952. (VII. 0.) M. T. ersuchte die berechtigte 
Partei bzw. das Gericht unmittelbar die Ungarische Nationalbank um die Durch­
führung des rechtskräftigen Beschlusses. Diese Frage ist gegenwärtig vom Kapitel 
No. VIII. der Gesetzesverordnung No 21. v. J. 1955. geregelt.
15. Das Gesetz No. III. v. J. 1952., die neue, auch gegenwärtig geltende Zivil­
prozessordnung wurde im Mai 1952. vor das Parlament gelegt und am 0. Juni 1952. 
verkündigt. Die Erscheinung der ZPO war ein wichtiges Ereignis in der Entwick­
lung unseres volksdemokratischen Rechtswesens. Das ist eines unserer ersten 
sozialistischen Gesetzbücher. Die zivilverfahrensrechtliche Gesetzgebung schloss 
sich der strafrechtlichen an, welche in der Durchführung von einigen sozialistischen 
Prinzipien (z. B. die Teilnahme der Schöffen, was im Strafverfahren durch das 
Gesetz No. NI. v. J. 1949. allgemein geltend wurde) ebenso, wie in der Kodi- 
fizierung (das Gesetz No. III. v. J. 1951.) ihr zuvorkam.
Die ZPO verwirklicht im Zivilverfahren die demokratischen Prinzipien der 
Rechtsprechung. Sie eliminiert den Einzelrichter aus dem Prozessverfahren, zieht 
in die Entscheidung der Zivilprozesse die Schöffen heran, wickelt das ganze 
Verfahren im Geiste des sozialistischen Demokratismus ab, und stellt in dessen 
Mittelpunkt die Forderung an die Klärung des wirklichen Tatbestandes, versichert 
die Geltung des Dispcsitions- und Verhandlungsprinzips, die Öffentlichkeit der 
Verhandlungen, die Gleichberechtigung der Parteien, die Mündlichkeit, .das Prinzip 
der Unmittelbarkeit, usw. Die ZPO unterscheidet sich deshalb prinzipiell von aller­
lei bourgeois Zivilprozessordnungen, welche im besten Falle auf der Grundlage 
der Bourgeois- „Demokratie“ (Gleichberechtigung in Worten, Unterscheidung und 
Entrechtung in der Wirklichkeit) ruhen und sich mit der Klärung der sog. „Formal"- 
(„rechtlichen“) Gerechtigkeit zufriede stellen.
Die ZPO trat am 1. Januar 1953. in Kraft. In Zusammenhang mit dem Ausser- 
krafttreten des 1. Gesetzes v. J. 1911. und dem Inkrafttreten der ZPO wurde der 
Erlass von mehx’eren Rechtsnormen nötig. Es erschien am 28. Dez. 1952. die 
Gesetzesverordnung No. 22. v. J. 1952. über das Inkrafttreten und die Durchfüh­
rung der ZPO, soeben die Verordnung No. 105/1952. (XII. 28.) M. T. über die infolge 
des Inkrafttretens der ZPO nötigen Massnahmen.
Die Regeln über die Erwählung und Wirkung der in der Rechtsprechung teil­
nehmenden Schöffen enthielt die Verordnung No. 92/1952. (X. 5.) M. '1'. über 
die Fragen in bezug auf die Kostenfreiheit verfügte die Anweisung No. 1(510/1952. 
(I. K. 1953. 1.) I. M. [Die gegenwärtig geltenden Normen enthält die Verordnung 
No. 2/1948. (II. 16.) 1. M.| Um das Gerichtsverfahren in den sog. „A"-Prozessen 
(die Prozesse der Staatsorgane, Gesellschaftsorganisationen, usw. untereinander) 
zu regeln erliess der Justizminister die Anweisung No. 1620/1952. (I. K. 1953. 
No. 1.) I. M. Die ausführlichen Normen des Xachlassverfahrens enthielt die Anwei­
sung No. 1630/1952. (1. K. 1953. No. 1.) I. M. Diese Verordnungen und Anwei­
sungen sind infolge der Erscheinung des Gerichtsverfassunggesetzes (Bsz), dann 
der ZPO Novelle (Ppn) teilweise oder ganz gegenstandslos geworden.
Gleichzeitig mit der ZPO wurde das Familienrechtliche Gesetz (Csjt) verkün­
digt, welches wichtige Verordnungen, unter anderen hinsichtlich der Eheprozesse, 
der Prozesse um die Feststellung des Familienrechtsstandes und die Aufhebung,
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bzvv. Herstellung der elterlichen Aufsicht enthält. Die das Inkrafttreten und die 
Durchführung des Familienrechtlichen Gesetzes, soeben die Weiterentwicklung 
der darin enthaltenen Bestimmungen sichernden Rechtsnormen | zuerst die Gesetze­
verordnung No. 23. v. J. 1952. und die Verordnung Nö. 7/1953. (II. 8.) M. T. | 
ergänzen die Normen der ZPO hinsichtlich des Gerichtsverfahrens in den einzel­
nen familienrechtlichen Angelegenheiten.
Die ZPO also und die mit ihrem Erscheinen verbundenen Rechtsnormen 
verrichteten im Grunde genommen eine der wichtigsten Aufgaben hinsichtlich 
der Gesetzgebung in der Periode nach dem Inkrafttreten der Verfassung, den 
Aufbau des Systems von dem ungarischen sozialistischen Zivilverfahrensrecht. 
Ein bedeutender Teil der Aufgabe blieb aber vorderhand noch ungelöst, und das 
ist die neue Koclifizierung des Zwangsvollstreckungsverfahrens.
Die gerichtsrechtliche Koclifizierung nahm einen neuen Aufschwung im Som­
mer 1953. als die Gesetzesverordnung No. 13. v. J. 1953. über die Staatsanwaltschaft 
der Ungarischen Volksrepublik erschien (Üsz.). Das Üsz. führte durch und entwickelte 
weiter die Verordnungen des VII. Kapitels der Verfassung, errichtete die General­
staatsanwaltschaft der Ungarischen Volksrepublik, regelte die Kompetenz der 
Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Gesetzlichkeitsaufsicht und die strukturellen 
Fragen der Staatsanwaltschaftsorgr.nisation. Vom zivilverfahrensrechtlichen Stand­
punkte aus sind jene Verordnungen des üsz. bedeutend, welche sich auf die 
Mitwirkung des Staatsanwalts in dem Zivilverfahren, besonders aber auf den in 
Zivilsachen vorlegbaren Gesetzlichkeitsprotest beziehen. (An Stelle dieses Gesetzes 
ist in 1959. ein neues Üsz., die Gesetzesverordnung No. 9. v. J. 1959. über die 
Staatsanwaltschaft der Ungarischen Volksrepublik getreten.)
Einige Monate später, im Januar 1954. verhandelte und nahm das Parlament 
das Gesetz No. II. v. J. 1954. über die Gerichtsverfassung der Ungarischen Volksre­
publik an ( llsz.). Dieses Gesetz bedeutete die einheitliche und völlige Durchführung 
der grundsätzlichen Anordnungen, die im VI. Kapitel cler Verfassung festgestellt 
waren, vertrat gleichzeitig aber einen wichtigen Schritt auf dem Wege des weiteren 
Aufbaus und der völligen Entfaltung unseres sozialistischen Staats- und Rechts­
systems. Die aus dem Standpunkte des Zivilverfahrens wichtigsten neuen Massnah­
men des Gesetzes über die Gerichtsverfassung waren die neuartige Regelung der 
Zusammenstellung der Gerichtssenate, die Einführung des sozialistischen Rechtsmit­
telsystems hinsichtlich der Kassation-Revision, die Errichtung vom Zivilkollegium 
bei dem Komitats- (haupstädtischen) Gericht und bei dem Obersten Gericht der 
Ungarischen Volksrepublik, die Ermächtigung des Präsidenten des Obersten Ge­
richts Gesetzlichkeitsprotest vorzulegen, usw.32
Die erwähnten Anordnungen der Gesetze über die Organisation der Staatsan­
waltschaft und der Gerichte Hessen die Durchführung von bedeutenden prinzi­
piellen und strukturellen Veränderungen in der ZPO nicht mehr vermeiden. Daneben 
brachte die Praxis der seit dem Inkrafttreten der ZPO vergangenen 1—1 / 2 Jahre 
einige Mängel ans Licht, deren Beseitigung schon an sich als zeitgemäss erschien. 
Darum wurde die Reform der ZPO, gleich wie die der Strafprozessordnung vom
III. Gesetz v. J. 1951. an die Tagesordnung gesetzt.33 Die Regierung breitete auf 
der Junitagung des Landtages den Vorschlag über die Modifizierung der ZPO vor. 
Dieser Vorschlag wurde vom Landtag am 19. Juni 1954. angenommen. Die in 
dem VI. Gesetz v. J. 1954. enthaltene ZPO Novelle (Ppn.) wurde am 29. Juni 
1954. verkündigt.
Der Paragraph 82 der ZPO Novelle modifizierte die Anordnungen der ZPO 
in ziemlich grosser Anzahl. Die ZPO Novelle veränderte unter anderen die bishe-
/
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rigen Normen über die Mitwirkung des Staatsanwalts in Zivilsachen, ordnete die 
Zusammensetzung der Gerichtssenate und einige Fragen der Kompetenz neu, sicherte 
die grundsätzlich führende Rolle des Obersten Gerichts und die Rechte des Präsi­
denten des Obersten Gerichts in der Zivilrechtsprechung auf eine viel wirksamere 
Weise, beschäftigte sich ausführlich mit den die Verhandlung vorbereitenden 
Massnahmen, gestaltete das Berufungsverfahren völlig um. regelte den Gesetz­
lichkeitsprotest, die Institution der Wiederaufnahme des Verfahrens neu. usw. 
Es ist auch daraus ersichtlich, dass die ZPONovelle eine umfassende Reform ver­
wirklichte, brachte die ZPO mit der Rechtsetzung der Zwischenzeit (Usz., Bsz.) 
in Einklang und vervollständigte in manchen Beziehungen ihre Lösungen.34 Die 
ZPONovelle trat am 1. August 1954. in Kraft. Für seine Inkraftsetzung und Durch­
führung, soeben für die damit zusammenhängenden nötigen Massnahmen sorgten 
die Gesetzesverordnung No. 18. v. J. 1954., die Verordnung No. 40/1954. (VIII. 1.) 
M. T. und noch weitere Verordnungen und Anweisungen des Justizministers.
In der Beziehung des Zwangsvollstreckungsverfahrens seit längerer Zeit be­
stehender Rückstand in der Kodifizierung wurde durch die Gesetzesverordnung 
No. 21. v. J. 1955., das am 20. Juli 1955. verkündigte Vlit. aufgehoben. Das Vht. 
tra t durch die Verordnung No. 54/1955. (VIII. 27.) M. T. am 1. Sept. 1955. in 
Kraft. Damit ist die Rechtsregelung des Zivilverfahrens im grossen und ganzen 
lückenlos geworden.
IG. Die Gegenrevolution vom Herbst 1950. — nebenbei äusserst schwere Schä­
den im allgemeinen angerichtet zu haben — legte lahm und warf in seiner Ent­
wicklung das sozialistische ungarische Justizwesen zurück. Ein zwangsinässiger 
Stillstand stellte sich auch in der Zivilrechtsprechung ein,35 es hat einige Justizbeam- 
ten gegeben, die in gegenrevolutionären Aktionen teilnahmen. Nach der Nieder­
schlagung der Gegenrevolution nahm die völlige Konsolidation im Justizwesen eine 
längere Zeit in Anspruch. Die Justizaufgaben in der Überwindung der Gegen­
revolution fielen zwar primär dem Strafgerichtswesen zu, es stellte sich aber rasch 
heraus, dass das Zivilgerichtswesen bei der Liquidierung der Folgen der Gegen­
revolution ebenfalls zahlreiche wichtige Aufgaben zu lösen hatte. Die charakteristi­
schen zivilgerichtlichen Angelegenheiten dieser Periode hingen mit den Entschä­
digungsverpflichtungen der gegenrevolutionären Organe und ihre Mitglieder, den 
vorschriftswidrig ausbezahlten Arbeitslöhnen, der Schädigung des staatlichen 
Eigentums, dem Zerschleppen des Vermögens der Produktionsgenossenschaften, 
den Angriffen gegen das System der Vertragsproduktion, den Rechtsverhältnissen 
persönlicher und vermögensrechtlicher Art der Dissidierten usw. zusammen.36
Inzwischen waren die Arbeiten im Gange um des Zivilverfahrensrecht zu ver- 
volkommnen. Eines der diesbezügliche Ergebnisse ist die Gesetzverordnung No. 5G. 
v. j. 1957. über die unmittelbare gerichtliche (notarielle) Beschlagnahme und die 
l erein/achung der Eintreibung der Vnterhaltsbeiträge. Diese Rechtsnorm machte 
die Eintreibung der Forderungen ergebnisvoller, indem sie die Beschlagnahme des 
Arbeitslohnes vereinfachte und das Verfahren zur Eintreibung der Unterhaltsbei­
träge beschleunigte.37
Das Gesetz No. IV. v. J. 1957. über die allgemeinen Verfahrensregeln der 
Staatsverwaltung ergab eine bedeutende Bereichserweiterung der Angelegenheiten, 
die durch das Zivilverfahren zur Entscheidung gelangten ; das VI. Kapitel des 
Gesetzes ermöglichte gewisse Staalsverualtungsbestimmungen durch eine Klage 
vor dem Gericht anzufechten,38 Für das Inkrafttreten und die Durchführung der 
diesbezüglichen Verordnungen des Gesetzes sorgten die Gesetzesverordnung No. 
58. v. J. 1957. und die Verordnung No 11/1957. (IX. 29.) I. M.
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Dio durch die ZPONovelle modifizierte ZPO erwies sich an Hand der drei­
jährigen gerichtlichen Anwendung in der Praxis als eine noch immer ungenügende 
Lösung einiger verfahrensrechtlichen Fragen. Gleichzeitig setzte sich die Ausein­
andersetzung über die prinzipiellen Probleme der ZPO im Bereich der Wissenschaft 
fort.39 Das Ergebnis der Kodifizierungsarbeit, die eine neue Reform der ZPO an­
strebte, geriet in der Form der ZPONovelle II. im Dezember 1957. vor den Land­
tag, und wurde als Gesetz No. VIII. v. J. 1957. angenommen.
Die II. Novelle der ZPO ist ein noch umfangreicheres Gesetz als es die erste 
war: sie besteht aus 116 Paragraphen. Unter den durch sie eingeführten zahlreichen 
Modifizierungen sind die Folgenden von prinzipiellem Standpunkte aus die aller­
wichtigsten ; die Zuweisung aller Prozesse betreffend den persönlichen Zustand 
in die Zuständigkeit des Amtsgerichts, die Umgestaltung des Berufungsverfahrens 
neben der Aufhebung der früheren Beschränkungen über die Beweisantretung, 
die Herstellung der erstinstanzlichen Gerichtszuständigkeit für die Zulassung der 
Wiederaufnahme des Verfahrens, die Aufhebung des die Ehescheidung vorberei­
tenden besonderen Verfahrens, das Institutieren der sog. Anschlussberufung, usw.
Über das Inkrafttreten und die Durchführung der II. ZPONovelle verfügen 
die Gesetzesverordnung No. 5. v. J. 1958. und die Verordnung No. 1/1958. (II.
16.) I. M.
Das sozialistische ungarische Zivilverfahrensrecht entwickelt sich auf Grund 
der wissenschaftlichen Ergebnisse und der praktischen Erfahrungen der Staats­
organe fortwährend weiter, es wird immer vollkommner um dem sozialistischen 
Aufbau in unserem Lande, dem Rechtsschutz der Staatsbürger und der sozialistischen 
Organisationen, der Sicherung der Gesetzlichkeit erfolgreicher dienen zu können.
FUSSNOTEN
1) Vgl. Sándor/fу K am ii: Törvényalkotásunk hőskora. (Das Ilek lonalte r unserer G e­
setzgebung.] B udapest, 1935. 107 —113. p. — Deák — tro tz  des P ro tests  von  Szé­
chenyi — Hess aus dem  Gcsotzvorsohlag die in E uropa überall übliche In s titu tio n  
der persönlichen V erhaftung, des W echselarrests auslassen. Zur Zeit des A bso­
lutism us fü h rte  eine Justizm in is terial Verordnung am  25. J a n u a r  1853. in U ngarn  
den W echsclarrest ein, die Landesrichterliche T agung lehn te  ihn aber wieder ab.
2) S. Az Országbírói É rtekezlet a törvénykezés tá rg y áb an  [Die Landesriehterliche 
T agung über die Rechtspflege.] (V eröffentlicht von Ráth György). P est, 1861, 18. p.
3) H alm osy  Endre: A nyilvános és szóbeli polgári peres eljárás elvei. [Die Prinzipien 
des öffentlichen und m ündlichen Z ivilverfahrens.] Sopron, 1866. I I I .  p.
4) Ib id . 4. p.
5) Z linszky wies an  den K ein  der Sache hin, als er an  H and der C harakterisierung 
der Z ivilgerichtsordnung feststcllte: „d ie linkischen M assnahm en konn ten  den 
Zeitgeist, w enn sie ihm  auch zuneigten, n ich t un te rd rü ck en  und die A nsprüche 
n icht einm al gewissermassen befriedigen.“ (A bizonyítás elm élete a polgári peres 
eljárásban, tek in te tte l a jogfejlődésre és a különböző törvényhozásokra.) [Die Theo­
rie des Beweisverfahrens im  Z ivilverfahren h insich tlich  der R echtsen tw ick lung  
u n d  der verschiedenen Gesetzgebungen.] B udapest, 1875. 65. p.
6) Vgl. Némi: A M agyar Tanácsköztársaság polgári eljárási jogalkotása. [Das Zivil­
verfahrensrechts der U ngarischen R äterepublik .] J .  K . Jg . 1955. No. 3. 219. p. 
und  Névai: Организация правосудия в Венгерской Советской Республике Z eitsch rift 
Обзоро Венгерского Права. Jg . 1959. No. 2. 5. р.
7) Siehe Névai: Die Entw icklung der O rganisation der G erichte und  S taa tsan w a lt­
schaften  in  U ngarn vom  Ja h re  1848 bis 1945. A nnales U niversita tis  Scientiarum  
B udapestinensis de Rolando Eötvös nom inatae. Sectio Ju ríd ica . Tom. I. B udapest, 
1959. 231. p.
8) M endelényi László: Tanulságok. [Belehrungen.] M agyar Jo g i Szemle Jg . 1920. No. 1. 
(Jan.) 48. p.
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9) D as Bezirksgericht lieho V erfahren lief aueh nach  dem  O riginaltext des I. Gesetzes 
v. J .  1911. vor einem  E inzelrich ter ab .
10) Die am  22. April 1920. erlassene V erordnung No. 3329/1920. M. E. m achte, neben 
der erheblichen E rhöhung der Berufungs- usw. W ertgrenzen (was die dam alige 
Infla tion  gewisserm assen nötig  m achte) erstinstanzlich  die E inzelgeriehtsbarkeit 
in weitem Kreise geltend, und bewilligte nu r in den V erm ögensrechtsstreitigkeiten 
von höchstem  W ert (über 500 000 K r.) clm rakteristischerw eise —, in einigen 
K onkursangelegenheiten und S tatusprozessen ausnahm sw eise eine Senatsbeurteilung 
s ta ttzu fin d en .
11) Es is t fü r die dam alige R ich tung  der Zivilpoze-.srechtswissenschaft ch a rak te ri­
stisch, dass der Ungarische Ju ristenvercin  einen Preis über diese Frage ausgeschrieben 
hatte . Den P rc i» h a t die A rbeit von Sárf jy  A ndor (A perá rad a t csökkentése a  peren 
kívüli eljárás fejlesztése ú tjá n . [Ü ber den Abbau des Prozessstrom es durch die E n t­
wicklung des ausserprozessualen Verfahrens.] B udapest, 1930.) gewonnen.
12) Die Zeitschrift Jogállam  |R ech tsstaa t] ste llte  in 1928. fest: , , . . .  es ist unbestre itbar, 
dass das Niveau des Gerichtswesens in den le tzten  Jah rzeh n ten  herabgesunken sei.“ 
(Jg. X X X V ll. 423. p.) In den späteren  Jah ren  ging diesel- Vorgang noch weiter.
13) Die V erordnungen No. 4700/1946. (IV. 28.), 12.520/1946. (X I. .30.) M. E.
14) Die V erordnungen No. 3350/1945. (VI. 19.), 4090/1945. (V II. 1.) M. E.
15) Die Verordnungen No. 2558 1945. (VI. 3.), 3370/1945. (VI. 28.) M. E.
16) Die Verordnungen No. 4110/1945. (V II. 1.), 11.230/1945. (X I. 27.) AI. E.
17) Die V erordnungen No. 24.390/1946. (X II . 17.), 2480/1945. (VI. 28.), 10.490/1945. 
(X I. 4.) M. F2. usw.
18) Die Verordnung No. 4710 1945. (V II. 14.) M. E.
19) Die Verordnung No. 670 1946. (I. 24.) AI. E.
20) Die Verordnungen No. 1170/1946. (II. 7.), 4650/1946. (V. 1.), 12.660 1946. (X I. 1.) 
M. E . usw.
21) Die Verordnungen No. 1910/1947. ( II . 4.), 6100/1947. (V. 21.) Al. E ., 2480/1948. 
( II I . 22.) K orín. usw.
22) Die Verordnung No. 22.140/1948. ( II I . 6.) F. Al.
23) Die V erordnung No. 13.850/1947. (X I. 29.) K orm .
24) Die V erordnungen No. 300/1946. (I. 26.), 6400 1947. (V. 24.) AI. E.
25) Die V erordnungen No. 7590/1945. (IX . 11.). 4380/1946. (IV. 12.) AI. E.
26) Vgl. Szilbereky Jenő: Bírói gyakorlat és polgári jogunk fejlődése. [Die G erichtspraxis 
und die Entw icklung unseres Zivilrechts.] .1. K . Jg . 1952. No. 2. 67. p.
27) D er in d er prinzipiellen F eststellung No. 2. v. J .  I960, in bezug au f eine Teilfrage 
ausgedrückte G rundsatz ist das K ehrb ik l jener These, die die S o w je t-russische 
Zivilprozessordnung gedrungen so aussagt: „E in  inhaltlich  richtiges Urteil kann 
bloss aus formalen G ründen nicht ausser K raft gesetzt w erden.” Vgl. noch den 
neuen, durch die ZPONovelle eingetragenen (3) A bschnitt des Paragr. 252. der ZPO.
28) Siche die Beschlüsse des Prinzipiellen R ates vom O bersten G ericht. Bd. I. B uda­
pest, 1951. 153. p.
29) Ib id . Bd. I I I .  B udapest, 1953. 186. p.
30) Ib id . 65. p. — Bei der Beschlussfassung w urde das O berste G ericht offensichtlich 
durch den schon verkündigten  Text der ZPO (Paragr. 5. und  148.) beeinflusst.
31) Im  Sinne des dam als noch in zahlreichen anderen Beziehungen in K ra ft gelassenen
IV . Gesetzes v. J .  1932. (Ü ber die R echtsprechung in der Sozialversicherung), bzw. 
der R echtseinheitsentscheidung Xo. 6. vom 27. April 1935. der Budapest e r  G erichts­
tafel über die Sozialversicherung w ar die A nw altsvcrlro tung im zw eitinstanzlichen 
V erfahren verp flich tend .
32) Siehe N ém i:  Das G eriehtsverfassungsgesetz der Ungarischen Volksrepublik. S taa t 
und R echt. Jg . 1958. lie f t 1. 29. p.
33) Vgl. Némi: A Pp reform jának kérdéséhez. [Zur Frage der Reform  der ZPO.] J .  K . 
Jg . 1954. No. 5. 190— 192. p.
34) E ingehender siehe Farkas: A polgári perren d ta rtás  m ódosítása. [Die Alodifizierung 
der ZPO.] (Állam és Igazgatás Jg . 1954. No. 10. 578. p.) und  Névai: Новое 
законодательство Венгерской Народной Республики по гражданскому процессу. Советс­
кое государство и право Jg . 1956. l ie f t  4. 5. 80.
35) Vgl. die Alilteilung No. 327, 1956. (I. K. 21 — 22.) I. AI. 1/3. über die U nterbrechung 
des Verfahrens in Zivilsachen u n d  die A litteilung No. 328/1956. (I. K . 21 — 22.) 
I. AI. 1/1. über den S tills tand  der Rechtspflege.
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36) Vgl. Az ellenforradalom  következm ényének felszámolása a polgári jogalkalm azás 
során. [Die L iquid ierung  der Folgen d er G egenrevolution an  H and  der Z ivilrechts­
anw endung.] Ügyészségi K özlöny. Jg . 1957. No. 11. 145— 147. p.
37) Siehe z. B. die S tellungnahm en No. 478 — 488., soeben No. 499. des Zivilskollegiums 
des O bersten G erich ts, (B. H . Jg . 1957. No. 5. 156 —158. p., b zv . Jg . 1957. No. 6.
182. p.)
38) Vgl. Ferró Józsefné: Az állam igazgatási határoza tok  m egtám adása a b íróság elő tt.
[Die A nfechtung d er S taatsverw altungsbestim m ungen vo r dem  G ericht.] M agyar 
jog (M. J .) Jg . 1957. No. 6. 167. p.; Szilbereky Jenő: V itás kérdések az állam igaz­
gatási határoza tok  bíróság elő tti m egtám adása köréből. [B estrittene Fragen aus 
dem  Bereich d er A nfechtung derS taatsverw altungsbestim m ungcn  v o r dem  G ericht.] 
Ibid. No. 8. 234. p.; Bacsó Jenő: Az állam igazgatási határoza tok  bíróság elő tti m eg­
tám adásának  egyes kérdései. [Einzelne F ragen der A nfechtung der S taa tsverw al­
tungsbestim m ungen vor dem  G ericht.] Ib id . No. 10. 292. p.; N évai: Az á llam ­
igazgatási per néhány  alapkérdése. [Einige G rundfragen des S taa tsverw altungs­
prozesses.] Jog tudom ány i Közlöny (J. K.) Jg . 1958. No. 1 — 2. 37. p.
39) Vgl. Bacsó Jenő: A polgári p erren d ta rtás  fellebbezési rendszerének néhány  kérdése. 
[E inige Fragen des B erufungssystem s in d er ZPO.] M. J .  Jg . 1957. No. 8. 230. p.; 
Balogh Im re: Ű j tények és b izonyítékok a polgári fellebbezési eljárásban . [Neue 
T atsachen  u n d  Beweise im  Z ivilberufungsverfahren.] Ib id . No. 1 — 2. 32. p.; Farkas 
József: A polgári perrend ta rtás  reform járól. [Ü ber die Reform  der ZPO.] Jo g tu d o ­
m ányi K özlöny Jg . 1957. No. 4 —6. 165. p.
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DIE ORGANISCHE STAATSTHEORIE UND DIE STAATSTHEORIE DER  
HEILIGEN KRONE IN DER UNGARISCHEN RECIITSGESCHICIITS-
WISSENSCHAFT
M ÄRTON SARLÖS
Professor an cler Ju ris tisch e n  F a k u ltä t  d e r U n iv e rs itä t zu B ud ap est 
Eingegangen: 1. August I960
Die Wissenschaft des herrschaftlichen Ungarns nach dem Ausgleich vom Jahre 
1867, hat unter der Benennung Lehre der Heiligen Krone eine liberal-nazionalistische 
Staatsauffassung geschaffen, welche in ihrer Weiterentwicklung auch in der Anfangs­
periode des Imperialismus entsprechend sein konnte. Sie entsprach aber nicht dem 
ausgereiften Horthy-Faschismus und die gcistesgeschichtliche Richtung hat in 
dem der Befreiung vorangegangenen Jahrzehnt eine neue Staatsauffassung der 
Heiligen Krone teokratischen und rassischen Charakters entwickelt. Vor sechs 
Jahren habe ich diese neue Lehre der Heiligen Krone damit charakterisiert, dass 
sie Werböczi’s staatsrechtliche Mystik mit kirchlich-religiöser Mystik, mit der 
theoretischen Begründung der Reichsidee der Heiligen Krone und des königslosen 
Königstums, mit der Entfaehung der revisionistischen Richtung durchtränkte und 
diese Lehre der Heiligen Krone so in den Dienst des Horthy-Faschismus stellte.1 
Es war ein Irrtum, wenn wir dachten, dass mit der Ausschaltung dieser neuen 
Theorie aus dem rechtsgeschichtlichen Unterricht sie auch ausgestorben wäre. 
Es fand sich zwar noch kein Wiedererwecker ihres revisionistisch-irredentischen 
Teiles. Aber über das, die ganze Theorie grundlegend zusammenfassende Werk, — 
die Geschichte der Idee der Heiligen Krone2 von Ferenc Eckhart — über diese 
Spitzenleistung unserer geistesgeschichtlichen Rechtsgeschichte, hat neucstens in 
einer ausländischen Fachzeitschrift der ungarische Fachgelehrte und staatlicher 
Archivar, Kandidat der Rechtswissenschaften György Bönis verkündet, dass dieses 
Werk die positivistische Richtung vertrete und „auch in der Periode der materia­
listischen Geschichtsauffassung stichhältig" wäre.3 Jene Eckhart-Studie, welche 
einen Hauptzug der neuen Theorie, den autoritären Charakter rassischen Ursprungs 
des ungarischen Königstums der Ärpddenzeit begründete,4 wird von György Bönis so 
charakterisiert, dass diese Studie „die neue Auffassung unserer Rechtsgeschichte“ 5 
mit dem Auslande bekanntmachte. Der in Eckhart’s Buch enthaltene andere 
Hauptzug der neuen Theorie, nämlich die Vermengung der tomistisch-organischen 
Staatsbetrachtung mit dem „Tripartitum“, — bildete ebenfalls in einer neuesten, 
bedeutenden historischen Untersuchung die Grundlage jener Feststellung, dass 
die von Eckhart umschriebene organische Staatsbetrachtung im XV. Jahrhundert 
in Ungarn wahrhaftig herrschte und zur Geltung kam.6 Solche Erörterungen machen 
uns notwendigerweise bewusst, dass die Bewertung und Kritik der Lehren der 
bürgerlichen Wissenschaft eine unabwendbare Aufgabe bildet und dass besonders
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auf dem Gebiet der Rechtsgeschichte eben solche Theorien nationalistisch-kleri­
kalen Charakters, wie die Idee der Heiligen Krone im allgemeinen Bewusstsein weiter­
florieren und in der Gesinnung der Jugend eine störende Wirkung ausüben. Neben 
den unzähligen ungelösten Aufgaben der ungarischen Staats- und Rechtsgeschichte 
sind wir also gezwungen uns auch mit diesem modernen Nachprodukt der Scholastik 
des XIII. Jahrhunderts. — ausschliesslich auf die Staatsauffassung beschränkend 
und diesmal die Behandlung der güterrecht liehen und gesellschaftlichen Bezie­
hungen der Theorie der Heiligen Krone ausser acht lassend, zu befassen.
Unsere bürgerliche Literatur hatte die Staatslehre der Heiligen Krone als 
eine einheitliche, seit Werböczi unveränderte, eigenartige ungarische Staatstheorie 
dargestellt. In der Wirklichkeit figurieren unter der Benennung Lehre der Heiligen 
Krone, welche von Imre Hajnik stammt, drei von einander grundsätzlich verschie­
dene Staatsauffassungen. Die erste ist die mit dem Namen Werböczi’s verbundene 
vertragliche Staatsauffassung ständischen Charakters. Die zweite ist die bourgeois- 
verfassungsmässige Lehre der Heiligen Krone von Hajnik und Timon, wonach 
• der König und die Nation in der Heiligen Krone eine Einheit bilden. Die dritte 
stellt die von diesen beiden wieder abweichende Theorie, die geistesgeschichtliche 
Lehre der Heiligen Krone dar. welche mit Eckhart’s Namen verbunden ist. Sowohl 
unsere bourgeois-nationalistische Wissenschaft als auch die Wissenschaft der Gegen­
revolution haben ihre eigenen Lehren der Heiligen Krone mit dem Edelrost "des 
Tripartitums umhüllt. Die ernten Schritte zu einer juristischen und geschichtlich- 
ki¡fischen Analyse der Entwicklung und des Wesens dieser drei Th őrien zu tun, 
das ist die Aufgabe, welche ich dieser Abhandlung zum Ziele setzte.
I.
Werböczi nimmt die staatliche Oberherrschaft eigentlich für den Adel in An­
spruch, aber bespricht diese Lehre in verschiedenen Titeln (Abschnitte) seines 
Werkes. Es muss aus den Titeln über die Herkunft des Adels (I. :!.), über die Rechte 
des Adels (I. 4 und 9), und übel* die Methode der Gesetzgebung (II. 3), zusammen­
gestellt werden, wie sich die Lage hinsichtlich der höchsten Staatsmacht eigentlich 
gestaltete. Als ob er vorsätzlich die Übersicht erschweren, die juristische Vernichtung 
der königlichen Macht verhüllen wollte ! Wollen wir nun untersuchen was die 
Regeln über die Herkunft der Staatsmacht, über deren Subjekt und über deren 
Ausübung enthalten.
Nach Werböczi hatten die Ungarn in der heidnischen Epoche Hauptleute, 
Rectoren, Fürsten (dux) als Regenten (directores) gewählt. In ihren Händen lag 
das Recht der Gerichtsbarkeit, der Befehligung, der Gesetzgebung (I. 3.2 ; Omnis 
potestas condendae legis et constitutionis apud eos fuerit. II. 3.1). Als sie aber 
zum katholischen Glauben übertraten und István (Stephan) freiwillig zu ihrem 
König wählten und krönten, ist das Recht der Adelung und Gutsschenkung „in 
jurisdictionem sacrae coronae regni hujus et per consequens in principem, ac regem 
nostrum, a communitate, et communitatis ab auctoritate. simul cum imperio, et 
regimine translate est." (I. 3,6) Aehnlicherweise sagt er später, dass ausserdem 
auch die gesetzgeberische und juristische Macht der Jurisdiktion der Heiligen 
Krone des Landes (hujus regni) demzufolge dem legitimen König übergetragen 
wurde (II. 3,2).
Der Fürst wird von den Adeligen gewählt, der Fürst adelt durch die Guts­
schenkung. So sind nun die Adeligen durch diese Beteiligung und Verbindung 
als Glieder (membra) der Heiligen Krone zu betrachten (I. 3.7; I. 4.).
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Die Adeligen stehen nur unter der Gewalt des gesetzmässig gekrönten Königs 
(1. 4.1 ; I. 9.4). Der König ist „bevor sein Haupt mit dem heiligen Diadem gekrönt 
wird“ (priusquaro suum caput sacro diademate eoronaretur) verpflichtet, den 
Eid auf Einhaltung des von Endre II. erlassenen Decrets zu leisten (I. 9.6).
Sollte der König sieh wagen gegen die im Dekret von Endre 11. ausgesproche­
nen Adelsrechte zu handeln, dann steht den Adeligen ohne Felonieklage das Recht 
des Widerstandes und Widersprechens zu (I. 9.6).
Der Fürst kann keine Anordnungen aus eigenem Willen und willkürlich erlassen, 
(proprio motu et absolute), welche die alten Freiheiten des ungarischen Volkes 
verletzen könnten, sondern nur nach der Einberufung und Befragung des Volkes 
(populus) (II. 9, 9—5).
Das sind die Thesen, welche in Werböczi’s Staatstheorie enthalten sind. Ein 
separates Subjekt ist der König und ein separates Subjekt stellt die als Volk genannte 
adelige Communitas dar. Diese Betrachtungsweise kommt dem Wesen nach der 
mitteralterlichen allgemeinen ständischen Staatsauffassung gleich. Seine Grund­
elemente sind : die Machtübertragung seitens der Communitas — der Vertrag
zwischen dem gewählten Herrscher und der adeligen Communitas — und das 
adelige Widerstandsrecht. Die Kennzeichen der Vertragsform sind : die Königs- 
wahl? welcher notwendigerweise die von Werbőczi besonders nicht einmal erwähnte 
Feststellung der Wahl-Capitulationen vorangeht. Werbőczi spricht von einem 
gesetzmässig gekrönten (legitime coronati) Fürsten (I. 9.1. sowie I. 9.4) und die 
geschichtliche Lehre des KV. Jahrhunderts zeigt, dass seit Albert die Stände mit 
allen Königen, mit Ulászló I.. László V., Ulászló II. eine Inauguraldiplom genannte 
Wahlkapitulation unterzeichnen Hessen; Ulászló II. war gezwungen aus dem 
Anlasse der Krönung seines Sohnes im Jahre 1508 das Inauguraldiplom auszustellen. 
Die im Tripartitum festgelegte Vertragsform : die Wahl, Krönung, Eidesleistung, 
und die damit verbundene besondere Rechtssubjektivität hat sowohl den ungari­
schen geschichtlichen Voraussetzungen des XV. Jahrhunderts, als auch der allge­
meinen ständischen Staatsauffassung in Europa, entsprochen. Bei der Art der 
Machtübertragung weicht aber Werbőczi von der allgemeinen Auffassung ab : 
die adelige Communitas überträgt die Macht nicht an den König, sondern an die 
Heilige Krone. In der Heiligen Krone vereinigt sich jede Staatsmacht und die 
Adeligen sind „Glieder“ (membra) der Heiligen Krone, — also Beteiligten der 
Obergewalt. Die geschichtlichen Grundlagen dazu konnte Werbőczi darin finden, 
dass im Jahre 1401 in dem halben Jahr, welches Zsigmond in Haft verbringen musste, 
die Stände (der Hochadel) im Namen der Jurisdiktion der Heiligen Krone regier­
ten. ferner in der aus dem Anlasse der Krönung Ulászló I. ausgestellten denk­
würdigen Urkunde vom 17. Juli 1440, worin die Stände verkündeten, dass die 
ganze „Symbolität, Mysteriosität und Kraft" der Heiligen Krone von ihrem Willen
abhängig wäre. ,
Die Einschaltung der Krone, als eines die ganze Staatsmacht in sich tragen­
den Symbols, konnte veranlassen, dass dieser Theorie später Hajnik die Bezeich­
nung der Lehre der Heiligen Krone verleihe. Mit einer solchen Dazwischenschal­
tung der Heiligen Krone wurde jenes Prinzip noch stärker betont, dass die Stände 
die "Macht in den Händen haben, — ansonsten aber die Krone nicht dem König, 
sondern dem „regnum" gehört und ihre dazwischengeschaltete Rolle berührt nicht 
die tatsächliche Lage, dass die Ausübung der Staatsgewalt auf dem Vertrag dieser 
zwei Rechtssubjekte, — König und adelige Communitas — beruht.
Der Vertrag des Königs und der Stände wurde mit dem Dekret von Albert 
vom Jahre 1439 in unsere Gesetzsammlung auch formell eingeschaltet.7 Ich habe
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weder Raum noch erachte ich es für notwendig, die Geltung der vertraglich-ständi­
schen Staatsauffassung dieser Zeit ausführlicher zu exponieren, denn die allgemein 
gebräuchlichen historischen Werke das auch überflüssig machen. Ich möchte nur 
Ferenc Eckhart zitieren, der im Jahre 1931 — als auch unsere Geistesgeschichts­
schreibung noch auf der Basis der von Hajnik-Timon entwickelten Lehren der 
Heiligen Krone stand — unsere Verfassung vom XV. Jahrhundert solcherart 
charakterisierte : ..König und Stände (regnum, das heisst Land), stehen als sepa­
rate Rechtssubjekte einander gegenüber und nebeneinander. Schliessen Verträge 
miteinander, nicht nur aus dem Anlasse der Wahl (Zsigmond, Ulászló I, Mátyás 
mit dem revoltierenden Hochadel, Ulászló II.), sondern auch in der Gesetzgebung 
kommen Verträge zwischen den zwei Rechtssubjekten vor.“» Auf diesen vertrag­
lichen Grundlagen kam jenes Prinzip des Reichstags-Manifestes vom Jahre 1440, 
dass, die Macht von der adeligen Communität stammt, als geschichtliche Tatsache 
wirklich zur Geltung. Im Tripartitum wurde von Werbőczi diese geschichtliche 
Tatsache formuliert. Diese vertragliche Grundlage steht aber in absolutem Gegen­
satz mit der organischen Staatsauffassung.
Die Lehre über die Übertragung der Staatsmacht hätte in den späteren Jahr­
hunderten den Fortschritt verkörpern können, als sie im Kampf gegen die absolute 
Herrschaft zur Geltung gelangen sollte. Sogar die Möglichkeit dieser Geltung wurde 
jedoch durch den Klassencharakter der Lehre der Heiligen Krone vereitelt wonach 
die als ursprüngliche Besitzerin der Macht auftretende „Communitas“ sich auf den 
engen Kreis der Adeligen beschränkte. Im XV—XVI. Jahrhundert aber, als zuerst 
die begüterte Aristokratie, dann der Kleinadel seine Machtbegierde in dieses theore­
tische Gewand hüllte, — war diese Lehre fortschrittsfeindlich und antinational. 
Den Interessen der gesellschaftlichen Entwicklung und der Sicherheit des ungari­
schen Volkes hätte im XV XVI. Jahrhundert bei den inneren und aussenpoliti- 
schen Verhältnissen die starke zentrale Macht gedient. Die Türken standen an der 
Grenze und nur die Erstarkung der königlichen Macht hätte dem Lande den inne­
ren Schutz gegen die 1 bergriffe der Grossgrundbesitzer und gegen äussere Angriffe 
erbracht. Die 'I heone der Heiligen Krone von Werbőczi bedeutete schon zur Zeit 
ihrer Entstehung die Untergrabung der königlichen Macht und war aus diesem 
Gesichtspunkte schon damals fortschrittsfeindlich. Die Theorie der Machtübertra­
gung ist kein 1 rodukt der dem Westen mit Jahrhunderten vorausgehenden ungari­
schen verfassungsmässigen Denkungsart, — wie das von unserer bürgerlichen 
V issenschaft verkündet wurde, — sondern war das Ergebnis der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse, die hinter der westlichen Entwicklung zurück­
geblieben sind In unserem Lande konnte sich die einfache Warenproduktion in 
Richtung der Manufakturen-Betriebe nicht weiter entwickeln. .Solche Faktoren, 
welche im W esten die kapitalistische Entwicklung begünstigten, wie z. B. der 
Überseehandel, die Hereinströmung des Goldes von den Kolonien, haben die welt­
wirtschaftliche, beziehungsweise die kontinentale Rolle Ungarns nicht gehoben, 
sondern in Hinsicht der verhältnismässigen Bedeutung sowohl unseres Transithan­
dels. als auch der heimischen Goldproduktion zurückgedrängt. Die Bürgerschaft 
konnte sich bei uns in den Städten nicht so kräftigen, dass sie für den Herrscher der 
Besitzaristokratie gegenüber das Gegengewicht und die Stütze gebildet hätte. 
Die Warenerzeugung und die Entw icklung des Bürgerstandes sind zurückgeblieben, 
der Arbeitskräftebedarf der feudalen Einzelproduktion hat die An-die-Scholle- 
Gebundenheit der Bauerschaft mit sich gebracht, ln der Zeit, als in England die 
im Rahmen des feudalen Absolutismus vorwärtsschreitende kapitalistische Produk­
tionsweise und deren hervortretende gesellschaftliche Symptome im Werke Thomas
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Morus „Utopie“ (1510) schon die Konzeption einer gegensätzlichen zukünftigen 
Gesellschaft kommunistischen Charakters gebären, hatte Werböczi die Prinzipien 
der sich auf der Naturalwirtschaft fussenden kleinadeligen Herrschaft „kodifiziert“, 
welche auf die Zurückgebliebenheit der ungarischen Gesellschaft den englischen 
Verhältnissen gegenüber hinweisen. Seine Kronen-Theorie baute sich auf die feu­
dale Rückständigkeit der Produktionsverhältnisse, auf die Unentwickeltheit der 
bürgerlichen Kräfte auf, und war der ideologische Ausdruck der Übermacht der 
feudalen Grundbesitzerklassen. Ihre Auswirkung hinderte die Entwicklung der 
Gesellschaft, schwächte die königliche Macht, hob den Herrschaftshass der Leib­
eigenen und mit alldem verhalt das Land den Weg einzuschlagen, der zu Mohács 
führte. Trotzdem hat Werböczi dadurch, dass er die arbeitslose Lebensführung 
des Adels kodifizierte, die Jahrhunderte hindurch dauernde Begeisterung des 
begüterten Adels, der dieser Klasse ergebenen Wissenschaftler und Schriftsteller 
errungen.
Die Bodenbesitzlehre der Theorie der Heiligen Krone und die These, welche 
das Ungartum in zwei Teile riss — trennte den Adel als die Nation bildende Glieder 
der Heiligen Krone (populus), von den aus der Nation ausgeschalteten Nichtadeli­
gen (plebs) — hatte Jahrhunderte hindurch seine Rückwirkungen ausgeübt und 
kräftigte im Klassenkampf den begüterten Adel. Das ist die einzige Wirkung, 
welche mit voller Kraft gegen die Nichtadeligen und besonders gegen den Bauern­
stand solange gelten konnte, bis sie von der Revolution im Jahre 1848 niedergerissen 
wurde. Dei- staatstheoretische Teil der Lehre der Heiligen Krone hat aber die 
eigene Formulierung nur kurz überlebt. Nach der Königswahl im Jahr 1526 kam 
der Begriff der Staatsmacht der Heiligen Krone im ungarischen politischen Leben 
und Anschauung nicht mehr vor. Den absoluten Herrschaftsbestrebungen der 
Habsburger gegenüber ist es den Ständen wenigstens formell gelungen jene zwei­
seitige vertragliche Staatmu/fassung zu bewahren, welche sich mit dem von König 
Albert im Jahr 1489 erlassenen Dekret in die Verfassung in Form des Gesetzes 
einfügte. Das Recht der Königswahl, die Verpflichtung des Sichkrönenlassens 
und der Ausgabe des Inauguraldiploms, dann später die Gesetze über die Thron­
folge, haben die Grundsteine zum Vertrag zwischen König und Nation — zur 
facta contento-Staatsauffassung niedergelegt, welche in der ungarischen Politik, 
besonders seit dem Ende des im XVIII. Jahrhundert fortlaufenden konstitutionellen 
Kämpfen vorherrschte. Es ist genug darauf hinzuweisen, dass im Reichstag 1790/91 
und sogar in der revolutionären Nationalversammlung im Jahre 1849 in Debrecen 
auch in der Unabhängigkeitserklärung diese pacta conventa-Staatsauffassung ebenso 
betont wurde, wie später in den Döblinger Werken von Graf István Széchenyi 
im Blick und im Manuskript Disharmonie und Blindheit, sowie in den Adressen­
entwürfen von Deák im Jahre 1861. Zuletzt hat die Präambel und der 2. § des 
Gesetzes XII/1867 festgestellt, dass die Pragmática sanctio. welche in dem Erb- 
f < lgegesetz vom Jahre 1728 inartikuliert wurde, ein festlicher Grundvertrag ist, 
welcher „zwischen dem allerhöchsten Herrscherhause und Ungarn entstand“ .
Nicht die unbekannte Staatsauffassung der Heiligen Krone, sondern die 
zwischen König und Nation abgeschlossene vertragliche Staatsauffassung mit 
ständischem Charakter war Jahrhunderte hindurch in der Periode der Stände- 
Verfassung und bis zum Jahre 1867 die im ungarischen Verfassungsleben wirkende 
und anerkannte Staatsbetrachtung.
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In das Gesetz, über den Ausgleich vom Jahre 1867 des bourgeois-konstitutio­
nellen Ungarns konnte noch einer früheren Konzipierung Ferenc Deák’s entsprechend 
die pacta conventa-Auffassung der ständischen Epoche — die Gegenüberstellung 
des Herrscherhauses und der Nation als Vertragspartner — eindringen. Imre Hajnik 
konnte aber diese ständische Staatstheorie in der bürgerlichen Verfassungstheorie 
nicht verwenden. Statt dessen versuchte er die Terminologie der Heiligen Krone 
mit der modernen bürgerlichen Staatstheorie in Einklang zu bringen. Schon in 
seinem im .Jahre 1867 erschienenen Werke taucht die Feststellung auf, dass der 
aus der asiatischen Urheimat mitgebrachte Gemeinschaftsgeist des Ungartums 
den öffentlich-rechtlichen Band der Gesellschaft zustandebrachte. Dieser „öffentlich- 
rechtliche Band der neuen Gesellschaft ist die den König und die Nation gemeinsam 
symbolisierende Heilige Krone“, — dazu bildet nach ihm die Grundlage jener 
Umstand, dass „das Land, die Heilige Krone der Obereigentümer des heimischen 
Bodens ist.“3 Es liegt offen, dass diese Wörter auf das Tripartitum hinweisen — aber 
ihre Bedeutung ist ganz anderes, denn dort ist die Heilige Krone kein gemeinsames 
Symbol von König und Nation, sondern das Sinnbild der Hauptmacht der adeligen 
Communitas, — die Krone des Landes. Der Adelsstand krönt das Haupt des ge­
wählten Königs, aber damit hört die getrennte Wesenheit des Königs und der 
Nobilität nicht auf, das beweist auch das ius resistendi des Adels. In seinem spä­
teren Werke schuf Hajnik noch einen neuen Begriff: auf dem Reichstag, wo „der 
die Krone auf dem Haupt tragende Fürst und die Glieder der Heiligen Krone zu­
sammen anwesend waren, war der ganze Körper der Heiligen Krone (tolum Corpus 
Sacrae Begni Coronae) “ anwesend.10 (Unterstrichen von Hajnik.)
Es war kein glücklicher Gedanke des Gelehrten Hajnik dieser „totum Corpus 
Sacrae Regni Coronae“ — ein Begriff, worüber die späteren Forscher, so Géza 
Ferdinándy, József Barabási-Kun, Emma Bartoniek und sogar Eckhart (1941. 
p. .119) eindeutig feststellten, dass dieser weder bei Werböezi. noch in anderen 
Schriftstücken des Mittelalters vorkommt. Ansonsten haben sowohl Hajnik, als 
auch Timon die Terminologie von Werböezi beibehalten und sie sprachen nie über 
das „Haupt der Heiligen Krone“ — sondern Hajnik ebenso wie Timon hat den 
„die Heilige Krone auf dem Haupt tragenden König“ erwähnt, den König, der 
mit den „Gliedern der Heiligen Krone“ gemeinsam die öffentlich-rechtliche Ein­
heit. den Körper der Heiligen Krone bildete.11 Timon hat zwar von der Phrase 
des Reichstagsmanifests vom Jahre 1440 vom Mysterium der Heiligen Krone auch 
die „Personifikation“ der Krone abgeleitet, aber er protestierte gegen die kirch­
liche organische Betrachtung. Er sah in der Staatslehre der Heiligen Krone aus­
schliesslich einen öffentlich-rechtlichen Begriff, die Einheit von König und Nation.
Die reiche Literatur der Heiligen Krone unserer bürgerlichen Wissenschaft 
von Timon bis Eckhart und von Hóman bis Deér ist mit einfachem Stillschweigen 
an dieser besonderen Erscheinung vorübergegangen, dass ein so weitblickender, 
gewissenhafter gelehrter Forscher wie Imre Hajnik eine erfundene — im Interesse 
der grösseren Authentizität lateinisch verfasste — Phrase in seinem als Lehrbuch 
geschriebenen Werke untergebracht hat. Und zwar nicht zufällig, denn er benützt 
diese falsche Phrase in Klammern auf zwei nacheinander folgenden Seite. Darauf 
hat dann später die geistesgeschichtliche Richtung die auf Werböezi projizierte 
Kuppel der neothomistischen organischen Staatslehre aufgebaut, — ja sogar den 
Begriff des totum Corpus Sacrae Regni Coronae auch mit einer neuen Erfindung: 
mit der Phrase: der König als capul Sacrae Begni Coronae geschmückt. (Das ist
II.
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schon das ad absurdum weiter entwickelte Wortbild von Werböczi-Hajnik: der 
König, dessen Haupt mit der Heiligen Krone gekrönt wurde |Trip. 1. 9.6|, wäre 
der Haupt der auf dem eigenen Haupt getragenen Krone). Die auf einen bisher 
nicht existierenden, von Hajnik erfundenen Grund bauende wissenschaftliche 
Richtung musste natürlich der heiklen Frage ausweichen, wie von Hajnik die totum 
corpus Grundlage der nachträglich konstruierten Theorie geboren wurde. In Haj- 
niks Tätigkeit gab es tatsächlich Vorereignisse dieser Begriffsentstehung, die darauf 
hinweisen, wie Hajnik im Laufe des Studiums der englischen Verfassung zu diesem, 
hinsichtlich auch seines ungarischen rechtgeschichtlichen Werkes geänderten, 
laut den Worten Eckharts „weiterentwickelten“ neueren Begriff der Heiligen 
Krone gekommen ist.
Hajnik war Professor der ungarischen Staats- und Rechtsgeschichte an der 
Rechtsakademie, als er im Jahre 1867 sein Werk über die ungarische Rechtsgeschich­
te herausgab. Er sah damals noch das Wesen des neu geschaffenen Begriffes der 
Lehre der Heiligen Krone in der Besitzlehre, im Obereigentum der Immobilien 
des von der Heiligen Krone zusammengefassten Königs und der Nation. Er wurde 
im Jahre 1872 Professor der allgemeinen europäischen Rechtsgeschichte an der 
juristischen Fakultät in Pest und hat seine allgemeine rechtsgeschichtliche Arbeit 
im Jahre 1874 veröffentlicht. In seinem früheren Buch über die ungarische Rechts­
geschichte hat er noch den ungarischen Staat nach den Árpádén als „staatliche 
und gesellschaftliche Organisation der Avitizität“ bezeichnet, aber in seiner allge­
meinen Rechtsgeschichte, im Titel des Abschnittes über den „ganzen Körper der 
Heiligen Krone“ erscheint schon „Die Heilige Krone als ungarischer Staatsbegriff.“ 
Einige Seiten vorher im demselben Buche, wo er über das englische Parlament 
schreibt (p. 198), hat er als Grundprinzip der englischen Verfassung dargelegt, 
dass als Gesetz nur das zu betrachten ist, was der König im Parlament (King in 
Parliament) mit den drei Ständen des Landes, mit Lords und Unterhaus gemeinsam 
schafft. Es gelang mir weder die von Hajnik benützte alte Ausgabe der englischen 
Verfassungsgeschichte von Creasy, noch die von ihm benützten alten Ausgaben 
der Werke Gneists aufzufinden. Es ist aber auch überflüssig, denn die neuere Aus­
gaben der Werke Gneists und andere englische verfassungsrechtliche und geschicht­
liche Werke erleuchten genügend, wie Hajnik zu diesem Resultat gelangte. Die 
während der parlamentarischen Entwicklung im XVIII. Jahrhundert entwickelte 
englische verfassungsrechtliche These wurde von De Ijolme in seinem, seinerzeit 
berühmten Verfassungsrecht folgend definiert: „Die Bestandteile des Parlaments 
sind der König: das Haus der Lords und das Unterhaus.“ Fast wörtlich ebenso 
lautet diese These in dem modernen verfassungsrechtlichen Werke Dicey’s. Die 
gemeinsame Bezeichnung des Königs und des Reichstags — als gesetzgebenden 
Organs ist der Ausdruck —: „der König im Parlament“ (King in Parliament).12 
In Ilajnik’s allgemeiner Rechtsgeschichte stellen die Abschnitte über das englische 
Parlament und über die Staatsauffassung der Heiligen Krane diese englische 
verfassungsrechtliche These sowohl auf das englische Parlament, als auch auf den 
ungarischen ständischen Reichstag gleichmässig auf. Infolgedessen bedeutet die 
Schlussfolgerung der Thesen Hajnik’s, dass bei ihm der King in Parliament- 
totum corpus SCR ist; — beide Begriffe bedeuten den König und die beiden 
Häuser des Reichstags zusammen. Das steht zwar diametral entgegengesetzt mit 
dem Standpunkt des Tripartitums, wonach in der Heiligen Krone ausschliesslich 
die von der adeligen Communitas erhaltene Obermacht verborgen wäre, und 
ausschliesslich nur die Glieder dieser Communitas wären zugleich Mitbeteiligte der 
zum Symbol — mit zutreffendem Worte von Erik Molnár, zum Fetis-bestellten
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Heiligen Krone. Ich möchte mich nicht mit geistesgeschichtlichen Methoden, 
persönliche Intuition entwickelnd darein hineinleben, worauf Hajnik gedacht 
und worauf er nicht gedacht hat, als er seine These schuf. Das kann ich aber 
feststellen, dass er die Ergebnisse der englischen Verfassungsentwicklung im 
XVIII. Jahrhundert, im Laufe dessen die Rolle des King in Council hinter der 
Rolle des King in Parliament zurückgedrängt wurde und sich die Hauptprinzipien 
der bürgerlich-parlamentarischen Systems entwickelten, mit seiner totum corpus
S.R.C.-Theorie in das Tripartitum hineingetragen hat.
Die Theorie der Heiligen Krone von Hajnik, hat für die bourgeois-nationali­
stische Wissenschaft den tausendjährigen verfassungsmässigen Charakter des unga­
rischen Staatslebens mit der mittelalterlichen Terminologie bewahrt. — und schien 
zugleich den österreichischen zentralistischen Bestrebungen der Habsburg-Herr­
schaft gegenüber zur Betonung der uralten ungarischen unabhängigen Staatlichkeit 
geeignet zu sein.13
III.
Die geistesgeschichtliche Staatstheorie der Heiligen Krone hatte Ferenc Eckhart 
in zwei Werken zusammengefasst.11 Das Wesentliche in dieser neuen Theorie ist, 
dass im mittelalterlichen Ungarn sieh zwei Ideen kirchlichen Ursprungs verbreiteten 
und parallel nebeneinander wirkten: i. die Idee der Krone über die den König, 
die königliche Gewalt, den Staat symbolisierende Krone, und 2. die organische 
Staatslehre, welche sich nach ihm im XIV—XV. Jahrhundert verallgemeinerte. 
Diese zwei Ideen hätte V erböezi in der Heiligen Kronen-Lehre zielbewusst vereinigt.
Die einzelnen Elemente dieser Theorie wurden auf früheren Grundlagen bis 
zum Ende der dreissiger Jahre von der ungarischen Geistesgeschichte entwickelt. 
Im folgenden werde ich mich mit den einzelnen Elementen nacheinander, also mit 
der Entwicklung des Begriffes der Heiligen Krone, — der organischen Staatslehre, 
— und mit der Entwicklung des Gedankens der Ideenverschmelzung, ferner mit 
der teils abgeänderten Anwendung dieses Gedankens durch Eckhart, mit ihrer 
geistesgeschiehtlichen Weiterentwicklung, sowie mit der Besprechung seiner heute 
schon auch vor ausländischen Fachkreisen „positivistisch“ verkündeten Beweis­
methoden befassen.
Ich beginne mit der Idee der Krone, als eine der Grundpfeiler der Theorie. 
Schon bei Timon kommt die Zurückleitung dieser Idee bis zu Anfängen des Kö- 
nigstums vor, ohne dass er auf das Anfangsstadium dieser Frage grösseres Gewicht 
gelegt hätte. Timon berief sich nur auf die Terminologie, die in den Urkunden 
ab Ende des XII. Jahrhunderts anzutreffen ist, Ernő Nagy machte im Jahre 1904 
einen Schritt weiter, — in seinem Artikel in dem ungarischen Rechtslexikon wies 
er unter dem Stichwort „Krone“ auf den in den „Mahnungen“ von István des 
Heiligen und in den Legenden vorkommenden Wortgebrauch hin. Die zwei­
hundert-jährige Lücke von den „Mahnungen“ bis zu dem urkundlichen Vorkommen, 
hat Emma Bartoniek so ausgefüllt, dass sie aus den Gesetzen Istváns, aus den Texten 
der Legenden und historischen Fragmente, die sich mit der Krone befassenden 
Teile sorgfältig zusammenstellte. Vom XIII. Jahrhundert angefangen gelang dann 
Bartoniek, sich auf die Unmenge von Urkunden berufend, zu jene Timon’sche 
Schlussfolgerung, dass die Krone seit István I. immer das Symbol des ungarischen 
Staates gewesen war.15 Sie setzte ihre Urkundenforschung auch in ihren späteren 
Werken fort und schliesslich hat die Geschichte der Idee der Heiligen Krone im M ittel- 
alter in ihrem im Jahre 1938 veröffentlichten Buche einen selbstständigen Abschnitt
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erhalten.16 Damit stand der eine Grundpfeiler der zukünftigen Lehre der Heiligen 
Krone fertig, welcher später von Eckhart in seinem Werke, als eine mit Hinweisungen 
rassischen Charakters ergänzten Tragsäule eingebaut wurde. Im späteren werde 
ich mich mit der geistesgeschichtlichen Literatur befassen, welche die ungarische 
königliche Gewalt der Árpáden-Zeit auf dieser Grundlage zum autoritären Königstum 
rassischen Charakters umwandelte. Jetzt möchte ich die Entfaltung der Theorie 
der Ideenvereinigung auf decken.
Der Gedanke der Ideenvereinigung ist einer mehrstufigen Umwandlung unter­
zogen worden, bevor sie in ihrer endgültigen Formulierung in Eckhart’s Buch 
einzog. Zuerst hat Concha im Jahre 1895 — vorläufig ganz unsicher und schwach — 
die organische Staatsuuffassmg17 kirchlichen Charaktere mit der öffentlichrecht­
lichen Lehre der Heiligen Krone verbunden. Ich möchte schon hier hervorheben 
— obzwar ich darauf noch eingehend zurückkehre — dass sowohl Concha, als auch 
die Schriftsteller der geistesgeschiehtlichen Richtung im allgemeinen und besonders 
Ferenc Eckhart, in Verbindung mit der Theorie der Heiligen Krone immer und 
jedes Missverständnis ausschliessend nur auf die thomistisehe Abzweigung der 
organischen Staatslehre (Auffassung, Betrachtung) hinweisen.18 Im späteren also, 
wenn über die organische Staatslehre die Rede sei, ist immer dieser Begriff zu ver­
stehen. Nicht so sehr Concha, als eher eine der österreichischen zentralistischen 
Kritikers Akos Timon’s, Fr. Tezner war derjenige, bei dem die Keime des Gedan­
kens der Ideen Vereinigung in dieser Hinsicht, am Anfang des Jahrhunderts zuerst 
auftauchten. Nach Tezner wäre die Timon’sche Kronen-Theorie keine ungarische 
Originalität, sondern sie ist eine aus weltlichen und kirchlichen Vorstellungen 
zusammengewachsene, dem Begriff „Mysterium Christi“ anschliessende, mittel­
alterliche Staatsauffassung...19 Der Gedanke der Ideenverschmelzung erscheint 
nach Tezner bei Elemér Mályusz im Jahre 1931 im Zusammenhang mit der Theorie 
der Heiligen Krone, einstweilen noch nicht abgesondert von der gesellschaftlichen 
Entwicklung, sondern auf solcher Weise, dass „die im Spätmittelalter überall 
vorherrschend gewordene“ organische Staatslehre, mit vielen anderen Gedanken- 
clcmenten „so dem Beispiel mit der mittelalterlichen Gesellschafts-Vertrags­
auffassung zusammen, einen Teil der damaligen Weltanschauung bildete... Die 
ständische Entwicklung und die erwähnten Gedankenelemente schritten parallel 
nebeneinander.. . als schliesslich Werbőczi unter dem Einfluss der politischen 
Ereignisse sie bewusst vereinigte“ .20 Diese Auffassung von Elemér Mályusz wurde 
damals noch nicht allgemein. In der zweiten Auflage der Ungarischen Geschichte 
von Höman-Szekfü kommt noch die Theorie der Heiligen Krone ebenso vor, wie 
sie von Hajnik und Timon, mit Berufung auf Werbőczi, konstruiert wurde. Einen 
grossen Schritt voraus (oder nach rückwärts?) tat aber Miklós Nagy mit seiner 
Abhandlung, welche in dem Gedenkbuch zum 900-jährigen Wiederkehr des Todes 
von István des Heiligen veröffentlicht wurde. Miklós Nagy sieht in der Werbőczi’- 
schen Theorie der Heiligen Krone die ausdrücklich nach den Lehren Thomas von 
Aquino über den Staat als Organismus entwickelte Auffassung; er kehrt zu der 
Anschauung Tezner’s zurück und betont auch deren Richtigkeit, der Timon’schen 
gegenüber. Die aus der Ideenvereinigung entstehende Lehre der Krone fasst er 
ebenso wie Mályusz als Werbőczis bewusst selektierende und konstruierende Arbeit 
auf. Werbőczi hat seiner Meinung nach „die am den vom Osten mitgebrachten 
Freiheits-Idealen der Ungarn herauskristallisierten Thesen zusammengefügt” , sowie 
die ausländischen Prinzipien . . .  „die primitiven Prinzipien der mittelalterlichen 
organischen Staatslehre theokratischer Färbung“ ; . . .  er hat die vertraglichen und 
organischen Staatstheorien verschmelzt“ undzwar so, dass er zu seiner Heiligen
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Kronen-Theorie „die Lehre über den Ursprung und Übertragung der Macht von der 
Nation“ aus der Vertragstheorie dahinfügte.21
Zum „Gedenkjahr“ des István des Heiligen wurden somit sämmtliche Ele­
mente der neuen geistesgeschichtlichen Theorie der Heiligen Krone entwickelt, — die 
von den Mahnungen des István des Heiligen ausgehende und von Emma Bartoniek 
aufgebaute Geschichte der Idee der Heiligen Krone einerseits, und der Zubau bei 
Miklós Nagy der theokratisch-thomistischen organischen Staatslehre zur Wer- 
böczi’schen Lehre andererseits. Störendes Element war darin allein die Werböczi’sche 
Machtübertragung, welche mit der theokratisch-thomistischen Staatsauffassung, 
mit dem Symbol des Hauptes und der Glieder im Staat schwer vereinbart werden 
konnte. Ferenc Eckhart war es, der in seinem, im .Jahre 1941 veröffentlichten Buche 
auf diesen Grundlagen die endgültige Lehre der Heiligen Krone der geistesgeschicht­
lichen Richtung konstruierte. Von der Tezner-Mályusz-Mildós Nagy’schen 
ideenvereinigenden Tätigkeit warf er die vertragliche und machtübertragende 
Säule weg, — an ihre Stelle setzte er die Idee der Krone, und fand bei Werböczi 
die Verbindung dieser mit der organischen Staatslehre. In dieser neuen Lehre der 
Heiligen Krone ist die thomistische Staatstheorie und die Ideenverschmelzung 
das wesentliche, dagegen tritt die Lehre über die Machtübertragung in den Hinter­
grund.
Im Eckhart’s Buche über die Geschichte der Idee der Heiligen Krone bespricht 
der Abschnitt „Die organische Staatsidee“ auf mehr als zehn Seiten die kirchliche 
organische Betrachtung, laut welchem „die Kirche der mystische Körper Christi: 
corpus mysticum Christi“ sei. „Das Haupt des mystischen Körpers der Kirche 
ist Christus“ , ihre Mitglieder sind alle Gläubiger und sie sind „durch die Abhän­
gigkeit. .. vom Papst, vom Statthalter Christi“, gleich. Diese organische Betrach­
tungsweise — sagt er weiter — „wurde von der Denkungsart des Mittelalters auch 
auf die staatliche Gemeinschaft angewendet.“ Wie Gott über die Welt, „so regiert 
auch der Monarch über dom corpus politicum, dessen Haupt er ist. Das Haupt 
steht über den Gliedern und stammt nicht aus ihnen, erhält seine Herrschaft nicht 
von ihnen.“ Die Gemeinschaft der ganzen Menschheit schuf Gott nach dem Beispiel 
des Makrokosmos und „die Einheit des monarchisch regierten Einheitsstaates 
(corpus mysticum. Universitas, respublica)“ wurde von dieser höheren Einheit 
abgeleitet. In all diesen beschreibt Eckhart’s Buch die Staatsbetrachtung des Thomas 
von Aquino als die organische Betrachtung, und betont noch besonders, dass „diese 
organische Betrachtungsweise“ des Staates „war bei den Staatsphilosophen und 
Staatsführern allgemein, als ein in den Hofkanzlcien wohlbekannter und oft ange­
wendeter Bestandteil der mittelalterlichen Bildung.“22
In dieser mittelalterlichen thomistischen Betrachtung figurierten aber unklar 
und miteinander verflochten absolutistische und demokratische Ideen und Lehren 
auch darüber, dass das Volk den schlechten Fürsten entfernen kann, ferner das 
Prinzip der auf die Masse verlegten Obergewalt.23 Es waren bei ’Thomas von Aquino 
auch darüber Lehren vorhanden, dass die Mitglieder des Organismus das Recht 
der Revolution gegen eine tyrannische Herrschaft besitzen. Von solchen Theorien 
lehrt die durch die Enzyklika Aeterni Patris vom Jahre 1879 in dogmatisierte 
Höhe gehobene, neothomistische Staatsauffassung, dass diese weder auf den mittel­
alterlichen, noch auf den modernen Staat anzuwenden sind, denn all diese sind keine 
dauerhafte Züge der katholischen Staatstheorie und so sind sie eigentlich entbehr­
lich.“1 Alldies zu beschreiben unterliess auch das Buch von Eckhart. So figuriert 
dann bei Eckhart weniger die scholastische organische Staatsauffassung des XIII. 
Jahrhunderts, als eher die neothomistische organische Staatsauffassung des XIX.
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Jahrhunderts, als eine im XV. Jahrhunderts in Ungarn wirkende und bei Werböczi 
zur Verschmelzung gebrachte Idee.
Es wurde ferner von Eckhart unterlassen bekanntzugeben, dass die organische 
Betrachtung des Staates von Thomas von Aquino bei all seiner Verwirrung, Unklar­
heit, Widersprüchlichkeit, offen und eindeutig, klar und entschlossen in jener 
Hinsicht ist, dass im Verhältnis Staat und Kirche, der Staat dem religiösen Ziele,, 
die weltliche Macht der Kirche, also der Geistlichkeit, untergeordnet sei — „das 
Prinzip der Obrigkeit wird aus den Angeln gehoben und vom Fürsten auf den Papst 
verlegt. Und das ist das letzte Wort über der Politik des XIII. Jahrhunderts“ , 
— lautet es nach den Worten Paul Janet’s. Der Kern der thomistisch-organischen 
Theorie wird von Troeltsch folgend ausgedrückt: Die autoritäre Führung der durch 
die Natur entwickelten Gruppen zu den letzten religiösen Zielen, — die führende 
Autorität ist aber die Kirche und an höchster Stelle der Papst.25 Diese im XIII. Jahr­
hundert vom Papsttum zur Macht verholfene Staatsauffassung ist in den ersten 
Jahren des XIV. Jahrhunderts im Kampfe zwischen dem Papst Bonifaz VIII. 
und dem französischen König Philipp IV. endgültig untergegangen. Eckhart über­
nimmt die Erörterung der thomistischen Auffassung von den Seiten 60—62 des 
Werkes über Althusius, aber schweigt darüber, wie Gierke seine Besprechung auf 
Seite 63 fortsetzt: „Dennoch erfuhr schon im Mittelalter die theokratische Idee 
eine dauernde Abschwächung und endliche Zersetzung. Es war die von der Antike 
beeinflusste philosophische Staatslehre, welche ihr allmählig den Boden entzog.“ 
ln  den Lehren von Marsilius von Padua verbleibt der göttliche Wille als letzte 
Ursache der Staatsbildung, aber tritt in die Rolle der „causa remota“ zurück; die 
Obrigkeit erhielt die Gemeinschaft, die „Universitas“ , unmittelbar vom Gott und 
die communitas überträgt die Obrigkeit auf den Herrscher. Auch auf dem Gebiet 
der Staatsauffassung zieht als Erbe der scholastischen Philosophie die humani­
stische Richtung ein, „in das Erbe des theokratischen Gedankens trat überall die 
Lehre vom Staatsvertrag ein — schreibt Gierke — . . .  stellte schon seit dem Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts die philosophische Staatslehre das Axiom auf, dass 
der Rechtsgrund aller Herrschaft in freiwilliger und vertragsmässiger Unterwerfung 
der beherrschten Gesammtheit liege.“26 „Man bezeichnete sie (die Volksgesammt- 
heit) als eine Universitas . . .  es wurde nur zwischen den beiden im Herrscher und 
in der Volksvertretung verkörperten oder verkörpert gedachten Rechtssubjekten, 
in welche der Staat sich spaltete, um das höhere und vollere Recht gestritten . . .  
Wenn nun sei es neben, sei es über diesen Herrscher, das Volk zum Rechtssubjekt 
erklärt wurde, so konnte darunter schon wegen des Ausschlusses des Hauptes 
nicht der zur Einheit organisierte Gesammtkörper verstanden werden.“27 (Die 
Hervorhebungen im Original M. S.)
Im Eckhart’s Buche wurde also jene (modernisierte) thomistische organische 
Staatstheorie aufgenommen, welche nach den Feststellungen Gierkes und aller 
sich mit diesen Fragen befassenden Autoren, wie z. B. Paul Janet, R. W. Carlyle, 
schon im XIV—XV. Jahrhundert ausgestorben ist, und welche im Zusammenhänge 
der Zurückdrängung der Kirche und des Papsttums sich entschieden umgestaltete. 
Es kann nicht angenommen werden, dass Werböczi die päpstliche Auffassung über 
das Verhältnis zur Staatsmacht nicht gekannt hätte, welche Auffassung der Papst 
Bonifaz VIII. eben in Ungarn gelegentlich der Machtergreifung der Anjou’s geltend 
zu machen versucht hatte. Es war ihm die Bulle Unam Sanctam des Papstes Bonifaz
VIII. mit der Theorie über den zwei Schwertern u. zw. der kirchlichen und welt­
lichen Macht, welche Christas direkt dem Papste anvertraute, sicher bekannt. 
Offenbar war die Bestimmung der im Tripartitum über die Herkunft der unga-
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rischen Ivönigsgevi lt mitgeteilten historischen Erzählung, solche Ansprüche — die 
Theorie der zwei Sehweiten — der päpstlichen Macht zurückzuweisen. Nach Wer- 
böczi übergeht die Macht auf die Krone, — auf die Krone des Landes — also nicht 
auf die Krone des Papstes oder Königs — und auf diesem Wege auf den König 
„communitate et commuvitalis ab auctoritate, simul cum im],er io et reg im ine translala 
est“ — also die Quelle der königlichen Macht ist die heidnische communitas und 
nicht die Kirche, nicht der Papst. Nicht als ob Werböczi Atheist gewesen wäre, 
aber seine Zeit hatte die Thomas von Aquino’schen Lehren und die Unam Sanctam- 
zwei Schwerfen Theorie schon hinter sich. In seiner Machttheorie kommen die seit 
dem NIV. Jahrh. verbreiteten neuen Lehren, jenes Prinzip Occam’s zur Geltung, 
welches Gierke so darlegt, dass „imperium a Deo et tarnen per homines,“28 aber 
nicht „mediante Ecclesia“ , sondern aus dem Willen Gottes direkt von der heid­
nischen communitas stammt.
Ferenc Eckhart’s Buch versucht den Sinn und die Bedeutung der von der 
heidnischen communitas herrührenden Machtubertragung mit den konzentrierten 
Methoden der Geistesgeschichtsschreibung zu nullifizieren. Die Zielsetzung des 
über die Herkunft des Adels lautenden 3. Titels wäre, nach ihm, ausschliesslich 
die Wahrheit „der These una eademque libertás“ zu beweisen.29 Diese Auffassung 
stammt von Fraknói, dem es scheinbar ebenfalls nicht gefiel, dass Werböczi die 
Macht der Krone auf die Übertragung der heidnischen Communitas zurückführte 
.. .30 Den Forscher der Geästesgeschichte leitet in der geschichtlichen Erkennung 
die intuitive Empfindung, sich in die Gedanken der Menschen vergangener Zeiten 
einzufühlen. Ferenc Eckhart hatte es bei der Erläuterung des Titels J. 3. des Tri- 
partitums nicht interessiert, dass die Aufschrift dieses Titels schon in der ersten 
\\ iencr Ausgabe vom Jahre 1517 von Werböczi selbst folgend verfasst wurde: 
„De exordio nostrae Sobilitas. Et quomodo régimén in Prineipem nostrum translatum 
sit.“31 Nach Eckhart aber als Werböczi diesen 3. Titel verfasste und die histo­
rischen Teile aus der Turoczi’schen Chronik übernahm „schwebte die Gleichheit 
des Adels vor seinen Augen (dei Worte Fraknói’s M. S.) und dachte nicht daran, 
die grosse politische Macht der Gemeinschaft zu betonen, dem Prinzip der Volks­
hoheit Ausdruck zu verleihen und somit seine politische Theorie zu schildern 
oder sich der Theorien der Chroniker anzuschliessen. Das beweist am besten die 
Art und Weise (Hervorhebung von mir M. S.), wie der Text von Werböczi umge­
arbeitet und dabei ein Teil des Textes übergegangen, ausgelassen wurde.“ So 
sucht Eckhart eine ganze Seite hindurch, worauf Werböczi denken konnte, als er 
im Titel 3. jenen Teil aus der geschichtlichen Erzählung der Turóczi’schen Chronik 
wegliess, dass die alte Gemeinschaft die gewählten Haupt lent e von ihren Aemtern 
enthob, wenn sie mit ihnen unzufrieden war.
Diese Auslassung wurde zuerst von Elemér Mályusz wahrgenomme,32 auf 
den sich auch Eckhart beruft. Seine Schlussfolgerung über die Denkungsart Wer- 
böczi’s ist, dass die Auslassung darum erfolgte weil: „dort, wo über die Begrün­
dung des una eademque libertás die Rede war, hat ihn (Werböczi) das Recht der 
Gemeinschaft den Staatsmachtausübenden gegenüber nicht interessiert.“33
Diese geistesgeschichtliche Forschungsmethode übersieht in erster Linie jene 
1 atsache. dass in der Aufschrift des Titels 3. Werböczi selbst die Art und Weise 
der Machtübertragung auf unsere Fürsten besonders dazuschrieb. Diese Methode 
versäumt aber auch die Anwendung der Mitteln der Rechtswissenschaft bei der 
Erklärung dieses Teiles des Iripartitum’s. Werböczi hat selbst festgelegt, dass 
er auf Grund des Gesetzes NN/15Ö7 von Ulászló II. den Auftrag erhielt, die zerstreu­
ten Gesetze des Landes „als einen Körper zu sammeln“ (Praefatio Autoris). Ebenda
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schrieb Werbőczi auch, dass „niemand sich einreden soll, dass ich mir eine solche 
Macht angemasst habe, neue Gesetze geben zu wagen und einzuschalten, sondern 
ich habe nur das was ich von meinen Vorfahren erhielt, . . .  in ein Buch gesammelt“ . 
Zwischen den ungarischen Gesetzen kam keines vor, laut dessen der gewählte König 
abgesetzt werden könnte. Mit der königlichen Bestätigung einer solchen ausserhalb 
des Reichstags geschaffenen neuen These dürfte Werbőczi kaum rechnen, einfach 
schon deshalb nicht, weil statt der Absetzung des Königs in den ungarischen Gesetzen 
ein anderes .Mittel bekannt w ar: das Recht des Widersprechen» und des Wider­
standes des Adels. Dieses Recht wurde von Werbőczi im § 6. I. 9. des Tripartitums 
aufgenommen. Aus diesem Grunde musste Werbőczi die Erzählung clcr Chronisten 
über das Absetzungsrecht der Communität auslassen, wenn er das lebende Recht 
zusammenschreiben wollte.
Mit solchen Methoden macht Eckhart Werböczi’s Auffassung über den Ur­
sprung und die Übertragung der Macht, welche bei Miklós Nagy noch im Jahre 
1938 mit der theokratisch-organischen Staatsbetrachtung verschmolzen gedacht 
war, bedeutungslos.
Es bliebe noch die Frage, auf Grund welcher Angaben und Beweise Eckhart 
im Jahr 1941 feststellte und mit welchen neueren Angaben Mályusz im Jahre 1958 
bekräftigte, auch ältere Eckharts Forschungsergebnisse übernehmend, dass im 
XV. Jahrhundert in Ungarn die von Eckhart charakterisierte, von Werbőczi 
angeblich verschmolzene, organische Staatsauffassung herrschte.
Eckhart sucht in erster Linie die kirchlichen Wurzeln der organischen Staats­
idee in Ungarn. Er legt auch das Grundprinzip seiner Forschungsmethode aus:
„Wenn wir die Spuren der organischen Staatsauffassung in ganz Europa an­
treffen, kommen wir im, voraus zu der Vermutung, dass dieser Gedanke kirchlichen 
Ursprungs, auch bei uns Wurzeln schlagen musste, denn lange Zeit hindurch waren 
die Träger der Kultur auch bei uns ausschliesslich kirchliche Personen. Es ist zwar 
überflüssig die kirchlichen Wurzeln der ungarischen organischen Betrachtungsweise 
besonders nachzuweisen, ein-zwei unmittelbare Beweise können doch unserer Fest­
stellung Kräfte verleihen” (p. 17(5, die Hervorhebungen von mir M. S.).
Eckhart’s Ausgangspunkt ist also das „im-voraus-Vermuten“ , dass in diesem 
Jahrhundert eine „ungarische organische Betrachtungsweise“ existierte, worüber 
wir, laut Eckhart, von Gierke wissen können, dass diese mit der thomistisch- 
theokratischcn Staatsbetrachtung identisch wäre. Nach solcher Einleitung geht 
Eckhart doch auf den Beweis der „ungarischen organischen Betrachtungsweise“ 
über, und im darauffolgenden Abschnitt behandelt er „die Verschmelzung der Idee 
der Krone und der organischen Auflassung und die Lehre der Heiligen Krone von 
Werbőczi“ . Seine Beweismitteln sind: Urkunden und Gesetze, in denen die Wörter 
Corpus, memhrum, ferner die Begriffe Haupt und Glieder in gewisser Beziehung 
zum Staat, Land, Krone und Stände hervorkommen. Laut der Vorrede des Buches 
hat Eckhart zehn Jahre hindurch zahlreiche Urkunden untersucht; es standen 
ihm ferner die Ergebnisse der früheren Urkundenforschungen auch zur Verfügung. 
Auf Grund dieser zitiert er von den Texten ohne Auslese und inhaltliche Bewertung 
und wo das Wort corpus oder memhrum. besonders aber das Gleichnis Haupt 
und Glieder hervorkommen, sieht er sogleich darin einen Beweis der organischen 
Auffassung. Diese Beweismethode wird auch von Elemér Mályusz für richtig erachtet, 
und er wendet sie auch in seiner erwähnten Abhandlung an. Auch Mályusz sieht 
die Geltung der organischen Staatslehre darin, dass „der Körper des Landes, der 
corpus regni erwähnt wurde“, wenn eine Stadt „memhrum regni“ genannt worden 
war. Werden in einem Rundschreiben der Hofkanzlei, János Vitéz, einzelne Magnate
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als die Hauptglieder des Reiches benannt, so beweist dies nach Mályusz die Ent­
wicklung der organischen Staatstheorie. Eckhart (p. 180, 181). sowie Mályusz 
sehen den Anzeichen der organischen Theorie besondere in dem Ausdruck: „totum 
corpus regni” im Dekret II. 1435, sowie im von Albert im Jahre 143!) erlassenen 
Dekret, welcher Ausdruck auch in anderen Gesetzen anzutreffen ist. Von diesen 
ist eben das Dekret vom Jahre 1439 in der Frage der damaligen Staatsbetrachtung 
aus mehreren Gesichtspunkten würdigungswert, aber diesmal möchte ich nur aus 
dem Gesichtspunkte der richtigen Auslegung dieser Wörter die Methoden und 
Folgerungen von Eckhart und Mályusz zur Sprache bringen.
Diese Auslegungsmethode der Urkunden betrachtet ausschliesslich die be­
nützten Wörter (corpus, membrum) in den Urkunden und leitet daraus das allge­
meine Prinzip: organische Staatsauffassung, ab. Diese Methode lässt in erster Linie 
ausser acht, dass die Urkunden in einer Klassengesellschaft, von klassenangehörigen 
Leuten ausgestellt worden sind. Die Auffassung eines Mitgliedes irgendeiner Klasse 
oder die einer ganzen Klasse, ist aber noch keine allgemeine, und besondere nicht 
eine allgemein geltende Auffassung. Ja sogar innerhalb einer Klasse kann eine oder 
die andere Schicht über den Dingen eine andere Auffassung haben. Eckhart findet 
den organischen Gedanken in dem Brief von Mátyás, welchen der König im Jahre 
1463 an die Stände Siebenbürgens richtete und in welchem er ihre Zustimmung 
zu den Landesverteidigungsmassnahmen des Reichstages auch mit der Phrase 
forderte, dass die siebenbürgische Stände, als Glieder des Landes, sich den Anord­
nungen des Hauptes fügen sollten. Ist denn dieser Brief dazu geeignet zu beweisen, 
dass der gegen das Papsttum konsequent und entschlossen auftretende Mátyás 
ein Anhänger der theokratischen Staatsbetrachtung von Thomas von Aquino 
gewesen war? Der Brief machte einfach aus einem damals geläufigen Vergleich, 
als decorum des herrscherischen Anspruches Gebrauch. Die Stände vertraten ent­
schieden eine andere Auffassung, das beweist ihr Widerstand gegen die könig­
lichen Forderungen und später dann der offene Aufstand der siebenbürgischen 
Stände (1407).
Emma Bartoniek hat in ihrer kurzen Abhandlung seiten- und massenweise 
Urkunden mitgeteilt, welche die Wörter corona, corpus usw. verwenden, fügte 
aber dazu, dass es „nur mit erzählenden Quellen, also mit allseitigen Quellen kon­
trolliert möglich wäre“ die geschichtliche Wirklichkeit festzustellcn.34 Die im Eck- 
hart’s Buch verwendete, zielstrebige Forschungsmethode des Historikers kennt 
keine solche Schranken Die ausgewählten Urkundentexte betrachtet Eckhart 
•ohne Rücksicht auf die ausstellende Person, auf die geschichtlichen Umstände 
als feste Beweise benützbar. So zitiert er im Abschnitt „Die organische 
Staatsidee“ als letzten, entscheidenden Schlussbeweis den Brief von Podjebrad, 
den dieser im Jahre 1497 an König Mátyás richtete, mit dem folgenden Kommentar:
, , . . .  die organische Betrachtung der Monarchie ist in keiner Urkunde dieser 
Zeit so schön dargestellt als in diesem Brief . . .  Die unmittelbare Wirkung der 
Heiligen Schrift und der Briefe des Pauls des Heiligen ist in diesen Zeilen zu er­
kennen. Als wenn der Gedanke des mystischen Körpere der Monarchie aus den 
Lehren des Heiligen Pauls, aus der Betrachtung der Kirche als mystischen Körper 
Christi, neuerlich frisch entsprungen wäre. Wir finden ausserdem in diesen Zeilen 
Podjebrad’s auch einen wesentlichen Bestandteil der Idee der Krone, den Gedanken 
der Integrität des Landes“ auf (p. 190).
Diesem Briefe Podjebrad’s konnte nun als eines der letzten Glieder in der Ver­
kettung von Beweisen die Schlussfolgerung des Abschnittes folgen: „Die organische 
Betrachtungsweise war also in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts ein Be-
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standteil der ungarischen Kultur, des ungarischen politischen Denkens“ . (Eckhart. 
1941. p. 191).
Wenn auch einem ungarischen Historiker im Jahre 1941 die Meinung Marx’s 
über jene Geschichtswissenschaft nicht bekannt sein konnte, welche nicht bis zu 
der, im alltäglichen Leben angeeigneten Fähigkeit eines shopkeeper’s reichte, ent­
scheiden zu können, was die Wirklichkeit wäre und was einer von sich glaubhaft 
machen möchte, dennoch bevor Eckhart den Brief Podjebrad’s als den Beweis 
der ungarischen politischen Denkungsart zitierte, war ihm sicher so manches über 
die politische Entwicklung des XV. Jahrhunderts bekannt. Und zwar auch dass 
„die diplomatischen Schriftstücke, . . .  die vielen Briefe, welche die Fürsten anein­
ander richteten, haben damals die für das neue Zeitalter in Europa so charak­
teristische Eigenschaften angenommen : die dreiste Ableugnung von Tatsachen . . .  
die Verkleidung egoistischer Absichten im gefälligen Gewand der christlichen Moral, 
der europäischen Solidarität, der Pflege nachbarlicher guter Beziehungen usw.“ , 
wie das von Gyula Szekfű in der „Ungarischen Geschichte“ damals schon beschrieben 
war.35 Und eben von Podjebrad hat ebenda Szekfü folgendes geschrieben: „seine 
Briefe tröpfelten von christlicher Andacht und universalistischem Gedanken, 
obzwar sein fantastisches Endziel usw. usw.“ Eben zur Zeit dieses Briefes haben 
schon Podjebrad und Mátyás ihre gegenseitige Kriegsvorbereitungen ahnen müssen, 
der Papst hat Podjebrad im Dezember des Vorjahres exkommuniziert, der deutsche 
Kaiser und die Reichsstände haben gegen ihn Kreuzfahrer angeworben. Nach 
Mihály Horváth hat Pt djebrad • • • „als er die Wolken über seinem Haupte türmen 
sah, den Ton seiner an König Mátyás gerichteten Briefe bedeutend geändert“36 
und im darauffolgenden Jahre ist auch der Krieg zwischen ihnen ausgebrochen. 
All diese Umstände beeinflussen die Folgerungen Eckhart’s nicht: der Brieftext 
ist und bleibt massgebend.
Selbst bei solchen Mängeln der geschichtlichen Forschungsmethode ist es 
eine ungewöhnliche Erscheinung, dass ich solchen Fachgelehrten der Urkunden­
forschung und der lateinischen Sprache des Mittelalters gegenüber, wie Eckhart 
und Mályusz, die Aufmerksamkeit eben auf die Missachtung der Eigentümlich­
keiten des mittelalterlichen lateinischen Urkundenstyls lenken muss. Diese Auf­
gabe hat mir aber Béni Grosschmùl erleichtert, der als gemeinsames Charakte­
ristikum im englischen mittelalterlichen und im Werböczi’schen Rechtsstyl darauf 
hinwies, dass die verschiedenen Texte regelmässig als besondere Begriffe solche 
Wörter anhäufen, die eigentlich nur Synonimo sind und weisen gewisse Neigungen 
auf Pleonasmus. Wortgepränge und Variation auf. Nach langer Analyse der Be­
deutung der Fachausdrücke des englischen und ungarischen Rechtsstyls weist Gros- 
schmid darauf hin, dass einzelne solche Fachwörter „eher nur als Etikette, Styli. 
Idiome (façon de parier)“ und nicht als Wirklichkeit anzusehen sind; bei einem 
solchen Satz muss man vor allem damit im Reinen sein, „was darin bloss nur eine 
Etiquette, façon de parier und was die tatsächliche Wirklichkeit“ ist.37 Das stellt 
die eine Seite der Interpretation der in den Urkunden benützten Ausdrücke wie 
corpus etc. dar. Einige Beispiele werde ich um diese Methode zu illustrieren, in 
den folgenden noch vorführen. Viel auffallender methodologischer Fehler ist die 
vollkommene Negligierung der eigentlichen klassisch römisch-rechtlichen und 
klassisch lateinischen Bedeutung des Wortes corpus.
„Die organische Staatsauffassung hat mit kirchlicher Vermittlung auch in Un­
garn Wurzeln gefasst“, — schreibt Eckhart in seinem Lehrbuch38 im Jahre 1946. 
Hier wurde schon geschichtliche These und Lehrstoff das, was nach dem oben­
zitierten Passus des Buches Eckhart’s vom Jahre 1941 nur noch „im voraus ver-
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rautet war“ war. Dieser These folgt im Lehrbuch sogleich auch der Beweis: „der 
königliche Hai erachtet sich schon im XV. ■Jahrhundert als Körper”, einzelne Gesetze 
sprechen von dem Körper des Landes. Ehrlich gestanden, kann ich eine solche 
geschichtliche Forschungsmethode, welche in den Texten der Urkunden einfache, 
gedankenlose Redeblüten, façon de parier findet und darauf eine mächtige prin­
zipielle Konstruktion nach eigenen Geschmack aufbaut, nicht hochschätzen. Es 
lebt noch in meinem Gedächtnis, wie sich Oszkár .hiszi im Zusammenhänge mit 
den Timon-Diskussionen über jene Rechtshistoriker äusserte, denen „die kleinsten 
Dekreten-Fragmente oder GesetzspliUer. . .  genügende Unterstützung zum Beweise ganzer 
Institutionen gaben. Dieses Verfahren ist auch in unserer modernen Zeit eine Naivität 
und war noch mehr im Mittelalter, als auf den Meeren der Gewalt einige wackelige 
Uechtsprinzipien schwammen : meistens die milden Träumerein kirchlicher Gesetz­
gebung.“S9 Es wäre aber unrichtig es als „Naivität“ vorzustellen, was bei Eckhar. 
den „im-voraus-vennuteten“ Ausgangspunkt bedeutet.
In den Hofkanzleien waren Männer mit kirchlicher Bildung tätig und wandten 
nach Eckhart die Staatsauffassung der Kirche an. Nun aber besuchten aus Ungarn 
im XV. Jahrhundert zahlreiche Personen ausländische Universitäten, besonders 
die Universität von Bologna, wo sie das römische Recht lernten. Die Universität 
von Pécs (Ungarn) wurde im Jahre U(i7 eröffnet, die gelesenen Hauptgegenstände 
waren kanonisches Recht und römisches Recht. Im XV. Jahrhundert mochte 
die Kenntnis des römischen Rechts in den ungarischen Hofkanzleien allgemein 
sein, — das beweist auch das Tripartitum. Hajnik schreibt, dass im Jahr 1483 
der Personalleiter des königlichen Hofgerichts, die Berufung von „utriusque scilieet 
doctores“ wünschte; Szekffl zählt zwischen den Beamten der königlichen Hof­
kanzlei und Sekretären Mátyás’ Doktoren und Studenten der Rechte an der Uni­
versität Bologna dem Namen nach auf. Die Fachausdrücke und der Styl des rö­
mischen Rechts waren im XV. Jahrhundert, — nach der Studie von .József Gerich 
über Kézai schon im XIII. Jahrhundert, in der ungarischen königlichen Hofkanzlei 
wenigstens ebenso, als die Phrasen der kirchlichen Staatsauffassung bekannt. 
Corpus ist im klassischen römischen Recht ein allgemein gebrauchtes, in übertra­
genem Sinn verwendetes Wort. Corpus connexum bedeutet die zusammengesetzte 
Sache. Corpora plura uno nomini sub jecla : eine Sachgesamtheit (universitas rerum 
distantium), zum Beispiel: der Corpus Juris. Eine Körperschaft (universitas per- 
sonarum, corporatio) kann sich organisieren, wenn der corpus habere permission 
est. Solche Thesen des Gains, Pom-ponius und anderer klassischen Juristen waren 
aus den Digesten bekannt.40 Ebenso die übrigen verblümten. Bedeutungen des 
corpus (corpus et aniinus possessionis), mit denen sich die Glossatoren reichlich 
beschäftigten. Eckhart selbst zitiert nach Interim  — dem berühmten Juristen 
im XII. Jahrhundert in Bologna — über das gesetzgebende Volk: „Universitas, 
id est populus, hoc habet officium singulus hominibus, quasi membris providere.“41 
(Unterstreichungen von mir M. S.)
Wenn der königliche Rat im XV. Jahrhundert sich als „Körper“ betrachtete, 
wenn der Konzipist des Kanzlers den Ausdruck corpus regni niederschrieb, warum 
hätten sie eigentlich auf das Mysterium Christi denken müssen? Ein jeder Jurist, 
der einen solchen Ausdruck liest, wird einfach auf die Anwendung des Stils des 
römischen Rechts denken, ohne dahinter ein kompliziertes Mysterium oder die 
organische Betrachtungsweise zu suchen. Nur eine zielstrebige Denkungsweise 
kann von Werbőczi behaupten:
„Wir müssen feststellen, dass Werbőczi auch die organische Auffassung an­
wendet. Das ist natürlich bei einem solchen Rechtsgelehrten, der in den Werken
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cler kirchlichen Schriftsteller sehr bewandert war. Er benützt das Wortbild Besitz­
körper, der Glieder hat: ein Grossgrundbesitz ist ein Körper, dessen Hauptglieder 
(membrum principale) die Burg, das Kastell oder der Marktflecken sind.“ (Tripar- 
titum Teil II. 7(i. § 3 und 4; Eckhart 1941 p. 199—200.)
Was soll nun der Jurist zu einer solchen Argumentation sagen? War denn 
Werbőczi ein „solcher Rechtsgelehrter“ , der in den Werken der kirchlichen Schrift­
steller sehr, dagegen aber im römischen Recht gar nicht bewandert war? Als Wer­
bőczi im „Praefatio Authoris“ des Tripartitums darüber spricht, dass die Anord­
nungen einzelner Könige nicht leicht „in unum velul Corpus“ zusammenwachsen 
können, — wird in ihm die Stimme der organischen Auffassung oder der Stil des 
römischen Rechts laut? Zeigt die in unserem alten Recht überall allgemeine Phrase 
des „Besitzkörpers” auf die organische Auffassung oder auf dem Stil des römischen 
Rechts hin? Aufs geratewohl schlage ich das Buch des Jesuiten-Rechtsgelehrten 
— also in der kirchlichen Literatur nicht unbewanderten, —  Kelemen auf und 
sehe dass er im Abschnitt über die Erbschafts-Aufteilung die „Integra Corpora 
bonorum“ erwähnt, er schreibt: „cuique Integra Corpora sunt a d t r ib u e n d a über 
die Grenzbereinigung schreibt er, dass „Proul autem Corpora territórium“ , so auch 
drei Arten von Grenzen, also Landes-, Komitats- und Privatgrenzen existieren; 
dass die Grenzen der abgerissenen Bodenteile (avulsarum) so zurückzustellen sind, 
dass „ad Corpus redeunt“ ; bei der Erbfolge des Fiscus redet er darüber, ob: „si de 
portionibus, non inleqris corporibus agat.“ '2 Endlos könnte man die Zitate sowohl 
aus dem Werke Kelemens, als auch aus anderen alten Rechtswerken heraussam­
meln. Aber könnte es überhaupt einen Juristen geben, der aus diesen Texten so­
wohl bei Kelemen, als auch bei Werbőczi auf die organische Auffassung schliessen 
möchte? Diese Ausdrücke wurden von Juristen geschrieben, von Juristen gebraucht; 
sie haben diese im römischen Recht gelernt und auch von da genommen. Nicht 
die thomistische organische Betrachtung, sondern der römische Jurist spricht 
bei Werbőczi. wenn er die Gesamtmacht der adeligen Communitas in der Krone 
symbolisch vereinigend auch die Teilhaber dieser Macht, die Glieder der Commu­
nitas als Glieder der sinnbildlichen Kronenmacht betrachtet. Die Gliedschaft der 
Heiligen Krone hat Schwartner im Jahre 1798 als eine Beteiligung aufgefasst („daher 
die Gesetzesformel, dass ein Edelmann ein Teil der heiligen Reichskrone sei, pars 
Sacrae Regni Coronac“). Ebenso hat auch Széchenyi die Gliedschaft der Heiligen 
Krone aufgefasst, als er schrieb: „für diese grosse Ehre, dass ich ein 'Feil der Heiligen 
Krone . . .  bin.“ 13 Ja sogar Imre Hajnik, der Schöpfer der Lehre der Heiligen Krone, 
hat die Gliedschaft der Heiligen Krone ebenso erklärt. Nach ihm ist die Heilige 
Krone die Quelle aller Besitzungen und nur derjenige, der solche besitzt, „kann zu­
gleich Teilhaber der Macht, oder wie das eigentlich ausgedruckt wurde, das Glied 
der Heiligen Krone (membrum Sacrae regni Coronae) sein.“ Diesen Satz von Hajnik 
zitiert Eckhart auf der Seite 319 seines Buches nicht, nur den Folgenden („Dessen 
Besitzung“ usw.). Darauf folgend lässt Eckhart wieder die im Text folgende These 
Hajnik’s aus, nämlich dass derjenige der kein von der Krone stammendes Gut 
besass, der „konnte kein Glied der Heiligen Krone, das heisst kein selbstständiger 
Beteiligter am Leben der Heiligen Krone sein.“ Nach der Auslassung dieses Satzes 
zitiert Eckhart von Hajnik wieder den darauffolgenden („Bloss d o r t . . .“ usw.). 
Bei Anwendung einer solchen selektierenden Methode des Zitierens verschwindet, 
dass Hajnik zwar vom ganzen Körper der Heiligen Krone spricht, aber nicht aus 
dem Gesichtspunkte der thomistisch-organischen Staatsauffassung, sondern im 
Sinne der ungarischen öffentlich-rechtlichen Auffassung und legt die Gliedschaft 
der Heiligen Krone als Beteiligung  an der Macht der Heiligen Krone aus."
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Aus dem Gesichtspunkte der organischen Staatslehre misst sowohl Eckhart, 
als auch Mályusz grosse Bedeutung jenen gesetzgeberischen Denkmälern hei, 
welche das Wortbild Landeskörper anwenden, von der Vertretung des ganzen Landes 
reden. Auf Grund der Zitate von Eckhart. Mályusz und Bartoniek habe ich diese 
wie folgt zusammengestellt:
1. Im § 3 der Präambel des Gesetzes I I : 1435:
,,. . . praelatorum et baronum nostrum, necnon nobilium rcgni nostri, tot um 
corpus eiusdem regni . . . cum plena facúltate absentium representantium . . ,45
2. Im ständischen Präambel des von Albert im Jahre 1439 erlassenenen Dekrets:
. . . Nos prelati, proceres et nobiles, nunc in hac civitate Budensi constituti,
tolum regni Hungariae Corpus representantes, notificamus . . .“
3. In der Urkunde vom 17. Juli 1440:
. . . Nos prelati, barones, milites, proceres et nobiles totius regni Hungariae 
cum efficacissima facúltate communitatem eiusdem representantes“.
4. Aus dem Mandat der Abgesandten vom 10. September 1441:
. . . prelati, barones, comités, milites, proceres et nobiles regni Hungariae 
Bude congregati, totum  Corpus regni H ungariae representantes . . .
5. Aus dem Vertrag der Österreichnischen und ungarischen Stände vom 5. März 
1452:
(Nach der Aufzählung János Hunyadi’s und anderer führenden Persönlichkeiten 
dem Namen nach folgt): „ . .. ceterique milites, nobiles, cives et nunci universitatis 
nobiliem, civitatum et incolarum regni Hungariae, ipsum totum regnum Hungariae 
represe n tan tes.“
(i. Aus dem Präambel des von Máityás im Jahre 1458 erlassenen Gesetzes:
„totius regni nostro corpore unum sentiente.“46
Einige dieser Urkunden haben hervorragende Bedeutung in unserer Rechtsge­
schichte. Mit dem unter No 1. mitgeteilten Dekret von Zsigmond versuchte Timon 
die Hajnik’sche These vom „totum corpus sacrae coronae“ zu begründen. Mit 
dem unter No 2. genannten Dekret zog in unsere Gesetzsammlung offiziell der 
zwischen König und Stände geschlossener Vertrag ein. Die unter No 3. mitgeteilte 
Urkunde enthält die eiste ausdrückliche ständische Abfassung der Macht der 
Heiligen Krone. In allen Urkunden kommt in ähnlicher Abfassung die Phrase, 
dass die erschienenen Stände das ganze Land vertreten, und zwar die represen­
tantes :
a )  totum corpus regni (in No. 1, 2, 4 und 6)
b) totius regni communitatem (No. 3)
c) totum regnum (No. 5)
vor.
Der Ausdruck corpus regni kommt also manchmal vor, manchmal nicht. Wo 
er angebracht wurde, dort wollte man eben so wenig auf die Staatsauffassung des 
corpus mysticum Christi hinweisen, als man diese nicht verneinen wollte, wo dieser 
Ausdruck nicht verwendet wurde. Es wurden einfach nur synonime Begriffe ver­
wendet um zu bezeichnen, dass die Erschienenen sich für die Vertretung des ganzen 
Landes berufen erachteten. Dasselbe hat schon Emma Bartoniek festgestellt. Dass 
das Wort corpus in diesen Dekreten nur als leere Redeblume benützt wurde, zeigt 
am besten der Umstand, dass Gedeon Ladányi die ausserordentliche Wichtigkeit 
des Dekrets vom Jahr 143!) hinsichtlich der verträglichen Auffassung des Staates 
betonend, die vollständige Übersetzung der fraglichen Präambel in seinem Lehr-
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buch mitteilte und den Satz totum corpus regni représentantes folgend übersetzte : 
sie vertreten „das ganze Land“.11 Das Wort corpus, welches er als façon de parier, 
als leere Redeblume betrachtet hat, übersetzte er gar nicht, er hat es als in der 
Ganzheit der Bedeutung mitinbegriffen erachtet. (Er konnte auch nicht denken, 
dass einige Jahre später die Kirche die thomistisch-organische Betrachtungsweise 
wieder aufrichten wird.)
Diese Urkunden beweisen also bei näherer Betrachtung schon mit ihren Texten, 
dass ein Erklärungsversuch die sich nur auf die Wortauslegung beschränkt, nicht 
geeignet sein kann dem Worte corpus einen Selbstzweck besitzenden, allgemeines 
Rechtsprinzip ausdrückenden institutionellen Charakter zu verleihen. Wenn wir 
aber über die von Eckhart und Mályusz in dieser Frage vertretenen wissenschaft­
lichen Forschungsmethode hinaus gehen und nicht aus der blossen Wortauslegung 
Folgerungen zu ziehen versuchen, sondern weiter schreitend, den ganzen Inhalt 
der fraglichen Urkunden untersuchen, dann können wir feststellen, dass dieselbe 
Urkunden eine der organischen Staatsbetrachtung geradezu gegensätzliche Auffas­
sung vertreten.
Alle angeführten Urkunden und Dekrete — besonders auch jene, wo das 
totum corpus regni vorkommt — betonen gerade, dass die Stände das ganze Land 
dem König gegenüber vertreten. Das totum corpus regni bedeutet ebenso, als die 
anderen zwei synonimen Ausdrücke in diesen Urkunden, den Landeskörper ohne 
den König, das Reich, welches bei Verhandlungen, die mit der gegenüberstehenden 
anderen Partei, dem König geführt werden, — von den Ständen vertreten wird. 
Das bedeutet eben das Gegengesetzte der corpus mysticum Christi’schen Staats­
lehre, laut welchem der corpus mysticum politicum, der Staatskörper den König 
als Haupt und die Untertanen (Stände) als Glieder in sich aufnimmt. Auf diese 
zu der Hajnik-Timon’schen Kronen-Lehre im Gegensatz stehenden Tendenz der 
ständischen Entwicklung wurde schon Anfang des Jahrhunderts (Artur Balogh 
1904) hingewiesen. Neuerlich hat auf die gegensätzliche Bedeutung der eben unter­
suchten Urkunden und der den König und die Stände in eine Einheit zusammenfas­
sende Lehre der Heiligen Krone auch Emma Bartoniek (1934. p. 17) aufmerksam 
gemacht. Es nützte nichts. Nach Eckhart und Mályusz : corpus in den Urkunden 
bedeutet organische Staatslehre in den Köpfen. Ich denke nicht, dass diese Auffas­
sung, nach den bisher gesagten, aufrecht zu halten wäre.
Es bestünde noch die Frage, dass wenn auch in einzelnen Urkunden der 
Ausdruck corpus regni oder membrum regni nicht geeignet ist Folgerungen auf 
die Staatsauffassung zu ziehen, es könnte dazu geeignet sein, wenn irgendwelche 
Urkunde geradezu den Vergleich des Hauptes und der Glieder zu der Charakterisierung 
des Verhältnisses zwischen Staat, König und Untertanen benützt. Tatsächlich 
zählt Eckhart’s Buch auch solche Urkunden und zwar insgesamt sechs aus dem 
XV. Jahrhundert auf. Sie sind die folgenden :
1. das Schriftstück der Republik Raguza aus dem Jahre 1450,
2. das Schriftstück der Republik Raguza aus dem Jahre 1451,
3. das Schriftstück der Republik Raguza aus dem Jahre 1451,
4. der Brief, den Mátyás an die Stände Siebenbürgens richtete (1463),
5. der Brief Podjebrad’s an Mátyás (1467),
6. der Brief eines Getreuens Podjebrad’s an Mátyás ( 1469).48
Von diesen beweisen die Schriftstücke aus Raguza, — besonders die Instruk­
tionen für den Gesandten No 2. und 3. — dass die von Venedig und den Türken 
bedrängte Republik als ein Glied des Reiches sich um die Gunst und Schutz
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Hunyadis bewarb. Die Briefe von .Mátyás und Podjebrad sind uns bekannt. Der 
No G. ist dem No 5. ähnlich. Wenn so ein fachgelehrter Forscher, wie Ferenc Eckhart, 
nach der Untersuchung tausender Schriftstücke, nicht mehr als diese fand, dann 
können wir aus diesen Schritten jenes Negatívum als bewiesen betrachten, dass 
in Ungarn im NV. Jahrhundert die organische Staatslehre überhaupt nicht verbreitet 
war. Es könnte höchstens in einem solchen Geiste, wie König .Mátyás, oder in einem 
seiner Anhänger in der Hofkanzlei, der Wunsch, die Bestrebung nach dieser aller­
dings bekannten Theorie in Verbindung zu den Untertanen auftauchen, aber die 
geschichtlichen Ereignisse und die Kräfteverhältnisse machten weder die Geltung, 
noch die Verbreitung dieser Theorie möglich. Fünf Jahrhunderte mussten verlaufen 
bis auf Grund einiger zum Selbstzweck gemachten Phrasen in alten Dekreten die 
geistesgeschichtliche Richtung, die theokratisch-monarchische Staatsauffassung 
im XV. Jahrhundert — als ewig aufrechtzuhaltendes Ideal des „Regnum Maria- 
nums“ entdecken und aufbauen konnte.
So wurde es der geistesgeschichtlichen Richtung ermöglicht, jene theokratisch- 
organische Staatsidee des XIII. Jahrhunderts in modernisierter Form in das Tripar- 
titum hinein zu lesen, welche schon zu Beginn des XIV. Jahrhunderts mit den 
päpstlichen Obrigkeitsbestrebungen zusammen in Europa überall zu Fall gekommen 
war, deren kirchliche Suprematie verkündende Lehren von Werböczi direkt zurück­
gewiesen wurden und auf welche im ungarischen öffentlichen Leben, in der Publi­
zistik und Rechtswissenschaft bis zum Auftreten der Vorläufer der geistesgeschicht- 
lichcn Richtung niemand gedacht hat. Die neue Staatsauffassung der Heiligen 
Krone fügte sich ein in die seit dem Ende der dreissiger Jahre auf anderen Gebieten 
der ungarischen Staatsphilosophie sich verbreitende kirchliche, neothomistische 
Richtung und besonders in die auf dem Gebiet der Rechtsgeschichte in denselben 
Jahren zielbewusst betriebene Versuche Werböczi zu klerikalisieren.
Der autoritäre Charakter rassischen Ursprungs der gesitosgeschichtUchen 
Kronen-Lehre erhielt zum erstenmal eine Publizität in dem Vortrag Ferenc Eckhart’s 
ruf dem Kongress der Historiker in Warschau im Jahre 1933, und zwar diesmal 
noch ohne mit der Idee der Heiligen Krone verbunden zu sein. Der Vortrag erschien 
später in einer französischen Broschüre : „Les constitutions Hongroise et Polonaise 
au moyen âge". (Lwow, 1934). Nach dem Wesen dieser Studie wurde die ungarische 
Verfassung von der polnischen Verfassung in erster Linie in der Unbeschränktheit 
der königlichen .Macht unterscheidet. Als Beweis zitiert diese Studie einige Bemer­
kungen von Bischof Otto von Freisingen in der Lebensbeschreibung des Kaisern 
Friedrich II. über seine Erfahrungen während des Durchmarsches der Kreuzfahrer 
durch l ngarn im Jahre 1147. Dazu wurde aus einem im Jahr 1929 erschienenen 
englischen Buch (Riezanovsky : Customacy of the -Mongol Tri 1res, Harbin. 1929) 
ein Abschnitt des Gesetzbuches des Dsingis Khan’s über die .Macht des Khan’s 
hinzugefügt. Auf Grund dieser Daten stellte Eckhart in seiner Studie fest, dass die 
Macht des ungarischen Königs ursprünglich dem mongolischen Khane ähnlich, 
unbeschränkt war, und „diese .Macht des Königs ist auch bis zum XIV. Jahrhun­
dert unversehrt geblieben" (p. 3.). Das wäre das besondere Charakteristikum der 
ungarischen Verfassung dem Polnischen gegenüber. Über diese Abhandlung schrieb 
György Bonis, dass der Verfasser, namentlich Ferenc Eckhart „sich bemühte die 
neue Auffassung unserer Rechtsgeschichte auch dem Auslande bekannt zu machen". 
Diese l'eststellung war wahrhaftig eine Wendug ; eine Folgerung, die aus dem in 
unserem Lande seit nahezu anderthalb Jahrhunderten bekannten Werke Freisin- 
gen’s noch von keinem Historiker oder Juristen gezogen wurde. Gy. Bonis hat 
sich dieser Feststellung sofort angeschlossen und zwar in der Besprechung des als
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Quelle benützten englischen Werkes. Zu der Idee der Heiligen Krone fügte Eckhart 
die neue rechtsgeschichtliche Wendung so hinzu, dass er die frühere Geschichte 
der Idee der Heiligen Krone von Emma Bartoniek folgend ergänzte : „Die unga­
rische Verfassungsentwicklung... wird durch die grosse Kraft der königlichen 
Macht charakterisiert und das ist überwiegend auf den türkischen-rassischen 
Charakter der ungarischen Nation zurückzuführen“.49 Und noch stärker hebte 
Ferenc Eckhart diese auf rassischem Charakter fussende, starke königliche Macht 
in einer ebenfalls für den Ausland bestimmten englischen Abhandlung im Jahre 
1941 hervor.50 Damit wurde die doppelte Begründung der neuen Kronen-.Mystik 
der geistesgeschichtlichen Richtung vollzogen. Diese neue Mystik steht hinsichtlich 
der königlichen Macht auf zwei Füssen, u. zw. neben dem kirchlichen Ursprung 
und Inhalt, auf dem türkischen rassischen Charakter. Der Gedanke der Parallele 
zwischen Freisingen und Dsingis Khan, sowie die Behauptung der aus dem orien­
talisch-rassischen Charakter herrührenden starken Königsmacht erhielt eine Weiter­
entwicklung auch seitens der allgemeinen Geschichte. Auf der Grundlage der 
Freisingen’schen Erzählung erfolgte die erste Anwendung des nomadisierenden 
Despotismus auf die königliche Macht der Arpaden-Zeit eigentlich in Wien. Einer 
der österreichisch-zentralistisch eingestellten Timon-Kritiker zum Jahrhundert­
beginn, Ihtrold Sieinacker war derjenige, der diesen Gedanken zuerst auslegte. Nach 
ihm entsprach die absolute, ja sogar despotische monarchische Macht der ursprüng­
lichen politischer Disposition des Turaner nomaden Hirtentums am besten. Von 
Steinacker wurde diese These zum ersten Male mit Otto von Freisingen bewiesen 
und er hat auch die ungarische Wissenschaft aufgefordert, „die ungarische Rechts­
geschichte sollte die Legende vom Urkonstitutionalismus aufgeben . . .  sie sollte 
einsehen. dass cs nur seine unbeschränkte Machtfülle dem Königtum ermöglichte, 
das Volk zu bekehren“ . Es konnte, nach ihm, nur am Anfang des NIII. Jahrhunderts 
infolge der wirtschaftlichen und ständischen Verhältnisse erfolgen, dass die „alther­
gebrachte Machtfülle des Ivönigstums verschwinden und einem beschränkten 
Königtum Platz machen musste“ .51
Diese alte Auffassung Steinacker’s wurde auf Grund der neuen Lehre Eckhart’s 
und Bönis’ bei uns in den dreissiger Jahren neugeboren und entfaltet, -Jözsef Heer 
hatte in einer deutschsprachigen Abhandlung die Unbeschränktheit der Herrschaft 
in der nomaden Gesellschaft breit ausgelegt, wo das Schicksal des ganzen Landes 
vom Herrscher abhängt, und wenn er stirbt, gründet der neue „Führer“ eine neue 
Gesellschaft. Auch nach ihm ist der „unzweifelhafte Absolutismus“ des ungarischen 
Königstums im XI—XII. Jahrhundert hierauf zurückzuführen. Er bewies diese 
Behauptung ebenfalls mit der Parallele Otto von Freisingen — Dsingis Khan und 
als Quelle berief er sich an Ferenc Eckhart (Geschichte Ungarns 1933. p. 39)52 
Eckhart dagegen gibt in seiner Geschichte der Heiligen Krone (p. 35. Fussn. I.) 
dieses Werk Jözsef Deer’s als Quelle an. Auch von Peter Vüczy wurde diese Theorie 
und Parallele in seiner ebenfalls deutschsprachigen Studie (Die erste Epoche des 
Ungarischen Königtums, Bp. 1935) aufgegriffen. Im Jahre 1938 hat dann Jözsef 
Deer in seinem neuen Buch sogar in zwei Abschnitten die dem Wesen nach Stein- 
acker-Eckhart’sche Theorie mit den der neuesten Zeit entsprechenden Stilblüten 
geschmückt, dargelegt. Der Kern dieser Theorie wäre nach Deer, dass „der Gedanke 
des Autoritätsprinzips, der patrimonialen Regierung, der fürstlichen Erbfolge . . . 
ihre Erklärung in den von der heidnischen Vergangenheit geerbten uralten lüutsge- 
bilden findet“. Die Freisingen- und Dsingis Khan’schen Texte wurden diesmal bei 
Deer ohne Quellenangabe zitiert und die Theorie wurde auch sogleich folgender­
weise aktualisiert:
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„die uralte, mitqebrachte 'politische Ideologie des Ungartums ivar despotisch, 
ja sogar von diktatorischem Charakter . . . ungefähr so, wie diese Auffassung in be­
stimmten autoritären Staatseinrichtungen von heute wiederspiegelt wird,“53
Als Wechselwirkung der in die allgemeine Geschichtsschreibung so eingedrun­
genen ..neuen Auffassung“ der Rechtsgeschichte hat sich György Bónis in seiner 
im Jahre 1939 veröffentlichten neuen Studie eben aus dem Gesichtspunkte der 
königlichen Macht nomadischen Ursprungs über diese letzten zwei Werke von 
Váczy und von Deér mit grosser Anerkennung und Einverständnis geäussert. 
Váczv’s Verdienst wäre nach der Behauptung Bónis’, die Hervorhebung des Gedan­
kens, dass die „automatische Form“ des nomadischen Reitervolkes der Ungarn 
im christlichen Königstum weiterlebte. Für denselben Gedanken lobte er „das 
schöne Werk“ (Heidnisches Ungartum. christliches Ungartum) József Deér’s, 
ferner erwähnte er noch, dass diese „hervorragende Studien“ von Váczy und von 
Deér seine in der Zeitschrift „Századok“ veröffentlichte Freisingen-Dsingis Khan’sche 
Parallele verwerteten. Hier hat Bónis die Vaterschaft der zeitgemässen Verkoppe­
lung des deutschen Bischofs und des mongolischen Khans im XII. Jahrhundert 
für sich beansprucht.54 Scheinbar hat dieses Werk József Deér’s besonders tiefe 
Eindrücke bei György Bónis hinterlassen, denn nach Jahren noch, im Jahr 1944 
hat er es als „das schönste historische Buch der letzten .Jahre“ bezeichnet und zwar 
gerade darum, weil Deér es bewiesen hätte, dass die uralte ungarische Herrschaftsidee 
mit der starken Macht der Reiternomaden plus tiefes Christentum inhaltsgleich war,55 
In den letzten Tagen der Horthy-Epoche wurde dann von György Bónis auch die 
rechtsgeschichtliche, theoretische und kritische Zusammenfassung geschaffen. Er 
entsprach hiemit dem durch Steinacker noch im Jahre 1907 an die ungarischen 
Rechtshistoriker gerichteten Aufruf, die gründliche Liquidierung „der Legende 
von der uralten Verfassungsmässigkeit“ durchzuführen. Die von György Bónis 
im Jahre 1944 im Kolozsvár veröffentlichte Studie hat den weiterentwickelten 
Inhalt der im Jahre 1958 erwähnten „neuen Auffassung der ungarischen Rechts­
geschichte“ zusammengefasst, die ich nach Bónis in den folgenden skizziere :
Die uralte ungarische Herrschaftsidee war die sich bei den Reiternomanden 
entwickelte starke Herrschaft. Diese althergebrachte Herrschaftsidee wurde durch 
die Ausbildung des Ständewesens beeinträchtigt, deren erste Beweise sich im XHI. 
Jahrhundert zeigten. Am Ende des Mittelalters „wies die Lehre der Krone . . . 
den ruinierten Zustand der Erbschaft der Árpadenzeit, der starken königlichen 
.Macht auf“. Später, während der langdauernden Herrschaft der Habsburger — 
obzwar fremde Herrscher regierten — wurde die Fülle der Königsmacht, „die 
Erbschaft der Árpadenzeit wiederhergestellt“. (Siehe: dieSteinacker’sche „alther­
gebrachte Machtfülle !“). Nach 1790 unter der Einwirkung der französischen Revo­
lution „hat die sogenannte verfassungsmässige Epoche die wahrhaftige Beeinträchtigung 
der königlichen Macht mit sich gebracht.“ Demzufolge hinterliess das XIX. Jahr­
hundert auf die Horthy-Epoche „eine verstümmelte, von ihrem alterhergerbrachten 
Inhalt entblösste königliche Macht . . .  als Erbschaft“. Neuerlich kam zwar in 
den Gesetzten vom Jahre 1920 eine „starke demokratische Richtung“ zur Geltung, 
aber diese wurde von der Zunahme des persönlichen Ansehens von Horthy zurück­
gedrängt und so könnte darauf geschlossen werden, dass die Entwicklung „den 
einst so ruhmreichen Status des Staatsoberhauptes kräftigen wird.“
So dachte György Bónis im Sommer 1944 in Kolozsvár.58 Nun lässt sich die 
Frage stellen, ob er diese „neue Auffassung der ungarischen Rechtsgeschichte“ 
vom Jahre 1944 unter dem feierlichen Anschein eines Nekrologs im Jahre 1958 
wiederbeleben möchte ?
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So wurde die vom Steinacker im Namen des österreichischen Zentralismus 
im Jahre 1907 geforderte Revision des traditionellen Verfassungsbewusstseins der 
ungarischen Rechtsgeschichte und des öffentlichen Rechts durch die ideologischen 
Bedürfnisse des Horthy-Faschismus eigenartig durch die neue geistesgeschichtliche 
Theorie der Heiligen Krone und deren Weiterentwicklung durchgeführt. Ich muss 
jedoch feststellen, dass die Freisingen-Dsingis Khan’sche Anekdote von der starken 
königlichen Macht rassischer Herkunft, sowie die Steinacker-Eckhart-Bonis’sche 
Theorie schon in der Horthy-Epoche von Emma Bartoniek, sowie von József 
Holub widerlegt und zurückgewiesen wurde.57
Zum Abschluss soll hier noch je ein Satz über die drei ungarische Staatslehren 
stehen :
Die Werböczi’sche, nachträglich als Lehre der Heiligen Krone benannte 
Staatslehre ist eine kristallklare, mittelalterliche, ständischen Charakter aufweisende, 
machtübertragende und vertragliche Staatsauffassung, worin die Einschaltung 
der Heiligen Krone nur den Gedanken der adeligen Volkssuprematie und der 
Ausschliessung der päpstlich-kirchlichen Machtableitung kräftigt.
Die Lehre der Heiligen Krone des bürgerlichen Ungarns hat eine bourgeois- 
verfassungsmässige Theorie zustandegebracht, mit der bei Werbőczi unbekannten, 
dem Tripartitum gegensätzlichen Fiktion über die Einheit des Königs und der 
Nation in der Heiligen Krone.
Die geistesgeschichtliche Theorie der Heiligen Krone des Horthy-Faschismus 
ist eine widerspruchsvolle, zugleich rassische und katholische Charakterzüge auf­
weisende, neothomistische autoritäre Staatstheorie. Mit der Vorstehenden stimmt 
sie darin überein, dass sie durch Anwendung mittelalterlicher Requisiten die „ewig 
ungarische“ nationale Verkleidung anlegt. Sie stimmen ferner auch in der Anschnü­
rung des Chauvinismus mit dem Unterschied überein, dass die Vorige diesen Chau­
vinismus in den Dienst der Idee der selbstständigen ungarischen Staatlichkeit» 
die geistesgeschichtliche Lehre der Heiligen Krone jedoch in den Dienst des erhöhten 
Irredentismus gestellt hat.
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ЗЛОУПОТРЕБЛЕНИЕ ПРАВОМ ПО РИМСКОМУ ПРАВУ
ИМРЕ ШАРАНДИ,
адъю нкт ю ридического факультета Будапеш тского Университета 
Поступило I августа 1960 г.
1. H oneste vivere, suuni cuique tribucrc, a lterum  non biedere.1
2. Qui suo iure u t itu r , nem inem  lacdit.
3. Н екоторы е случаи воспрещ ения злоупотреблять правом .
4. Воспрещ ение злоупотреблять правом , как средство защ иты  собственности.
1. Ульпиан в правиле «Honeste vivere, suum cuique tribuere, alterum non 
laedere» формировал наиболее общие правила человеческого поведения, в 
частности порядок осуществления субъективных прав. Это правило позже 
стало облюбленной центральной фразой для буружазных ученых, которую 
мы можем найти в почти всех учебниках римского права, написанных буржуаз­
ными учеными, как подытожение содержания книги, как руководящая идея 
для изложения. Кроме этого мы можем ссылку на это правило найти не лишь 
в произведениях, излагающих вопросы римского права, но также и в рабо­
тах о частном праве отдельных стран, иногда даже и в случае небольших 
статей. Буржуазные ученые-юристы, считающие юридические взгляды неиз­
менными, стоящими вне всякой исторической обусловленности, охотно воз­
вращаются к некоторым общим высказываниям, признанным ими разра­
ботанными римским правом, которые по их мнению могут служить основ­
ным мерилом для права любого общества. Они считают таким принципом 
и вышеприведенный принцип. Эти общие принципы, так называемые вечные 
истины, по определению Маркса могут быть признаны лишь банальными 
фразами. Буржуазная наука права лишает принципы римского права их 
первоначального содержания, чтобы могла их пременять неизменно на отно­
шения наиболее развитого товарного производства, на отношения капитали­
стического общества. Тот смысл принципа, который он имел во время его 
сложения, буржуазные ученые заменяют воззрениями свсей собственной 
эпохи. Они изображают эти воззрения как вечные и неуклонно применяют их 
и на прежние эпохи, ввиду того, что они не осознают, или не желают осознать 
действительные основания возникновения идей, которые коренятся в произ­
водственных отношениях данного общества. Упомянутый принцип очевидно 
имелиное содержанке при условиях рабовладелы е:кого общества, регули­
рованного римским правом, а имел инее содержание при феодальных отно­
шениях, как и при условиях капиталистического общества. Далее, мы можем 
установить, что в разных фазах развития той же общественной формации
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конкретное содержание общих принципов изменяется и является различным. 
Несомненно, что вышеуказанная точка зрения буржуазных юристов ведет 
в заблуждение.
Такие общие положения, как вышеизложенная паремия, лишены конкрет­
ного смысла, если мы их понимаем в таком общем виде, как они формулиро­
ваны. Такой подход может привести к неправильным заключениям в двух 
направлениях. С одной стороны Еедет к ошибочному выводу (а в эту ошибку 
буржуазная наука часто попадает), что такие общие категории действительны 
в любом обществе. Однако мы не должны забывать, что вечно действующие 
общественные и правовые законы не существуют, а также не существуют 
такие правовые руководящие идеи, так как они связаны с объективными 
общественными закономерностями и изменяются вместе с ними. Однако 
буржуазные ученые, попавшие под влияние такого воззрения, не в состоянии 
осознать сущность изменяющихся явлений, не в состоянии понять, что кон­
кретное содержание таких общих положений непрерывно изменяется в соот­
ветствии с данными конкретными общественными отношениями, они цепко 
держатся за общее положение, которое в своей всеобщности голословное, 
и не может помагать практике ни в чем. С другий стороны, такое воззрение 
может привести к практицизму вследствие того обстоятельства, что в ходе 
анализа вопросов, выдвинутых практикой и имеющих место в действительной 
жизни, цепляются именно за наиболее общие положения. Опасность возни­
кает из того обстоятельства, что такое общее положение вследствие своей 
чрезмерной отвлеченности отрывается от действительности, но при этом 
вследствие чрезмерной гибкости легко применимо к отдельным случаям. А 
этот факт ведет к субъективизму в науке, представители науки толкуют общее 
правило, сложившееся при иных условиях, либо исходя из требований эпохи, 
либо исходя из собственных нужд. Таким образом — хотя провозглашается 
общая руководящая идея — право все-таки не имеет соответствующего 
руководящего принципа, и таким образом правовая жизнь без основных прин­
ципов может изменяться полностью по произвольным воззрениям отдельных 
лиц, индивидуумов. Принцип «Honeste vivero, suum cuique tribuere, alterum 
non laedere» мы можем понять лишь при условии тщательного рассмотрения 
обстоятельств его возникновения и раскрытия конкретных черт, отража­
ющих в рамках отдельных общественных строев действительное содержание 
данного, наиболее общего принципа.
Прежде всего отмечаем, что момент возникновения упомянутого прин­
ципа по крайней мере спорный,? как это было несомненно доказано и в случае 
правила об осуществлении права (смотри ниже). Однако мы можем устано­
вить без всякого сомнения, что данное положение сложилось как обобщение 
правил поведения, формировавшихся при условиях рабовладельческого об­
щества. В таком обществе, которое основывалось на рабовладельческой 
собственности, мы можем указать в виде основной характерной черты данного 
принципа тот факт, что он применялся в качестве правила поведения лишь 
на рабовладельцев, или на свободных, а ни в коем случае не применялся на 
отношения между свободными и рабами.3 Принцип «Honeste vivere» в этом 
обществе означал следующее: Стремись приобресть чем больше рабов. Стре­
мись беспощадно использовать рабочую силу рабов.1 Наживай состояние,5 
таким образом ты сможешь устраивать пиршества для влиятельных лиц 
и игры для народа6 и этим путем сможешь приобрести руководящую долж­
ность, а как должностное лицо имеешь возможность еще больше грабить.
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«Honeste vivero» в этой эпохе означало, что ты можешь убить, продать 
своего раба, можешь с ним всячески распоряжаться, что дети находятся под 
властью отца. Принцип «honeste vivero» в римской эпохе в конечном счете 
означал, что ты обязан уважать частную собственность рабовладельцев 
на рабов. На основе принципа «suum caique Lribuere» не любому лицу следовало 
предоставить, что ему принадлежало, а лишь лицам, принадлежащим к классу 
свободных. «Allerum non laeclere» — не нарушай интересов другого свобод­
ного лица, в частности не нарушай его частную собственность. Если мы рас­
сматриваем вопрос о воспрещении злоупотребления правом по римскому праву, 
то мы должны исходить из этой римской действительности.
2. В источниках римского права, а в частности в произведениях глосса­
торов и комментаторов, содержащих подытожение римского права, приспо­
собленного к потребностям данного периода, мы часто встречаемся с принципом 
«(pii SUO iure utitur, neminem lacdit»( кто пользуется своим правом, этим он 
не нарушает ничьи (права). Качество источника данного положения сомнитель­
ное. В источниках римского права мы не находим такого общего правила 
об осуществлении права. Это положение, иногда формулированное в виде 
« q u i  SUO iure utitur, nemini tacit iniuriam», было разработано позже на основе 
источников. Ученые представители римского права, как известно, не стре­
мились к формулированию общих принципов и лишь при конкретном раз­
решении отдельных дел были ими изложены такие общие принципы, которые 
в дальнейшем применялись и при решении других дел. Указанный общий 
принцип об осуществлении права сложился этим путем, однако ни в коем 
случае не у классиков римского права. Отдельные положения, служащие 
основой для формирования данного общего принципа, мы можем найти 
главным образом на нижеуказанных местах:
1. 55. D. cliv. reg. iur 50. 17. Gains : nullus videtur dolo facéré qui suo iure utitur.
1. 151. codera Paulus : nemo damnum faeit nisi qui id fecit quod lacere ius non 
habet.
1. 155. eodem Paulus : non videtur vim facere qui iure suo utitur et ordinaria 
actio experitur.
Таким образом первоначальные источники устанавливают, что осуществле­
ние права не может быть никогда противоправным. Лицо, проявляющее 
поведение, на которое оно уполномочено субъективным правом, не нару. 
шает нормы права, несмотря на то, каким способом осуществляет свое право
До уяснения характерных черт приведенных правил, и в частности смысла 
сложившегося из них общего правила, не без интереса рассмотреть в связи с 
этим положением соображения некоторых представителей буржуазной юри­
дической науки. Перниц утверждает — исходя из того, что исключение злого 
умысла из круга осуществления права среди вышеприведенных источников 
подтверждает только первый источник —, что в римском праве существовала 
презумпция о том, что лицо, исполняющее свое право, не может совершить 
противоправное деяние, причем эта презумпция лишь praesumtio iuris (опровер­
жимая презумпция), значит до доказания противоположного, действие лица, 
пользующегося своим субъективным правом, следует считать правомерным.7 
У Блюммера другие воззрение. Согласно его мнению исключение противо­
правности или злого умысла у лица, осуществляющего свое право, основы­
вается не просто не praesumptio iuris, а согласно его мнению из источников 
можем вывести, чго исключение противоправности или злого умысла при
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осуществлении права основывается на praesumlio iuris et de iure.8 Согласно 
мнению дальнейших авторов о презумпции не может быть речи, а в случае 
осуществления права вообще исключена противоправность, значит нет необ­
ходимости в конструкции презумпции.9
Интересно, что дискуссия ведется не о том, которыми факторами экономи­
ческого базиса было обусловлено формирование данного общего правила в 
римском праве, а о второстепенном вопросе о том, какими правовыми сред­
ствами формулируется факт исключения противоправности. Другим ярким 
недостатком вышеупомянутой дискуссии является то обстоятельство, что 
участники дискуссии совсем не различают между злым умыслом и противо­
правностью. Причиной этого является, что указанные ученые считают руко­
водящим для всех фаз развития римского права правовые положения, вклю­
ченные в кодификационные работы Юстиниана, и упускают от исследования 
исторического развития. Сегодня уже ясно, что после кодификации, проведен­
ной Юстинианом, обязательство из противоправного поведения могло возник­
нуть лишь при наличии виновности нарушителя. Однако в прежних периодах 
и в римском праве, как и во всех примитивных правах, не различали (как эю  
изложил Дюла Эрши)10 между виновным и невиновным причинением вреда. 
Впрочем, как мы ниже изложим, с точки зрения классического римского права 
правомерное или противоправное качество осуществления права мы должны 
оценивать отнюдь не по правилам о виновности, понимаемым в нынешнем 
смысле.
Что касается вопроса о содержании и о характерных чертах общего пра­
вила римского права об осуществлении права, мы его сможем уяснить при 
условии более глубокого исследования общественных условий, при которых 
правило «qui suo iure utitur, neminem laedit» сложилось. Во-первых, это правило 
является может быть наиболее общим правилом римского частного права. 
Даже и если мы учтем, что это правило сложилось в вышеприведенном виде 
лишь позже, отдельные частичные правила, составляющие его основу, все- 
таки выражают по отдельным областям общие положения. Во-вторых, харак­
терной чертой данного правила является, что оно формулирует в положитель­
ном виде тезис о невозможности того, чтобы осуществление права привело к 
противоправности. Это обстоятельство выражало принципиально провозгла­
шение неограниченности субъективных прав. По содержанию этого правила 
нельзя вообще представить, чтобы лицо, пользующееся своим правом, могло 
нарушать норму права, чтобы это его поведение считалось осуждаемым. Из 
того факта, что правило об осуществлении права выражается, с одной стороны, 
в общем виде, а с другой стороны, лицам, осуществляющим свое право, оно 
обеспечивает защиту в положительной форме, прежде всего вытекает, чю 
оно было направлено на обеспечение безусловной защиты частных собствен­
ников.
Римское право, как и любая другая правовая система той эпохи, было 
надстройкой рабовладельческого общества. Служебная роль надстройки, 
и в частности правовой надстройки, состояла в всяческом способствовании 
развитию и укреплению своего базиса. Для испольнения этой служебной роли 
данное правило было очень подходящим. Рабовладельческое общество, как- 
известно, представляет вторую эпоху развития человеческого общества. 
Рабовладельческое общество, как известно, развилось из первобытно-общин­
ного строя, строится на руинах первобытно-общинного строя. Первобытно­
общинный строй представлял такое общество, в котором люди в интересах
166
обеспечений бытовых нужд были принуждены к тесному сотрудничеству, в 
котором единичный человек был чрезвычайно слабым в борьбе с силами при­
роды, в котором отдельные лица могли существовать лишь в виде индивидов, 
теснейшим образом объединившихся в отдельные группы людей, так как они 
были в состоянии обеспечить удовлетворение своих нужд лишь в том случае, 
если они совместно, общими силами боролись с силами природы и с другими 
человеческими группами. Необходимость общей работы выступала в каче­
стве условия быта, и это обстоятельство влекло за собой общность продуктов, 
произведенных отдельными группами лиц. Общему производству соответ­
ствовала коллективная форма собственности. Рабовладельческое общее I во 
сложилось уже при таких условиях, когда отдельные индивиды были в состоя­
нии производить своим трудом больше продуктов, чем было необходимо к 
обеспечению их быта. В руках отдельных людей накоплялось частное имуще­
ство, причем экономически наиболее сильная группа людей — класс частных 
сооственников, в интересах охраны своей частной собственности, создала 
организацию, отделившуюся от народа, главнейшей целью которой являлось 
обеспечение собственности, собственнических интересов, причем во время 
сложения рабовладельческого общества в первую очередь против тех, кто не 
являлся частным собственником и кто — как это в истории повторилось много 
раз — желал востановить прежние «идиллические» отношения, то есть перво­
бытный общественный строй. Остатки первобытного общественного строя 
сохранились относительно длительное время не лишь в формах организации 
общества (институты, выражающие родственные связи), а именно опираясь 
на такие институты проявлялись тенденции, направленные к восстановлению 
и сохранению внутренних имущественных отношений. Нормы римского 
права ясно подтверждают, что право рабовладельческого общества, итак, и 
римское право, носит отпечаток остатков старого первобытно-общинного 
строя." Наиболее старые правила отражают борьбу, которую вел частный 
сооствснник с родом в области наследования. Такое регулирование, при кото­
ром частный собственник сохраняет свое имущество в рамках своей семьи и 
отрицалось право рода требовать частное имущество после смерти лица, 
входящего в состав данного рода, сложилось только в результате медленного 
процесса.1- А если правила наследственного права формировались в борьбе, 
веденной с остатками первобытного общества классом, представляющим в 
то время более прогрессивный рабовладельческий строй, то еще в большей 
мере отразилось это обстоятельство в отношениях между живыми. Право 
могло успешно бороться с остатками прошлого, новые идеи могли одержать 
верх над старыми, новые жизненные отношения могли укрепиться в борьбе 
с старыми отношениями лишь при условии наличия в праве, являющемся 
одной из составных частей надстройкий, и нахощемся в наиболее непосредствен­
ной связи с базисом, наиболее строгих предписаний в интересах нового строя.13 
В рабовладельческом обществе, особенно в начальной стадии его развития, 
когда по существу велось еще натуральное хозяйство, отношения обмена еще 
не были массовыми. Главная цель состояла в охране этого закрытого натураль­
ного хозяйства, основанного на труДе рабов, и также право служило этой цели. 
Эта охрана обеспечивалась римским правом путем наиболее строгих предпи­
саний в двух направлениях. Во-первых, оно предусматривало строгие санкции 
против тех, кто в виде стихийного протеста против частной собственности 
(Маркс) лишил частного собственника возможности распоряжаться своей 
вещью, нарушал его владение или причинил ему вред. Ответственность за
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причинение вреда в главных чертах характеризовалось тем, что «по вопросе 
об основании ответственности, пользуясь современной термонологией, господ­
ствовала объективная ответственность, не знающая возможности освобожде­
ния от ответственности, действительная ответственность за результат. Нару­
шение права рассматривалось не с точки зрения исполнителя, а с точки зрения 
потерпевшего. Потерпевший требовал возмещение, несмотря на мотивы и 
причины поведения нарушителя.»11 Во время сложения рабовладельческого 
строя нарушителями права очевидно были лица, усматривающие в частной 
собственности, признанной частными собственниками наивысшим добром, 
причину всех бедствий, значит они принадлежали большинством к классу 
безимейных, члены которого выступали против нового порядка.
Однако ответственность за причинение вреда — это только одна из сторон 
правовых предписаний, служащих укреплению частной собственности. Эти 
правила защищают частную собственность извне, против нарушений посторон­
них лиц. Охрана против внешних нарушений составляет охрану собственника 
против постороннего лица — не собственника, или хотя и собственника, однако 
исполнившего деяние, причинившее вред, не в качестве собственника.
Однако частная собственность, охраняемая от внешних нарушений, не 
имела бы никакой цены, если бы собственник мог осуществлять свои права, 
вытекающие из собственности, лишь с ограничениями. Возникла необходи­
мость в таких правилах, которые защищали бы и изнутри господство этого 
нового порядка собственности. А эти правила выразились в ставшем всеоб­
щим принципе осуществления правомочий, вытекающих из права собствен­
ности, согласно которому «qui suo iure utitur, neminem lacdil». Это правило 
уполномочивало собственника осуществлять свое право собственности в 
виде, наиболее соответствующем его интересам. Правила о праве собствен­
ности обеспечивали рабовладельцу максимальную эксплуатацию раба, высту­
пающего в качестве наиважнейшего средства производства, причем он мог 
даже и убить раба. Указанные правила в этой начальной стадии частной соб­
ственности обеспечивали собственнику осуществление права, несмотря на 
интересы других лиц. Частный собственник был неорганиченным господи­
ном в своем хозяйстве до такой степени, что эта неограниченность проявлялась 
не лишь в связи с использованием вещей, не лишь в осуществлении прав, 
имеющих имущественный характер в тесном смысле слова, а отразилась и в 
правовом статусе лиц, даже и в рамках того же класса.
Частный собственник мог осуществлять свое право без всякого ограниче­
ния, и мы не можем не увидеть за разгулом частной собственности то постоян­
ное опасение, которое рождалось страхом перед восстановлением старых 
порядков. Это был единственно возможный путь. Классу частных собственни­
ков было необходимо выразить во всех отношениях, что собственность святая и 
и неприкосновенная, и таким образом она защищалась, с одной стороны, про­
тив внешних нападений посредством строгих предписаний об ответственности, 
а, с другой стороны, в области внутреннего содержания права собственности 
обеспечивалась неограниченность прав и возможность неограниченного осу­
ществления этих неорганиченных прав, несмотря на интересы других лиц. 
Таким образом принцип qui suo iure utitur во время формирования рабовладель- 
ческой частной собственности был внутренним устоем собственности, имев­
шим значительную роль в укреплении рабовладельческой частной собственности.
Вторая фаза развития рабовладельческого общества — в частности рим­
ского рабовладельческого общества — характеризуется тем, что собственник
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сначала лишь от случая на случай, позже постоянным характером, выходит 
за рамки натурального хозяйства. В начальном периоде обмен имеет место 
лишь редко, однако позже отношения по обмену станут между частными 
собственниками массовыми. Одновременно с развитием в широких масштабах 
отношений по обмену, преобразовывается и ответственность. Укрепление 
частной собственности выражается именно широко развившимися товарными 
отношениями. Частные собственники теперь уже ищут защиту не в первую 
очередь против лиц, не входящих в ряды частных собственников, так как боль­
шинство таких лиц уже неотменно потеряло даже и надежду — хотя бы во 
время укрепления власти частных собственников — на возврат старых «идил­
лических» порядков, они забыли даже и о воспоминаниях на свободу и стали 
неотменно рабами. Свободные, которым удалось избегнуть потерю личной 
свободы, которые не попали в рабскую зависимость, теперь уже стремились 
стать частными собственниками, их сознание уже не было, как правило, 
направлено на восстановление каких-то порядков, незнающих частной соб­
ственности, а порядок частной собственности признавался ими менее или более 
правильным, желательным порядком. Значит их стремления не были напра­
влены на изменения, а на то. чтобы обеспечить себе в рамках данных условий 
по возможности наилучшее положение. А в данной эпохе в наилучшем поло­
жении находился тот, кто мог быть рабовладельцем.
Это отнюдь не означает того, что пекратилась в области хозяйства борьба 
между людьми, а означает только изменение этой борьбы в борьбу между 
собственниками, принадлежащими к тому же слою и находящимися в том же 
статусе. Дюла Эрши в вышеприведенной работе устанавливает, что распро­
странение товарных отношений повлияло в напрвлении изменения прежней 
системы ответственности. В рамках старых форм в конце концов развилась 
такая система ответственности, в которой санкция уже не имела субъектив­
ного характера (мера санкции теперь уже определяется не на основе чувства 
ущерба и чувства боли у потерпевшего), а устанавливается на основе действи­
тельного вреда; с другой стороны, ответственность за какое-нибудь действие, 
причинившее вред, имела место лишь в случае доказания виновности лица, 
исполнившего данное действие. Согласно нему причина этого заключается в 
том, что «товарное отношение требует учета в некоторой степени интересов 
противоположной стороны, оценки необходимых мероприятий в положении 
противоположной стороны.»15 Это объяснение беусловно правильное в связи 
с отношениями, влекущими за собой ответственность по обязательствам, выте­
кающим из товарных отношений. При товарных отношениях стороны высту­
пают в качестве лиц, обменявшихся своим товаром, вещи, составляющие 
предмет их собственности, переходят из власти одного в власть другого. 
Переход вещи из власти одного лица в власть другого является их совместным 
интересом. Одна сторона не может обмануть другую сторону без опасности 
того, чтобы в следующей сделке не обманули его, таким образом стороны — 
участники товарных отношений — вследствие внутренних закономерностей 
товарного отношения (а не на основе какого-то внутреннего чувства людей о 
честности) станут «честными», а если поведение накого-нибудь лица противо­
речит этой «честности», то оно, как правило, проявляет такое поведение с наме­
рением, направленным на причинение вреда, или вследствие недостаточной 
осмотрительности, итак, его ответственность может иметь место несомненно 
на субъективных основаниях. Не вытекает так ясно из развития товарных отно­
шений превращение в субективную ответственность ответственности, имеющей
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место вне товарных связей. Мы можем это объяснить, во-первых, тем. что 
товарные отношения станут господствующими в более поздной фазе развития 
римского раоовладельческого общества и изменяют на свой вид все отношения, 
отразившиеся в такой или иной форме проявления товара. Таким образом, 
также в качестве мерила поведений, имевших место вне товарных отношений, 
выступает поведение, требуемое в рамках товарных отношений. Решающим, 
определяющим является то оостоятельство, что вещи переходят в власть дру­
гого лица. Люди выступают лиоо как исполняющие обмен вещей, либо как 
хранители ооменяемых и обмененных вещей. Обмен был бы невозможным при 
таких условиях, когда хранитель обмененных вещей не может быть уверенным 
В J O M , что вещь, приобретенная им «честно», находится в безопасности. Таким 
ооразом он треоует от других лиц, чтобы не вмешивались в круг его инте­
ресов, так как внутренняя закономерность товарных-денежных отношений 
заключается в том, чтобы никто не нарушал интересов другого лица, а тот, 
кто проявляет таксе поведение, сознательно нарушает порядок товарного 
обмена. В этой фазе развития частнособственнического устройства рабовла­
дельческого общества стоят друг против друга товарные производители, и в 
отношениях обмена могут причинять вред в первую очередь собственники това­
ров. Объективные интересы этих собственников совпадают в том, что все 
они выступают за сохранение частной собственности; нет уже необходимости 
в отстрашающих, кровавых санкциях против лица, причинившего вред: доста­
точно применять нормы, взятые из области договорных отношений.
Преобразование частных собственников, ведущих натуральное хозяй­
ство в собственники-товаропроизводители влечет за собой изменения и в 
области внутреннего содержания собственности. Собственники, при осуще­
ствлении своих правомочий, вытекающих из их права собственности — осо- 
оенно, если мы понимаем это право в наиболее широком смысле и включаем 
сюда в качестве составной части права собственности и право распоряжения,
влекущее за собой возможность превращения ее в товарную собственность, _
они попадают в связь с иными собственниками. Эта связь, как мы видели, 
требует учета в данных конкретных отношениях и интересов другой стороны. 
Новее положение между собственниками в рамках товарного отношения 
воздействует и на основу товарных отношений, на право собственности. Если 
собственники в конкретных отношениях обмена должны учитывать интересы 
другой стороны, то это должно иметь место и при осуществлении права соб­
ственности. Собственник уже не выступает своей властью, вызывая страх у 
других лиц, не бывших собственниками, а выступает в качестве одного из 
собственников, интересы которых могут быть удовлетворены лишь тогда, 
если их права не нарушаются при осуществлении своих прав другими собствен­
никами. Характер строгой власти права собственности, проявляющийся почти 
в виде необузданной естественной силы, превышающей все, в отношении других 
собственников не должен осуществлятся. Характер необузданной власти права 
собственности выполнил свое историческое призвание, способствовал укрепле­
нию частной собственности, и таким образом теперь уже может передать место 
более умеренным средствам. Защита собственности против других собствен­
ников уже может обойтись без произвола, проявляющегося прежде при осу­
ществлении права, и все более выражается точка зрения, согласно которой 
правомочия, вытекающие из права собственности, уже неограниченные, а 
должны осуществляться в рамках, необходимых для товарной собственности, 
так как сооственность в качестве товарной собственности, в противополож­
н о
ность отношениям при натуральном хозяйстве, только таким образом может 
обеспечивать наиболее полные правомочия. Разумеется, что в ходе изменений 
право собственности наиболее отставает. Собственность и в дальнейшем, в 
качестве товарной собственности, остается наиболее широким правомочием. 
На некоторых областях ограничивается осуществление права частным соб­
ственником, и ставится мысль, согласно которой, хотя право собственности 
собственника неограниченное правомочие в отношении не-собственников, 
собственник обязан проявлять определенную осмотрительность в отношении 
других собственников даже и в случае, когда он осуществляет свое право. 
Это соображение, вытекающее из производственных отношений, служащих 
основанием для изменения содержания права собственности, отражается в 
некоторых правилах, предусматривающих в римском праве воспрещение злоу­
потребления правом.
3. В Дигестах мы можем найти типичные случаи воспрещения злоупотреб­
ления правом на следующих местах.
L. 1. 2. § 9. D — de aqua et aquae pluviae arcendae 39,3: Paulus : idem Labeo 
ait, si vicinus fiúmén torrentem averserit ne aqua ad eum pcrvenit, et hoc modo sit 
effectum, vicine noceatur, agi cum eo aquae pluviae arcendae non posse : aquam 
enim arcere hoc animo facerit, ut tibi noceat, scd ne sibi noceret.16
Согласно этому источнику не имеет места actio aquae pluviae'arcendae про­
тив собственника в таком случае, когда он изменит направление течения воды, 
вторгнувшейся (torrentem) на его участок даже и в том случае, если он причинит 
этим собственнику соседного участка вред, за исключением случая, когда его 
умысел был направлен единственно на то. чтобы причинить соседу ущерб. 
Таким образом поведение собственника, направленное на предупреждение 
повреждения собственной вещи, не может превратиться в противоправное 
поведение, даже и в случае причинения другому лицу вреда. Согласно этому 
правилу нетерпимое, однако, таксе осуществление права собственником, в 
котором в качестве мотива поведения отражается единственно стремление 
причинить другому собственнику вред. Такой собственник выходит за пределы, 
в рамках которых другие собственники обязаны терпеть его деятельность, он 
чрезмерно грубо нарушает режим собственности.
D. de rei vind. 6,1 : 1,38
In fundo alieno, quem imprudens ciñeras.. . aedificasti aut conseruisti, deinde 
evincitur... finge et dominum aedem facturum fuisse : leddal impensam, ut fundum 
recipiat... finge pauperem, qui, si reddere id cogatur, laribus sepulclnis avilis 
carendum habeat : suliiéit tibi permitli tollere ex his rebus, quae possis... consli- 
tuimus vero, ut si paratus est dominus tantum dare, quantum habiturus el possessor 
his rebus ablatis, fiat et potestas: neque maliliis indulyendurn eel, si tectorium puta, 
quod induxeris, piclurasque corradere velis, nihil laturus nisi ut officias.
Этот закон, приписываемый Цельзусу,17 и взятый в книгу 6 Дигест за но­
мером 38 воспрещает покупателю недвижимой веши устранить украшения, 
фресковые живописи на здании, созданные им самим, в том случае, если его 
обязали выдать недвижимость собственнику, и он при исполнении вышеука­
занных действий руководится единственно тем намерением, чтобы уничтожить 
украшения и фресковые живописи, без того, чтобы из этого имел какую- 
нибудь пользу.
В ходе анализа этого источника мы можем видеть, что воспрещение злоу­
потребления правом защищает собственника, в данном случае собственника,
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незаконно лишенного ему принадлежащей вещи, которую он востребует об­
ратно. В данном случае признается злоупотреблением правом такое поведение 
третьего лица (исполнившего бесправно строительные работы), которое не 
имеет никакого смысла, и ничто иное, как выражение отчаяния, злости над 
тем, что недвижимую вещь, на которой оно исполнило вложения, обязано 
возвратить законному собственнику. Право не могло терпеть проявления 
бессмысленного, самовольного поведении в таких случаях, когда они выступают 
в качестве членов класса собственников, когда как лицо, причинившее вред, 
так и лицо, потерпевшее вред, выступают в качестве собственника.
Согласно правилу, взятому в Дигесты и приписываемому Марцеллу, 
не имеет места иск против лица, вырывшего на своем участке колодец, на том 
основании, что оно этим отвело воду из источника, находившегося на соседном 
участке, причем нс имеет места и aclin doli за исключением случая, когда он 
вырыло колодец не для того, чтобы улучшить свой участок, а с намерением 
причинить вред.
1. I. § 12 D. de aqua, et a. pl. а. .39, .3. Ulpianus : deniqiie Marcellus seri bi L, 
cum en, qui in sun Indiens vicini fontom avertit, nihil posse agi, пес de dolo actionem : 
et sane non debet habere, si non animo vicine nweendi, sed suum agrum mcliorem faciendi id fecit.
Может быть как раз это правило, приписанное Марцеллу,18 показывает 
наилучшим образом как следует понимать запрещение злоупотребления 
правом в обществе, где в виде общего правила провозглашено правом, что 
кто пользуется принадлежащим ему правом, не может нарушать право дру­
гого лица. В приведенном месте сказано, что собственник не совершит злоупот­
ребления правом даже и в случае, когда знает о том, что он копая на своем 
участке отведет источник соседа и вследствие этого стоимость участка соседа 
значительно унижается, или возможно станет участок бесценным. Согласно 
этому правилу признается уместным actio doli против собственника, вырыв­
шего колодец, лишь в том случае, если он вырыл колодец исключительно с 
той целью, чтобы этим причинить другому собственнику вред. Если мы учтем, 
что вырыть такой колодец, который достаточно глубокий для того, чтобы 
полностью лишить соседа воды, не легко даже и сегодня, то можем себе 
представить до какой мере было это затруднительно для людей старого века, 
раоотающих примитивными средствами. Таким образом мы можем полно­
стью уяснить себе, что к таким работам мог прибегать лишь человек, желаю­
щий по мотивам ослепенной злости всеми средствами вредить своему соседу. 
Запрещение злоупотребления правом согласно этому правилу, собственно 
говоря, распространяется лишь на случаи, когда собственник осуществляет 
правомочия, вытекающие из права собственности полностью противоположно 
воззрениям собственников, в полной мере нарушая нормальные правила обще­
жития. Отмечаем, что приведенное правило, как и вышеприведенные, также 
связано с осуществлением права собственности, и охраняет другого собствен­
ника, право которого было нарушено.
Интересным является и имеет отличающееся от до сих пор приведенных 
содержание то правило, согласно которому частное лицо не может построить 
без разрешения начальства новое здание, если оно этим стремится к сопер­
ничеству с городом или если может послужит основанием для восстания, 
или же если предусматривается построить данное здание возле зрелища или 
амфитеатра.
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1. p:\ 3. D. de oper. publ. 50,10. Macek : opus novum piivato etiam sine prineipis 
auetoritate favere liceL, practerquam si ad aemulationem alterius civitatis pertineal 
Vei matériám seditionis habcal.
Некоторые ученые здесь не видят злоупотребления правом. Согласно 
Хагеру19 речь идет о простом административном правиле20 и оно не отно­
сится к правилам о злоупотреблении правом. Противоположное мнение отстаи­
вает Виндшайд,21 согласно которому и в данном случае речь идет о воспреще­
нии злоупотребления правом. Хотя эта дискуссия не имеет никакого значения 
с точки зрения наших дальнейших изложений, мы всетаки признаем правиль­
ным позицию Биндшайда ввиду того, что в римском праве, признающем 
полную неограниченность права собственности, такое правило было взято 
в закон лишь способом очень гибким, осторожно и лишь на основе очень 
значительного публичного интереса. Сущность воспрещения заключается в 
том, чтобы частное лицо не вступало в соперничество с общиной, особенно 
не путем построения зданий, возведение которых осуществляется на основе 
государственного решения. Собственник согласно праву имеет право построить 
на своем участке, несмотря на его местонахождение, любое здание, там имеет 
право исполнять любую профессию; мы не находим ни такого воспрещения, 
согласно которому собственнику было бы запрещено лишить соседа света, 
освещения путем построения стены, здания, забора. Воспрещение строения в 
римском праве мы можем встретить лишь в этом, единственном случае. Для 
лица, хорошо знающего отношения римского общества, Это воспрещение в 
такой форме полностью понятное. При условиях, когда вопрос власти, 
приобретения должности в ряде случаев зависел от того, что кто-нибудь из 
частных лиц показал себя превосходящим лиц, имеющих публичную власть в 
своих руках, собирал себе сторонников, и этим путем часто отстранял 
даже из должное и лиц, имевших прежде в руках власть, когда междупартий- 
ные усобицы часто превращались в кровавые борьбы, было необходимо 
ограничить • >Гственников земельных участков в области построения с такой 
целью зданий. Когда институт императора уже укрепился, и некоторые импе­
раторы уже при их жизни были признаны богами, очевидно, что император и 
его представитель не мог терпеть в этой области конкуренции.
В германской юридической науке обычно сравнивается воспрещение строе­
ния зданий «ad aemulationem alterius civitatis» синститутом «Neidbau», сложив­
шимся в немецком общем праве в среднем веку. Отождествление этих Двух 
институтов может привести к неправильным выводам. Некоторые ученые отс­
таивают мнение, что в инститите «Neidbau» получило дальнейшего развития 
воспрещение возведения таких зданий, которые могли бы показаться соперни­
чеством с городом, зрелищем или амфитеатром. Эта точка зрения полностью 
ложная, и отражает воззрение, господствующее в течение длительного времени 
в германском праве и влекущее за собой рецепцию римского нрава, согласно 
которому германцы — носители власти старой римской державы. Воспрещение 
строения согласно римскому праву относилось лишь на чванившегося строи­
теля ради исключения соперничества с публичными зданиями, а институт 
«Neidbau», в противоположность этому — как мы ниже увидим —, развился 
в городах средневековья, и его цель заключается в совсем ином. Другое на­
правление, развившееся на базе германского национализма, отрицает сходство 
между этими двумя институтами. Это направление отстаивает правильную 
точку зрения в том, что упомянутые два институты не имеют друг к другу 
никакого отношения, однако исходит из ложного обоснования. Направления,
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перепрйненые германским национализмом, шовинизмом, отрицают взаимо­
связь между указанными институтами на том основании, что в «Neidbau» 
проявился особый германский национальный Дух и изображают этот институт 
в виде раннего проявления особого правовоззрения. Эти два институты воз­
никли при полностью различных условиях и служили иным целям. Оба 
упомянутые направслния поДхоДя! к Данным институтам неисторически. 
Представители обоих направлений забывают при анализе об исследовании 
общественно-экономических основ норм права.
Из вышеизложенных правил римского права вытекают некоторые общие 
выводы:
а) Во-первых, мы можем прийти к выводу, что в противоположность 
всеобщей нормы, обеспечивающей неограниченность осуществления прав, мы 
не находим в римском праве такой нормы, которая устанавливала бы границы 
осуществления права в общем виде. Римское право, служащее по вышеуказан­
ным основаниям в максимальной степени частным интересам, даже и не 
могло содержать такого правила. Осуществление права сталкивается с опре­
деленными ограничениями лишь там, где представляется полностью невыно­
симым для иных собственников. В случаях, показанных в вышеизложенных 
примерах, речь идет о воспрещении таких деяний, которые полностью отли­
чаются от поведения нормального собственника; в Дигестах приведены такие 
поведения, которые согласно воззрению данной эпохи полностью чужды поведе­
нию нормального собственника (понимая под этим лицо, максимально исполь­
зующее правомочия, вытекающие из права собственности); речь идет о прояв­
лениях злобы, слепой ненависти, бессмысленного причинения трудностей. 
Защита против злоупотребления правом обеспечивалась в первую очередь 
посредствем actio doli. А под понятие злой умысел первоначально подпадали 
лишь обманные поведения, направленные на причинение вреда (и в той эпохе, 
из которой мы взяли примеры).22 Текст правил здесь может быть для нас 
руководящим по вопросу об воспрещении злоупотребления правом. Все источ­
ники начинаются обеспечением определенной свободы действия лицам, право­
мочным на это, и лишь в виде исключения упоминается о случаях, когда нет 
возможности для проявления указанного поведения. И этим подчеркивается, 
что в римском праве полностью отсутствовал общий руководящий принцип о 
воспрещении злоупотребления правом. Злоупотребление правом имело место 
лишь в строго и конкретно определенных случаях, и не было никаких возмож­
ностей распространить на другие случаи правило, предусмотренное на данные 
случаи в виде исключения. Попытки буржуазной юридической науки (мы с 
с такими встречаемся, в частности, в германской буржуазной юридической 
науке), направленные на подтверждение того, что римское право как будто бы 
играло руководящую роль в сложении правила о воспрещении злоупотребления 
правом в общем виде, которое впрочем формировалось лишь в более лоздной, 
империалистической эпохе буржуазного права, лишены всякого смысла. 
Каузальный характер воспрещения злоупотребления бесспорный. Характерным 
является и то, что если в римских источниках правило, обеспечивающее осуще­
ствление права, выражается в общем виде, то нигде не можем найти такого 
правила, которое выражало бы злоупотребление правом подытожено, и в юри­
дическом языке отсутствует даже и выражение о злоупотреблении правом.
б) То обстоятельство, что раннее и классическое римсксе правовое воззре­
ние не знало такого общего определения, как злоупотребление правом, под­
тверждается и фактом, что потив злоупотребления права не было самостоя-
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тельного иска, лишь utilis actio. Воспрепятствовать злоупотреблению правом 
было возможно лишь посредством иска, обеспеченного на данный случай, 
причем этот слчучай был наиболее сходны? ¿ к невыгодному положению, при­
чиненному исполнением права. Защита против злоупотребления правом 
осуществлялась посредством отдельных конкретных исков, например, actio 
aqua piuviac arcendae. Наиболее обидей формой такого иска стал actio doli 
вследствие того, что actio doli стад общим видом иска во всех случаях, когда 
потерпевший не может выступить с иным иском. Actio doli стал общим иском 
при таких обстоятельствах, когда право вследствие того, что оно чрезмерно 
придерживалось к старым понятиям, к старым правилам, не было в состоянии 
разрешить проблемы, которые были поставлены жизнью. Борьба разви­
вающегося нового с старым выразилась в превращении конкретного в всеоб­
щее, а также и претор, который хотя «ius faceré non potuit» вместе с правовой 
наукой приспособляли отдельные иски к возникнувшим новым проблемам. 
В таких случаях новое проявилось в оболочке старого, и осталось в рамках 
старого, обогащая его содержание, до тех пор, пока отношения не изменились 
до такой степени, что уже настала пора к конструкции нового, разрывающего 
старую оболочку.23 Обеспечение охраны против злоупотребления правом 
осталось до конца в этих рамках. Частным случаем осуществления права был 
случай воспрещения постройки здания, соперничающего с публичными зда­
ниями, так как против такого строителя не стоял к распоряжению иск частного 
права, а соперничество ограждалось средствами публичного права (отказ в 
выдаче разрешения на стройку). Таким образом римское право за все время 
своего существования (понимая под этим источники раннего, классического 
и постклассического римского права) сохранило в виде основного правила поло­
жение, согласно которому кто пользуется своим правом, не исполняет проти­
воправного деяния, однако в более поздной фазе развития в виде исключения 
— в случаях, когда сталкивались интересы двух собственников — в таких 
случаях, когда собственник при осуществлении своего права собственности 
причинил другому собственнику вред, обеспечило в оболочке старых исков 
защиту против поведения, причинившего вред.
Один из германских представителей буржуазной юридической науки XX 
столетия24 из вышеизложенного явления приходит к заключению, что в случае 
злоупотребления права нам следует различать между противоправностью и 
обязанностью возмещения вреда. Согласно его мнению на основе норм рим­
ского права лицо, осуществляющее свое право, не может никогда осуществить 
противоправное поведение, так как римское право исключает противоправ­
ность из той сферы, где имеется право, однако лицо, злоупотребившее правом, 
может быть в некоторых случаях обязано на возмещение ущерба. Это отделение 
противоправности от обязанности возмещения ущерба не подтверждается 
данными источников. Обязательство возмещения ущерба и в римском праве 
могло иметь место лишь на том основании, что поведение данного лица было 
противоправным, он вышел за рамки, обеспеченные правом (в виде почти 
неограниченных возможностей осуществления) и его поведение перешло в 
сферу противоправного.
Вышеупомянутое воззрение является характеристическим для буржуазной 
юридической науки, которая не в состоянии исследовать явления в их взаи- 
мосвяси и развитии. В случае наличия определенного явления — например, в 
данном случае общее правило «qui suo iure ul it uro — представители буржуазной 
науки воспринимают данное явление, данное общее правилок как правило,
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действующее всегда и повсюду, как вечное правило с постоянным содержа­
нием. Они не могут понять наличие двух противоположных тенденций в 
рамках того же явления (здесь в рамках осуществления права). Буржуазная 
правовая наука не учитывает того факта, что данное общее правило сло­
жилось в первоначальном виде в той фазе римского развития, когда рим­
ское право, как одна из важных частей надстройки, вело борьбу в первую оче­
редь в интересах укрепления частной собственности, с силами, выступающими 
в противоположном направлении. Это строгое правило вследствие изменения 
обстоятельств, общественных отношений позже смягчивалось, и правом, 
несмотря на общее правило, были признаны некоторые случаи, когда осуще­
ствление права перешло, именно, в противоправность. Метафизическое воззре­
ние, отрицающее единство и борьбу противоположностей, не в состоянии 
понять саморазвитие явлений. Представители такого воззрения движущую 
силу развития видят всегда в каком-то основании, независимом от явления. 
Хагер в том своем стремлении, чтобы оправдать построение 226 §. Германс­
кого ГК прямо на источниках римского права, утверждает, несмотря на текст 
источников, с одной стороны, что в римском праве воспрещение злоупотре­
бления правом выступало в качестве «общей руководящей идеи», при этом 
однако, вследствие того, что на основе метафизического воззрения он не в 
состоянии согласовать эту «руководящую идею» с принципом «qui suo iure 
utilur» и т. д„ прибегает к насилию и утверждает, что в случае злоупотребления 
правом противоправность и обязательство возмещения ущерба отделяются 
друг от друга, ссылаясь на то, что вследствие наличия общего правила не 
может быть установлено исполнение деликта лицом, превышающим своим 
действием пределы осуществления права, и такое причинение вреда может 
быть исключено лишь путем utilis actio. Об исторических, экономико-общест­
венных основаниях развития utilis actio мы уже говорили; вследствие указан­
ных экономических и общественных условий институт utilis actio развился не 
в виде такого всеобщего орудия, которым мы можем пользоваться незави­
симо от места и времени, но развитием utilis actio одновременно изменилось 
и старое содержание первоначального иска, лежащего в его основе.
г) В буржуазной юридической науке имели место дискуссии в связи с 
вопросом, представляет ли злоупотребление правом согласно римскому 
праву объективный или субъективный состав с той точки зрения того, что 
кто может быть обязанным на возмещение вреда. Ставится вопрос о том, 
обязано ли возместить вред любое лицо, причинившее другому лицу вред 
поведением, представляющим злоупотребление правом, несмотря на его 
психическое отношение к возникнувшему вреду или к данному поведению, 
или же обязуется на возмещение вреда лишь лицо, действующее исключи­
тельно с умыслом причинить другому лицу вред.
Широко распространено воззрение, согласно которому воспрещение 
шиканы относилось лишь на случай, когда лицо, осуществлявшее свое право, 
умышленно осуществляло это право таким образом, чтобы причинить другому 
лицу вред, его действие было направлено умышленно на эту цель. Сторонники 
этого направления, в частности Виндшайд,25 Перниц,28 Бурхард27 Вендерот,28 
ссылаясь на выражение римских источников права, согласно которому требо­
валось animus причинения вреда (впрочем, действительный смысл animus до 
сих пор не уяснен полностью), утверждают, что воспрещение злоупотребления 
правом имело место лишь в тех случаях, когда был налицо прямый умысл в 
нынешнем смысле слова.
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Противоположное мнение застаивают Иеринг29 и Блюммер,30 согласно ко­
торым воспрещение злоупотребления правом было признано в некоторых слу­
чаях потому, что право желало охранять хозяйственные интересы потерпевшего, 
если другая сторона не может сослаться по крайней мере на такие же основа­
тельные интересы. Согласно их имению злоупотребление правом налицо не 
только в случае наличия цели, направленной прямо на причинение вреда, а 
также в случае, когда лицо, причинившее вред, имело в виду кроме этой цели и 
иную цель — возможно пригодную к признанию —, однако по сравнению с 
причиненным ущербом его интересы незначительные. Особенно острая дискус­
сия велась в связи с оценкой случая, взятого в 3 книгу Дигест с текстом de aqua et 
aquae pluviae arcendae. Указанное правило, как было изложено, разрешает 
собственнику отвести воду, вторгнувшуюся на его участок, несмотря на то, 
причинит ли он этим вред соседу. В положении о колодце запрещается только 
такое поведение собственника, которое исполнилось с прямым умыслом 
причинить вред. Сторонники субъективного состава утверждают, что право не 
может терпеть такого поведения, цель которого прямо направлена на причи­
нение вреда другому лицу. Сторонники этого воззрения исходят из чистого 
субъ ктивного воззрения и осуждают лишь самый умысел. Иеринг и авторы, 
последующие за ним, ссылаются на то, что в праве воспрещается отведение 
воды способом, причиняющим соседу вред, на том основании, что вследствие 
этого нарушаются экономические (имущественные) интересы соседа. Сторон­
ники второго направления ссылаются главным образом на Паулуса. Именно 
Паулус разъясняет вышелроведеннсе положение Лабео таким образом, что 
отведение воды с целью причинения ущерба имеет место в том случае, когда 
это отведение совсем не связано с интересами данного лица.
Несомненно, что правильным является первое воззрение. Изучение 
текста о колодце убедительно свидетельствует о том, что злоупотреблением 
признается лишь такое осуществление права, при котором умысел направлен 
прямо на причинение ущерба. Из того поворота, которое имело место по воп­
росу об ответственности за противоправное поведение в области обмена, по 
вопросу о воспрещении отдельных случаев злоупотребления правом при 
осуществлении права был достижен лишь этот результат.
А это понятно. Во время развития воспрещения, когда собственность все 
более превращается в товарную собственность, в системе ответственности 
доходит к такому изменению, что основанием ответственности станет винов­
ность, причем в двух своих формах согласно нынешнему пониманию, в форме 
умысла и в форме неосторожности. И объем возмещения ущерба' приравняется 
ущербу, так как теперь уже суть дела состоит не в наказании, а в восстановле­
нии (репарации).
Из этого лишь на основе поверхностной абстракции можно дойти к выво­
ду, что теперь уже оценка любого поведения, влекущего за собой причинение 
ущерба другому лицу, осуществляется на основе общих правил об ответствен­
ности за причинение вреда. Однако римские источники показывают не на это. 
В этих источниках мы можем видеть осуждение лишь таких поведений, которые 
отражают злобу, и не раз подлую, слепую ненависть.
В римском праве правило о неограниченном осуществлении права сохра­
няется и после развития товарной собственности, и вследствие этого римское 
право ни в области злоупотребления права не доходит к таким далеким выво­
дам, как в случае, когда это поведение заранее противозаконно. Это обосновы­
вается в первую очередь интересами охраны собственности. Безопасность
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собственности, являющейся предпосылкой развития отношений по товаро­
обмену, не потеряла ничего из своего значение. Руки собственника не связы­
ваются ничем. Он в максимальной мере может использовать свои правомочия, 
вытекающие из товарной собственности. Собственность в ходе превращения в 
товарную собственность, обогащается дальнейшим правомочием. Это право­
мочие состоит в праве распоряжения. Однако право распоряжения укрепляется 
«вне собственности», в отношении по обмену. Таким образом это обстоятель­
ство не изменяет существенно положения, которое занимала собствен­
ность до развития товарной собственности. В области владения и пользо­
вания при развитии товарных отношений в римском праве не доходит к изме­
нениям. А случаи, приведенные в источниках права з связи с злоупотреблением 
правом, связаны либо с собственностью, либо с некоторыми правомочиями, 
близкими собственности. Владение во время натурального хозяйства по содер­
жанию является таким же самым, что и при товарных отношениях — означает 
безусловную власть над вещью. Пользование означает при обоих видах отно­
шений использование и извлечение плодов в собственном интересе. В этом 
отношении в области осуществления права нет никаких изменений. Вследствие 
этого правила товорного оборота влияют на правила осуществления права 
собственности лишь в том, что такое осуществление нрава, которое невыносимое 
для других, уже нетерпимое. Категория невыносимости превышает катего­
рию виновности. Если кто-нибудь осуществляет свое право, его поведение не 
подлежит такой строгой опенке. Зашита собственности, и помимо этого вообще 
защита осуществления права, в Риме включает в себе вышеизложенное. Во­
спрещение злоупотребления правом — это смирительная рубашка для сума­
сшедшего, которая надевается на него лишь в случае, когда попадут в опасность 
и те, кто баловал сумасшедшего.
1. r ip ia n u s  I). 1. 10. In s . 1 §. 3. С огласно Гезы  М артона «altereruin non laedere» 
— повеление проявлять уваж ение к абсолю тны м  правам  других лиц, a  «suum cinque 
tribune»  предусм атривает строгое исполнение обязанностей .
2) Его текст в ныне известном виде мы мож ем найти впервые у У льпиана. I). 1. 1. 10. Iu ris  
p raecep ta  hace sunt: honeste  vivere, a lterum  non laedere, suuin  caique tribuere. 1) С м. Геза- 
М артон: Учебник элем ентов рим ского частного права. Институции. И здательство учеб­
ников, Будапеш т 1957 г. стр. 47. Э то  правило правдеподобно слож илось из обобщ ения 
ряда  детальны х предписаний. 2) В Институции Ю стиниана взято с этим  же текстом.
3) Рим был несомненно рабовладельческим  государством , как и все государства старого  
века; таким  о бразом  римское частное право регулировало своим и норм ам и и институт 
рабства, однако эти правила, что касается отнош ения меж ду господином и рабом , огра­
ничиваю тся лиш ь на несколько общ их положений, которы е составляю т незначитель­
ную часть положений рим ского права; норм ы  рим ского права в подавляю щ ем  болш ин- 
стве относились на взаим оотнош ения свободны х рабовладельцев, несмотря на то , что 
в ряде случаев упом инается в них о рабах (наприм ер, раб фигурирует в виде предмета 
сделки, или речь идет о сделках, заклю ченных рабом  о т  имени рабовладельца речь идет 
о  деликтах раба, за  которы е несет ответственность его владелец). Э то  обстоятельство 
подчеркивается в учебнике по истории государства и права, изданном под редакцией 
П еретерского и Черниловского. Г. М артом: Ц итированное произведение, стр. 7.
4) Ч то  касается рабов, О ктавиян сначала проявлял к ним  благосклонность, чтобы избежал 
их присоединение к Сексту П ом пею  (сын П ом пея, Секстус после смерти отца стал  пира­
том  и охотно приним ал в свой лагер  и рабов), однако позже выступил против них с чрез­
вычайно строгим и м ероприятиям и. Руфиус Геминус и Каниниус Галлус, а  такж е Элиус 
К атус и Сентиус Сатурниус подготовили новые законы , которы м и в значительной мере 
органичивалось освобож дение рабов: П олноправны м и граж данам и м огли статься лиш ь 
рабы , заверш ивш ие во-первых 30 год своего возраста, далее не бывш ие никогда в
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оковах, а кром е этого  количество освобожденны х рабов  не м о гл о  превы ш ать 1/3—1/5 
часть всех рабов pa le r familias*. В 10 г. до  н. э. вступил вновь в действие жестокий закон, 
согласно  котором у все дом аш ние рабы  бы ли казнены см ертью , если л ю бой  из них 
убил хозяина. Цит. произведение, стр. 571.
5) Ц езар  уже 1 м арта  59 г. обеспечил для  себя проконсулат в 3 провинциях (Г аллия Ц исал- 
пина, Галлия Н арбоненэис и И ллирия) с больш им и доход ам и , причем на 5 лет. Ц ит. 
произведение, стр. 548.
Н еизм ерим ы е богатства  святилищ  Г аллии (именно, друидские свящ енники в Г аллии 
пользовались больш им  влиянием и авторитетом ) бы ли отчасти похищ ены сам ы м  Ц еза- 
р о м , а отчасти грабителям и и авантуристам и, приш едш им и со всех концов м ира в 
лагерь Ц езара. Один из его легатов , Титус Л абенус похитил так  м ного, что из этого 
богатства  позже в П иценуме построил целый город. С олдаты  получали кром е военной 
трофеи двойную  плату; продовольственны й то вар  стоял им в неограниченном коли­
честве к распоряж ению , но кром е этого  они получали и рабов. Ц езар, имевш ий раньш е 
множ ество долгов  вследствие роскош ной ж изни и вследствие того, что выплачивал 
больш ие сум м ы  в виде пособия для народа и на игры  для  народа, теперь стал  одним 
из наиболее богаты х лю дей И талии и хозяином  м нож ества рабов. В ы давал огром ны е 
деньги и ценности, передавал тысячки рабов влиятельны м  лицам , чтобы и этим путем 
повы ш ать количество своих сторонников. В Рим е в 55 г. на собственны й счет начал 
строительство  ф орум а (Ф орум Ю лии), украш енного разны м и строениям и. Он выдал 
лиш ь на покупку участков, необходимых для проведения этого строительства, больш е 
чем 100 000 000 сестерциев. Ц ит. произведение, стр . 550.
. . . .  К рассус уехал в свою  провинцию , в С ирую , не подож дав истечения своего консуль­
ского года. П о словам  П лутарха -  к хронической болезни Крассуса, к его коры столю ­
бию , теперь вследствие успехов Ц езара прибавилась дальнейш ая страсть: огром ная 
ж аж да по военным успехам и троф еям . П артусы  зам ан или  его на пустые равнины Запад­
ной М езопотам ии, затем  их тяж кая броненная кавалерия . . . окруж ила и уничтож ила 
всю римскую  арм ию . И сам  Крассус погиб здесь. П о словам  К ассиуса Д и о  (X L ) пар­
тусы налили в отрезанную  голову Крассуса через рот зо л о то  <-так как К рассус, богатей­
ший человек, всегда чувствовал так  больш ую  ж аж ду по золоте». Ц ит. произведение, 
стр. 551.
6. «Он стрем ился отвлекать внимание народа (т. е. Ц езар) о т  своей публичной и поли­
тической деятельности тем , что уплачивал м нож ество денег на устроение торж еств 
и зрелищ . Он пы тался приобреегь сим патию  народа раздачей денег, зерна, оливы , и 
угощ ением. (П ри  одном случае в целях угощ ения вы ставили на улицы Рим а 22 000 сто ­
лов). П ри этом  народны е собрания и выборы превратились в пустые ф орм альности  . . . »  
(Ц ит. произв. стр. 557).
■Октавиям в главе 15 R es gestae гордится тем , как м ного денежных пособий раздал 
он между народом : раз, в виде исполнения завещ ания Ц езара 300 сестерциев каж дому, 
в 29 г. из военной трофеи — 400 сестерциев каж дом у, в 24 г. вновь 400 сестерциев, поток! 
в 12 г. уже третий р аз 400 каж дом у и т. д. Таким о бразом  во врем я О ктавняна римский 
плебс понизился на уровень содерж анки. В главах 22 и 23 R es gestae  подробно указаны 
гладиаторские борьбы  и иные игры, устроенные для народа, такж е с  этой целью  устроен­
ные "Морские битвы», с  точны м указанием числа участвую щ их глади аторов  (10 000), 
количества диких зверей (3500) и т. д. Разум еется, что м асса плебса оценивала эти зре­
лищ а выше, чем сом нительное выражение своей «суверенной» воли на народны х собра­
ниях.» (Ц ит. произв. стр. 571).
7) Pernice: M arcus A n tistiu s L abro  B<1. H alle 1895. p. 49.
8) Blümm cr: Die Lehre vom  böswilligen R echlsm issbrauch , Chikane, Berlin 19C0. p. 33.
9) Hager: Schikane und R echtsm issbrauch im  heutigen bürgerlichen R ech te . Miic-hcn 1913. p. 25.
10) Д ю л а  Э рш н : Возмещ ение ущ ерба за  противоправное поведение. И здательство  экон. 
и ю ридической литературы . Будапеш т, 1958 г. стр. 10—13.
11) . . . О д н а к о  целый ряд данных недвусмысленно показы вает, что римское право до  
закона 12 таблиц прош ло тот же путь, что и старинное право  других народов, то  есть 
оно знало  вм есто индивидуальной собственности — главны м  о бразом  на недвижи­
мостях общ ую  собственность отдельны х более или менее ш ироких групп несалення, 
рода или племени. П о преданию  Ромулус разделил каж дом у из патер  ф ам илиас по 2 
ю герав зем ли в индивидуальную  собственность (heredium ). Н есом ненно, что это т  неболь­
ш ой участок (всего прибл. пол гектара) при тогдаш них примитивны х способах обработки 
не бы л достаточны м  для того, чтобы обеспечить удовлетворение нужд семьи, а очевидно 
он служил лиш ь в качестве участка для дом а и двора  и для целей огорода. К ром е этого 
каж дая семья участвовала в использовании неразделенного ager publicus, которая зем ля
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находилась в собственности государства, однако для пользования передавалась правде- 
подобно роду» (Г. М артон: Ц и т. произведение, стр . 131).
12) Н аследственное право по закону 12 табли ц  еш е несомненно носит отпечаток тех преж ­
них порядков, согласно  которы м  им ущ ество, как собственность рода, после смерти 
p a te r fam ilias им евш его право  пользования, возвращ ается роду, за исклю чением случаев, 
когда сем ья ум ерш его сохраняется посредством  его  п отом ков, то  есть лиц. находив­
шихся под его  властью  и ставш их после его  см ерти полноправны м и, сам остоятельны м и 
главам и семьи (супруга, сы новья, дочери, внуки от умерш их сы нов, находящ иеся под 
m anu), на которы х им ущ ество переходит автом атически и законом ерно . . . К ром е 
этого, согласно закону 12 таблиц  право на дальнее пользование сем ейного имущ ества 
принадлеж ало  и побочны м  агнатны м  родственникам  ум ерш его, если они когда-то 
жили в одной семье, и только  при отсутствии таковы х возвращ алось имущ ество тому 
роду, от  которого  происходило. Н о передать им ущ ество чужому лицу, опережая права, 
принадлеж ащ ие роду, бы ло возм ож но лиш ь с  согласия всего народа, вы раж енного в 
виде закона в комициях . . .  (Г . М артон: Ц и т. произведение, стр. 261).
С огласно наследственному праву — при отсутствии действительного завещ ания — за 
своими и агнатны ми родственниками наследует род. (Si in lcsla lo  m oiïtu r, cui suus lu res  
пес escit, agnatus proxim us fam üiam  habéto. Si agnalus nee escil, gentiles fam iliam  habento). 
(Г. М артон: Ц ит. произведение, стр . 276, закон 12 таблиц).
13) В старинны х правах , так  и рим ском  праве, им еется сущ ественное различие в понятии 
наказания по сравнению  с ныне действую щ им  поним анием . В примитивны е времена 
государственны й м еханизм , тогда  ещ е не развиты й в достаточной  мере, право репрес­
сию  за  обиды , которы е потерпели отдельны е лица, оставляет этим  сам ы м  лицам  в 
виде мести . . . К аж дое лицо м о гл о  прибегать к репрессии по своем у усмотрению  и по 
состоянию  его  сил. (Г. М артон: Ц ит. произведение, стр . 219).
Воспрещ ение сам оуправства им ело м есто  относительно поздно. Л и ш ь в lex Iulia tie 
vi p rív a la  (Ц езар) запрещ ается впервые насильственное осущ ествление права, и преду­
см атривается  на это  наказание. (Г . М артон: Ц ит. произведение, стр. 89). В старинном 
праве деликт бы л неполном объективны м  наруш ением права. В старинном  праве не 
п отреб овалось субъективной виновности со  стороны  исполнителя. И так , если краден­
ную  вещ ь наш ли в д о м е  какого-либо лица при торж ественном  обы ске согласно старин­
ным обы чаям , то  он  бы л провозглаш ен за Гиг m an ifes to s несм отря на его виновность. 
С таринное право  зн ало  и деликты  im púberes, и оценивало их более м ягко  (Г. М артон: 
Ц ит. произведение, стр. 220).
14) Д ю л а  Э рш и: В озм ещ ение ущ ерба за  противоправное поведение. И здательство  экон. 
и ю ридической литературы , Будапеш т, 1958. стр . 8.
15) Д ю л а  Э рш и: Ц итированное произведение, стр. 12.
16) Л аб ео  — первы й ю рист, у которого  ставится проблем а злоупотребления правом . Л абео  
ю рист А вгустианской эпохи.
17) I I  столетие по н. э.
18) I I  столетие по н. э.
19) H ager: Schikane und R echtsm issbrauch  im heutigen bürgerlichen R ech te . M ünchen 1913. p. 25.
20) Такое же мнение отстаивал и Г. М артон. Г еза  М артон: Учебник элем ентов рим ского 
права (Институции). И здательство  учебников. Будапеш т, 1957 г. стр. 129.
21) W 'indsclieid-Kipp: L ehrbuch tics P an d ek ten rech ts  (1-rankfuit a M. 1S06. 121. § 3. P un k t.
22) Doluni m alum  esse о т п е т  callid itatem , fnllaciam  m ach in â tionem ad circuniveniendum , fal- 
lendum , decipicntluni a it cru ni atlh ib itam . (l.abeo).
23) Уже во время д о  принятия закона 12 таблиц им ело м есто  в Рим е развитие обы чного 
права таким  способом , что отдельны е правила обы чного права применялись практикой 
посредством  искусственного толкования (м ож но сказать сознательны м  извращ ением) 
на такие случаи, на которы е первоначально не предусм атривались, однако возникла 
необходим ость в их распространении. Т аким  о бразом  толкование создало  по сути дела 
новую  норм у права. Э то  искусственное толкование, или ж е этот способ развития права 
прим енялось и после принятия закона 12 таблиц  в течение несколько столетий, когда 
развитие граж данского права проходило им енно путем расш ирительного толкования 
закона 12 таблиц. (Г. М артон: Ц ит. произведение, сгр . 16).
П ри редакции ф орм улы  претором  часто избирался иной путь, вместо того, чтобы обеспе­
чить на основе охраняем ого  фактического состава in fac tum  actio . И м енно, если данный 
состав был сходны м к составу некоторого из граж данских исков, и различался от  него 
лиш ь наличием или отсутствием  какого-нибудь особого  обстоятельства, то  он просто 
дал  указание судье рассм атривать дело  таким  о бразом , как будто  бы  не бы ло этого 
препятствия . . . П ервоначальны й иск, на основе которого  создалась ficticia actio, назы ­
вали d irecta  actio, а в противополож ность этой сам ую  ficticia actic— ulilis  actio. Следует
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заметить, что utilis actio было возможно создать не лишь на основе какого-нибудь civilis 
actio (Г. Мартон: Цит. произведение, стр. 101, 102).
24) Хагер: Цит. произведение, стр. 25.
25) Windscheid-Kipp: Lehrbuch des Pandektenrecht (unter Herglich des bürgerlichen Rechts) 
Frankfurt am Main 1906. 123 § p. 602.
26) Цит. произведение, стр. 62.
27) Бурхардт: (actio pluviae arcendae) стр. 239.
28) Wendero'Ui: Die sogenannte Schikane im Römischen Recht und BGB 189. p. 11.
29) Zur Lehre von den Beschränkungen desGrundeigentümers im 1 nteressc des Nachbarn Jherinas 
Jahr. b. 6. 81 u. p. 103.
30) Blümmer: Die Lehre vom böswilligen Rechtsmissbrauch (Schikand) Berlin 1900. p. 40.
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С ОБЩЕСТВЕННЫМИ
ТИБОР ВАШ
профессор ю ридического факультета Будапеш тского Университета 
Поступило 1 августа 1960 г.
I.
H. С. Хрущев в своем отчете на XXI чрезвычайном сьезде КПСС поставил 
на передний план проблематику общественных органов, и с того времени по 
этому вопросу началась оживленная дискуссия как в советской, так и в народно- 
демократической правовой науке.
Согласно учению Ленина переход от капитализма в коммунизм осуще­
ствляется всегда посредством диктатуры пролетариата, которая однако пока­
зывает изобильное разнообразие политических форм. С победой пролетарской 
революции помимо государственных органов развиваются и общественные 
органы нового типа, осуществляющие в социалистическом государстве зна­
чительную деятельность, причем отношения между этими органами в ходе 
исторического развития в значительной мере изменяются. Общественные орга­
ны развиваются как по количеству и форме, так и по объему ими исполняемых 
задач, однако их деятельность еще ни в чем не уменьшивает роли государства. 
В этот период мы можем считать общественные организации специальными 
органами в рамках механизма диктатуры пролетариата, однако в ходе развития 
они также приобретают всеобщий характер. Этот процесс осуществляется 
таким образом, что государственные органы передают общественным орга­
низациям все больше и больше задач.
II.
I. Развитию общественных организаций способствуют объективные и 
субъективные факторы. Такими объективными факторами являются: внутри­
классовые отношения (положение классовой борьбы), международное положе­
ние, т. е. вообще общественное положение; субъективный фактор составляет 
уровень социалистического сознания.
Общественные организации могут осуществлять свою деятельность в 
первую очередь в областях, в которых отдельные задачи могут быть решены 
методом убеждения, причем для государственных органов характерным 
методом является принуждение. Было бы, естественно, неправильно прийти 
из этого к выводу, что государственные органы не нуждаются в применении
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метода убеждения. В большинстве случаев имеется возможность на то, чтобы 
и государственные органы решили свои задачи путем убеждения. Это обосно­
вано тем, что социалистическое государство защищает интересы большин­
ства, а после победы социализма, интересы всего трудового народа. Как госу­
дарственные органы, так и общественные организации воспитывают трудя­
щийся народ и повышают его социалистическое сознание. Однако в отно­
шении общественных организаций эта деятельность проявляется более непо­
средственно.
Развитие объективных и субъективных факторов обеспечивает возмож­
ность того, чтобы в период строительства коммунизма повышалась роль 
общественных организаций. При этом однако такие органы действуют уже 
сейчас с момента победы социалистической революции; они вытекают из сущ­
ности диктатуры пролетариата. Таким образом, несмотря на наличие опре­
деленных различий, этот вопрос является актуальным во всех странах социа­
лизма, т. е. и в Венгрии. В вопросе о роли общественных организаций таким 
образом имеет значение не только то обстоятельство, что в СССР уже рабо­
тают на создании материальной базы коммунизма и что согласно решениям 
VII съезда ВСРП в Венгрии повышаются темпы строительства социализма, 
но также вышеуказанные объективные и субъективные факторы.
VII съезд ВСРП на основе марксистско-ленинского анализа положения 
занимался значением общественных организаций и отметил, что и у нас созда­
лись такие организации и их роль и при наших условиях будет повышаться. 
На съезде был рассмотрен советский опыт с учетом венгерских отношений 
и были подчеркнуты соответствующим образом как тождества, так и разли­
чия. Впрочем актуальность этого вопроса вытекает и из факта, охарактери­
зованного товарищем Хрущевым следующим образом: помощь СССР и его 
сотрудничество с другими социалистическими государствами обеспечивают 
возможность того, чтобы социалистические страны дошли к коммунизму 
в сущности почти в то же самое время.
2. Задачи диктатуры пролетариата направлены отчасти на решение 
антагонистических противоречий, а отчасти на решение противоречий, 
которые не являются антагонистическими. Общественные организации, как 
правило, являются подходящими скорее на осуществление задач, вытекающих 
из разрешения не антагонистических противоречий. Задачи, связанные с анта­
гонистическими противоречиями, как правило, входят в круг деятельности 
государственных органов.
В механизме диктатуры пролетариата государственные и общественные 
органы составляют единство, однако имеются между ними и существенные 
различия. И деятельность общественных организаций основывается на праве 
— в конечном счете на конституции. Далее, в случае наличия административ­
ного правоотношения одним из его субъектов является либо государствен­
ный орган, либо общественная организация, значит общественные организа­
ции являются органами диктатуры пролетариата.
Однако несмотря на правовое урегулирование общественная организация 
не превращается в государственный орган, так как она отличается от такого 
органа своим образованием, составом и своей деятельностью. Лица, прини­
мающие участие в общественных организациях, исполняют свою деятель­
ность в виде общественной работы. Они принимают участие в работе обществен­
ных организаций на основе чувства долга, вытекающего из их социалисти­
ческого сознания, на основе сознания ответственности.
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3. Общественные организации укрепляют правила социалистического 
общежития и помимо повышения эффективности социалистического глава 
они обеспечивают осуществление норм социалистической морали, пр ,. ил 
социалистического общежития. Посредством этого они действенно преобра - 
вывают и развивают социалистическое сознание. Высоким уровнем социалисти 
ческой сознательности обеспечивается действенность деятельности обществен­
ных органов, а тогда же их деятельность оказывает активное обратное воз­
действие на развитие сознания. Общественными организациями воспитываютс 
лица, принимающие участие в их деятельности, но воспитываются и широкие 
массы трудящихся. Это подчеркивается Лениным в следующем высказывании: 
«По нашему представлению государство сильно сознательностью масс.»1
4. Государственный механизм в сущности составляет обособленный аппа­
рат, который в диктатуре пролетариата — пока существуют антагонисти­
ческие классы — служит интересам большинства. Тогда же общественные 
организации вовлекают все более широкие массы в осуществление администра­
тивных задач, массы посредством этого учатся управлять. Единство государ­
ственных и общественных органов обеспечивает дальнейшее развитие социалис­
тического демократизма.
Ревизионисты глубоко ошибаются, когда учат, что и в эпоху диктатуры 
пролетариата непременно налицо отчуждение государства и общества. Госу­
дарственные и общественные органы совместно представляют интересы 
большинства, а после построения социализма, всего народа, и они служат 
этим интересам; этим они создают объективные предпосылки согласования 
личных интересов с общественными. На это указывает Ленин, когда устанав­
ливает следующее: «И оно (подавление) совместимо с распространением 
демократии на такое подавляющее большинство населения, что надобность 
в особой машине для подавления начинает исчезать.»2
5. Руководящей силой как государственных органов, так и обществен­
ных, является рабочий класс, опирающийся на широкий классовый союз. 
В общественных организациях этот классовый союз проявляется в более 
широких масштабах, так как общественные организации приближаются 
к формам непосредственной демократии. Однако в механизме диктатуры про­
летариата пока даже и общественные организации не лишены классового 
характера. При этом развитие проявляет тенденцию в том направлении, что 
общественные организации в виде отмирания государства постепенно потеряют 
классовый характер.
6. И общественные органы являются органами диктатуры пролетариата, 
и так ведущая и руководящая роль партии осуществляется и в направлении 
общественных организаций. Единство и сотрудничество между государствен­
ными и общественными органами обеспечивается партией. Ревизионисты 
признают за партией лишь идеологическое влияние, а отрицают ее полити­
ческую руководящую и ведущую роль. Таким образом они, естественно, 
отрицают и руководящую роль партии в отношении общественных органи­
заций. Эта позиция неправильная.
Партия осуществляет свою руководящую роль методом убеждения. 
Взаимное доверие между коммунистами и беспартийными способствует 
осуществлению руководящей роли партии. Задачи государственных и обще­
ственных органов определяются на основе научно разработанной политики 
партии, однако в определении этих задач могут играть инициативную и фор­
мирующую роль и общественные организации.
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7. Демократический централизм осуществляется и в структуре обществен­
ных организаций. Из правовой обоснованности деятельности общественных 
органов вытекает, что контроль над деятельностью большинства обществен­
ных организаций осуществляют государственные органы. Вытекает далее 
и то, что Генеральный прокурор Народной республики в рамках своих право­
мочий в области общего надзора исполняет контроль над работой общест­
венных органов. То обстоятельство, что общественные организации прини­
мают на себя некоторые задачи государственных органов, улучшает и работу 
государственных органов. Именно, вследствие этого уменьшается количество 
дел, рассматриваемых государственными органами и таким образом они 
имеют возможность исследовать более глубоко отдельные дела, что ведет 
к улучшению качества их работы.
8. Развитие общественных органов способствует развитию социалисти­
ческой демократии. В общественных организациях трудящиеся воспиты­
ваются силой коллектива на решение задач диктатуры пролетариата.Обществен­
ные организации повышают инициативу масс. Соединением объективных 
возможностей с субъективной активностью обеспечивается ими сочитание 
личных и общественных интересов, мобилизация отдельных лиц и посред­
ством этого мобилизация масс.
9. По вопросу об отношении государственных и общественных органов, 
кажется, наиболее часто имеют место дискуссии в связи проблемой отмира­
ния государства. Ревизионисты утверждают, что отмирание государства 
начнется сразу после победы социалистической революции. Они отрицают 
хозяйственно-организаторскую и культурно-воспитательную функции социалис­
тического государства и повышение роли общественных организаций они 
понимают таким образом, что отмирание государства начнется сразу после 
победы революции.
Товарищ Хрущев подчеркнул в своем докладе следующее: Передача от­
дельных функций государственных органов общественным еще не означает 
уменьшения роли социалистического государства в строительстве комму­
низма.3
В действительности, здесь речь идет о диалектике укрепления и отмира­
ния государства. Одной из существенных особенностей диалектики является 
единство противоречий, внутренее движение которого обеспечивает развитие. 
Укрепление и отмирание государства составляет такую пару противоречий, 
которая проявляется в диалектическом единстве и в пределах движения про­
тиворечий основная тенденция движения проявляется в направлении укреп­
ления государства. На XXI съезде КПСС подчеркивалось большое значение 
роли государства, в частности в отношении осуществления хозяйственно- 
организаторской и культурно-воспитательной функции, но и в иных отно­
шениях. В тезисах VII съезда ВСРП был особо поставлен вопрос об укреп­
лении государства, как одна из задач, стоящих перед нами. Выступления, 
имеющие место на съезде, дали изобильный материал к укреплению государ­
ства. При этом был глубоко рассмотрен и вопрос о развитии общественных 
организаций.
Согласно учению марксизма-ленинизма социалистическое госуларство 
отомрет. Нынешняя задача укрепления государства не противоречит этому 
учению. Однако отмирание государства может иметь место лишь тогда, 
когда прекратится капиталистическое окружение, причем теперь развива­
ющиеся общественные организации, несомненно, составляют формы, в кото-
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рых отмирание государства осуществится, если будут налицо объективные 
и субъективные предпосылки этого. Таким образом в одном из дальнейших 
фаз развития в диалектике укрепления и отмирания превратится отмирание 
государства в основную тенденцию, однако в настоящее время это требо­
вание антимарксистское. Значит ревизионисты выдвигают антимарксистское 
положение, считая актуальным выступить с требованием отмирания госу­
дарства.
Вопрос об укреплении и отмирании государства ревизионисты ставят 
метафизическим способом. Они отрывают отмирание государства от его 
диалектических взаимосвязей, односторонне подчеркивают отмирание, и 
таким образом считают его актуальным. Однако требование отмирания госу­
дарства в нынешей фазе развития служит интересам буржуазии, так как оно 
направлено на то, чтобы лишить пролетариат и его союзников одного из 
наиважнейших средств строительства социализма и коммунизма.
Деятельность общественных организаций в нынешней фазе развития 
укрепляет работу государственных органов и посредством этого укрепляет 
государство. В ходе дальнейшего развития эти организации будут зароды­
шем форм отмирания государства. В настоящее время общественные органи­
зации служат делу укрепления государства и их деятельность вместе с деятель­
ностью государственного механизма способствует ускорению построения 
социализма и коммунизма.
10. Правила общественного общежития воспитывают граждан в духе 
уважения друг друга, помощи друг другу, взаимно способствуя решению 
задач, стоящих перед ними. Эти правила также способствуют развитию ком­
мунистического отношения к труду и в повышенной мере охраняют обществен­
ную собственность. Кроме этого эти правила стимулируют к повышению 
квалификации, к углублению знаний, а в итоге всего'этого развивают социали­
стическое сознание. Таким образом в подавляющем большинстве случаев 
трудящиеся добровольно соблюдают правовые нормы и уменьшается коли­
чество правонарушений. Вследствие этого борьба с правонарушениями и 
мероприятия, принимаемые в связи с совершением неправомерных действий, 
станут более эффективными, в большей мере проявляется предупреждение, 
а в этом помимо государственных органов общественные организации играют 
решающую роль.
11. Товарищ Хрущев в своем докладе обратил наше внимание и на сле­
дующее: Мы не должны чрезмерно торопиться с передачей отдельных функ­
ций государственных органов общественным.1
Это поучение относится не только к СССР, а также и к нам, и такмы 
можем начать работу по развитию общественных организаций, однако мы 
это должны осуществлять с соответствующей осмотрительностью, после 
основательной подготовки и постепенно.
12. В ходе развития общественных организаций мы различаем разные 
формы общественных организаций. Сначала формировались скорее обще­
ственные организации, имеющие всеобщий, массово-организационный харак­
тер (например советы), составляющие формы вовлечения и непосредствен­
ного участия трудящихся. Позже развились специальные общественные 
организации, решающие конкретные задачи государственного характера 
(спортивное дело, суд и т. д.). В настоящее время все в большей мере раз­
виваются общественные организации, носящие характер последних, однако
187
они работают в тесном сотрудничестве с государственными органами, взаимно 
дополняя работу друг друга, причем соответствующее правовое урегулиро­
вание обеспечивает исключение дублирования. Роль таких общественных ор­
ганизаций повышается, и в ходе отмирания государства они постепенно возь­
мут на себя осуществление общественного самоуправления. Помимо этих 
органов однако неизменно сохраняют и в дальнейшем свою роль обществен­
ные организации, носящие всеобщий характер.
III.
1. В решениях XXI съезда КПСС установлено, что советы играют очень 
важную роль в разрешении хозяйственных и культурных вопросов, в про­
верке разрешения таких дел. Советы, как наиболее широкие массовые органи­
зации трудящихся, вовлекают миллионы трудящихся в разрешение государ­
ственных дел. Вместе с тем советы действуют и в качестве представительных 
органов, выборных органов государственной власти, и развитие обществен­
ных организаций нового типа ни в чем не уменьшает их значения. Это обстоя­
тельство подчеркивается учением Ленина: «Демократический принцип органи­
зации в той высшей форме, из которой с проведением Советами предложе­
ний и требований активного участия масс не только в обсуждении общих 
правил, постановлений и законов, не только в контроле за их выполнением, но 
и непосредственно в их выполнении, — это значит, что каждый представи­
тель массы, каждый гражданин должен быть поставлен в такие условия, чтобы 
он мог участвовать и в обсуждении законов государства, и в выборе своих 
представителей, и в проведении государственных законов в жизнь.»5 И мы 
действительно можем наблюдать, что проекты более важнейших зако­
нов широко обсуждаются, организуются дискуссии, выражают свое мнение 
о таких проектах как юристы, так и лица, не имеющие юридического образо­
вания. Все чаще встречаются правовые нормы, принимаемые совместно госу­
дарственными органами и общественными организациями. Так, принимаются 
совместно правовые нормы профсоюзными органами и правительством, 
Комсомолом и правительством.
2. В механизме диктатуры пролетариата профсоюзы, организации моло­
дежи, сельскохозяйственные кооперации и т. д. являются общественными 
организациями, осуществляющими уже с начала и государственные задания.
В СССР в связи с ускорением темпов строительства коммунизма воз­
растают и хозяйственные задачи профсоюзов. Повышается и значение Ком­
сомола, коммунистические бригады играют решающую роль в выполнении 
и перевыполнении планов.
В нынешней фазе развития кроме вышеуказанных организаций возникают 
новые общественные организации, которые принимают на себя исполнение 
дальнейших задач.
Товарищ Хрущев в своем вышеупомянутом докладе признал задачи, 
связанные с здравоохранением, спортом, обеспечением общественной безопас­
ности, культурой и соблюдением правил социалистического общежития, 
таковым, осуществление которых может быть постепенно передано общест­
венным организациям. Задачи, решенные раньше государственными органами, 
будут осуществляться общественными организациями, возникающими в об­
ласти культуры, здравоохранения и спорта.
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3. В СССР мы находим ряд общественных организаций, осуществля- 
ющих многосторонние задачи в области социального обеспечения, подле­
жащие раньше ведению государственных органов. Во всех союзных респуб­
ликах раоогает министерство социального обеспечения, которое в соответ­
ствующем звене ведает этими делами. Однако рассмотрение конкретных дел 
в большинстве участков составляет задачу общественных организаций. В 
виде примера  ^можем упомянуть о том, что под надзором министерства 
социального обеспечения во всех союзных республиках работают Общества 
Слепых, имеющие широкие правомочия, задачей которых является рассмо­
трение и разрешение конкретных дел по социальному обеспечению слепых.
Оощества Слепых имеют собственные предприятия, доходы которых 
принадлежат самим обществам и только 25% чистой прибыли отчисляются 
на счет оюджета. Они из своих доходов уплачивают не только издержки, 
связанные с обеспечением сохранности уже действующих заводов и со стро­
ительством новых заводов, но покрывают также культурные и социальные 
расходы Общества. А именно, из этих средств строятся жилые дома, интернаты 
общежития, дома отдыха и санатории для слепых, выплачиваются пособия 
нуждающимся в этом. Задачи Обществ постоянно расширяются. На при­
мере развития Ооществ Слепых можем видеть пути дальнейшего развития 
советского государственного управления.
Общества Слепых в 1948 г. отказались от государственной поддержки 
и с того времени их компетенция и задачи постоянно расширялись. Их основ­
ной задачей является трудоустройство слепых и слабовидящих, а эту задачу 
они решают основываясь на достижениях науки, применяя современные ма­
шины, используя на высоком уровне технику. Общества имеют свои терри­
ториальные звена в соответствии с административным делением страны. 
А именно, они имеют местные (сельские, городские, заводские), районные 
и областные органы, а также центральные правления, работающие в главных 
I ородах союзных республик. Общества имеют служащих, освобожденных 
от иной работы, но значительная часть задач исполняется членами обществ 
в виде общественной работы.
Тому подобные общественные организации работают и на иных участ­
ках социального обеспечения и их задачи также постоянно расширяются.
4. Среди специальных органов коммунистического общественного само­
управления мы можем упомянуть добровольные народные дружины по под­
держке оощественного порядка. Их задачей является способствовать укреп­
лению общественного порядка и общественной безопасности путем приме­
нения мер воспитания и убеждения. Они принимают меры не лишь в случае 
действительного совершения правонарушений, но важной их задачей является 
и предупреждение правонарушений. Они стремятся воздействовать на трудя­
щихся уже в случае проявления поведения, ставящего под угрозу обществен­
ный порядок и общественную безопасность.
5. В октябре 1958 года в советской печати был опубликован новый проект 
Положения о товарищеском суде для широкого обсуждения трудящимися. 
Согласно Положению товарищеские суды могут рассмотреть дела по менее 
тяжелым преступлениям, далее гражданские дела с стоимостью иска до 500 
рублей, а при наличии согласия обеих сторон с стоимостью иска до 1000 руб­
лей, а также в случаях, когда общественная опасность деяния незначитель­
ная и применение воспитательных мер обосновано.
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В порядке рассмотрения дел товарищеским судом решения выносятся 
лицами, хорошо знающими нарушителя, причем они имеют право в широком 
круге допросить сведетелей не лишь об обстоятельствах данного дела, а также 
о личности и личных обстоятельствах нарушителя. В результате этого при 
назначении правовых последствий оценка личности нарушителя может играть 
соответствующую роль.
Товарищеский суд может применить разные меры воспитательного 
характера (например, выговор), может дать предложение на прекращение 
дисциплинарного производства, на возбуждение уголовного процесса, на 
немедленное увольнение с работы и т. д.
Если нарушитель не явится в товарищеский суд, дело направляется в соот­
ветствующий государственный орган, однако уже создалась атомосфера, 
при которой позорно не явиться в товарищеский суд, поэтому каждый гражда­
нин считает своим моральным долгом явиться в случае вызова лично в това­
рищеский суд.
Товарищеские суды создаются в заводах, учреждениях средних и высших 
учебных заведениях, и по месту жительства граждан. Надзор за деятель­
ностью товарищеских судов в заводах и учреждениях осуществляют проф­
союзные организации, а за деятельностью других товарищеских судов испол­
нительный комитет соответствующего совета. Разумеется, что и прокурор 
осуществляет надзор за законностью деятельности товарищеских судов.
В советских университетах уже созданы товарищеские суды, деятель­
ность которых в значительной мере способствует улучшению поведения сту­
дентов и неуклонному соблюдению правил социалистического общежития.
В результате деятельности товарищеских судов обеспечивается возмож­
ность того, чтобы в случае нарушения правил социалистического общежития 
самим обществом налагались соответствующие санкции, причем все шире 
распространяется убеждение, что нарушение правил социалистического обще­
жития — это позор для всех граждан.
6. Общественными органами являются также общественный защит­
ник и общественный обвинитель, выступающие по отдельным делам возле 
прокурора или защитника, и их значение заключается в том, что они имеют 
возможность выдвинуть подробности дела, неизвестные обвинителю или 
защитнику. Этим они способствуют индивидуализации, в повышенной мере 
обеспечивая осуществление законности.
Важными институтом является и передача на поруку общественности; 
в случае применения этого мероприятия суд прекращает производство против 
правонарушителя и передает его на поруку коллективу, взявшему на себя 
ответственность за его дальнейшее воспитание.
Важным общественным органом является комиссия по делам несовер­
шеннолетних, задачей которой является предупреждение правонарушений 
несовершеннолетних и принятие необходимых мер в борьбе с детской без­
надзорностью.
IV.
1. В ходе развития венгерской народной демократии общественные 
организации играли значительную роль с первого момента освобождения 
Венгрии. Исследуя эти организации нам следует отличить общественные 
организации, возникшие непосредственно после нашего освобождения, от
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организаций, выступающих уже в качестве органов механизма диктатуры 
пролетариата.
2. Наша страна была освобождена Советской Армией, которая разбила 
и выгнала из нашей территории немецких фашистов и ихсоюзников. В ходе 
этого фашистский государственный аппарат по сути дела развалился и после 
победы Советской Армии пришлось начать постройку фундаментов нового 
государства почти в пустом пространстве. В результате победы создались 
объективные возможности для начала народно-демократической революции, 
а внутренние силы революции были в состоянии использовать эти возмож­
ности. В это время в Венгрии имелось объективно и субъективно револю­
ционное положение.
Революционные воспоминания о Венгерской Советской Республике 
от 1919 г., самоотверженная революционная борьба, которая велась в тече­
ние 25 лет с фашизмом Хорти, сохранили в широких массах революционное 
сознание, которое вспыхнуло после победы Советской Армии. Наше развитие 
началось в результате совместного воздействия внутренних революционных 
сил и помощи СССР. В восстановлении нашей государственной, политической 
и хозяйственной жизни образовавшиеся общественные организации играли 
решающую роль.
3. На освобожденных территориях коммунисты, вышедшие из под­
полья, начали организовывать легальные органы партии, а большинство 
рабочего класса, бедного крестьянства, а также наиболее революционные слои 
всех трудящихся присоединились к комминистической партии. Таким обра­
зом коммунисты, возвращающиеся домой из эмиграции, нашли уже ожив­
ленную работу по организации партии, содействуя при этом своим опытом 
и своей деятельностью дальнейшему развитию и развертыванию этой работы. 
Даже и 25 летний террор фашизма Хорти не мог уничтожить партию, таким 
образом сейчас после освобождения возникли очаги новых партийных орга­
низаций.
Венгерская Коммунистическая Партия впервые выступила с программой 
и с инициативой, вызвала другие демократические партии объединить силы 
народа в интересах того, чтобы страна преодолела наибольшую катастрофу 
своей истории, разорения второй мировой войны. Партия уже 30 ноября 1944 г. 
опубликовала свою программу (в газете «Нэплап»), в которую были отне­
сены отчасти и цели буржуазно-демократической революции, однако по 
сути дела программа уже превышала эти цели. Мы уже можем найти в ней 
тенденцию в направлении диктатуры пролетариата. Итак, программа преду­
сматривает обобществление баукситных и угольных копей, нефтяных источ­
ников, электростанций, контроль картелей и т. д. В центре программы стояло 
выступление против фашистской Германии, поддержка Советской Армии, 
начало восстановительной работы, обеспечение демократических прав и сво­
бод, очищение государственного аппарата от фашистских элементов, отмена 
фашистских законов, роспуск фашистских организаций и т. д.
Несколько дней позже был создан Венгерский Национальный Фронт 
независимости, в состав которого входили Венгерская Коммунистическая 
Партия, Социалдемократическая Партия, Национальная Крестьянская Пар­
тия и Независимая Партия мелких сельских хозяев. Венгерский Национальный 
Фронт Независимости также опубликовал свою программу (в газете «Сегеди 
Делмадярорсаг», 3 декабря 1944 г.), в которой по сути дела принимает прог­
рамму Коммунистической Партии.
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На 21 декабря 1944 года в г. Дебрецен созвалось Временное Националь­
ное Собрание, выборы которого были проведены революционным путем 
на собраниях народа, при сотрудничестве национальных комитетов. Времен­
ное Национальное Собрание выбрало временное правительство. Правитель­
ство в своем объявлении также приняло по сути дела программу Комму­
нистической Партии, хотя в нем уже не появляются требования об обобщест­
влении копей.
Таким образом Коммунистическая Партия с первого момента освобож­
дения играет в руководстве революционным процессом роль гегемона. Этот 
революционный процесс является народно-демократической революцией, 
которая — как это учит Ленин вообще о социалистической революции — 
имеет две фазы; первая фаза по сути дела буржуазно-демократическая, а вто­
рая фаза недвусмысленно социалистическая революция. В первой фазе пришла 
к власта рабоче-крестьянская демократическая диктатура. Однако с учетом 
всех факторов — учитывая в частности то обстоятельство, что коммунисти­
ческая партия и рабочий класс уже в первой фазе играли роль гегемона — мы 
можем установить, что уже первая фаза превышает буржуазно-демократи­
ческую революцию, показывает и социалистические черты и ее движение 
с первого момента показывает тенденцию в направление диктатуры проле­
тариата, уже таит в себе зародыши пролетарской диктатуры. Это является 
характерной особенностью народно-демократической революции, и в созда­
нии этой характерной особенности общественные организации, созданные 
в результате активизации под руководством коммунистической партии 
революционных сил народа, играют решающую роль. Революционной дея­
тельности вновь формировавшихся общественных организаций способство­
вали также революционные традиции общественных организаций, созданных 
в первой Венгерской Советской Республике.
Хотя главное направление развития уже с первого момента показывает 
тенденцию к пролетарской диктатуре — это развитие не было прямолинейным 
а проявились и противоположные тенденции диалектического движения; 
силам реакции иногда удалось задержать ход развития, и даже эвентуально 
повернуть обратно, однако это обстоятельство не затрагивало главное нап­
равление развития. Наконец пришел год поворота (1947/48), когда в резуль­
тате марксистско-ленинской политики Венгерской Коммунистической Партии 
установилась диктатура пролетариата.
4. На освобожденных территориях создались по инициативе коммунистов 
в качестве общественно-политических органов национальные комитеты. 
Национальные комитеты — несмотря на некоторые исключения — в общем 
могут быть охарактеризованы как первые демократические народные органы. 
В первое время они исполняли чрезвычайно многостороннюю деятельность. 
В общем они замещали местные органы самоуправления и местный аппарат 
государственного управления. Они считали своей главной задачей принять 
меры для восстановления страны, реорганизации или создания необходимых 
для этого органов, восстановления производства, значит вообще для начала 
жизни. Они организовались из представителей демократических партий, 
объединившихся в Венгерсоком Национальном Фронте Независимости. Выше­
указанные четыре партии позже дополняются Буржуазно-демократической 
Партией.
Национальные комитеты, особенно до тех пор, пока отсутствовала цен­
тральная власть, пока не учредились временное национальное собрание и
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правительство — и даже некоторое время и после их образования, пока связи 
с центральными органами не были удовлетворительны, — осуществляли 
свою деятельность без центрального руководства. Их деятельность была 
выражением демократических сил народа.
По инициативе национальных комитетов началась проверка бывших 
государственных служащих, отстранение фашистов и коллаборантов, восста­
новление хозяйства страны. Национальные комитеты были органами, сумею- 
щими мобилизировать народные массы, стоящие под руководством комму­
нистов, повышать их активность, оживив дремящие демократические силы. 
Некоторые национальные комитеты вынесли даже и правовые акты, или 
выступили с инициативой о принятии правовых актов. Например, националь­
ный комитет города Сегед 4 января 1945 года принял постановление о народ­
ном суде, и этим самим опередил постановление правительства № 81/1945 
МЕ, принятое дня 25-го января 1954 года на основании уполномочия нацио­
нального собрания. Подобно этому некоторые местные национальные коми­
теты начали проверку государственных служащих и иных лиц до издания 
постановления правительства № 15/1945 МЕ (См. протокол заседания нацио­
нального комитета г. Мишкольц от 2 января 1945 г.). Постановления, содер­
жащие правовые нормы, были изданы в первую очередь национальным коми­
тетом г. Будапешт. Так, например, будапештский национальный комитет 
в своем постановлении от 28 января 1945 г. создал заводские комитеты в заво­
дах, находящихся в столице страны (постановление министра промышлен­
ности № 50.100/1945 И. М. вступило в действие лишь днем 14-го февраля), 
этот же национальный комитет в постановлении от 14 февраля приостановил 
применение некоторых положений уголовного кодекса (Государственный 
Архив, Будапешт № 1 АЛ X — будапештский национальный комитет № 2 
1945), далее он указал, что лица, нарушающие его постановления, следует 
считать фашистами (Государственный Архив, Будапешт № 1 АЛ XII I  — буда­
пештский национальный комитет № 9 1945) и т. д.6 Национальные комитеты 
выступили с требованием отмены противоеврейских законов и иных фашист­
ских правовых актов, а в некоторых местах они сами отменили эти законы. 
С укреплением центральной власти компетенция национальных комитетов 
постепенно уменьшалась, хотя 4 сентября 1945 года был создан Общегосу­
дарственный Национальный Комитет, который и в дальнейшем остается 
важным политическим и общественным органом.
Следует однако отметить, что на некоторых местах проявились в нацио­
нальных комитетах реакцийные тенденции, но это обстоятельство ни чем 
не портит общей положительной оценки деятельности национальных коми­
тетов.
Сегодня, кажется, мы уже можем сделать вывод, что ликвидация нацио­
нальных комитетов была ошибкой, так как и из них могли выроста наши 
советы.
5. Среди общественных организаций, действующих после нашего осво­
бождения, особо следует упомянуть о профсоюзных организациях.
На освобожденных территориях в течение короткого времени учредились 
на заводах заводские комитеты, которые считали основной задачей восстано­
вить производство и учредить рабочий контроль. Постановление Министра 
промышленности о заводских комитетах, изданное в феврале 1945 г., по сути 
дела лишь утвердило уже существовавшее положение и распространило на 
вновь освобожденные территории тот здоровый процесс, который по револю-
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ционной инициативе рабочих уже начался повсюду. Деятельность заводских 
комитетов, выразившаяся в рамках капиталистических предприятий в восста­
новлении производства и контроле производства со стороны рабочих, в руко­
водстве производством, уже выходит из рамок буржуазной демократии и 
может быть признана также зародышем диктатуры пролетариата. Не носит 
буржуазно-демократического характера ни деятельность национальных коми­
тетов, ни деятельность заводских комитетов, а включает в себе социалисти­
ческие элементы; эти организации могут быть признаны первыми зароды­
шами диктатуры пролетариата, первыми формами проявления, и это обстоя­
тельство является одной из особенностей, характеризующих венгерское 
народно-демократическое революционное развитие.
Профсоюзные организации, помимо значительной хозяйственной деятель­
ности, играли также очень серьезную политическую роль. Единство действия 
двух рабочих партий после освобождения было поставлено на новые опоры, 
были созданы комиссии связи, задачей которых являлась подготовка согласо­
вания деятельности двух партий. В единстве действия двух партий по сути 
дела мы можем усматривать тенденцию, приведшую в конце концов к объе­
динению двух партий. Таким образом в этом единстве действия мы можем 
усматривать также один из элементов пролетарской диктатуры.
В области единства действия двух рабочих партий найлучше функци­
онирующим органом была как раз профсоюзная организация. Единство, 
проявившееся в определенной степени внутри профсоюзов, играло значитель­
ную роль в подготовке объединения двух рабочих партий.
В том обстоятельстве, что представители профсоюзов принимали участие 
в работе комиссий по проверке бывших государственных служащих, в работе 
народного суда, отразилось политическое влияние профсоюзов. Добавим 
к этому еще и то, что представители профсоюзов как правило, несмотря на 
их партийную принадлежность, поддерживали представителей коммунисти­
ческой партии, помагали им в осуществлении программы коммунистической 
партии. Профсоюзы делегировали своих представителей и в временное нацио­
нальное собрание.
Представители профсоюзов выступили с требованием осуществления 
стабилизации денег, поддерживали коммунистическую партию в разработке 
трехлетнего плана, профсоюзы организовали социалистическое соревнование, 
они являлись одним из решающих факторов левого блока. Профсоюзы уже 
в первой фазе выступили с требованием обобществления в первую очередь 
угольных и баукситных копей, а потом крупных заводов и банков. Они требо­
вали чистки государственного аппарата, поддерживали осуществление указа­
ний партийной конференции от 1945 г. и III. съезда партии 1946 г.
Кроме политической деятельности профсоюзы, естественно, осуществ­
ляли также хозяйственные задачи. Так, их задачей было опосредствование 
трудоустройства рабочих и заключение коллективных договоров, в которых 
выступали в качестве одной из договаривающехся сторон. Они выполнили 
важнейшую роль посредством, политической деятельности с первого момента 
развития нашей народной демократии принимая участие под руководством 
коммунистической партии в классовой борьбе, проходящей в парламенте и 
вне парламента. Таким образом они являлись общественной организацией, 
осуществляющей также определенные государственные задачи.
В 1947 году правые социалдемократы в достаточно тяжелой полити­
ческой ситуации — несмотря на протесты коммунистической партии — навя-
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зали трудящимся проведение профосюзных выборов. Однако выборы, про­
веденные в некоторых заводах, привели к значительной победе коммунистов, 
и вследствие этого социалдемократы отступили от требования дальнейших 
выборов. И это обстоятельство служит доказательством того, что внутри 
профсоюзов проявилось решительное влияние коммунистов.
Вышесказанное лишним образом доказывает, что профсоюзы уже в 
первой фазе были общественной организацией, деятельность которой выходит 
за рамки буржуазно-демократической революции. Профсоюзы уже в первой 
фазе решали задачи, включающие в себе элементы диктатуры пролетариата.
6. Особо следует упомянуть о левом блоке, который был создан в марте 
1946 г. Руководящей силой левого блока была Венгерская Коммунистическая 
Партия, к которой присоединились Социалдемократическая Партия, Нацио­
нальная Крестьянская Партия и Общегосударственный Совет Профсоюзов. 
В левом блоке сплотились революционные силы против нападков реакции. 
Левый блок на собрании в марте 1946 года принял программу, отбил напа­
дение против земельной реформы со стороны реакционных сил, скрывающихся 
в Партии мелких сельских хозяев, и выступил в защиту достижений земель­
ной реформы. Он выступил далее с требованием обобществления средств 
производства, стабилизации денег и борьбы с реакцией на широком фронте. 
Под воздействием левого блока выступили активно и демократические силы 
Партии мелких сельских хозяев, в результате чего удалось отбить нападение 
реакции, постепенно исполнить принятую программу. На примере левого 
блока хорошо видеть, какое положительное влияние имело общественно- 
политическое организованное выступление демократических сил под руко­
водством Венгерской Коммунистической Партии. Образование и воздействие 
левого блока показывает, что революция имела социалистический характер 
и в этой фазе развития.
7. Как это в вышесказанном уже было отмечено, на некоторых местах 
народные суды учредились по инициативе национальных комитетов до при­
нятия постановления правительства № 81/1945. Народный суд — по моему 
мнению — это орган, имеющий двойной характер, он носит отчасти государ­
ственный характер, а отчасти общественны!! По первой инстанции в состав 
этого суда входили кроме судьи по профессии — представители 4 партий 
Венгерского Национального Фронта Независимости, а позже также предста­
вители Буржуазно-демократической Партии и Общегосударственного Совета 
Профсоюзов, таким образом в конечном виде этот суд состоял из 6 членов. 
Общегосударственный Совет Народных Судов, рассматривающий дела по 
второй инстанции, был создан из делегатов 4, а позже 5 вышеуказанных пар­
тий, имевших юридическое образование.7 В его состав не входили представи­
тели Общегосударственного Совета Профсоюзов, и это обстоятельство — по 
моему мнению — способствовало тому, что в деятельности Общегосударствен­
ного Совета Народных Судов мы находим больше отрицательных черт, 
чем в работе народных судов. Я считаю народный суд органом, имеющим 
двойной характер потому, что народные элементы имели подавляющее боль­
шинство в его составе, его члены за исключением судьи по профессии были 
делегированы общественными организациями: политическими партиями и 
Общегосударственным Советом Профсоюзов. Впрочем и условия, связанные 
с его учреждением, его деятельность и задачи равным образом доказывают 
этот двойной характер.
Народный суд был в первую очередь антифашистским органом, но при 
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этом — уже и вследствие его структуры — коммунистическая партия имела 
в нем принципиально значительное влияние. Против деятельностьи народ­
ного суда — особенно сначала — имели место обоснованные возражения, 
однако он по сути дела играл значительную роль в привлечении к ответствен­
ности и наказании военных и антинародных преступников. Позже было пере­
дано в его компетенцию и наказание лиц, совершивших преступление против 
нашей республики и нашего республиканского строя. Сама деятельность 
народных судов в области защиты нашего политического-обшественного 
строя служит основанием для того, чтобы включить их в круг общественных 
органов, сыгравших роль в способствовании нашему народно-демократи­
ческому развитию и в его защите. Вышеупомянутые национальные коми­
теты и профсоюзы работали в качестве всеобщих по характеру общественных 
организаций, а в противоположность этому народный суд действовал в ка­
честве общественного органа со специальной компетенцией.
8. Комиссии по проверке бывших служащих, за учреждение которых 
выступали национальные комитеты, были созданы также в виде обществен­
ных органов со специальной компетенцией.
Правительство предусмотрело образование комиссий по проверке быв­
ших служащих постановлением № 15/1945, и урегулировало порядок их дея­
тельности, хотя эти комиссии, как мы это уже отметили, на некоторых местах 
начали свою деятельность до издания упомянутого постановления, в резуль­
тате собственной инициативы национальных комитетов. Позже был издан 
целый ряд нормативных актов о проверочных комиссиях; среди них наи­
более значительным является постановление № 1080/1945 М. Е.
Задачей комиссии по проверке служащих являлось очистить государствен­
ный аппарат и органы самоуправления, учреждения, заводы, предприятия, 
организации, адвокатуру и т. д. от фашистких, антинародных элементов. 
Таким образом комиссии по проверке выполнили антифашистскую, анти­
империал иетскую задачу. Хотя при исполнении своей задачи они совершили 
ряд ошибок, мы можем их все-таки признать общественными органами, 
способствующими постепенной ликвидации старого буржуазно-фашистского 
государственного механизма и помагающими развитию условий, облегчивших 
развитие в направлении диктатуры пролетариата.
В комиссии по проверке участвовали с правом решающего голоса деле­
гаты пяти политических партий и профсоюза. Кроме этого в рассмотрении 
дел принимал участие и представитель того предприятия (учреждения), слу­
жащих которого проверяла данная комиссия, далее в состав комиссии входил 
еще один член с юридическим образованием. В случае равности голосов 
решал голос представителя профсоюзов. Это обстоятельство также повышало 
значение политики, осуществленной профсоюзами.15
9. В качестве общественных органов со специальной компетенцией были 
учреждены постановлением № 600/1945 М. Е. комиссии по делению земли. 
На некоторых местах земельная реформа была начата еще до издания этого 
нормативного акта по революционной инициативе народа и в ходе этого 
были созданы органы, аналогичные комиссиям по делению земли.
Комиссии по делению земли были созданы в качестве местных органов 
и в них в большинстве случаев соответствующим образом проявилось влия­
ние коммунистической партии. Комиссии по делению земли кроме разде­
ления земли играли чрезвычайно важную роль в охране достижений земель­
ной реформы. Работа комиссий по делению земли была выставлена отчаян-
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ному наступлению со стороны реакции, однако коммунистическая партия 
и руководимый ею левый блок сумели защитить результаты, достигнутые 
вследствие работы этих комиссий.
Комиссии по делению земли руководились в своей работе революцион­
ным сознанием. Они играли большую роль в ликвидации крупных землев­
ладений. При этом работали в качестве лолитических-общественных органов 
сел, выходящих за пределы целей буржуазно-демократической революции, 
объединяли наиболее революционные элементы сел и подготовили даль­
нейшее развитие.
10. Следует еще коротко отметить, что в первой фазе нашего народно- 
демократического развития также некоторые дальнейшие органы всеобщего 
характера играли роль в обеспечении развития. Такую толь играли: единая 
организация молодежи — МАДИС и союз женщин — МНДС, а также иные 
общественные организации (например, комиссии по делам производства, 
социальные комиссии и т. д.).
V.
1. Вторая фаза нашего народно-демократического развития: диктатура 
пролетариата — это одновременно и первая фаза развития социалистического 
государства. Это является фазой, которая длится до полной победы социализма. 
В этой фазе мы также находим в механизме диктатуры пролетариата обще­
ственные организации, носящие всеобщий характер, причем образуются 
и новые общественные организации нового типа, с специальной компетен­
цией.
И в Венгерской Народной Республике постоянно повышается значение 
советов. На основе решений VII съезда ВСРП расширяется компетенция 
советов и повышаются задачи, стоящие перед местными органами.
Возрастающие темпы социалистического преобразования нашего сель­
ского хозяйства повышают значение сельскохозяйственных кооперативов. 
Сельскохозяйственные кооперативы являются не лишь хозяйственными 
единицами, но и общественными организациями, исполняющими кроме 
производительной работы, также политическую деятельность; они испол­
няют в виде общественной деятельности такие задачи диктатуры пролетариата, 
которые раньше входили в круг деятельности государственных органов. 
Это особенно проявляется в отношении сел и городов сплошной коллекти­
визации.
VII съезд ВСРП основательно занимался работой Союза Коммунисти­
ческой Молодежи, дал надлежащую оценку результатам, достигнутым этим 
союзом в области воспитания молодежи. Мы после подавления контрре­
волюции сделали значительный шаг вперед в области идеологического и 
культурного воспитания, формирования сознания молодежи. Однако это 
сознание еще и до сих пор отстает за нашими хозяйственными и политичес­
кими достижениями. Таким образом Союз Коммунистической Молодежи 
в ходе нашего развития имеет дальнейшие важные задачи в области форми­
рования и развития социалистического сознания молодежи.
2. После поражения контрреволюции деятельность Патриотического 
Народного Фронта активно способствовала консолидации нашей страны 
в хозяйственной, политической и идеологической областях. Патриотический
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Народный Фронт, как массовое движение, широко пропагандировал правиль­
ную политику ВСРГТ, приблизил ее к трудящимся, действительно объединил 
наш трудовой народ, в большей степени способствовал активизации масс 
выслушиванием мнения и критики трудящихся, направляя их предложения 
в соответствующие органы, оказывая помощь нашей партии в осуществлении 
правильной политики и контроля. Следует считать здровым явлением, что 
леятельность Патриотического Народного Фронта не ограничивалась выбо­
рами и его органы в значительной мере принимали участие в проведении 
в жизнь декабрьского (1958 г.) решения ЦК ВСРП, т. е. в ускорении и рас­
ширении движения сельскохозяйственных кооперативов. Дальнейшее раз­
витие социалистического демократизма в духе решений съезда партии повы­
шает значение Патриотического Народного Фронта.
Обращение II съезда Патриотического Народного Фронта глубоко 
анализирует задачи движения за народный фронт и мобилизирует на решение 
этих задач. В обращении подчеркивается, что Патриотический Народный Фронт 
играет значительную роль в классовой борьбе в области идеологии, в раз­
витии социалистического сознания, и в укреплении морального и полити­
ческого единства, в исполнении планов по устройству и развитию городов 
и сел, в повышении культурного уровня трудящихся. Патриотический Народ­
ный Фронт имеет возможность мобилизировать и активизировать и трудя­
щихся, которые до сих пор не принимали участие в общественной работе. 
В обращении правильно установлено: « . . .  Патриотический Народный Фронт 
объединяет теперь в национальное единство всех, кто готов бороться за нацио­
нальную независимость Венгерской Народной Республики, за строитель­
ство социализма, за сохранение мира. В рядах Патриотического Народного 
Фронта под руководством партии, рабочего класса находит свое место трудя­
щееся общество, постепенно освободившееся от классовых противоречий 
и превращающееся в все ускоряющихся темпах в общество свободных, союз­
ных и в области строительства социализма братски содействующих трудовых 
классов, в единое общество венгерского народа, ставшего социалистическим 
народом. Это народно-национальное единство может осуществиться лишь на 
основе социализма. Ныне мы являемся свидетелями развития единого кресть­
янского класса. Рабочий класс и все трудящиеся окружают соответствую­
щим доверием и уважением интеллигенцию, признающую наше общество 
своим. В нашем обществе соответствующее место предоставляется и мелкой 
буржуазии, перевоспитанной в духе нового мира.»9
3. Развились у нас и общественные органы нового типа:
Важным органом является Центральная комиссия народного контроля 
(созданная законом № 7 от 1957 г.), которую мы можем признать органом 
двойного характера, то есть отчасти государственным органом, отчасти 
общественным. Несомненно, что и деятельность этого органа имеет такой 
характер, что ее общественная сторона в будущем будет дальше укрепляться.
В области общественного порядка и общественной безопасности и у нас 
работает вспомагательная полиция, принимающая участие в решении отдель­
ных задач в этой области в качестве добровольного общественного органа 
(решение Совета министров № 1066/1955. (VII 27) Мт).
И у нас были созданы товарищеские суды (решение Совета Министров 
и Общегосударственного Совета Профсоюзов № 1041/1956 — \  30), дей­
ствующие на заводах и способствующие соблюдению правил социалисти­
ческого общежития.
198
Также заводские комитеты способствуют повышению активности трудя­
щихся в обсуждении вопросов, связанных с производством (решение Прави­
тельства № 1086/1957. (XI 17) Корм.).
И создавшиеся, ныне развивающиеся социалистические бригады имеют 
хозяйственное и политическое значение; они играют важную роль в пере­
выполнении трехлетнего плана, в создании предпосылок нашего пятилет­
него плана.
Следует особо упомянуть о рабочей охране (указ № 13 от 1957 г.), как о 
специальной общественной организации. Она учредилась после поражения 
контрреволюции в интересах охраны диктатуры пролетариата. Трудящиеся 
добровольно взяли на себя задачу принимать участие в рабочей охране, сверх 
исполнения своих обязанностей по месту работы, в интересах защиты об­
щественного порядка и общественной безопасности вместе с вооруженными 
силами и полицией, в интересах укрепления нашего социалистического 
государства. Отметить следует воодушевленное и непоколебимое участие 
трудящихся в работе рабочей охраны. Сила нашей рабочей охраны является 
доказательством сплоченности нашей партии, нашего государства и трудового 
народа, прочности венгерской народной демократии.
Общественные организации часто возникают по инициативе обществен­
ности. Этим путем образовалось в рамках Женского Совета Бюро по охране 
семьи, которое занимается охраной детей и брака, вопросами воспитания, 
борьбой с алкоголизмом. Оно исполняет работу в области психологии, педа­
гогики, социального обеспечения в интересах обеспечения соблюдения правил 
социалистического общежития.
VI.
1. На основе вышеизложенного, несмотря на краткость изложения, мы 
можем сделать несколько выводов, хорошо освещающих принципиальные 
различия между общественными организациями, образовавшимися после 
нашего освобождения, и ныне действующими общественными организа­
циями:
а) Общественные организации, действовавшие после нашего освобож­
дения, сыграли значительную роль в формировании нашей государственности, 
в том, что началась у нас деятельность государства, значит в действитель­
ности в заложении фундаментов народно-демократического государства.
Ныне действующие общественные организации представляют собой 
формы, которые, несмотря на то, что в настоящее время государство укреп­
ляется, отражают пути будущего развития, формы, отображающие постепен­
ное отмирание государства.
В то время общественные организации начали работать вместо еще не 
существовавших государственных органов, или вместо недостаточно развитых 
органов государства, постепенно подвергались начавшим работу государ­
ственным органам, а, наоборот, ныне действующие общественные органи­
зации в будущем будут постоянно укрепляться и, при наличии соответству­
ющих условий, государственные органы будут постепенно отмирать. При 
этом они совпадают в том, что как тогда, так и сегодня, они являются орга­
нами, активизирующими силы народа.
б) В создании тогдашних общественных организаций играли важную 
роль разные партии; они делегировали своих представителей в состав обще-
199
ственных организаций. Классовая борьба велась внутри этих организаций, 
иногда менее, а иногда более остро, так как от случая к случаю реакции 
удалось на некоторых местах захватить в свои руки общественные организа­
ции. Однако это не являлось характерным явлением, так как большинство 
общественных организаций мы можем признать такими демократическими 
организациями, которые выходили за рамки буржуазной демократии.
в) Сегодня в общественных организациях проявляется морально-поли­
тическое единство и руководящая роль коммунистической партии. Правда, 
коммунистическая партия уже и тогда имела возможность для выполнения 
ведущей роли в общественных организациях, однако эта роль не была 
исключительной. Нынешние общественные организации принимают участие 
в классовой борьбе именно под руководством коммунистической партии, 
выражая морально-политическое единство, и классовая борьба ведется, как 
правило, с силами, находящимися вне общественных организаций.
г) Сыграв сначала роль в создании предпосылок диктатуры пролетариата, 
общественные организации сегодня непосредственно входят в механизм 
диктатуры пролетариата. Тогда они исполняли задачи в области постепенного 
разрушения буржуазного государственного аппарата, а сегодня они играют 
роль в укреплении социалистического государства, однако уже отражают 
и формы отмирания государства.
д) В отношении обоих видов общественных организаций следует под­
черкнуть их воспитательную и мобилизируюшую роль, их участие в форми­
ровании сознания трудящихся. В то время они формировали народно-демокра­
тическое сознание, в котором замечались и некоторые черты социалисти­
ческого сознания, сегодня же ими решительным образом формируется социали­
стическое сознание.
2) Общественные организации, как мы уже отметили, исполняют отчасти 
всеобщие задачи, а отчасти все шире принимают на себя исполнение специ­
альных задач государственных органов.
В деятельности общественных организаций следует подчеркнуть их воз­
действие на повышение активности масс. Для работы по строительству со­
циализма и коммунизма активная помощь масс, их инициатива, их предло­
жения, их работа и повышение эффективности их работы яляются необхо­
димыми. Поэтому в этой области играют общественные организации наиболее 
значительную роль. В некоторых случаях методы общественных организаций 
подобны методам государственных органов, с тем различием, естественно, 
что они не применяют принуждения. В большинстве случаев однако они имеют 
особые методы, среди которых первое место занимают коллективное воспи­
тание и коллективное убеждение. Они действенно способствуют соблюдению 
правил развивающейся в социалистическом обществе морали, созданию 
такой атмосферы, в которой нарушение этих правил считается позором.
Участие в общественных организациях является добровольным. Трудя­
щиеся берут на себя обязанность принимать участие в работе общественных 
организаций сверх их трудовых обязанностей, на основе их чувства ответ­
ственности в отношении дела социализма, и тем самим развиваются формы, 
показывющие путь будущего развития. Органы общественного самоуправ­
ления и правила общественного общежития будут институтами, регулирую­
щими общественное общежитие и после постепенного отмирания государства 
и права.
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Основное направление стоящей перед нами ныне задачи — это укреп­
ление государства посредством соответствующего развития государственных
органов и общественных организаций, а также расширение и обеспечение
социалистического демократизма.
1) Ленин. Сочинения, т. X X II .  стр. 18— 19.
2) Ленин. Сочинения, т. X X I. стр. 432.
3) «Непсабадшаг», 29 января 1959 г.
4) Там же.
5) Ленин. Сочинения, т. X X II . стр. 419—420.
6) См. Андор Чизмадиа: Революционное правотворчество 1944—1945 гг.
7) Согласно закону № XXXIV от 1947 г. по первой инстанции прекратилось участие проф­
союзов, а как по первой, так и по второй инстанции участие Буржуазно-демократической 
Партии, таким образом дела рассматривались по первой инстанции в пятичленном со­
ставе. а по второй инстанции в четырехчленном составе.
8) И в связи с этим следует подчеркнуть указание XXI счезда КПСС, в котором кроме повы­
шения роли общественных организаций приписывается большое значение советам. Таким 
образом важная роль советов сохраняется и в городах и селах сплошной коллективизации, 
несмотря на то, что исполнение некоторых задач будет передано сельскохозяйственным 
кооперативам.
9) < Непсабадшаг», 31 мая 1960 г.
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НЕОБХОДИМОСТЬ ТОВАРНОГО ПРОИЗВОДСТВА 
ПРИ СОЦИАЛИЗМЕ1
ЙОЖЕФ ВИЛМОШ
дсцент юридического факультета Будапештского Университета 
Поступило 1 августа 1960
Два главных направлении в дискуссии
Классики признали условием товарного производства, с одной стороны, 
общественное деление труда, а, с другой, такое деление условий производства, 
такие формы собственности, которыми производители менее или более отгра­
ничиваются, изолируются друг от друга таким образом, что их труд станет 
составной частью общественного труда посредством рынка, путем обмена. 
На основе дискуссии о необходимости товарного производства выяснилось, 
что часть экономистов считает в отношении социализма неприемлемыми 
общие условия товарного производства, определенные классиками. Между 
прочим ссылаются на то, что — причем не все сторонники этого мнения выра­
жаются с полной ясностью—классики дали вышеуказанное положение в связи 
с обществами, базирующимися на частной собственности. Эти высказывания 
в случае общественной собственности на средства производства уже непри­
менимы, так как в случае господства общественной собственности формы 
собственности уже не отделяют, а объединяют друг с другом производителей, 
вследствие чего все стороны общественного процесса воспроизводства могут 
быть непосредственно учтены и контролированы, а из этого вытекает, что 
указанные отношения собственности не могут вести к товарообмену.2
Такое, или этому подобное воззрение с необходимостью ведет к вы­
воду, что товарное производство следует обосновать на основе новых исход­
ных точек. Это имеет место тогда, когда например, необходимость товарных 
отношений при социализме обосновывается необходимостью материального 
поощрения, различным общественным качеством труда, или хозрасчетом 
и т. д. Эти концепции с необходимостью ведут к отклонению того понятия 
марксистского товарооборота (хотя об этом не охотно говорят), которое 
было с полным основанием признано, и признается и сегодня правильным 
отражением в мыслях действительных, объективных хозяйственных отно­
шений. Именно, если мы оторвем существование товарных отношений от 
конкретных форм собственности, то этим самим мы исключим их сущность: 
товарообмен, так как отвлечение от форм собственности одновременно озна­
чает и отвлечение от обмена. Купля-продажа, мена предполагают изменение 
собственников, или же по крайней мере меньшее или большее обособление 
между обменяющимися сторонами в области собственности. Правильно
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излагает Заостровцев: «Товарные отношения, по Марксу, — отношения от­
чуждения потребительной стоимости при сохранении в руках товаровла­
дельца стоимости товара. Никакое отчуждение немыслимо без отношений 
присвоения, без отношений собственности и владения. Следовательно, там, 
гДе нет отношений между различными собственниками или между различ­
ными владельцами, не может быть и речи о товарном производстве. Маркс 
всегда подчеркивал эти общие условия возникновения и развития товарного 
производства, условия превращения продукта в товар.»3
Следует учесть и то обстоятельство, что если мы отклоним исходить 
от форм собственности, то мы упустим как раз от того общего условия, кото­
рое до сих пор в разных общественных формациях равным образом привело 
к формированию категорий товара и денег, этим самим мы отрицаем также 
непрерывность связи между товарным производством при социализме и част­
ным товарным производством. Мы не должны забывать об учении о том, 
что на товарном характере продуктов ничто не меняет то обстоятельство^ 
что при каком способе производства были изготовлены.1
Из сказанного уже вытекает, что сторонники второго главного направле­
ния, по нашему убеждению правильно, принимают соответствующее положе­
ние классиков об общей предпосылке товарного производства. Таким образом 
сторонники этого воззрения предпосылкой товарных отношений считают 
разделение труда и отношения собственности, и исследуют, в кокой специфи­
ческой форме отражаются отношения собственности при социализме и в 
какой специфической форме влекут за собой товарное производство. Товарные 
отношения могут развиться не лишь на почве частной собственности, а
также на почве общественной собственности. Против этого воззрения _ как
мы уже отметили — в ряде случаев выступают с аргументацией, основываю­
щейся по сути дела на том, что между частной и общественной собственностью 
имеются коренные различия: если первая отделяет призводителей, то послед­
няя связывает их, поэтому общественная собственность не может привести 
к товарным отношениям. По нашему мнению это неправильное воззрение: 
хотя правда, что между указанными двумя формами собственности имеются 
основные коренные различия (и это имеет решающее значение), однако все 
это все-таки не исключает того, чтобы даже и в социалистической собствен­
ности не сохранились — учитывая важное сходство в наличии товарных отно­
шений при социализме — такие черты, сходные к старым формам собствен­
ности, как некоторые особенности, эвентуальные остатки обособленности 
собственников. В истории известны такие отношения, при которых на почве 
общественной собственности вследствие собственнической обособленности 
доходит к товарообороту. Например, товарные отношения в своем перво­
начальном виде в первобытно-общинном строе возникли на почве обществен­
ной собственности, когда возникли обособленные друг от друга общины, как 
разные собственники продуктов, как собственники товаров. «Обмен товаров 
начинается там, где кончается община, в пунктах ее соприкосновения с чужими 
общинами, или членами чужих общин.»3
Следует отметить, что даже и экономики, исходящие — согласно нашему 
мнению правильно — от отношений собственности средств и орудий произ­
водства, могут дойти в значительной мере расходящим позициям по вопросу 
о неооходимости товарных отношении при социализме. Проблема возникает 
у нас в первую очередь вследствие того, что не всегда анализируется с 
необходимой тщательностью вопрос о том, почему и каким образом может
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дойти на основе нынешней ступени развития общественной собственности 
к такой обособленности производителей, которая влечет за собой сохранение 
категорий товара и денег.
Наконец, признавая главным критерием при классификации различных 
воззрений отношения собственности на средства производства, следует упомя­
нуть и о воззрении, сторонники которого отрицают роль отношений собствен­
ности, и тем самим и роль купли-продажи и обмена в превращении продуктов 
в товар, ссылаясь на то, что это только правовые формы, «...ссылка на то. 
что продукты социалистического производства являются товарами потому, 
что они продаются и покупаются, тоже недостаточна, ибо форма купли- 
продажи применима как к товарам, так и к не товарам. Это тоже внешняя 
форма товара, а не его внутреннаяя сущность. Не решает дела и ссылка на 
акт смены собственников. Смена собственников, переход продукта из одних 
рук в другие — это тоже чисто внешнее, юридическое выражение товарного 
отношения, не раскрывающее его политико-экономической сущности».6
Бесспорно, что купля-продажа и ее предпосылка — собственническое обо­
собление, составляют правовые, то есть волевые отношения. Таким образом 
отношение собственности, это лишь форма идеологического проявления, хотя 
можно сказать лишь первая форма идеологии. Однако мы не должны забы­
вать о том, что отношения собственности — это не формы без содержания, а 
такие формы, содержание которых определяются самими хозяйственными отно­
шениями, таким образом отношения собственности всегда отражают опреде­
ленные производственные отношения. Отношения собственности на средства 
производства всегда выражают в правовой форме основные, определяющие 
производственные отношения, в них отражены способ объединения средств 
производства и рабочей силы на данной ступени развития: каким образом 
разделены средства производства между членами общества — концентриро­
ваны ли в руках непосредственных производителей или лиц не работающих; 
в руках отдельных лиц, групп или всего общества. Значит, если кроме обще­
ственного разделения труда как на основание товарных отношений при 
социализме мы ссылаемся на отношения собственности, то мы имеем виду 
хозяйственное содержание, скрывающееся за этой правовой формой.
Теории о необходимости материального поощрения
Одна из наиболее распространенных теорий, отвлекающих при исследо­
вании причин товарного производства от разделения труда и от конкретных 
форм собственности, объясняет товарное производство при социализме не­
обходимостью материального поощрения (и в конечном счете тем обстоятель­
ством, что труд еще не является первичной жизненной потребностью, а сред­
ством для обеспечения быта). Например, В. Багырев в статье «О необходи­
мости и природе товарного производства при социализме» пишет следующее: 
«Социалистический способ производства устраняет стихийный рыночный 
механизм контроля за соответствием производства общественным потреб­
ностям. Вместе с тем до тех пор, пока труд не сделался еще первой жизненной 
потребностью, не достигнуто изобилие материальных благ, до тех пор пока 
социалистические предприятия объединяют участников производства на основе 
использования материальных стимулов к труду, — словом, на социа­
листической стадии развития общество не может еще обойтись без использо­
вания товарно-денежных категорий. Прямой планомерный учет общественных
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потребностей и производственных возможностей каждого предприятия и 
установление на этой основе конкретных плановых заданий, мобилизация 
коллективов предприятий на их выполнение, оперативный контроль за деятель­
ностью предприятий и т. д. — все эти формы планового руководства должны 
быть дополнены механизмом товарно-денежных связей в народном хояйстве, 
используемым для объективного контроля и стимулирования производства 
в каждом звене общественного разделения труда в целях максимального воз­
можного удовлетворения общественных потребностей.»®11 Это мнение отста­
ивает целый ряд экономистов.7 У нас, правдеподобно под влиянием указанного 
теоретического направления, хотя существенно иной аргументацией, однако 
все-таки исходя из сходных исходных пунктов излагает особенности оварного 
производства при социализме Петер Эрдеш: «.. в этой части доклада я пере­
числил примеры, иллюстрирующие товарные особенности наших продуктов 
потому, чтобы мы заметили то обстоятельство, что государство выражает 
планомерно, в форме стоимости, в цене труд, необходимый для производства 
продуктов государственных предприятий. Однако, не лишь потому, чтобы 
обеспечить учет помощью цен. а также и потому, чтобы посредством цены 
поощрять, руководить. . .  Я желал указать на то, что при социализме мы 
встречаемся с специфической товарной стороной продукта лишь в связи с 
поощрением и руководством. А если так обстоит дело, очевидным является, 
что мы должны искать причины товарных и стоимостных особенностей в 
том, вследствие чего поощрение является необходимым».8 Ввиду того, что 
автор доклада непосредственное основание товарных и стоимостных осо­
бенностей, существующих при социализме в государственном секторе, видит в 
первую очередь в материальном поощрении, он ставит также вопрос о том 
окончательном основании, которое посредством материального поощрения 
ведет к товарному производству. «Средства производства при социализме 
достаточно развиты, носят в достаточной мере общественный характер для 
того, чтобы ставилась необходимость их обобществления. Вследствие этого 
заменяется капитализм социализмом. Тогда же, однако, эти же средства про­
изводства по сравнению с средствами производства развитого коммунизма 
недостаточно развиты.
А из этого уже сейчас вытекают два основные факта. Во-первых, труд еще 
не производителен в достаточной мере для того, чтобы обеспечить полное 
изобилие продуктов, во-вторых, труд еше не находится на той культурной 
степени, чтобы мог превратиться в безусловную жизненную потребность 
масс. — ••• Эти два установления фактов относятся лишь на характер труда, 
отвлеченного от определенных общественных аспектов, а не на производствен­
ные отношения».9
Для того, чтобы рассмотреть в подробностях эту теорию, необходимо 
привести несколько общих замечаний:
1. Хотя мы в Действительности всегда встречаемся с поощрением там, 
где существуют товарные и денежные категории, однако из этого на оборот не 
вытекает, что материальное поощрение в какой-нибудь форме — непосред­
ственно или косвенно — влечет за собой формирование этих категорий. Ввиду 
того, что материальное поощрение очевидно связано с использованием каких- 
нибудь хозяйственных интересов, необходимость в поощрении не может озна­
чать ни-что иное, как то, что и при социализме необходимо использование 
определенных хозяйственных интересов. Значит, если мы говорим вообще о 
необходимости материального поощрения, то этим мы выражаем иными сло-
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вами лишь то, что в социалистическом обществе производители имеют мате­
риальные интересы, которые мы не можем оставить без учета. Однако в данном 
случае речь идет не о материальных интересах и материальном поощрении 
вообще, а о специальных интересах производителей товара и о поощрении, 
связанном с этим, о том, что производители (потребители) материально 
заинтересованы в обмене, их интерес дорого продавать и дешево покупать. 
Однако, как известно, не лишь хозяйственный интерес, служащий основанием 
для поощрения, но и «средство» поощрения может быть независимым от товар­
ных и денежных категорий. Маркс, например, считал вполне возможным, — 
естественно, при определенных хозяйственных условиях, — чтобы рабочие в 
зависимости от отработанного рабочего времени получали расписку об испол­
ненном труде. Эта расписка о труде исполняла бы также хозяйственную по­
ощрительную функцию, так как участие в потребительских продуктах стояло 
бы в зависимости от рабочего времени, испольненного для общества. Таким 
образом она играла бы поощряющую роль, причем не была бы ни товаром, 
ни денежным средством. Итак, теория о необходимости материального поощре­
ния в своей всеобщности ничего не говорит о том, в чем заключается специфи­
ческая заинтересованность товаропроизводителей.
Мы сказанным не желаем ставить под сомнение, что — и на это 
мы еще возвратимся — материальное поощрение, связанное с товарными 
отношениями, играет очень важную роль. Однако речь идет об ином, когда 
с одной стороны поощрение, в противоположность действительным отноше­
ниям, признается, и если не окончательным, однако непосредственным осно­
ванием товарных и денежных категорий, а, с другой, считается сущностью 
этих категорий.
2. Сторонники этой теории корни необходимости материального поощре­
ния (и этим самим по их мнению и корни товаропроизводства при социализме), 
как правило, видят в том, что труд еще не язляется жизненной потребностью, 
а лишь средством иждивения, сохранения быта. ОДнако, несмотря на большое 
значение указанного факта, он все-таки не может служить основанием для 
решения данного спорного вопроса. Именно, труд в этом своем качестве яв­
ляется общей характерной чертой развития общества до высшей ступени ком­
мунизма, причем товарные отношения характерны лишь для общественных 
отношений исторически более короткого, переходного периода. А не было бы 
правильным обяснять переходные явления общими категориями. Далее, в 
досоциалистических обществах, например, труд был в повышенной мере сред­
ством для иждивения, чем при социализме, а товарное производство, если оно 
вообще существовало, не было всегда характерно господствующим (сошлемся 
здесь в первую очередь на первобытные общины). А при условиях, когда товар­
ное производство было наиболее распространенным и типичным, даже и 
тогда причиной этого являлось не то, что труд стал в повышенной мере сред­
ством для иждивения, чем раньше, а в первую очередь то обстоятельство, что 
вследствие отделения производителей от средств производства, сама рабочая 
сила стала также товаром. Следует указать и на то, что марксизм о характере 
труда в связи с товарным характером говорит не в смысле средства для ижди­
вения, а в смысле, что труд производителей является не непосредственно, не 
неотменно частью общественного труда, а лишь посредством обмена, купли- 
продажи. А причина этого — если общественное разделение труда существует — 
заключается в меньшем или большем обособлении производителей, причинен­
ном формами собственности. Например, при простом товарном производстве
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частный характер труда является последствием частной собственности мелких 
производителей, при капиталистическом производстве последствием капитали­
стической собственности, причем (учитывая то обстоятельство, что производ­
ственные единицы являются участниками, звенами общественного разделения 
труда) труд производителей одновременно носит общественный характер. 
Значит, в таком случае труд производителей превращается в абстрактный, 
составляющий стоимость, труд на почве противоречия частного и общест­
венного труда (а не вследствие того, что труд производителей еще не является 
жизненной потребностью, а лишь средством для иждивения).
3. Мы не можем признать случайностью, что большинство теорий, осно­
ванных на поощрении, забывает об анализе того, что вследствие чего, каким 
путем и каким образом ведут труд, как средство иждивения, и необходимость в 
материальном поощрении при социализме к товарным и денежным категориям, 
и, если эти категории вообще существуют, в досоциалистических обществах. 
По большей части вместо аналитического освещения взаимосвязей мы встре­
чаемся с тщательно построенными подытожениями. Доклад Петера Эрдеша 
«Стоимостные категории при социалистическом плановом хозяйстве» в этом 
отношении составляет исключение, так как он действительно пытается вклю­
чить свои воззрения в единую теоретическую систему и детально анализирует 
тему. А именно этот аналитический метод обеспечивает его работе особое 
значение, так как основательное изложение темы обеспечивает возможность 
глубокой оценки его наиважнейших положений, установлений. Поэтому в 
нижеследующем мы исследуем теорию, основанную на необходимости мате­
риального поощрения, на основе этого доклада.10
Исключение обмена из товарооборота
При анализе основания товарного производства и в связи с этим и его 
особенностей, имеет основное значение правильное, марксистское понимание 
товарооборота. Известно, что товар — это такая историческая категория, 
которая существовала и существует при различных способах производства, 
является отражением различных производственных отношений, его роль и 
значение в зависимости от различных экономических строев принципиально 
различаются, причем однако он всегда имеет и общие черты. Все марксистские 
учебники политической экономии содержат общее определение товарооборота: 
товар — это продукт для удовлетворения какой-либо человеческой потреб­
ности, излотовленный не для потребления, а для обмена.
Общеизвестно, что никогда не было, и ныне также не может быть такого 
товаропроизводителя, который бы производил не для обмена, не для продажи. 
Понятие товара включает в себе обмен. Если категория товара в социалисти­
ческом хозяйстве вообще сохраняется, то в ней также должна отражаться эта 
общая черта.
Петер Эрдеш — по крайней мере исходя из сущности — исключает из 
товарооборота обмен, куплю-продажу. До этого он доходит посредством в 
достаточной мере сложного процесса, поэтому мы принуждены иллюстриро­
вать этот процесс более длинной цитатой из его доклада.
«Товарные черты продуктов, произведенных государственным предприя­
тием, не могут вытекать единственно из обмена продуктов, так как этот обмен 
является лишь обменом человеческих деятельностей, воплощенных в продук­
тах ■ • ■ Однако мы должны объяснить не основание этого. Разделение груда —
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а именно общественное (и не деление просто по возрасту или по полам, или 
внутризаводское) разделение труда — а из него вытекающий общественный 
обмен человеческих деятельностей являются тривиальными условиями нали­
чия товарных черт, однако сами по себе не обеспечивают продукту никаких 
специфических товарных черт. Обмен в основном равными количествами 
труда, как дальнейшее условие, входит также в понятие товарооборота, однако 
и это не является еще сущностью этого оборота.
Далее, если общественное разделение труда даже в наименьшей мере 
развитое, если обмен выступает в виде массового явления, и если пропорции 
обмена каким-нибудь образом связаны с пропорциями труда, то существова­
ние какого-нибудь средства для обмена является как будто бы технической 
необходимостью. Однако даже из этих условий не вытекает, что средством 
для обмена являются деньги, а по крайней мере только то, что таким средством 
являются трудовые деньги. Продукты, обменяемые посредством трудовых 
денег, как средством для обмена, еще не являются товаром, в них не отражены 
специфические товарные черты. Такие товарные черты появляются лишь там, 
где деятельности, обменяемые в продуктах, составляют деятельность, обра­
зующую стоимость, а обменяемые вещи — вещи-стоимости. Таким образом 
мне следует обяснить не то обстоятельство, почему существует обмен и сред­
ство для обмена, а то, почему имеют обменяемые вещи стоимостные и товар­
ные особенности, и почему имеет средство для обмена денежные особенности».11
Таким образом доходит Петер Эрдеш к новому, и мы можем прибавить, 
что к неожиданному выводу, согласно которому при исследовании причин 
товарного производства мы должны обяснить не вопрос о том, «почему суще­
ствует обмен», а то, «почему имеют обменяемые веши стоимостные и товар­
ные особенности».
Из приведенного текста вытекает, что докладчик предполагает какой- 
нибудь обмен (а также средство для обмена), «составляющий массовое явле­
ние», который хотя и сохраняется навсегда, однако несмотря на это не ведет 
к перемене в товар. Таким образом он может утверждать, что продукты 
приобретают характер товара не посредством процесса обмена, не посред­
ством обмена. Если все это было бы правильным, то вопрос об основании 
товарного производства действительно заключался бы не в том, «почему 
существует обмен.»
В приведенной цитате выражение обмен автором употребляется в разных 
смыслах, и вследствие этого он может дойти самовольно к выводам, имеющим 
для данного вопроса большое значение. Выражение обмен употребляется в 
двойном смысле: с одной стороны, мы употребляем это выражение в общем, 
широком смысле, понимая под ним «взаимный обмен человеческих деятель- 
ностей%, имеющий место во всех общественных формациях, несмотря на то, 
что опосредствуется ли он при данных условиях таворообменом или нет; 
с другой стороны, слово обмен — причем в большинстве случаев — мы упот­
ребляем и в более узком смысле, понимая под ним товарообмен, значит тог 
факт, что взаимный обмен человеческих деятельностей осуществляется посред­
ством купли-продажи. Обмен в таком смысле существует не во всех форма­
циях, а лишь в некоторых из них. В нижеследующем выражение обмен упот­
ребляется нами в последнем смысле.
В других частях своего доклада автор говорит недвусмысленно о товаро­
обмене, о рынке:
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«Такое общество, в котором нормативными актами обязывали бы трудя­
щихся на покупку согласно определенному ассортименту, было бы карикатурой 
социализма. Нет, цены различных продуктов потребления представляют дан­
ное количество труда, а лицо, получившее зарплату, может на рынке по своему 
усмотрению обменять один труд другим».12
Далее, на ином месте: «Мы говорим, что средства потребления имеют 
рыночный оборот, а средства производства доходят к потребителю не посред­
ством рынка, а в рамках планового материально-технического снабжения. 
Итак, если бы мы могли эту характериостику с полным правом абсулитизиро- 
вать, то наши средства производства, произведенные и использованные в госу­
дарственной промышленности, едва ли могли иметь что-нибудь существенно 
общего с ценами».13
Таким образом ясно видно, что докладчик действительно предполагает 
наличие обмена в обоих смыслах, однако он все-таки доходит к выводу, что 
вопрос об основании обмена и вопрос об основании товарною производства — 
это различные вопросы. При этом, если бы он сделал необходимые различе­
ния, то с необходимостью дошел бы к совсем иным выводам:
1. Если он в им исследованной области устанавливает исключительно лишь 
взаимный обмен человеческих деятельностей, связанных с разделением труда, 
то он действительно должен обленить не вопрос о том, «почему существует 
обмен». Именно, «обмен» в этом смысле является характерным повсюду, 
где существует разделение труда. В этом случае, так как он замечает исключи­
тельно лишь взаимный обмен деятельностей, и совсем не видит обмена, соб­
ственнического обособления между различными собственниками продуктов, 
то ему действительно не приходится исследовать основание «специфических 
стоимостных и товарных оссобенностей».
2. А если он замечает куплю-продажу, то-есть обмен деятельностей, осу­
ществляемый на основе определенного обособления производителей, то ста­
вится именно вопрос о том, в чем заключается основание того, что продукты 
отчасти или полностью производятся с целью продажи, с целью обмена. Зна­
чит в этом случае предстоит объяснить именно то, почему существует обмен, 
купля-продажа. Однако в этом случае вопрос о причине обмена является 
тождественным с вопросом о причине товарного производства. А почему? 
Потому, что продукты не могут превратиться в товар, если они производятся 
не для целей обмена. Таким образом при наличии общественного разделения 
труда, вследствие чего производитель и потребитель не совпадают друг с 
другем, должен иметь место взаимный обмен человеческих деятельностей. 
Однако, если это опосредствуется не товарообменом, то результаты от­
дельных специальных трудовых деятельностей, продукты не обменяются, 
не продаются и покупаются согласно определенным, исторически данным 
законам, а распределяются между участниками общества. В этом случае 
взаимосвязь участников общества, как производителей и потребителей осу­
ществляется и проявляется не в виде отношения между вещми, а в виде 
непосредственного отношения между отдельными лицами. При таких условиях 
общественный характер труда заключается непосредственно в его специаль­
ном, полезном характере, в том, какая потребительная стоимость, для удов­
летворения каких потребностей пригодные вещи производятся затратой труда. 
Все это, естественно, не означает, что людей не интересует рабочее время, 
необходимое для изготовления продуктов. (Этот «интерес» очевидно прояв­
ляется в разной мере на разных ступенях развития общества.) Однако, несмотря
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на это, при таких условиях продукт не приобретает товарной формы, труд, 
затраченный на продукт, проявляется не в вещной форме, а в виде стоимости 
продуктов, количество труда не приобретает формы стоимости продуктов, 
взаимоотношения производителей нс связываются с вещми.
Существенным образом изменяется положение в том случае, когда продук­
ты изготовились в целях обмена.14 В этом случае производители — как отдель­
ные лица, так и группы лиц — вступают в общественную связь посредством 
обмена их продуктов. При таких условиях и общественный характер их труда 
выражается в обмене. Как раз вследствие этого общественно-производственные 
связи между людьми — поскольку существует обмен — опосредствуются 
вещми, общественный труд, затраченный на продукты, проявляется обходным 
путем в виде стоимости продуктов, а рабочее время, затраченное на их произ­
водство, в виде величины стоимости. Только таким образом может продукт 
превратиться в товар.» Политическая экономия начинается с товара, с того 
момента, когда продукты обмениваются друг на друга отдельными людьми 
или первобытными общинами. Продукт, вступающий в обмен, является това­
ром. Но он является товаром только потому, что в этой вещи, в этом про­
дукте, завязывается отношение между двумя лицами, или общинами, отноше­
ние между производителем и потребителем, которые здесь уже более не соеди­
нены в одном и том же лице. Здесь мы сразу имеем перед собой пример свое­
образного явления, которое проходит через всю политическую экономию и 
порождает в головах буржуазных экономистов ужасную путаницу: полити­
ческая экономия имеет дело не с вещами, а с отношениями между людьми и в 
конченом счете между классами, но эти отношения не всегда связаны с вещами 
и проявляются как вещи».1'3
Продукт может приобресть характер товара лишь путем обмена (путем 
производства в целях обмена), и в этом случае выступает в виде особенности 
товара его стоимость. При этом из ошибочного понимания понятия товара 
может вытекать «логически» вывод, к которому доходит Петер Эрдеш: «Таким 
образом мне следует обяснить не то обстоятельство, почему существует 
обмен и средство для обмена, а то, почему обменяемые вещи имеют стоимо­
стные и товарные особенности, и почему имеет средство для обмена денежные 
особенности».10 В противоположность этой позиции — по нашему мнению — 
товарный характер продуктов мы можем обяснить и при социализме лишь 
выяснением вопроса о том, почему существует обмен, почему производятся 
продукты в целях продажи, либо не можем никак обяснить. Однако, как мы 
видели, Петер Эрдеш — хотя он предполагает какой-нибудь обмен (обмен 
деятельностей, обмен продуктов, средство для обмена, даже и рынок) — сов­
сем не приходит к выводу, что продукт — это товар, а средство для обмена — 
это деньги. Из этого ошибочного воззрения с необходимостью вытекает, что 
«обменяемые» продукты получают характер товара не вследствие обмена, а 
они являются товарами по иным основаниям, независимо от обмена. Таким 
образом обосновывает докладчик теоретически свою, по нашему мнению 
ошибочную концепцию о товарном производстве при социализме. Таким 
образом здесь речь идет не просто об отдельных установках, ошибочных, 
неточных формулировках, а об одном из основных положений, об одной из 
составных частей его теоретической системы.
Согласно точке зрения Петера Эрдеша — хотя он об это,С открыто не 
высказывается — общая, марксистская категория товара уже устарела. Эго, 
как будто бы устарелое понятие товарооборота действительно не совместимо
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с его новыми соображениями. Именно, если бы он принял марксистское поня­
тие товара, не мог бы усматривать — это мы в дальнейшем еще изложим — 
непосредственное основание товарного производства при социализме в мате­
риальном поощрении «и в иных хояйственно-политических поводах»: отвлечен­
ное противоречие интересов человечества (противоречие, заключающееся в 
том, что интересом отдельных индивидуумов является предоставлять в виде 
труда по возможности меньше всего и получать в виде продуктов по возмож­
ности больше всего: значит производственные отношения) не может быть 
признано корнем любых — существовавших и до социализма — товарных и 
денежных категорий (до высшей ступени коммунизма); не было бы возможно 
говорить «о стоимостных категориях, подчиненных централизированному 
хозяйственному руководству» и т. д. Поэтому понятно, что марксистскую кате­
горию товара, которую мы с полным правом можем признать правильным, 
соответствующим действительности мысленным отражением объективных 
хозяйственных отношений, в данном случае докладчик заменяет какой-нибудь 
новой категорией товара, причем не лишь в связи с социализмом, а также в 
отношении всего исторического развития товарных и денежных категорий.
Ошибочное толкование теории стоимости
Вышесказанным мы старались показать, что докладчик по нашему мнению 
неправильно понимает категорию товара, и вследствие этого он в дальнейшем 
с необходимостью доходит к ошибочным выводам по вопросу о характере 
особенностей товара при социализме, а также об основаниях его сохранения. 
Петер Эрдеш в своем докладе — как он сам устанавливает — желает, между 
прочим, в первую очередь показать в общих чертах < в чем отражается товарный 
характер продуктов при социализме», а в дальнейшем и то. что <в какой свой­
ственной форме проявляются, в чем коренятся эти товарные особенности, и 
каким образом могут быть использованы в интересах планового развития 
народного хозяйства».17 К вышеприведенному он мог бы еще добавить, что 
кроме поставленных вопросов он занимается не лишь товарным производ­
ством при социализме, а также товарным производством «выростающем на 
почве частной собственности».
Итак, в чем отражается ‘товарный характер» продуктов при социализме? 
«Товарный характер наших продуктов при социализме наиболее ярко отра­
жается в том, что они могут быть приобретены за деньги. Итак, спор о товар­
ном характере был бы уже давно разрешен, если бы мы могли однозначно 
установить, что деньги при социализме — это деньги в полном, классическом 
смысле слова и в отношении всех продуктов, соприкасающихся с ними».18
Эти установления несомненно могут быть приняты, однако из них выте­
кает только то, что деньги — это «проявление» товарного характера продукта, 
то есть только то, что деньги только свидетельствуют о товарном характере 
продуктов. Это очевидно, ведь существование денег обуславливается товарным 
характером продуктов. Тогда же. наоборот, если продукт не является товаром, 
то необходимо существование каких-нибудь бонов, которые не могут быть 
деньгами, а лишь простым техническим средством для учета и распределения 
продуктов. Тот общеизвестный факт, что «действительные» деньги могут 
основываться'лишь на том, что продукты являются товаром, устанавливается 
и в некоторых ссылках автора. «Если в производстве выступает в виде единицы 
исчисления непосредственно труд, то и средством для обмена будут такие
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деньги, непосредственно выражающие труД».19 Мы можем принять и его даль­
нейшее установление, согласно которому в том обстоятельстве, что цены това­
ров с необходимостью расхождаются от их стоимости и этим самим «имеют 
хозяйственный эффект в направлении поощрения или торможения, определяю­
щий тенденцию хозяйственных деяний, или же по крайней мере воздействующий 
на них», отражаются действительные денежные черты. Это очевидно так как 
возможность количественного несовпадения цены и величины стоимости, или 
расхождения между ценой и величиной стоимости таится в самой форме 
цены.
В чем заключается наше возражение против установки данного автора, 
если мы соглашаемся с ним в том, что товарный характер на поверхности 
показывают наиболее отчетливо деньги, а также в том, что расхождением 
между ценами и стоимостями продуктов выражается, сигнализируется, 
что «деньги — это не какое-нибудь техническое средство, не просто средство 
для учета и распределения.« Несмотря на то, что сущность товарного и денеж­
ного оборота мы еще далеко не выразим тем, что признаем его средством для 
материального поощрения, основная проблема заключается в том, что для 
Петера Эрдеша исход от денег и от цены служит не только тому, чтобы 
выявить то, что «в продуктах показывает на товар», но одновременно и тому, 
чтобы из денежных особенностей вывести стоимостные особенности продуктов. 
У него деньги и цена, выступающие сначала лишь в качестве поверхностного 
проявления товарного характера, позже, наоборот, станут основанием, причи­
ной того, что продукты производятся в виде товара. Эта замена легко введет 
читателя в заблуждение; если он признает правильным исходить от денег, 
ему трудно заметить этот поворот.
Этот метод можем заметить у автора уже при изложении вопросов частного 
товаропроизводства. Именно, он уже тогда стремится обосновать, теоретиче­
ски подтвердить свои, по нашему мнению ошибочные положения об основа­
ниях и особенностях социалистического товаропроизводства, изложенные 
им позже.
Хотя в начале доклада мы читаем, что в нем впервые изложено все то, 
что при социализме «показывает в продуктах на товар», автор все-таки уже 
заранее ставит вопрос, в чем заключается причина того, что определение, 
учет количеств труда осуществляется обходным путем в стоимостных кате­
гориях:
«Принципиальное основание возможности других воздействий, еще не 
определенных ближе, и тем более не выраженных, заключается именно в том, 
что определение, измерение и учет количества труда осуществляется не непо­
средственно в количестве труда, а обходным путем, то-есть путем стоимости, 
цены, одним словом в стоимостных категориях.
Когда в рамках товарного производства, «выросшего на почве частной 
собственности», люди сравнивают свой товар посредством денег, то по суще­
ству подвергают свой труд как в количественном, так и в качественном отно­
шении общественному расчету. Цена, уплаченная и полученная за товар. — 
это знак исполненного расчета. Они не могут измерять труд посредством 
рабочего времени, или иной физической величины, а должны измерять посред­
ством стоимости, цены, стоимостных категорий. Не только потому, и даже 
не в первую очередь потому, что общественно необходимее рабочее время — 
это неизвестная величина, но также и потому, что анархистическое производ­
ство изолированных друг от друга производителей создает такие условия,
213,
при которых пропорции цен с необходимостью систематически отличаются 
от пропорций стоимостей».18“
Из приведенного текста ясно видно, что докладчик ставит вопрос о том, 
в чем заключается принципиальное основание того, что учет, измерение коли­
чества труда осуществляется обходным путем, в стоимостных категориях. 
Видно, далее, и то, что здесь еще речь идет не о социализме, а товарном произ­
водстве, «выросшем на почве частной собственности.« Наконец, мы можем 
установить, что на поставленный вопрос докладчик желает дать ответ по суще­
ству последней фразой приведенного текста. Посмотрим этот ответ — кото­
рый к сожалению не совсем ясный—ближе: «Не только потому, и даже не в 
первую очередь потому (то-есть не могут измерять труд непосредственно 
путем рабочего времени — зам. автора), что общественно необходимое рабочее 
время — это неизвестная величина». Это один из его ответов на поставленный 
вопрос. Действительно, то обстоятельство, что труд, затраченный на продукт, 
является для производителей неизвестной величиной, и поэтому они не в 
состоянии учитывать, измерять его, не составляет — даже и во вторую очередь 
— основание категорий стоимости. Это так, несмотря на то, что стоимость 
продуктов не может быть непосредственно познана и исчислена, несмотря 
на то, что нет и не может быть никакого средства, аппарата для измерения, 
посредством которого могло бы быть исполнено это измерение непосред­
ственно в труде. Однако непосредственная непознаваемость и неисчислимость 
затрат труда является не причиной, а последствием, результатом того, что 
продукты производятся в целях обмена, в виде товара. Стало быть, стоимость 
и деньги существуют не потому, что количество труда, овеществленного 
в стоимости, составляет неизвестную величину, а, наоборот, потому, что 
продукт выступает в виде товара.
Посмотрим теперь вторую половину цитаты, второй ответ, данный на 
тот же воппрос, причем этот ответ докладчик считает более важным.«.. .но 
также и потому (не могут измерять труд непосредственно путем рабочего 
времени), что анархистическсе производство изолированных друг от друга 
производителей создает такие условия, при которых пропорции цен с необходи­
мостью систематически отличаются от пропорций стоимостей». Эта установка 
сама по себе не была бы ошибочной, однако его порочность заключается в 
том, что автор дает ответ, не на им поставленный вопрос, а на вопрос о том, 
в чем заключается принципиальнее основание того, что измерение, учет 
количества труда осуществляется не непосредственно, а обходным путем в 
категориях стоимости. Автор, вместо того, чтобы показать причину «обход­
ного пути»— на что направлен им ставленный вопрос, — показывает послед­
ствия обходного пути, тот факт, что если уже существуют стоимость и деньги 
(таким образом их существование вновь предполагает), то пропорции цен с 
необходимостью отличаются от пропорций стоимости. После того как автор 
дал на свой собственный вопрос ошибочный ответ, или же обошел этот вопрос, 
он уже легко может продолжать тем, что и при социализме должно быть расхож­
дение между пропорциями цен и пропорциями стоимости, и дойти к «очевидно­
му» выводу, что непосредственное основание товарного производства заклю­
чается в том, что непосредственно приводит к этим расхождениям.
«Таксе расхождение является существенной особенностью действительных 
цен. Цены, вместе с их расхождениями, имеют поощрительное или препят­
ствующее, определенное хозяйственное воздействие. Итак, и при социализме 
существует расхождение между пропорциями стоимости и пропорциями
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цен, цены и расхождения в ценах и здесь имеют руководящее направзяю 
воздействие”.10'5
После того как на основе ошибочного воззрения о товарном производ­
стве. выросшем на почве частной собственности, была автором подготовлена 
«почва» и в отношении социалистического товаропроизводства, он уже может 
установить:
«. . .  мной были приведены в первой части доклада примеры, иллюстри­
рующие товарные особенности наших продуктов, чтобы мы могли заметить- 
труд, необходимый к производству продуктов государственного предприя­
тия, государство выражает планомерно в форме стоимости, в цене. Однако 
не только потому, чтобы путем цены осуществлять учет, но и потому, чтобы 
поощрять, руководить посредством ее. . .  Я желал указать на то, что специфи­
ческими товарными чертами продукта при социализме мы встречаемся в 
связи с поощрением и руководством. А если так, то очевидно, что мы должны 
искать основание товарных и стоимостных особенностей в том, вследствие 
чего поощрение является необходимым».20
Из вышеприведенного ясно вытекает логика, внутренняя взаимосвязь 
воззрения Петера Эрдеша о теории стоимости: «Единое средство для обмена и 
расчета имеет денежные особенности постольку и потому, поскольку в целях 
материального поощрения цены и стоимости должны расхождаться. Таким 
образом станет материальное поощрение непосредственным (однако еще не 
окончательным) основанием превращения в товар, влекущим за собой действи­
тельные денежные особенности, которые обеспечивают продуктам товарные 
особенности, а труд станет „субстанцией стоимости”».21
Таким образом деньги, выражающие труд, и продукты могут быть вклю­
чены в разные категории согласно тому, в какой мере являются они «действи­
тельными», «истинными».
Деньги, выражающие труд, станут действительными деньгами, если 
используем их для поощрения, но не могут быть признаны деньгами, если 
служат только для учета. Как устанавливает Петер Эрдеш: «Однако если и 
поскольку учет является лишь учетом, и не служит одновременно и целям 
поощрения, постольку и в этом качестве учитываемая денежная стоимость 
выступает лишь в качестве денег для расчета, и не является действительной 
стоимостной категорией.»22
Далее, если мы в целях материального поощрения установим расхожде­
ние между ценой продукта и его стоимостью, и таким образом деньги высту­
пают в качестве действительных денег, то продукт получает действительные 
стоимостные особенности. И наоборот, если нет необходимости в поощрении, 
то цена это не цена, деньги — это не деньги, а продукт не является товаром1 
Как обстоит однако дело с продуктами, которые, например, распределяются 
по плану между государственными предприятиями центрально в рамках 
материального-технического снабжения?
«Иначе обстоит дело также с такими основными средствами производ­
ства, какими являются крупные машины, или же фабрики, взятые в целом 
Здесь сегодня мероприятия, исходящие от вышестоящих органов, применяются 
почти как правило, цены являются почти исключительно расчетными ценами, 
они почти не играют никакой роли в области хозяйственного воздействия, 
и таким образом в связи с этими средствами производства трудно показать 
такие существенные черты, которые были бы общими с чертами товара».23
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Однако изготовители этих машин, как производители, также могут быть 
поощрены установлением цен, расходяших с стоимостью, дифференциацией 
доли прибыли, несмотря на то, распределяются ли продукты в рамках матсри- 
ального-технического снабжения, или нет. А если имеет место поощрение, то 
почему не могут быть признаны товаром?
Общеизвестно, что введение расхождений между ценами и стоимостью, 
имеет место не искочительно в целях материального поощрения производи­
телей. Даже и сам докладчик упоминает о том, что материальное поощрение 
выступает в качестве главного основания, «. . .  которое дополняется иными 
хозяйственно-политическими требованиями, например требованием введения 
пропорции в доходы». К необходимости введения пропорции в доходы мы 
могли бы добавить, между прочим, необходимость введения различий между 
ценами и стоимостью в интересах мероприятий, направленных на охрану 
семьи, или успешной борьбы с алкоголизмом. Неужели и эти требования 
составляют основания — хотя и не главные основания — того, что продукты 
превращаются в товар и труд сводится на общечеловеческий труд.создающий 
стоимость?
Собственническое обособление в отношении промышленности и сельского 
хозяйства
Из вышесказанного уже вытекает, что мы признаем правильным воззре­
ние Сталина, согласно которому необходимость товарного производства при 
социализме следует анализировать исходя из общественного распределения 
груда и конкретных форм отношений собственности. Всякое воззрение, отвер­
гающее этот материалистический исходный пункт — и на это показывает часть 
ошибочных концепций, выявившихся в ходе дискуссий по данной теме, — 
неизбежно ведет к идеализму, к волюнтаризму. В противоположность эконо­
мистам, упрекающим Сталина за то, что он жестко придерживается к этим 
общим условиям товарного производства, мы, наоборот, видим недостатки 
сталинского изложения в том, что он не придерживается с достаточной 
последовательностью к своему правильному исходному пункту.
С сталинским анализом вопроса о необходимости товарного производства 
мы не можем соглашаться в двух отношениях: хотя Сталин в отношении глав­
ного основания товарных отношений схватил сущность, показал, что и при 
социализме решающее основание товарного производства составляет обще­
ственное разделение груда между промышленностью и сельским хозяйством, 
а также конкретные формы собственности, развившиеся на этом основании, од­
нако им были исследованы эти общие основания товарного производства лишь 
узко, пренебрегая из них вытекающие противоречия, и исключительно лишь 
в отношении между промышленностью и сельским хозяйством. В результате 
этой непоследовательности, несмотря на правильный исходный пункт, не было 
им учтено то обстоятельство, что взаимная зависимость между государствен­
ными предприятиями и колхозными хозяйствами ведет еще к существенным 
противоречиям товарного производства, далее, что эта взаимная зависимость- 
играет значительную роль и в внутренних хозяйственных отношениях госу­
дарственного сектора, наконец, не было им учтено, что даже и в государ­
ственном секторе не могли быть исключены полностью следы капиталисти­
ческого наследства, играющие, и если закономерно подчиненную, определен­
ную роль в сохранении некоторых товарных черт продуктов. Именно, в
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уровне производительных сил, в общественном разделении труда сохранился 
целый ряд старых черт не лишь в отношении взаимосвязи между промыш­
ленностью и сельским хозяйством, но также в связи с этим и в самой 
промышленности.
Почему можем признать правильным положение, согласно которому 
и если не исключительным, однако главным основанием товарного производства 
при социализме является общественное разделение труда между промышлен­
ностью и сельским хозяйством, а также здесь развившиеся конкретные формы 
собственности, еще в определенной степени обособливающие производителей? 
В период перехода от капитализма к коммунизму происходить решающие 
изменения в общественном разделении труда и в отношениях собственности 
на средства производства, значит в отношениях, составляющих основу товар­
ного производства. Частная собственность на средства производства и на 
продукты всей хозяйственной жизни заменяется социалистической обществен­
ной собственностью. А в отношении продуктов потребления господствующим 
станет личная собственность. В связи с преобладанием общественной соб­
ственности, с прекращением эксплуатации станет характерным плановое 
сотрудничество между производителями. При таких условиях с необходи­
мостью прекращается всякое обособление, изолированность, существующие 
при условиях частного производства. Однако, как известно, в первой фазе 
коммунизма, при социализме еще не существуют хозяйственные условия, 
обеспечивающие возможность к развитию такой единой общественной соб­
ственности, на базе которой прекратилось бы полностью всякое обособление 
производителей. При социализме основу общественного разделения труда 
составляет и в дальнейшем разделение труда между промышленностью и 
сельским хозяйством. Основанием всякого разделния труда, опосредствован­
ного товарообменом, является отделение города и деревни.2'1 Известно что 
неравномерное развитие производительных сил в сельском хозяйстве и в про­
мышленности, относительно низкая степень концентрированности производи­
тельных сил в сельском хозяйстве ведут в условиях капитализма к сохранению 
значительного слоя мелких собственников. Поэтому в ходе перехода к социа­
лизму постепенное развитие социалистических крупных хозяйств в области 
сельского хозяйства проходит неизбежно путем кооперирования. Основу 
двух видов социалистической собственности, государственной собственности и 
кооперативно-колхозной собственности составляют неравномерность развития 
производительных сил при капитализме, большие разницы в концентрирован­
ности производства. Эти хозяйственные условия —общественная собственность 
и в рамках ее господствующая, руководящая роль государственной собствен­
ности, обеспечивают возможность и влекут за собой необходимость планомер­
ного сотрудничества объединенных социалистических производителей. Однако 
эти же хозяйственные условия одновременно таят в себе такие противоречия, 
не имеющие антагонистического характера, формами движения которых 
являются специфические товарные и денежные отношения, даже и после прек­
ращения капитализма и частной собственности вообще. Именно, существует 
противоречие в том, что с одной стороны промышленность и сельское хозяй­
ство, государственное и колхозное производство общественным разделением 
труда связаны друг с другом, отказаны друг на друга, а, с другой стороны, 
вследствие (форм присвоения средств производства и продуктов при социализме — 
так как средства производства и продукты находятся в руках не одного, а 
разных собственников — в некоторой степени еще сохраняется и обособление
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собственности производителей.25 В определенных пределах, обусловленных 
собственностью — вследствие общественного разделения труда — труд носит 
общий общественный характер: производители производят не в целях собс­
твенного употребления, а также для общественных нужд. При этом однако 
вследствие определенной обособленности (поскольку эта обособленность в 
социалистическом хозяйстве вообще существует) общественный труд произ­
водителей еще не является сейчас полностью частью общественного труда 
в целом, а должен превратиться в нее и посредством товарообмена, значит 
еще более-менее обходным путем. Труд по существу непосредственно обобщес­
твлен как в отношении всего государственного сектора, так и в отношении 
колхозов и коопераций, и поэтому имеется возможность для непосредственной 
организации и планирования труда, однако не в полной мере и в масштабах 
всего народного хозяйства. Таким образом имеется противоречие в том, что 
если труд обобществлен в государственном секторе, и по существу также в 
отдельных колхозах и кооперациях, однако, учитывая все народное хозяйство, 
общественный труд в целом, лишь в пределах, данных формами собствен­
ности.26 Когда мы говорим о том, что при социализме «непосредственный 
общественный труд еще не полностью зрелый», существуют разные степени 
обобществления труда, мы этим выражаем то, что установление вышесказан­
ным. Таким образом мы здесь имеем дело с противоречиями товарного 
производства, не носящими антагонистического характера.
При социализме средства производства находятся в общественной соб­
ственности, причем государственная собственность играет господствующую 
роль. Руководящая отрасль народного хозяйства, промышленность сосредото­
чена в руках социалистического государства, представляющего интересы 
всего общества. При таких хозяйственных условиях государство может 
планомерно руководить не лишь государственным производством и распределе­
нием, но — опираясь на позиции собственника — в отношении главных пропор­
ций также и всем процессом воспроизводства. Однако на почве вышеупомя­
нутых противоречий социалистическое государство может все это правильно 
исполнить лишь при учете необходимости товарообмена между производи­
телями, а также их интересов в товарном производстве, вытекающих из этого.
Так как при социализме продукты производятся в виде товара, труд 
товаропроизводителей должен с необходимостью иметь двойный обществен­
ный характер. Он, как конкретный полезный труд, с одной стороны, должен 
производить потребительную стоимость, удовлетворяющую определенные 
общественные нужды, и таким образом в данной системе общественного разде­
ления труда должен быть составной частью общественного труда в целом. 
С другой стороны, производители или производительные еденицы могут 
удовлетворять взаимно свои многосторонние потребности лишь таким обра­
зом, если они могут обменяться продуктами, поэтому необходимо, чтобы их 
разносторонний труд выразился в отвлеченном, общем человеческом труде. 
В соответствии с этим продукт располагает двойной особенностью: потреби­
тельной стоимостью и стоимостью. Величина стоимости товара определяется 
количеством труда, общественно-необходимым для их производства, а ввиду 
того, что речь идет о развитом товарном производстве, является неизбежным 
функционирование денег, в которых непосредственно воплощается обществен­
ный труд, и тем самим неизбежно сохраняются и такие категории, как цена, 
себестоимость и т. д.
Что означает вышесказанное в внутренних отношениях государственного
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сектора? Производительные единицы внутри государственного сектора на­
ходятся в многосторонней зависимости от товарообмена, от спроса и предло­
жения, как в качестве производителей, так и в качестве потребителей. Таким 
образом и зависимость разных государственных производителей от рынка 
является значительной, многосторонней: так, например, государство поку­
пает целый ряд сырых материалов, необходимых для отдельных городов, 
промышленных центров, в определенной форме от колхозов и колхозных 
крестьян в виде товара, и продавает колхозам и сельскохозяйственным произ­
водителям разные средства производства и продукты потребления в виде 
товара. Кроме этого мы не можем оставить без учета широкий круг отношений 
купли-продажи в области внешней торговли. Таким образом эти производи­
тельные единицы связываются не исключительно внутренним (а рамках госу­
дарственного производства) разделением труда и государственной собствен­
ностью, но одновременно они тесно связаны — хотя по большей части косвенно 
— и рыночными отношениями. Следовательно, с одной стороны — так как 
здесь имеет место единая государственная собственность —необходимо единое 
планомерное руководство всей государственной промышленностью, а, с 
другой стороны, при плановом руководстве необходимо учитывать и зависи­
мость разных производительных единиц от товарообмена, необходимость в 
приспособлении к рынку.
Мы не можем согласиться с экономистами, признающими единственным, 
исключительным основанием существования товаропроизводства одновре­
менное существование двух форм собственности, государственной и колхозной 
собственности; причем они исходя из этого не признают товаром продукты, 
оборот которых не выходит за пределы государственного сектора. Например, 
И. И. Козодоев устанавливает: «Итак, причина существования товарного 
производства при социализме заключена в наличии наряду с таким собствен­
ником, как государство, более или менее многичесленных собственников в 
лице колхозов».27 Не случайно, что И. И. Козодоев, применяющий после­
довательно свою позицию, исчет обяснение на то, почему говорим о стои­
мости и цене средств производства, обращающихся в рамках государствен­
ного сектора, если они не являются товаром, и доходит к несостоятельному 
положению, согласно которому такие средства производства имеют стои­
мость, но несмотря на это не являются товаром.2*
К. В. Островитянов в статье «Товарное производство и закон стоимости 
при социализме»29 и в других произведениях и выступлениях излагает, что и 
продукты, обращающиеся в пределах государственного сектора, располагают 
существенными особенностями товара. Он подчеркивает, что Сталин в своей 
работе «Экономические проблемы социализма в СССР», опираясь на учения 
Ленина правильно анализировал положение, что товарное производство при 
социализме следует обяснить одновременным существованием двух форм 
собственности. «Однако в указанной работе Сталина имеются и научно не 
обоснованные, не согласующиеся с фактами положения. К ним относятся ут­
верждения, что средства производства сохраняют лишь внешнюю оболочку 
товаров, что закон стоимости воздействует на производство только через 
заработную плату».30
К. В. Островитянов между прочим правильно показывает и на то, что и в 
государственном секторе должен выступать такой внутренний фактор — выте­
кающий из особенностей самой государственной собственности, — вследствие 
воздействия которого продукты, обращающиеся внутри государственного
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сектора, получают товарный характер. «Товарный характер средств производ­
ства определяется не только взаимосвязью государственной собственности 
с другими формами собственности, но и вытекает из особенностей и внутрен­
них потребностей развития самой государственной собственности на стадии 
социализма. Государственная, общенародная собственность на социалис­
тической стадии развития предполагает такой способ соединения рабочей 
силы со средствами производства, при котором в основе взаимоотно­
шений между государством и принадлежащими ему предприятиями, а также 
между самими государственными предприятиями лежит материальная заин­
тересованность каждого работника производства и коллективов предприятий 
в результатах своего груда и вытекающий отсюда принцип эквивалентного 
возмещения обществом каждому предприятию произведенных им трудовых 
затрат. Материальная заинтересованность работников в результатах своего 
труда обусловлена общественной социалистической собственностью на сред­
ства производства, тем, что люди работают не на эксплуататоров, а на себя, 
на социалистическое общество, целью которого является наиболее полное 
удовлетворение растущих потребностей всех членов общества»,81 Таким обра­
зом, — как видим — автор, с одной стороны, последовательно придерживаясь к 
своему исходному пункту, стремится вывести товарные отношения из форм 
собственности на средства производства, но, с другой стороны, — несмотря 
на правильный исходный пункт — его дальнейшие конкретные изложения ка­
жутся половинчатыми, непоследовательными. Именно, проблема заключается 
как раз в том обстоятельстве, каким образом ведут формы государствен­
ности на средства производства к товарной форме здесь произведенных про­
дуктов. Причем автор не лишь не анализирует достаточно глубоко с точки 
зрения решения данной проблемы имеющий решающее значение вопрос о том, 
почему должна была бы «материальная заинтересованность» проявиться па 
почве государственной собственности в товарообмене, причем именно в резуль­
тате особенностей государственной собственности, но просто ограничивается 
заявлением, что материальная заинтересованность в государственном секторе 
ведет к товарным отношениям лишь при общих условиях уже существующего 
товарного производства и товарооборота. «Материальная заинтересованность 
работников является одной из движущих сил развития социалистического 
производства. Поэтому и требуется такая экономическая форма взаимосвязей, 
при которой государство предает предприятиям средства производства в поль­
зование и распоряжение с тем, чтобы каждое предприятие возмещало свои 
затраты на производство, реализируя продукцию на основе принципа экви­
валентности. Эквивалентное возмещение предприятием живого и овеществлен­
ного труда в условиях товарного производства и обращения неизбежно осу­
ществляется через товарный обмен».32
Этот ответ, в противоположность первоначальной точке зрения автора, 
показывает на то, что по его мнению к товарному характеру продуктов и 
внутри государственного сектора ведут не внутренние особенности государ­
ственного производства, а исключительно одноврсменнсе существование госу­
дарственной собственности и колхозной собственности.13 Следовательно, 
ему не удалось решить удовлетворительным образом проблему о том, в чем 
заключается особенность государственного производства, вследствие которой 
еще не может быть исключено товарное производство. Правильно устанавли­
вает Й. Кронрод «. . .  Вместе с тем К. В. Островитянов в ходе конкретного 
анализа проблемы необходимости товарного производства фактически сводит
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на нет тезис о том, что товарный характер средств производства вытекает из 
особенностей и внутренних потребностей развития самой государственной 
собственности. Рассматривая товарную форму в государственном секторе 
хозяйства, он уже исходит из наличия товарно-денежных отношений в эконо­
мике, порожденных вне этого сектора».34
Из до сих пор изложенного вытекает, что следует признать основное зна­
чение условиям материального быта, определяющим производственные отно­
шения данного общества, в первую очередь их основанию, отношениям соб­
ственности на средства производства: в связи с нами рассматриваемым вопро­
сом обстоятельству, обуславливающему, что в социалистическом хозяйстве 
производители, отказанные друг на друга и зависимые друг от друга, вслед­
ствие разделения труда, выражающего производительные силы, в результате 
отношений собственности на средства производства в некоторой степени 
обособляются друг от друга и этим самим принуждены к обмену, к продаже 
и покупке своих продуктов. Роль этих факторов в отношении между промыш­
ленностью и сельским хозяйством, между государственным производством и 
кооперативно-колхозным производством мы уже представили. Если государ­
ственная собственность имеет также особенности, обуславливающие товарные 
отношения, то они связаны с этими же основаниями, с общественным разделе­
нием труда и сопровождающим его обособлением собственности. Таким обра­
зом, если желаем исследовать вопрос о том — теперь уже в государственном 
секторе —, что какие условия играют роль в сохранении товарных отношений, 
то мы должны ближе и основательнее рассмотреть вопрос о том, что в чем 
заключается это обособление собственности в пределах государственного 
сектора, в чем оно проявляется, какие особенности наблюдаются у него. Однако 
все это, так как вопрос о развитии и характерных чертах государственной 
собственности — это более широкий вопрос, чем вопрос об основании товар­
ного производства, уже выходит за рамки наших исследований. (Именно, 
мы точно так ке можем отождествить основание возникновения государствен­
ной собственности и основание товарных отношений при социализме, как и не 
можем отождествить, например, основание развития частной собственности 
с основанием возникновения частного товарного производства. Это поло­
жение само по себе вытекает из того обстоятельства, что любое товарное отно­
шение уже заранее предполагает обособление собственности.)
При анализе государственной собственности в интересах выяснения 
данного вопроса мы не должны забывать и о том обстоятельстве, что социа­
лизм выростае г на почве хозяйственных условий, назревших при капитализме, 
и поэтому, по словам Маркса, мы здесь имеем дело не с таким коммунисти­
ческим обществом, которое развилось на собственном базисе, а в противо­
положность этому с таким, которое как только выросло из капиталистического 
общества, значит носит на себя во всех отношениях, в экономике, в морали, 
в духе, отпечаток старого общества, в котором оно родилось.33
Возникновение государственной собственности, сохранение некоторых 
черт обособления собственности между государственными производитель­
ными звенами или государством и потребителями средств иждивения, а также 
то обстоятельство, что в результате всего этого даже в данной области не 
исчезли полностью товарные и денежные отношения, находятся в теснейшей 
связи с этими «родимыми пятнами».
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1) В нижеследующем мы публикуем лишь первую часть трактата.
2) «В последние годы широкое распространение получил взгляд, согласно которому в 
условиях социализма якобы сохраняются свойственные досоциалистическим формациям 
обе коренные предпосылки товарного производства, а именно не только разделение 
труда, но и разъединенность производителей отношениями собственности, с той лишь 
разницей, что в досоциалистических условиях разъединенность производителей — резуль­
тат отношений частной собственности, а в условиях социализма — результат наличия 
наряду с общенародной колхозно-кооперативной собственности.
Методологическая несостоятельность этой трактовки необходимости товарного произ­
водства при социализме состоит в том, что здесь по механической аналогии с условиями 
досоциалистических формаций предполагается, будто две формы социалистической 
собственности обусловливают разъединенность производителей, а эта разъединенность 
при общественном разделении труда и ведет к необходимости товарной формы про­
дукта.
В действительности же, хотя колхозно-кооперативная форма собственного хозяйства 
в целом общественная социалистическая собственность экономически отнюдь не разъеди­
няет производителей, а, напротив, объединяет их. Определяющая роль в экономике 
принадлежит всенародной собственности. Она охватывает решающие для всего обще­
ственного процесса воспроизводства средства производства. (Я. Кронрод: О товарном 
производстве в условиях социализма. «Вопросы экономики», 1959 г. № 3. стр. 103.)
3) Вопросы Экономики, 1959 г. № 3. стр. 97.
4) К. Маркс: Капитал, т. 111.
5) К. Маркс: Капитал, т. I. 1955 г. стр. 94—95.
6) Закон стоимости и его роль при социализме. Госпланиздат. Москва, 1959 г. Выступление 
Н. В. Хессина.
7а. В. Батырев: «О необходимости и природе товарного производства при социализме». Воп­
росы Экономики, 1958 г. № 8.
7) Эту точки зрения отстаивали А. В. Бачурин, М. В. Колганов, Э. Я. Брегел и другие 
на научной конференции, устроенной при Московском Государственном Университете 
им. Ломоносова. См.: Закон стоимости и его роль при социализме. Госполитиздат. 
Москва, 1959.
8) Петер Эрдеш: Стоимостные категории в социалистическом плановом хозяйстве, журнал 
«Кезгазлашаги Семле», Будапешт, 1959 г. № 1. стр. 9.
9) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 9—10.
10) В этом трактате в части, критизируюшей доклад Петера Эрдеша, я использовал и неко­
торые, разработанные мной выводы статьи, публикованной в журнале «Кезгазлашаги 
Семле», 1959 г. № 6. Йожеф Вилмош—Иштван Лацко: «Товарное производство при
социализме».
11) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 8 — 9.
12) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 3 — 4.
13) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 7.
14) Роберт Хох не понимает этой критики, возражая против того, что мы не осознаем, что 
при социализме невозможно категорически разрешить вопрос о том, в какой мере яв­
ляются продукты товаром, и в какой мере не являются. В вышесказанном речь идет 
об ином, о том, что если продукты вообще превращаются в товар «хоть от части, хоть 
полностью», то они обменяются, продаются и покупаются всегда вследствие обособ­
ления собственников. См. Роберт Хох: О социалистических товарных отношениях. 
Журнал »Кезгазлашаги Семле», 1960 г. № 1.
15) Ф. Энгельс: «Карл Маркс: К критике политической экономии» К. Маркс—Ф. Энгельс 
Сочинения т. 13. Издание второе. Госполитиздат. Москва 1959. стр. 498.
16) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 8—9.
17) Петер Эрдеш: Ци г. произведение, стр. 2.
18) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 2.
19) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 9.
19а) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 3.
196) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 3.
20) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 9.
21) В дискуссии о товарном производстве, хотя опираясь на существенным образом раз­
личающиеся исходные пункты, однако мы встречаемся с сходными неправильными 
поворотами. Например, некоторые авторы пытаются объяснить товарное производство 
при социализме на основе разных видов труда (умственный и физический труд, простой
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и сложный труд, промышленный и сельскохозяйственный труд и т. д.). На эти воззре­
ния мы еще возвратимся.
22) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 16.
23) Петер Эрдеш: Цит. произведение, стр. 7—8.
24) К. Маркс: Капитал, т. I.
25) «Разумеется, нельзя отождествлять »обособленность» колхозов с обособленностью 
частных товаропроизводителей . . . Но при всем этом нельзя отрицать, что колхозы 
все же в известной мере обособленные предприятия. Их «обособленность» обусловлена 
тем, что они основаны в значительной степени на собственности данного коллектива 
трудящихся. Обособленность' колхозов выражается в том, что каждый колхоз само­
стоятельно планирует производство отдельных видов продукции, определяет специали­
зацию производства, распоряжается своими материальными и трудовыми ресурсами 
и излишками своей продукции после выполнения соответствующих обязательств перед 
государством, а также остающимся в колхозе чистым доходом. Доходы колхозов, их 
средства не перераспределяются между отдельными колхозами. Отчуждение продукции 
колхоза или принадлежащих ему средств производства государству или другим 
кооперативным организациям может осуществляться только на основе обмена, путем 
купли-продажи. (Г. Дихтяр: «О необходимости товарного производства при социа­
лизме». Вопросы экономики 1959. № 3. стр. 108.
26) Мы здесь ради избежения осложнений не учитываем то обстоятельство, что даже в госу­
дарственном производстве мы можем найти некоторые следы обособления собственности.
27) Закон стоимости и его роль при социализме, Госполитиздат Москва, 1959.
28) Доклад И. И. Козодоева в сборнике «Закон стоимости и его роль при социализме» 
(Госполитиздат. Москва, 1959 г.) содержит следующее: «Форму товара принимают 
не все продукты; товарную форму принимают лишь те средства производства, которые 
поступают в продажу колхозам и за границу, и все предметы личного потребления, 
между тем как форму стоимости пронимают все продукты, созданные социалисти­
чески организованным трудом. Стоимостную форму принимают и те средства произ­
водства, которые реальными товарами не являются. Иначе говоря, закон стоимости 
действует во всем социалистическом производстве, (стр. 26 -27). «Товарная форма про­
дукта исторически возникла раньше, чем стоимостная; и исчезнет товарная форма 
продукта раньше, чем исчезнет стоимостная (стр. 30). Участники данной дискуссии без 
исключения критиковали данное положение Козодоева, ссылаясь на то, что не было 
никогда в истории стоимости без товара, так как стоимость, это особенность товара. 
Из выступающих А. В. Бачурин справедливо ссылался на высказывание Энгельса о 
том, что единная стоимость, которую политическая экономия знает, это стоимость 
товара.
Г. Дихтяр, в многих отношениях основательно анализирующий — как на это мы уже 
ссылались — характерные черты товарных отношений, также ограничивается на двух 
формах собственности, ввиду того, что он исключительно в этих видит факторы, веду­
щие к товарному производству, несмотря на то, что он считает отношениями товаро­
оборота и отношения между государственными предприятиями. «Вместе с тем товарно- 
денежные отношения используются и в экономических связах между предприятиями 
внутри государственного сектора. В условиях, когда экономический оборот между госу­
дарственным и колхозным секторами основывается на товарно-денежных отношениях, 
хозяйственные связи между государственными предприятиями также должны совер­
шаться в форме товарного обмена. Это вытекает из единства экономических процессов, 
происходящих в социалистическом обществе.» (Вопросы экономики, 1959. № 3. стр. 108) 
У нас Карой Фелдеш объясняет также товарным производством, существующим вслед­
ствие двух форм собственности, то обстоятельство, что между государственными пред­
приятиями имеет место фактический обмен, купля-продажа. По его мнению государствен­
ная собственность на средства производства обуславливает количественную и качествен­
ную неравномерность обменяемого труда, однако ему кажется, что это само по себе 
еще не отражается в товарных отношениях. «Если однако в едином народном хозяйстве, 
объединенном тысячами нитей разделения труда, имеются общие условия товарного 
производства, то даже в государственном секторе количественное равенство труда может 
выступать лишь как равенство стоимости произведенного товара, а качественное равен­
ство труда лишь как абстрактный характер труда. В этом заключается основание того, 
что продукты, обменяемые между государственными предприятиями, если они об­
меняются путем купли-продажи, имеют действительные» стоимостные черты, а не 
формальные.» Карой Фелдеш: журнал «Кезгаздашаги Семле,» 1960 г. № 7.
29. К. В. Островитянов: Товарное производство и закон стоимости при социализме. 
Коммунист, 1957 г. № 13.
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30) К. В. Островитянов: Цит. произведение, Коммунист, 1957 г. № 13.
31) К. В. Островитянов: Цит. произведение. Коммунист, 1957 г. № 13.
32) К. В. Островитянов: Цит. произведение, Коммунист, 1957. № 13.
33) К. В. Островитянов изложил эту же точку зрения и в других докладах и выступлениях.
Например: «Государственная собственность предполагает такой способ соединениярабо- 
чей силы со средствами производства, который порождает материальную заинтересо­
ванность работников в результате своего труда . . . Материальная заинтересованность 
работников в результатах своего труда является одной из решающих движущих сил 
развития социалистического производства. Она требует, чтобы взаимоотношения между 
государством и принадлежащими ему предприятиями, а также взаимоотношения между 
государственными предприятиями строились на основе принципа эквивалентного воз­
мещения каждому предприятию затрат овеществленного и живого труда. А это экви­
валентное возмещение затрат труда в условиях товарного производства и обращения 
осуществляется в товарно-денежной форме.» (Сборник «Закон стоимости и его роль 
при социализме®, Госполитиздат. Москва 1959. стр. 74.)
34) Вопросы Экономики, 1958 г. № 10. стр. 108.
35) К. Маркс: Критика готской программы.
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